
SPD - NET - SH  

Die Internetkooperative der  
SPD - Kreisverbände in Schleswig -Holstein  
 
 
 

 

 

 
Artikelarchiv 2013, 1. Halbjahr  

 
Die Artikel sind auf der Webseite der Internetkooperative SPD-NET-SH und auf den Seiten 

der angeschlossenen Gliederungen der SPD erschienen. Insoweit liegt die Verantwortung 

wie auch das Copyright bei SPD-NET-SH und bei den jeweiligen Autoren der Beitrªge. 

 

 

Ein Nachdruck ist mit ausdr¿cklicher Angabe der Quelle zulªssig. 

Norderstedt, im Dezember 2020 
  



Martin Habersaat, MdL  -  veröffentlicht  am  02.01.2013,  12:51  Uhr  -  8917  Clicks  -  Nr.  1 

Der  Kuchenparagraf  ist  korrigiert  

Die  schwarz -gelbe  Landesregierung  hatte,  als  eine  ih-

rer  letzten  Amtshandlungen,  in  die  Gemeindeordnung  

eine  Regelung  aufgenommen,  nach  der  alle  Spenden,  

die  in  einer  Gemeinde  eingehen,  von  der  Gemeinde-

vertretung  zu genehmigen  seien.  Das  stellte  sich  in  

der  Praxis  als  wenig  praktikabel  heraus:  Jeder  Ku-

chen,  der  für  ein  Kindergartenfest  gespendet  wurde,  

besch äftigte  fortan  Verwaltung  und  Kommunalpolitik.  

Schleswig -Holstein  sorgte  mit  dem  ĂKuchenparagra-

fenñ für  Reaktionen,  die  von  Schmunzeln  bis  Verärge-

rung  reichten.  

 

Die  neue  Koalition  aus  SPD, Grünen  und  SSW korrigierte  diese  Regelung  und  machte  sie 

Ăalltagstauglicherñ, wie  Martin  Habersaat,  Landtagsabgeordneter  aus  Barsbüttel  und  stell-

vertretender  Vorsitzender  der  SPD-Landtagsfraktion,  befindet.  Der  ĂKuchenparagrafñ sei  

Thema  bei  vielen  seiner  Gespräche  mit  Bürgermeisterinnen  und  Bürgermeistern  im  ver-

gangenen  Jahr  gewesen.  Ab sofort  kann  nun  nach  der  neuen  Regelung  verfahren  werden,  

die  die  Wünsche  der  Kommunalpolitiker  berücksichtig.  

 

Künftig  muss  die  Gemeindevertretung  erst  aktiv  werden,  wenn  es um  Sachspenden  geht,  

die  mehr  als  50  Euro  wert  sind.  Habersaat:  ĂWir legen  es aber  in  die  Verantwortung  der  

Gemeinde -  oder  Stadtvertreter,  eigene  Grenzen  zu beschließen.  Die  Kommunalpolitiker  

könnten  beispielsweise  beschließen,  den  Bürgermeister  bei  Spenden  bis  5.000  Euro  ent-

scheiden  zu lassen  und  bis  10.000  Euro  den  Hauptausschuss,  bevor  bei  höheren  Beträ-

gen  die  Gemeindevertretung  wieder  entscheidet.ñ Ein jährlicher  Bericht,  der  der  Gemein-

devertretung  vorzulegen  ist,  muss  dann  alle  Spenden  ab 50  Euro  enthalten.  

 

Der  geänderte  Paragraf  im  Wortlaut:  

Gemeindeordnung  für  Schleswig -Holstein  

§76  

(4)  Die  Gemeinde  darf  zur  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  Spenden,  Schenkungen  und  ähnliche  

Zuwendungen  einwerben  und  annehmen  oder  an  Dritte  vermitteln.  Die  Einwerbung  und  

die  Entgegennahme  des  Angebots  einer  Zuwendung  obliegen  ausschließl ich  der  Bürger-

meisterin  oder  dem  Bürgermeister.  Über  die  Annahme  oder  Vermittlung  entscheidet  die  

Gemeindevertretung.  Abweichend  von  Satz  3 kann  die  Gemeindevertretung  die  Entschei-

dung  über  die  Annahme  oder  Vermittlung  bis  zu von  ihr  jeweils  zu bestimmende n Wert-

grenzen  auf  die  Bürgermeisterin  oder  den  Bürgermeister  und  den  Hauptausschuss  über-

tragen.  Über  die  Annahme  oder  Vermittlung  von  Spenden,  Schenkungen  oder  ähnlichen  

Zuwendungen,  die  über  50  Euro  hinausgehen,  erstellt  die  Bürgermeisterin  oder  der  Bür-

germeister  jährlich  einen  Bericht,  in  welchem  die  Geber,  die  Zuwendungen  und  die  Zu-

wendungszwecke  anzugeben  sind,  und  leitet  diesen  der  Gemeindevertretung  zu.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Umweltforum  -  ve röffentlicht  am  03.01.2013,  17:06  Uhr  -  55355  Clicks  -  Nr.  2 

2012  -  ein  verlorenes  Jahr  

Politik  befreite  sich  nicht  aus  der  Geiselhaft  der  Wachstumsabhängigkeit  

Michael  Müller,  der  frühere  Umweltstaatssekretär  und  Vorsitzende  der  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/ufo


NaturFreunde  Deutschlands  zieht  Bilanz:  

Die  Bilanz  des  abgelaufenen  Jahres  fällt  für  den  Umwelt -  und  

Naturschutz  ernüchternd  aus.  Die  Chancen  wurden  nicht  ge-

nutzt.  

2012  war  für  den  Natur -  und  Umweltschutz  ein  verlorenes  

Jahr,  das  wichtigste  Ereignis,  der  UN-Erdgipfel  Rio plus  20,  

wurde  zur  Enttäuschung.  

Nichts  war  mehr  zu spüren  von  dem  gemeinsamen  Willen  von  

1992,  zu einer  sozial -ökologischen  Weltinnenpolitik  zu kom-

men.  Aber  auch  national  spiegelte  sich  der  reale  Bedeutungs-

verlust  wider  im  jähen  Fall  des  Norbert  Röttgen  und  dem  bl itz-

artigen  Aufstieg,  aber  auch  bereits  eingesetzten  Niedergang  seines  Nachfolgers  Peter  Alt-

maier.  Zuerst  platzte  Röttgens  Karriere,  der  den  Leitungsbereich  des  Umweltministeriums  

mit  seinen  Gefolgsleuten  aufblähte,  aber  in  der  Sache  nichts  auf  die  Kette  br achte.  

Nie zuvor  war  der  Widerspruch  zwischen  Ankündigungen  und  Taten  so groß,  wurde  die  

Wiedervorlage  beim  Minister  zur  Beerdigung  erster  Klasse.  Nach  der  verlorenen  Land-

tagswahl  in  NRW musste  Röttgen  gehen,  die  Bundeskanzlerin  traute  ihm  die  Energie-

wende  nicht  zu.  Es folgte  der  schnelle  Aufstieg  des  Peter  Altmaier.  Doch  als  EverybodyŹs 

Darling  geriet  er  zwischen  alle  Fronten,  der  klare  Kompass  für  den  Umbau  fehlt.  Nun  

muss  er  ich  gegen  wachsende  Kritik  wehren,  die  nicht  zuletzt  auch  in  den  eigenen  Reihen  

von  FDP-Wirtschaftsminister  Philipp  Rösler  geschürt  wird.  

 

Röttgen  und  Altmaier  sind  höchst  unterschiedliche  Charaktere  und  doch  entsprechen  

beide  dem  Typ  des  Politikers,  der  bei  Bundeskanzlerin  Angela  Merkel  hoch  im  Kurs  steht.  

Als Geschäftsführer  der  CDU/CSU -Bundestagsfraktion  organisierten  sie  die  Machtsiche-

rung  der  Politi k des  Durchmauschelns,  nicht  aber  die  programmatische  Erneuerung  der  

Union,  schon  gar  nicht  die  Herkulesaufgabe  einer  nachhaltigen  Wirtschaft  und  Gesell-

schaft.  

Das Desaster  der  Energiew ende  und  der  Stillstand  in  der  Ökologie  sind  auch  eine  Folge  

der  Entideologisierung  der  Politik.  

 

Dabei  erleben  wir  durch  die  Entbettung  der  Ökonomie  aus  den  sozialen  und  ökologischen  

Bindungen  erneut  eine  Transformation.  Die  Welt  verändert  sich  radikal,  eine  sozial - ökolo-

gische  Gestaltung  ist  dringend  geboten.  Dabei  könnte  die  Ökologie  zum  Motor  für  Inno-

vationen,  Gerechtigkeit  und  Demokratie  werden.  Andernfalls  werden  die  Gesellschaften  

noch  tiefer  gespalten,  kommen  die  Volkswirtschaften  nicht  auf  die  Beine , nehmen  unsi-

chere  Beschäftigungsverhältnisse  zu,  schreitet  die  Naturzerstörung  schnell  voran.  

Vier  Beispiele  belegen  das  ökologische  Versagen  der  Politik:  

 

Energiewende:  

 

Es gibt  keinen  anderen  "Wendebereich",  der  so intensiv  erforscht  wurde,  aber  so weni g 

begriffen  ist,  wie  der  von  der  fossilen  Verschwendungswirtschaft  zu solaren  Energie-

dienstleistungen.  Bereits  1980  legten  die  Umweltverbände  ein  erstes  Szenario  vor,  in  

dessen  Zentrum  die  Stärkung  der  Stadtwerke  stand.  

Seitdem  belegen  unzählige  Studien,  dass in  kurzer  Zei t  sowohl  der  Umbau  in  eine  Effizi-

enz -  und  Solarwirtschaft  als  auch  der  Atomausstieg  möglich  wären.  

Erst  der  Super -GAU von  Fukushima  zwang  die  Bundesregierung  21  Jahre  nach  dem  ers-

ten  Konzept,  eine  Energiewende  anzukündigen.  Viel  Zeit  wurde  vertan,  aber  was  geschah  

bisher  tatsächlich?  

Der  Verkauf  der  Stromnetze  an  private  Betreiber,  die  Verstümmelung  des  Erneuerbare -

Energien -Gesetzes,  die  Aushebelung  des  Naturschutzes,  eine  Umverteilung  der  Kosten  zu 

Lasten  kleiner  Verbraucher.  Energiesparen  und  Effizienzrevolution  spielen  nur  eine  Ne-

benrolle.  Und  erstmals  deckelt  ein  Umweltminister  den  Ausbau  der  erneuerbaren  Ener-

gien.  

 

Wer  die  Energiewende  will,  kommt  an  der  Machtauseinandersetzung  mit  den  großen  

Energiekonzernen  nicht  vorbei,  um  vom  zentra lisierten  Verbundsystem  mit  nuklearen  



und  fossilen  Großkraftwerken  zu dezentralen  Energiedienstleistungen  auf  solarer  Basis  zu 

kommen,  die  auf  die  Vermeidung  eines  hohen  Energieverbrauchs  ausgerichtet  sind.  Doch  

die  Bundesregierung  spricht  nur  isolie rt  übe r Netzausbau,  Strom  und  erneuerbare  Ener-

gien,  nicht  aber  über  eine  neue  Systemlogik  und  die  Integration  von  Strom,  Wärme  und  

Mobilität.  Aber  eine  wirkliche  Energiewende  ist  nur  so möglich.  

 

Das  Ende  des  Ölzeitalters:  

 

Mit  der  Massenmotorisierung  stieg  Öl in den  letzten  50  Jahren  zur  Weltmacht  auf.  In  die-

ser  Zeit  kamen  fast  80  Prozent  des  billigen,  hochwertigen  Öls aus  den  großen  Feldern  an  

Land.  Aber  auf  diesen  "Giant  Fields"  geht  die  Produktion  weltweit  zurück.  Sogar  der  

"World  Energy  Outlook"  der  OECD, wa hrlich  kein  Hausblatt  der  Ökologiebewegung,  

spricht  vom  Ende  des  leicht  zu fördernden  Öls.  "Peak  Oil",  also  der  Höhepunkt  der  Förde-

rung,  ist  erreicht.  

Einige  Länder  versuchen  mit  Hilfe  von  Fracking  aus  Ölschiefer  oder  Bitumen  die  Knapp-

heit  auszugleichen.  Doch  das  ist  nur  für  eine  kurze  Frist  möglich  und  verursacht  gewal-

tige  Schäden  an  der  Natur  und  hohe  CO2-Emissionen.  

Was aber  macht  der  Umweltminister,  um  zu einer  Verkehrswende  zu kommen?  Dabei  

sind  Energie -  und  Verkehrswende  entscheidende  Schlüsselfragen,  um  unser  Land  nach-

haltig  zu machen.  

 

Klimawandel:  

 

Auch  2012  nahmen  die  Alarmsignale  zu,  der  Klimawandel  beschleunigte  sich.  Wissen-

schaftler  warnen  davor,  dass  selbst  as eigentlich  unzureichende  Ziel,  die  globale  Erwär-

mung  auf  zwei  Grad  Celsius  zu beschrä nken,  nicht  mehr  eingehalten  werden  kann.  

Die  Bundeskanzlerin,  die  sich  vor  fünf  Jahren  noch  als  Klimakanzlerin  hat  feiern  lassen,  

tauchte  ab,  setzte  sich  in  der  EU nicht  für  eine  Reduktion  der  Treibhausgase  um  30  Pro-

zent  bis  zum  Jahr  2020  gegenüber  1990  ein.  

Der  Bundesumweltminister  bewertete  das  Desaster  der  UN-Klimakonferenz  in  Doha,  wo  

die  Weltgemeinschaft  versagt  hat,  auch  noch  als  Meilenstein.  

 

Arbeit  und  Umwelt:  

 

Neben  der  Regulierung  der  Finanzmärkte  ist  eine  Stabilisierung  der  Realwirtschaft  drin-

gend  notwendig,  um  zu mehr  Beschäftigung  und  Innovationen  zu kommen.  Kein  anderer  

Bereich  bietet  sich  für  eine  Restrukturierung  einer  modernen  keynesianischen  Wirt-

schaftspolitik  national,  europäisch  und  global  so vorteilhaft  an  wie  die  ökologische  Sanie-

rung  und  Modernisierung.  

Das ist  unverändert  wichtig,  aber  bis  heute  hat  der  Bundesumweltminister  keinen  Vor-

schlag  für  ein  Programm  Arbeit  und  Umw elt  gemacht.  

 

Es müsste  die  Stunde  der  Politik  sein.  Aber  die  Chancen  werden  nicht  genutzt,  Impulse  

für  ein  nachhal tiges  Deutschland  in  einem  nachhaltigen  Europa  zu geben.  

Der  Umweltminister  verliert  sich  in  immer  neuen  Ankündigungen,  statt  den  grundlegen-

den  Umbau  in  Wirtschaft  und  Gesellschaft  anzustoßen  und  die  Politik  aus  der  Geiselhaft  

der  Wachstumsabhängigkeit  zu befreien.  2012  -  ein  verlorenes  Jahr  nicht  nur  für  den  

Umwelt -  und  Naturschutz.  

 

Kommentar  von  Sina  Esselborn -Große  vom  10.01.2013,  20:49  Uhr:  

RE:  2012  -  ein  verlorenes  Jahr  

Lieber  Michael  Müller,  in  dem  State ment  werden  meiner  Ansicht  nach  viele  richtige  und  

wichtige  Dinge  angesprochen.  Allerdings  fehlen  mir  einige  Punkte,  die  vielleicht  durch  das  

drängende  Energieproblem  an  den  Rand  geschoben  werden.  Was z.B.  geschieht  in  Sa-

chen  Biodiversitätsabkommen,  auch  hier  gibt  es soziale  und  ökologische  Verknüpfungen.  

Was geschieht  gegen  das  fortschreitende  Artensterben,  was  gegen  den  ungebremsten  

Verbrauch  der  begrenzten  Ressource  Boden?  Was ist  mit  der  Versauerung  unserer  Meere,  

die  auch  durch  den  CO2 Ausstoss  bedingt  wird,  was  mit  der  Verschmutzung  des  

mailto:sina.grosse@t-online.de


Grundwassers?  Die  Untätigkeit  der  Bundesregierung  in  Sachen  Umwelt  ist  vielfältig.  Ich  

stimme  zu:  (noch)  ein  verlorenes  Jahr.  
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Sabrina  Jacob  einstimmig  im  Wahlkreis  12  nominiert  

Gemeinsame  Versammlung  der  Ortsvereine  im  Wahlkreis  für  den  

Kreistag.  

Auf  der  Mitgliederversammlung  der  SPD-Ortsvereine  Bovenau,  Os-

terrön feld,  Schacht -Audorf  und  Schülldorf  am  18.  Dezember  2012  in  

Schacht -Audorf,  wurde  die  Ortsvereinsvorsitzende  der  gastgeben-

den  SPD, Sabrina  Jacob,  einstimmig  als  Kreistagskandidatin  zur  

Kommunalwahl  2013  für  den  Wahlkreis  12  vornominiert.  

 

Die  Bestätigung  der  Nominierung  erfolgt  mit  der  Aufstellung  der  

Liste  auf  der  Kreiswahlkonferenz  im  März  2013. Keine  Kommen-

tare  

 

 

 

AfB-Dithmarschen  -  veröffentlicht  am  05.01.2013,  14:35  Uhr  -  5997  Clicks  -  Nr.  4 

Mitgliederversammlung  der  AfB - Dithmarschen  

In  der  Mitgliederversammlung  wurden  die  Themenschwerpunkte  für  das  Jahr  2013  fest-

gelegt.  Die  Arbeitsgemeinschaft  wird  das  Thema  der  Schulstandorte  in  Dithmarschen  

(Grundschulen  und  weiterführende  Schulen)  sowie  die berufliche  Bildung  bearbeiten.  

 

 

Bestätigt  wurden  der  Kreisvorsitzende  Thomas  Bultjer  sowie  die  Stellvertreterin  Anja  Her-

kenrath.  Weiterer  Stellvertreter  bleibt  Richard  Ferret.  

Als Beisitzer  wurden  Angelika  Hansen,  Detlef  Buder  und  Guy  Smith  gewählt.  

 
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  der  Stadt  Reinbek  

Zum  traditionellen  Neujahrsempfang  der  Stadt  Reinbek  kamen  im  Hofsaal  des  Schlosses  

über  200  Gäste  zusammen,  um  gemeinsam  anzustoßen,  angeregte  Gespräche  zu führen  

und  zusammen  auf  das  Jahr  2013  zu blicken.  Bürgermeister  Axel  Bärendorf  verzichtete  

darauf,  Ăvom Haushalt  der  Stadt  ausgehend  alle  Projekte  des  kommendes  Jahres  aufzu-

zªhlenñ und  warf  stattdessen  wenige  Schlaglichter  -  auf  die  kommende  Kommunalwahl  

ebenso  wie  auf  die  Freiwillige  Feuerwehr  in  Reinbek  und  die  Feierlichkeiten  zu 

 

775  Jahren  Reinbek,  die  im  August  anstehen.  

 

Bärendorf  verglich  die  Lage  der  Kommunalpolitiker  mit  der  des  Fußball -Bundestrainers.  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/schacht-audorf
https://www.spd-net-sh.de/dith/afb
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


ĂZuhause auf  dem  Sofa  sitzen  viele  Menschen,  die  

wissen,  wie  es besser  geht.ñ Keine  der  Reinbeker  Par-

teien  und  Wählergemeinschaften  sei  über  neue  Mit-

macher  böse,  sein  Fazit.  Seine  Rede nutzte  der  Bür-

germeister  auch,  um  sich  im  Namen  der  Stadt  bei  

Wolfgang  Braun  für  sein  Engagement  zu bedanken.  

Der  stellvertretenden  Gemeindewehrführer  musste  

aus  diesem  Amt  mit  dem  Ablauf  des  Jahres  2012  aus  

Altersgründen  ausscheiden.  

 

Noch  lange  nach  dem  offizie llen  Teil  standen  zahlrei-

che  Gruppen  im  Schloss  beisammen,  gekommen  waren  auch  viele  Vertreter  der  Nachbar-

gemeinden  -  mit  Glinde  und  Wentorf  beispielsweise  bildet  Reinbek  ein  gemeinsames  Mit-

telzentrum.  Zu  denen,  die  fast  bis  zuletzt  blieben,  gehörte  auch  der  örtliche  Landtagsab-

geordnete  Martin  Habersaat.  Er befand:  ĂVon Jahr  zu Jahr  lerne  ich  mehr  Menschen  ken-

nen  und  treffe  bei  solchen  Empfängen  auch  mehr  Menschen  wieder,  gibt  es mehr  zu be-

sprechen  und  freue  ich  mich  mehr,  diesen  Wahlkreis  in  Kiel  vertreten  zu d¿rfen!ñ 

 
Keine  Kommentare  
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Bürgersprechstunde  MdL  Ralf  Stegner  

Der  Fraktionsvorsitzende  der  SPD Landtagsfraktion  MdL Dr.  Ralf  Stegner  wird  am  Mon-

tag,  dem  21.  Januar  2013,  ab 17.00  Uhr  seine  nächste  Bürgersprechstunde  in  der  Ge-

meinde  Schacht -Audorf  abhalten.  

Sie findet  in  den  Räumlichkeiten  der  Gemeindeverwaltung  statt.  Anmeldungen  gerne  

über  das  Wahlkreisbüro  

0160  -1841012  oder  bei  der  Vorsitzenden  der  SPD Schacht -Audorf,  Sabrina  Jacob  unter  

0160  ï 96921797.  
Keine  Kommentare  
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Berlin - Fahrt  für  jedermann  mit  SPD - MdB  Franz  Thönnes  
vom  12.  bis  14.  April  2013  

Seit  2008  bietet  Franz  Thönnes,  SPD-Bundestagsabgeordneter  für  den  Wahl-

kreis  Segeberg/  Stormarn -Nord,  mit  großem  Erfolg  Selbstzahlerfahrten  nach  

Berlin  an.  

 

Die  nächste  Fahrt  findet  vom  12.  bis  zum  14.  April  2013  statt  und  kostet  194, -  

Euro  pro  Person  im  Doppelzimmer  (EZ  +  ú 50) .  In  diesem  Preis  ist  neben  dem  

Bustransfer  und  zwei  Übernachtungen  mit  Frühstück  im  Hotel  Ludwig  van  Beethoven  

auch  das  folgende  Programm  enthalten:  

 

Besuch  im  Reichstag  mit  Vortrag  auf  der  Besuchertribüne,  eine  Stadtrundfahrt  mit  Sta-

tion  im  Dokumentations -Zentrum  der  Berliner  Mauer,  Führung  durch  den  Park  Sanssouci  

in  Potsdam  mit  Besuch  im  Schloss  "Neue  Kammern"  und  eine  geführte  Besichtigung  der  

Pfaueninsel.  

 

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/schacht-audorf
https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Die  selbst  organisierten  Fahrten  sind  notwendig  geworden,  weil  es für  Berlin -Fahrten  auf  

Einladung  des  Bundespresseamtes  inzwischen  deutlich  mehr  Interessenten  und  Anmel-

dungen  gibt  als  zur  Verfügung  stehende  Plätze.  

 

Wer  diese  spannende  Berlinreise  mitmachen  will,  meldet  sich  bitte  bis  spätestens  28.Ja-

nuar  2013  beim  Bürgerbüro  von  Franz  Thönnes  unter  Tel.  04551 -968383  oder  per  E-Mail  

an  buergerbuero@thoennes.de  an.  
Keine  Kommentare  
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Jetzt  bewerben:  Planspiel  ĂZukunftsdialog 2013ñ der  
SPD - Bundestagsfraktion  

Thönnes:  ĂJunge Menschen  wollen  Zukunft  gestalten,  wir  geben  die  

Mºglichkeitñ 

 

Nach dem  großen  Erfolg  des  ersten  Zukunftsdialoges  will  die  SPD-Fraktion  im  

Deutschen  Bundestag  wieder  Jugendlichen  und  junge  Erwachsenen  Einblicke  

darin  geben,  wie  Politik  in  Berlin  funktioniert  und  wie  eine  Fraktion  arbeitet.  

Thönnes  dazu:  ĂDie Rückmeldung en im  letzten  Jahr  waren  so gut,  so dass  wir  

uns  entschieden  haben,  das  Planspiel  auf  vier  Tage  zu verlªngern.ñ 

Im  April  2013  werden  150  Jugendliche  aus  ganz  Deutschland  über  die  Zukunftsfragen  

unseres  Landes  beraten.  Dabei  schlüpfen  sie in  die  Rolle  von  Bundestagsabgeordneten,  

arbeiten  selbst  an  Initiativen,  verfassen  gemeinsam  Anträge  mit  ihren  Arbeitsgruppen  

und  versuchen  ihre  eigenen  Positionen  in  der  Fraktion  durchzusetzen.  Franz  Thönnes  lädt  

dazu,  wie  die  anderen  SPD-Bundestagsabgeordneten,  eine/n  Ver treter/in  nach  Berlin  ein.  

 

Mitmachen  können  alle  jungen  Menschen  zwischen  16  und  20  Jahren.  Die  Bewerbung  er-

folgt  über  das  Bürgerbüro  von  Franz  Thönnes.  Leonie  Pätzold  (19),  aus  Bad  Bramstedt,  

die  im  letzten  Jahr  teilgenommen  hat,  meint:  ĂEs war  faszinier end,  das  Parlament  und  

seine  Mechanismen  von  innen  kennenzulernen.  Eine  Erfahrung,  die  ich  jedem  nur  emp-

fehlen  kann.ñ Teilnahmebedingung  ist  lediglich  eine  kurze,  schriftliche  Vorstellung.  Die  

Teilnehmer  werden  dann  zu einem  Auswahlgespräch  mit  Franz  Thönn es eingeladen,  das  

sich  um  das  Thema  Soziale  Gerechtigkeit  drehen  wird.  ĂIch hoffe  auf  möglichst  viele  Ein-

sendungen,  um  mit  den  jungen  Menschen  ins  Gespräch  zu kommen.  Gerade  für  sie  ist  

die  soziale  Gerechtigkeit  von  zentraler  Bedeutung,  wenn  wir  wollen,  dass alle  die  Chance  

auf  gute  Bildung  und  hervorragende  Ausbildung  mit  späterem  Aufstieg  haben  sollenñ, so 

Thönnes.  

 

Das Treffen  im  Bürgerbüro  in  Bad  Segeberg  soll  in  der  Woche  vom  4. -8.  Februar  2013  

stattfinden.  Dabei  werden  die  Ausgewählten  ihre  Haltung  und  Meinung  zu den  Bedingun-

gen  von  sozialer  Gerechtigkeit  darlegen.  Auf  Basis  dieses  Gespräches  wird  dann  der  Teil-

nehmer  ausgesucht.  Die  Zweit -  bis  Fünftplatzierten  werden  von  Franz  Thönnes  zu einem  

Besuch  in  den  Deutschen  Bundestag  nach  Berlin  eingeladen.  

 

Einsendungen  bitte  postalisch  oder  per  E-Mail  bis  spätestens  zum  21.  Januar  2013  an:  

 

Bürgerbüro  Franz  Thönnes,  Oldesloer  Str.  20,  23795  Bad  Segeberg,  Tel.  04551 -

968383,  Zukunftsdialog2013@thoennes.de  
Keine  Kommentare  
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Peter  Hartmann  -  40  Jahre  in  der  SPD  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Am  1.  Februar  1972  trat  Peter  Hartmann  in  die  SPD ein.  Zunächst  in  den  damaligen  Orts-

verein  Hoisbütt el,  der  heute  zu Ammersbek  gehört.  Über  Reinbek  landete  er  schließlich  in  

Oststeinbek,  wo  er  bis  heute  aktiv  ist.  Für  seine  40jährige  Mitgliedschaft  in  der  Partei  und  

sein  herausragendes  Engagement  wurde  Peter  Hartmann  von  Martin  Habersaat,  dem  

stellvertre tenden  Vorsitzenden  der  SPD-Landtagsfraktion,  beim  Neujahrsempfang  der  

Südstormarner  Ortsvereine  geehrt.  

 

Peter  Hartmann,  gelernter  Schiffsmaschinenschlosser,  ist  

nach  eigener  Aussage  kein  Ăin der  Wolle  gefärbter  Sozialde-

mokratñ. Er stammt  aus  einem  unpol itischen  Arbeiterhaushalt  

und  fand  in  den  Jahren  der  sozialliberalen  Koalition  unter  

Willy  Brandt  in  die  Politik.  ĂWilly Brandt  und  Walter  Scheel  

standen  für  Aufbruch  und  eine  āNeue Zeitó, das  spürten  die  

Menschen  im  Lande  -  auch  ich.ñ Mit  den  Namen  der  zu Demo-

kraten  mutierten  Altnazis  Kiesinger  und  Filbinger  könne  man  

ihn  auch  heute  noch  zu politischem  Einsatz  motivieren,  er-

zählte  Hartmann.  

 

Martin  Habersaat  skizzierte  in  seiner  Rede  den  politischen  

Weg  Hart -manns,  der  1978  erstmals  in  die  Gemeindevertre-

tu ng  Oststeinbeks  gewählt  wurde  und  ihr  bis  2003  ununter-

brochen  angehörte  -  davon  12  Jahre  als  Fraktionsvorsitzender.  Auch  Ortsvereinsvorsit-

zender  war  er  und  Mitglied  der  Kreistagsfraktion  der  SPD Stormarn,  der  er  10  Jahre  lang  

angehörte.  Als Anerkennung  für  seine  kommunalpolitische  Arbeit  wurde  Peter  Hartmann  

2003  die  Goldene  Ehrennadel  der  Gemeinde  Oststeinbek  verliehen.  

 

Noch  heute  ist  Peter  Hartmann  aktiv,  Vielen  ist  er  beispielsweise  als  Organisator  von  

Fahrradtouren  durch  Stormarn  und  Hamburg  bekannt.  Dass das  noch  lange  so bleiben  

möge,  wünschte  der  Laudator  und  schloss  mit  Ăeinem großen  Dankeschön  im  Namen  der  

SPD deinen  Einsatz!ñ Das Foto  zeigt  die  Bundestagskandidatin  Nina  Scheer  mit  einem  

Blumenstrauß  für  Peter  Hartmann,  daneben  Laudator  Martin  Habe rsaat.  

 
Keine  Kommentare  
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Stimmungsvoller  Neujahrsempfang  der  SPD  Südstormarn  

Knapp  100  Gäste  im  Rathaus  Barsbüttel  

 

Traditionell  richten  die  SPD-Ortsvereine  im  Süden  

Stormarns,  neuerdings  auch  mit  der  SPD Wentorf,  

einen  gemeinsamen  Neujahrsempfang  aus.  In  die-

sem  Jahr  war  der  SPD-Ortsverein  Barsbüttel  an  

der  Reihe  und  bot  einen  stimmungsvollen  Jahres-

auftakt.  Musik,  ĂRunning Dinnerñ, ein  in  den  Far-

ben  rot  und  margenta  dekorierter  Rathaussaal,  

nicht  zu lange  Reden  und  viel  Raum  zum  Gespräch  

über  Stadt -  und  Gemeindegrenzen  hinweg  waren  

die  Zutaten,  die  es zu einem  gelungenen  Abend  

brauchte.  

Hermann  Hanser , der  Vorsitzende  der  SPD-Frak-

tion  in  der  Barsbüttler  Gemeindevertretung,  betone  einleitend  die  herausragende  Bedeu-

tung  von  finanzstarken  Kommunen  und  entsprechenden  Rahmenbedingungen,  insbeson-

dere  zur  Gewährleistung  von  Kinderbetreuung  und  Bildung.  Ebenso  ging  er  auf  die  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Notwendigkeit  von  Zusammenarbeit  ein  -  einerseits  der  Kommunen  untereinander,  wozu  

der  gemeinsame  Neujahrsempfang  ein  wichtiger  Beitrag  sei,  andererseits  über  die  politi-

schen  Ebenen  hinweg:  ĂEs gibt  nicht  unterschiedliche  sozialdemokratisc he Parteien  in  den  

Kommunen,  im  Land  und  im  Bund.  Es gibt  eine  SPD, die  die  Stärke  hat,  auf  allen  Ebenen  

vertreten  zu sein.ñ 

 

Ähnlich  argumentierte  Nina  Scheer,  SPD-Direktkandidatin  des  Bundestagswahlkreises  

Herzogtum  Lauenburg  -  Stormarn  Süd.  Sie unterstr ich  die  Chancen,  die  sie für  die  Sozial-

demokratie  in  den  Herausforderungen  der  Zeit  sieht.  Dies  betreffe  sowohl  die  Bezahlbar-

keit  von  Energie,  die  nur  durch  die  Energiewende  zu ermöglichen  sei,  als  auch  die  Ernst-

haftigkeit  politischer  Zielverfolgung.  ĂVon Schwarz -Gelb  hört  man  selten  etwas  über  

Ziele,  die  konsequent  verfolgt  werden.ñ 

 

Sichtlich  wohl  fühlte  sich  Martin  Habersaat,  örtlicher  Landtagsabgeordneter  und  stellver-

tretender  Vorsitzender  der  SPD-Landtagsfraktion,  im  Rathaussaal  seiner  Heimatge-

meinde.  Diesen  habe  er  im  Alter  von  etwa  vier  Jahren  erstmals  betreten,  berichtete  er  -  

beim  Kinderfasching  der  Freiwilligen  Feuerwehr.  Habersaat  skizzierte  die  aktuellen  Ent-

wicklungen  in  der  Landespolitik  und  versprach  für  die  anstehende  Kommunalwahl  Rü-

ckenwind  aus Kiel.  ĂDas Land  hilft  beim  Ausbau  der  Kinderbetreuung,  hat  einen  Schwer-

punkt  auf  die  Bildungspolitik  gelegt  und  unterstützt  auch  in  anderen  Bereichen. ñ Als Bei-

spiel  nannte  er  unter  anderem  den  viel  diskutierten  ĂKuchenparagrafenñ, der  im  Sinne  

der  Kommu nen  korrigiert  wurde.  

 

Für  den  musikalischen  Rahmen  sorgte  der  Pianist  Marc  Blue  mit  seinem  Saxofonisten  ï 

Jazz,  Swing  sowie  Evergreens  und  Filmmelodien  gaben  dem  Abend  eine  ganz  besondere  

Stimmung.  Der  stilvolle  Rahmen  mit  vielfältigen  Gaumenschmausen  ver mittelte  Anlass  

für  reichhaltigen  und  intensiven  Austausch  -  ein  Neujahrsempfang  im  Zeichen  von  Be-

sinnlichkeit  und  zugleich  Aufbruch  in  ein  politisch  herausforderndes  Jahr.  

Fotoalbum:  hier.  
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  in  Wentorf , 2.  Januar  2013,  Wentorf  

Wentorf.  2.  Januar  2013.  Über  200  Bürgerinnen  und  Bür-

ger  waren  zum  Neujahrsempfang  der  Gemeinde  Wentorf  

ins  Rathaus  gekommen.  Erstmals  als  Gast  dabei  war  die  

SPD-Bundestagskandidatin  für  den  Bundestagswahlkreis  10  

(Herzogtum  Laue nburg  -  Stormarn -Süd),  Dr.  Nina  Scheer.  

Bürger,  Vertreter  von  Vereinen  und  Verbände  und  Schulen  

nahmen  die  Gelegenheit  wahr  und  ließen  sich  von  Bürger-

meister  Matthias  Heidelberg  und  Bürgervorsteher  Andreas  

Hein  einen  Rückblick  auf  das  vergangene  Jahr  und  gleich-

zeitig  einen  Ausblick  auf  2013  geben.  In  seiner  Neujahrsansprache  hob  Wentorfs  Bürger-

vorsteher  Andreas  Hein  besonders  das  Engagement  der  ehrenamtlichen  Kommunalpoliti-

ker  hervor.  Im  Anschluss  wurden  drei  verdiente  Gemeindemitglieder  geehrt.  Plaketten  

und  Urkunden  gingen  dabei  an  Wolfgang  Jurksch,  Jan Christiani  und  Dieter  Sauer.  Wolf-

gang  Jurksch  erhielt  die  Ehrenplakette  in  Silber  für  seine  vielfältigen  politischen  Aufgaben  

als  SPD-Mitglied  in  diversen  Ausschüssen  der  Gemeinde.  Foto:  v.l.n.r.:  Wolgang  Jurksch,  

Nina  Scheer  
Keine  Kommentare  
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Nina  Scheer  bei  Ehrung  für  Peter  Hartmann,  8.  Januar  
2013,  Barsbüttel  

Für  seine  40 - jährige  Mitgliedschaft  in  der  Partei  und  sein  heraus-

ragendes  Engagement  wurde  Peter  Hartmann  beim  Neujahrs-

empfang  der  Südstormarner  SPD-Ortsvereine  geehrt.  

Der  Landtagsabgeordnete  und  stellvertretende  Vorsitzende  der  

SPD-Landtagsfraktion  Martin  Habersaat  und  Dr.  Nina  Scheer,  

Bundestagskandidatin  für  den  Bundestagswahlkreis  10  (Herzog-

tum  Lauenburg  -  Stormarn -Süd),  gratulierten  Peter  Hartmann,  

der  der  SPD nicht  nur  40  Jahre  die  Treue  gehalten,  sondern  sie 

auch  immer  nach  Kräften  unterstützt  hat.  Peter  Hartmann  trat  

am  1.  Februar  1972  in  die  SPD ein.  Zunächst  in  den  damaligen  

Ortsverein  Hoisbüttel,  der  heute  zu Ammersbek  gehört.  Über  

Reinbek  gelangte  er  schließlich  nach  Oststeinbek,  wo  er  bis  heute  

aktiv  ist.  Peter  Hartmann,  gelernter  Schiffsmaschinen schlosser,  

ist  nach  eigener  Aussage  kein  Ăin der  Wolle  gefärbter  Sozialde-

mokratñ. Er stammt  aus  einem  unpolitischen  Arbeiterhaushalt  und  fand  in  den  Jahren  der  

sozialliberalen  Koalition  unter  Willy  Brandt  in  die  Politik.  ĂWilly Brandt  und  Walter  Scheel  

sta nden  für  Aufbruch  und  eine  āNeue Zeitó, das  spürten  die  Menschen  im  Lande  -  auch  

ich.ñ Mit  den  Namen  der  zu Demokraten  mutierten  Altnazis  Kiesinger  und  Filbinger  könne  

man  ihn  auch  heute  noch  zu politischem  Einsatz  motivieren,  erzählte  Hartmann.  Noch  

heute  ist  Peter  Hartmann  aktiv.  Vielen  ist  er  beispielsweise  als  Organisator  von  Fahrrad-

touren  durch  Stormarn  und  Hamburg  bekannt.  Foto:v.l.n.r.:  Peter  Hartmann,  Nina  

Scheer,  Martin  Habersaat  

Keine  Kommentare  
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Auch  an  den  Hochschulen  mehr  Gerechtigkeit  schaffen  

Zur  Vorstellung  der  Eckwerte  für  die  Novellierung  des  Hochschulgesetzes  durch  Ministerin  

Wara  Wen de erklärt  der  hochschulpolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  

Habersaat:  

 

Mehr  Hochschulabsolventen,  demokratische  Mitbestimmung  und  eine  Überwindung  der  

künstlichen  Trennung  zwischen  Universitäten  und  Fachhochschulen  sind  Ecksteine  sozial-

demokratischer  Hochschulpolitik.  

 

Die  Idee,  dass  nur  an  Universitäten  geforscht,  an  Fachhochschulen  

aber  nur  gelehrt  werde,  ist  so überholt  wie  der  Weihnachtsbaum  

vom  letzten  Jahr.  Forschende  FH-Professoren  dürfen  nicht  länger  

durch  überhöhte  Lehrverpflicht ungen  bestraft  werden.  Der  Weg  zur  

Promotion  an  einer  Uni  nach  einem  FH-Master  sollte  immer  selbst-

verständlicher  werden.  Eine  Baustelle  der  Fachhochschulen  bleibt  

der  zu geringe  Frauenanteil  unter  den  Studierenden.  

 

Bundesweit  waren  2010  19  %  der  Professor en  Frauen,  in  Schles-

wig -Holstein  nur  ca.  15  %;  das  ist  undiskutabel  wenig.  In  Zeiten  

von  Bundeskanzlerinnen  und  Ministerpräsidentinnen  müssen  Land  

und  Hochschulen  es als  gemeinsame  Aufgabe  verstehen,  zu mehr  

weiblichen  Doktoranden,  Habilitanden  und  Profess oren  zu kommen.  

 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Wir  haben  das  2007  von  uns  mit  beschlossene  Hochschulgesetz  sechs  Jahre  lang  in  der  

Praxis  erprobt  und  ziehen  daraus  jetzt  Konsequenzen.  Das Experiment,  für  die  drei  Uni-

versitäten  einen  gemeinsamen  Universitätsrat,  aber  für  jede  der  übrige n Hochschulen  ei-

nen  eigenen  Hochschulrat  einzurichten,  ist  fehlgeschlagen.  Die  Alternativen  können  nur  

sein,  entweder  einen  gemeinsamen  Land eshochschulrat  für  alle  öffentlichen  Hochschulen  

oder  getrennte  Gremien  für  jede  zu bilden.  Letzteres  ist  wohl  die  näherliegende  Option,  

über  die  wir  nach  den  Anhörungen  im  nächsten  Jahr  entscheiden  werden.  

 

Die  Hochschulkonferenz  im  November  war  der  erste  Teil  eines  landesweiten  Dialogs,  der  

mit  der  Anhörung  des  Ministeriums  zum  Referentenentwurf  des  neuen  Hochschulges etzes  

und  dann  mit  der  Anhörung  des  Bildungsausschusses  zum  Kabinettsentwurf  eine  Intensi-

tät  der  Beteiligung  aller  Betroffenen  erreicht,  die  es bisher  nicht  gegeben  hat.  

 
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  der  Stadt  Glinde  

ĂLass die  Sonne  in  dein  Herzñ -  mit  diesem  Lied  begrüßten  Schülerinnen  und  Schüler  der  

Gemeinschaftsschule  die  Gäste  des  Neujahrsemp fangs  2013  im  Bürgersaal.  Diese  waren  

so zahlreich  gekommen,  dass  außer  den  Sitzplätzen  sogar  die  Stehplätze  knapp  wurden.  

So richtig  Ăalte Glinderinnen  und  Glinderñ gebe  es nicht,  betonte  Bürgervorsteher  Eber-

hard  Schneider  und  begrüßte  stattdessen  ĂJunge und  Junggebliebeneñ, bevor  Bürger-

meister  Rainhard  Zug  mit  einer  Fotoshow  auf  das  Jahr  2012  zurückblickte.  

 

 

Zu  einem  Grußwort  trat  auch  Stormarns  

Landrat  Klaus  Plöger  ans  Mikrofon.  Er lobte  

den  Willen  aller  Beteiligten  in  Glinde,  ihre  

Stadt  zu entwickeln.  Derzeit  gebe  es eine  

sehr  positive  Grundstimmung  in  der  Stadt,  

die  in  diesem  Jahr  ihren  18.000sten  Ein-

wohner  erwartet.  Lob  hatte  Plöger  auch  für  

den  ebenfalls  anwesenden  örtlichen  Land-

tagsabgeordneten  Martin  Habersaat  dabei.  

Der  arbeite  tatkräftig  an  eine r verbesser-

ten  Zusammenarbeit  mit  Hamburg  und  

solle  so bürgernah  bleiben,  wir  er  sei:  

ĂDann haben  wir  noch  sehr  lange  was  von  

dir!ñ 

 

Zum  Neujahrsempfang  gehörten  neben  zahlreichen  Gesprächen  und  Rückblicken  auch  ei-

nige  Terminhinweise  für  das  kommende  Jahr.  Am  19.1.  von  13.00  -  16.00  Uhr  lädt  die  

Bürgerinitiati ve  Glinde  gegen  rechts  zum  Neujahrsempfang  am  Glinder  Berg  en.  Am  25.  

März  eines  jeden  Jahres  möchte  die  Stadt  künftig  ehrenamtlich  tätige  Glinderinnen  und  

Glinder  ehren  -  es ist  das  Datum,  an  dem  Glin de im  Jahr  1229  erstmals  urkundlich  er-

wähnt  wird.  
Keine  Kommentare  
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SPD -Ortsverein  Felde  hat  eine  neue  Vors tandsspitze  

Am  9.1.  wählten  die  Felder  Sozialdemokraten  in  der  gut  besuchten  Jahreshaupt -ver-

sammlung  im  Gemeindezentrum  die  bisherige  stv.  Vorsitzende  Petra  Paulsen  zur  

Ersten  Vorsitzenden.  In  das  Amt  des  Stellvertreters  rückte  Hauke  Peters  ein.  

 

Ebenfall s in  den  Vorstand  gewählt  wurde  Sandra  Liedtke  als  Beisitzern.  Alle  drei  engagie-

ren  sich  auch  in  der  Felder  Gemeindepolitik,  Paulsen  und  Liedtke  als  emeindevertreterin-

nen,  Peters  als  bürgerliches  Mitglied.  

 

Der  neue  Vorstand  (dazu  gehören  noch  Kassierer  Andreas  Kreft  und  Schriftführer  An-

dreas  Fleck)  will  im  Wahljahr  2013  verstärkt  auf  das  Gespräch  mit  den  FelderInnen  set-

zen  und  vor  allem  für  ein  erfolgreiches  Abschneiden  bei  den  Kommunal -  und  Bundestags-

wahlen  sorgen.  Auch  ein  besseres  politisches  Klima  im  Dorf  sei  ein  wichtiges  Ziel,  so 

Paulsen.  Trotz  stabiler  Mitgliederzahlen  im  Ortsverein  hat  sich  der  Vorstand  das  Gewin-

nen  neuer  Mitglieder  vorgenommen.  

 

Der  bisherige  Vorsitzende  Andreas  Malzahn  war  aus  familiären  Gründen  nach  zweijähri-

ger  Amtszeit  nicht  wi eder  angetreten.  Paulsen  dankte  Ihm  für  sein  Engagement:  Der  

Ortsverein  habe  zwei  aktive  Jahre  mit  gut  besuchten  politischen  und  geselligen  Veran-

staltungen  hinter  sich.  Mit  der  Durchführung  der  ĂFelder Zukunftswerkstattñ unter  Beteili-

gung  vieler  Felder  Bür gerIn nen  sei  zugleich  ein  Drehbuch  für  die  kommenden  Jahre  in  

der  Gemeindepolitik  geschrieben  worden.  Die  traditionsreiche  SPD-Bürger -Zeitung  ĂUt-

sichtenñ hat  ein  neues  Layout  bekommen  und  die  Auflage  erhöht.  

 

Für  25 - jährige  Mitgliedschaft  geehrt  wurde  Herm ann  Priegann,  der  1988  in  die  SPD ein-

getreten  war,  um  den  mit  Björn  Engholm  verbundenen  politischen  Aufbruch  in  Schleswig -

Holstein  zu unterstützen.  Der  Ortsverein  dankte  mit  Ehrennadel  und  Rose für  die  langjäh-

rige  Treue  und  Begleitung.  

 

Als neues  Mitglied  im  31  Mitglieder  starken  SPD-Ortsverein  wurde  Lena  Lehmann  herzlich  

willkommen  geheißen.  
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  und  Vereidigung  in  Barsbüttel  

Mit  einem  offiziellen  Akt  begann  der  Neujahrsempfang  2013  in  der  Gemeinde  Barsbüttel.  

Bürgermeisters  Thomas  Schreitmüller,  2012  im  Amt  bestätigt,  wurde  für  seine  zweite  

Amtszeit  vereidigt.  Viele  der  kn app  300  Besucherinnen  und  Besucher  fragten  sich,  ob  das  

der  Grund  dafür  war,  dass  es bei  einem  Neujahrsempfang  in  Barsbüttel  erstmals  leckere  

Berliner  für  alle  gab.  Weniger  formal,  aber  nicht  minder  gelungen  waren  die  gute  musika-

lische  Begleitung  durch  die  Band  Tripplepack  

 

und  der  launige  Jahresrückblick,  den  Christine  Stanke  von  der  Gemeindeverwaltung  vor-

bereitet  hatte.  

 

 

Unter  den  zahlreichen  Gästen  waren  auch  Landrat  Klaus  Plöger,  die  SPD-Bundestagskan-

didatin  Nina  Scheer  und  der  örtliche  Landtagsabgeord nete  Martin  Habersaat,  der  aller-

dings  kaum  als  Gast  zählte  -  gehörte  er  doch  zu den  Gemeindevertretern,  die  in  ihrer  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


15minütigen  Sitzung  zu Beginn  des  

Empfangs  die  Vereidigung  des  Bür-

germeisters  abnahmen.  Erstmals  

nahm  Holger  Gettschat  als  nachge-

rückter  SPD-Gemeindevertreter  sein  

neues  Amt  wahr.  

 

Der  Empfang  klang  mit  netten  Be-

gegnungen  und  interessanten  Ge-

sprächen  aus.  Ein kleines  Fotoalbum  

zum  Neujahrsempfang  findet  sich  

hier:  

 

http://www.martinhabersaat.de/zu-

mangucken/bilder/barsbuettel -

2013/neujahrsempfang -der -ge-

meinde.html  
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Das  Jahr  2012  in  Lutterbek  

Politischer  Jahresrückblick  für  Lutterbek  

Das LUTTERBEKER Ergebnis  der  Landtagswahl  am  06.  Mai  2012  

 

Erststimmen  

 

Kalinka,  Werner,  CDU 65  27,78%  

Langner,  Annette,  SPD 109  46,58%  

Wolf,  Martin,  FDP 4 1,71%  

Hilker,  Axel,  GRÜNE 29  12,39%  

Friedrich,  Bernd,  LINKE  5 2,14%  

0,00%  

Lange,  Henning,  Piraten  22  9,40%  

 

 

Zweitstimmen  

 

CDU 65  26,97%  

SPD 86  35,68%  

FDP 13  5,39%  

GRÜNE 41  17,01%  

LINKE  8 3,32%  

SSW 9 3,73%  

Piraten  10  4,15%  

Freie  Wähler  4 1,66%  

NPD 2 0,83%  

Familie  2 0,83%  

Maritime  

Partei  1 0,41%  

 

Wenn  auch  die  Mehrheit  im  Landtag  mit  nur  einer  Stimme  für  die  Koalition  ziemlich  

knapp  wurde:  in  LUTTERBEK kann  mit  64,2%  auf  eine  satte  Rot -Grüne  Mehrheit  

http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2013/neujahrsempfang-der-gemeinde.html
http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2013/neujahrsempfang-der-gemeinde.html
http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2013/neujahrsempfang-der-gemeinde.html
http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/barsbuettel-2013/neujahrsempfang-der-gemeinde.html
https://www.spd-net-sh.de/ploen/lutterbek


aufgebaut  werden.  Rechne n wir  die  zwei  Parteien  ï Die  Linke  und  Piraten,  die  ebenfalls  

als  Alternative  zur  abgewählten  schwarzgelben  Regierung  angetreten  waren  -  hinzu,  so 

freut  uns  das  Ergebnis  mit  einer  linken  Mehrheit  von  70%  sehr.  Unser  neuer  Ministerprä-

sident  Thorsten  Albig  hätte  sicher  gern  Lutterbeker  Mehrheiten  im  Landtag  gewünscht.  

Die  neue  Landesregierung  hat  sich  mittlerweile  sicher  eingearbeitet,  der  umfangreiche  

Koalitionsvertrag  wird  nun  nach  und  nach  abgearbeitet.  Die  regierungstragenden  Fraktio-

nen  zeigen  mit  dem  Haushalt  2013,  dass  ihre  politischen  Versprechungen  auch  tatsäch-

lich  umgesetzt  werden.  

Wir  von  der  SPD Lutterbek  wünschen  der  neuen  Regierung  ein  glückliches  Händchen  für  

die  Zukunft  unseres  Landes.  

Einen  politischen  Wechsel  gab  es 2012  nicht  nur  beim  Land  sondern  auch  in  Lutterbek,  

was  viele  Mitbürgerinnen  und  Mitbürger  zum  Nachdenken  veranlasste:  Bäumchen  wech-

sel  dich  in  der  CDU und  der  Wählergemeinschaft.  Ende  des  vorangegangenen  Jahres  

musste  ein  Platz  der  Wählergemeinschaft  neu  besetzt  werden,  weil  Micha el Saxen  aus  

Lutterbek  weggezogen  und  damit  aus  der  Gemeindevertretung  ausgeschieden  war;  die-

ser  Platz  fiel  auf  den  Nachrücker  Wolf  Mönkemeier.  Im  Januar  2012  stellte  Bürgermeister  

Jens Peters  sein  Amt  aus  gesundheitlichen  Gründen  zur  Verfügung  und  trat  ebenfalls  aus  

der  Gemeindevertretung  aus.  Für  ihn  rückte  Uwe  Timm  nach,  Gisela  Flas übernahm  des-

sen  Platz  im  Hauptausschuss.  

Am  29.  Februar  fand  die  denkwürdige  Sitzung  der  Gemeindevertretung  statt,  in  der  auf  

Vorschlag  der  CDU-Fraktion  ein  Kandidat  der  Wähl ergemeinschaft  zum  Bürgermeister  ge-

wählt  wurde,  der  bei  der  Kommunalwahl  im  Jahr  2008  für  die  Wählergemeins chaft  die  

wenigsten  Stimmen  erhielt.  Wolf  Mönkemeier  ist  jetzt  Bürgermeister  unseres  Dorfes.  

Seitdem  ist  endlich  etwas  bewegt,  viele  unserer  Wünsche  sind  realisiert  worden.  Der  

Neubau  des  Gehweges  zur  ehemaligen  B502  und  die  Sanierung  weiterer  Gehwege  waren  

die  herausragenden  Beschlüsse,  die  aufgrund  von  Ersparnissen  in  den  Vorjahren  umge-

setzt  werden  konnten.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  14.01.2013,  23:55  Uhr  -  5365  Clicks  -  Nr.  18  

AfA  -  Neujahrsempfang  in  Dithmarschen  

Traditioneller  Neujahrsempfang  der  AfA und  Jusos  in  Meldorf  

Wie  in  den  vergangenen  Jahren  lude n die  AfA  und  die  Jusos  in  Dithmarschen  zum  traditi-

onellen  Neujahrsempfang  nach  Meldorf  in  die  Gaststätte  ĂErheiterungñ ein.  Über  100  

Gäste  aus  Partei,  Politik,  Wirtschaft,  Gewerkschaften  und  Verbänden  und  Institutionen  

kamen  in  dieser  großen  Runde  zusamme n.  

Karsten  Wessels,  AfA Kreisvorsitzender  begrüßte  die  Anwesenden  in  seiner  unnachahmli-

chen  tollen  Art  in  dem  er  Inhalte  der  SPD-Arbeit  mit  der  Funktion  des  zu begrüßenden  

verband  und  es nie  langweilig  wurde  ihm  dabei  zuzuhören.  

Gastredner  Dr.  Ralf  Stegner , Landesvorsitzender  unserer  Schleswig -Holsteinischen  SPD 

hielt  eine  beeindruckende  Rede,  die  immer  wieder  starkem  Beifall  hervorbrachte.  ĂWirt-

schaft  muss  dem  Menschen  dienen  und  nicht  umgekehrtñ waren  einer  seiner  vielen  

Kernsätze.  Vom  AfA Landesvorstand  nahmen  am  Neujahrsempfang  tei l:  Wolfgang  Mädel,  

Landesvorsitzender,  Helmut  Ulbrand,  Geschäftsführer  und  Gunnar  Reichwaldt  und  Ingrid  

Schröder.  

Zusammengefasst:  der  Neujahrsempfang  war  eine  Empfehlung  für  lebendige  und  in  der  

Fläche  verankerte  Sozialdemokra tie,  eine  Werbung  für  die  150jährige  Ăalte Tante  SPDñ 

 
Keine  Kommentare  
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SPD-Barsbüttel  -  veröffentlicht  am  15.01.2013,  08:51  Uhr  -  4788  Clicks  -  Nr.  19  

SPD  Barsbüttel  nominiert  He rmann  Hanser  für  den  Kreis-
tag  

Die  SPD Barsbüttel  hat  ihren  Fraktionsvorsitzenden  für  die  Kreistagswahl  nominiert.  

Hermann  Hanser  soll  die  Nachfolge  von  Martin  Habersaat  antreten,  der  sein  Kreis-

tagsmandat  vor  der  Landtagswahl  2011  niedergelegt  hatte.  Herma nn  Hanser  ist  seit  

1982  Mitglied  der  SPD und  wohnt  seit  1972  in  Barsbüttel.  Seit  10  Jahren  ist  er  Vorsitzen-

der  der  SPD-Fraktion  Barsbüttel.  

Hanser:  ĂAls Fraktionsvorsitzender  bin  ich  mit  allen  Belangen  der  Gemeinde  befasst.  Mir  

ist  wichtig,  zu einer  einhei tlichen  Politik  der  SPD auf  den  unterschiedlichen  Ebenen  beizu-

tragen.ñ Seit  2008  leitet  Hanser  den  Barsbütteler  Ausschuss  für  Schule,  Kultur  und  Sozia-

les.  Ein besonderer  Schwerpunkt  seiner  Arbeit  ist  der  Ausbau  der  Kitas,  die  Weiterent-

wicklung  der  Schulen  und  das  Engagement  für  die  älteren  Bürgerinnen  und  Bürger.  Bars-

büttels  Ortsvereinsvorsitzender  Paul  Donning  freut  sich  über  die  Bereitschaft:  ĂMit dem  

Kreistagsmandat  möchte  Hermann  Hanser  noch  mehr  Verantwortung  im  politischen  Eh-

renamt  übernehmen.  Mit  ihm  haben  wir  ein  gutes  Angebot  für  Bad  Oldesloe.ñ Hanser  ist  

geschäftsführender  Geschäftsführer  der  Veranstaltungsagentur  CPO HANSER SERVICE,  

die  ihren  Sitz  seit  1977  in  Barsbüttel  in  seinem  Hause  hat.  Von  hier  aus  werden  wissen-

schaftliche  Kongresse  in  Hambu rg,  München,  Barcelona,  Amsterdam,  aber  auch  in  Santi-

ago  de Chile,  Los Angeles  und  Kyoto  /  Japan  geplant  und  organisiert.  ĂWir sind  weltweit  

erfolgreich  tätig  und  ich  freue  mich,  dass  wir  zum  Gewerbesteueraufkommen  der  Ge-

meinde  Barsbüttel  beitragen  kºnnenñ,  sagt  Hanser.  Weitere  Büros  unterhält  die  Firma  in  

Berlin  und  Darmstadt.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  16.01.2013,  16:46  Uhr  -  13082  Clicks  -  Nr.  20  

CDU/CSU  und  FDP  wol len  Datenschutz  für  Beschäftigte  
aushöhlen  

SPD - MdB  Thönnes:  Vorlage  der  Regierung  gefährdet  Arbeitnehmer-

rechte  

Überrascht  waren  die  Oppositionsfraktionen,  als  für  die  heutige  Sitzung  des  

Innenausschusses  von  CDU/CSU  und  FDP der  ĂEntwurf eines  Gesetzes  zur  

Regelung  des  Beschªftigtendatenschutzesñ mit  einem  Änderungsantrag  auf  

die  Tageordnung  gesetzt  werden  sollte.  

Bereits  Anfang  2011  hatte  die  Merkel -Regierung  hierzu  einen  Anlauf  ge-

nommen,  ihren  Entwurf  dann  aber  auf  Grund  massiver  Kritik  von  SPD, Ge-

werksch aften  und  Datenschützern  in  der  Schublade  verschwinden  lassen.  Und  auch  die-

ses Mal  hagelte  es wieder  Kritik.  ĂDas jetzt  vorgelegte  Antragspaket  ist  eine  Mogelpa-

ckung.  Es gibt  Arbeitgebern  unter  dem  Strich  den  Freifahrtschein  zum  Spitzeln  und  

schützt  die  Daten  der  Arbeitnehmer  in  keiner  Weiseñ, so der  SPD-Bundestagsabgeord-

nete  Franz  Thönnes.  

 

CDU/CSU  und  FDP verkaufen  ihre  erneute  Vorlage  als  Gewinn  für  die  Beschäftigten  und  

führen  mit  dem  Verbot  der  heimlichen  Videoüberwachung  etwas  an,  dass  bereits  jetzt  

schon  gerichtlich  untersagt  ist.  Erlaubt  wird  gleichzeitig  die  Ălegaleñ Videoüberwachung  

weit  über  das  heutige  Maß hinaus,  obwohl  das  Bundesarbeitsgericht  nur  Ăvor¿bergehende 

und  anlassbezogene  Aufnahmenñ für  zulässig  erklärt  hat.  

 

Auch  dürften  Bewerber  in  Zukunft  zum  Beispiel  zu Ihren  Vermögensv erhältnissen  oder  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/barsbuettel
https://www.spd-net-sh.de/thoennes


öffentlichen  Ehrenämtern  befragt  werden  und  es fehlt  eine  Klarstellung,  die  es erlaubt,  

unzulässige  Fragen  falsch  zu beantworten.  Des Weiteren  könnten  Arbeitgeber  bei  Einstel-

lungen  öffentlich  zugäng liche  Informationen  aus  dem  Internet  nutzen,  ohne  die  Betroffe-

nen  hierüber  informieren  zu müssen,  obwohl  diese  nur  einen  begrenzten  Einfluss  darauf  

haben,  was  dort  über  sie zu finden  ist.  

 

Besonders  heikel  wird  es bei  der  Frage  nach  ärztlichen  Untersuchung en und  Eignungs-

tests.  Hier  öffnen  die  Regierungsfraktionen  der  Willkür  Tür  und  Tor.  So ist  beispielsweise  

vorgesehen,  diese  zukünftig  auch  im  laufenden  Arbeitsverhältnis  zu erlauben.  Ob für  den  

Aufstieg  vom  Fließbandarbeiter  zum  Vorarbeiter  ein  Bluttest  nö tig  ist,  würde  allein  der  

Arbeitgeber  entscheiden.  

 

Der  Druck  von  außen  zeigte  einen  ersten  Erfolg,  denn  kurzfristig  wurde  die  Behandlung  

des  Themas  wieder  von  der  Tagesordnung  des  Innenausschusses  genommen.  ĂDamit be-

steht  die  Chance,  dass  die  Regierungsfr aktionen  aus  den  Bespitzelungsskandalen  der  

letzten  Jahre  lernen  und  die  dort  genutzten  Maßnahmen  nicht  doch  noch  nachträglich  le-

galisierenñ, erläutert  Thönnes,  dessen  Fraktion  ein  eigenständiges  Arbeitnehmerdaten-

schutzgesetz  fordert.  
Keine  Kommentare  
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SPD:  Autal  im  Kurgebiet  schützen  

SPD:  Autal  im  Kurgebiet  schützen  

 

Bad  Bramstedt.  ĂDie SPD Bad  Bramstedt  will  das  Autal  im  Kurgebiet  geschützt  wissen,ñ 

mit  diesen  Worten  kommentiert  Arnold  Helmcke  die  Pläne  auf  dem  Gelände  des  Kurhau-

ses an  den  Auen  Neubauten  zu errichten,  die  den  50 -Meter -Wasserschutzstreifen  an  der  

Ohlau  wesentlich  verletzen.  

Die  Bauherren  planen  statt  des  bisherigen  Hauses  zwei  neue  Gebäude  mit  20  Wohnungen  

zu errichten.  Kritikpunkt  der  Sozialdemokraten  ist,  dass  die  Bauherren  ein  Gebäude  auf  

nur  rund  30  Meter  Abstand  an  die  Ufer  der  Ohlau  heranbauen  wollen.  

 

Helmcke:  ĂWir finden  das  Projek t  eines  altersgerechten,  gemeinschaftlichen  Wohnens  gut  

und  werden  es weiterhin  positiv  begleiten.  Aber  das  kann  keine  Rechtfertigung  dafür  

sein,  bisherige  Grundsätze  über  Bord  zu werfen.ñ Da Bad  Bramstedt  seinen  Kurgästen  

und  Besuchern  außer  herrlichen  Auenlandschaften  nicht  viel  zu bieten  habe,  wolle  die  

SPD diese  besonders  schützen.  

 

ĂWir wollen  hier  keinen  Präzendenzfall  schaffen,ñ sagt  Helmcke,  Ăso dicht  darf  man  in  Bad  

Bramstedt  nur  im  Stadtkern  an  die  Auen  heranbauen  und  selbst  da haben  wir  einige  Fälle  

schon  mit  viel  mehr  Rücksichtnahme  auf  das  Autal  beurteilt.  Wir  sollen  für  alle  Bad  

Bramstedter  Bürger  entscheiden  und  werden  weiterhin  unsere  Autäler  und  das  Kurgebiet  

besonders  sch¿tzen.ñ 

 

Nach  Ansicht  der  SPD müssen  die  Bauherren  die  Baukörper  ander s auf  dem  Grundstück  

platzieren  und/oder  das  Bauvolumen  reduzieren.  Damit  könnte  die  Möglichkeit  geschaf-

fen  werden,  einen  Bau  zu realisieren  und  die  Belange  des  Gewässerschutzes  zu berück-

sichtigen.  Einer  Aushebelung  des  Gewässerschutzes  mit  dem  Bebauungspl an  wird  die  

SPD an  dieser  Stelle  nicht  zustimmen.  

 
Keine  Kommentare  
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Politischer  Aschermittwoch  

16.  Politis cher  Aschermittwoch  der  AfA  in  Marne  

16.  Politischer  Aschermittwoch  der  AfA in  Marne  am  13.Februar  2013  

 

Zum  16.  Mal  heißt  es:  politischer  Aschermittwoch  in  Marne,  veranstaltet  von  der  AfA und  

der  SPD. Unter  inhaltlicher  und  organisatorischer  Leitung  von  Rainer  Klose  und  Karsten  

Wessels  soll  das  närrische  Treiben  in  der  Marschenstadt  Marne  durch  den  Politischen  

Aschermittwoch  am  13.02.2013  um  18:00  beendet  werden.  Gastredner  ist  der  Parteirats-

vorsitzende  Sönke  Rix,  der  auch  Kreisvorsitzender  in  Rendsburg -Eckernförde  ist  und  die-

sen  Wahlkreis  auch  als  Mitglied  des  Deutschen  Bundestages  vertritt.  Musikalisch  um-

rahmt  wird  die  Veranstaltung  vom  Sänger  und  Gitarristen  Gerd  Sell  aus  Kiel,  der  insbe-

sondere  das  150  jährige  Jubiläum  unserer  Partei  mit  einbringen  wird.  Der  MKG ï die  Mar-

ner  Karnevalsgesellschaft  und  deren  großen  und  kleinen  Ballett,  sowie  das  Blasorchester  

Marne -Nordsee  und  die  Büttenrednerin  Sabine  Kremer  werden  ausreichend  karnevalisti-

sches  aber  auch  satirisches  darbieten.  Und  nicht  unerwähnt  sei  das  als Moderator  oder  

richtiger  Conférencier  aus  dem  tiefen  Baden -Württemberg  unser  Genosse  Sven  Zylla  

extra  anreist,  um  sein  ĂGeburtskindñ erneut  zu helfen  erwachsen  zu werden.  

Einladungen  sind  erhältlich  in  der  SPD Landesgeschäftsstelle  in  Kiel.  

 
Keine  Komme ntare  
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Sandra  Liedtke  ist  Kreistagskandidatin  im  WK  13  

Sandra  Liedtke  aus  Felde  wurde  gestern  von  der  Wahl kreiskonferenz  der  SPD-Orts-

vereine  im  Amt  Achterwehr  als  Kandidatin  für  die  Kommunalwahl  im  Mai  für  den  

Kreistag  nominiert.  Die  Wahl  erfolgte  einstimmig,  bei  einer  Enthaltung.  

 

Die  48 - jährige  Sandra  Liedtke  lebt  seit  über  15  Jahren  im  Amt  Achterweh r,  zunäc hst  in  

Bredenbek  und  jetzt  in  Felde.  In  Bredenbek  gründete  die  Sozialpädagogin  gemein -sam  

mit  anderen  Frauen  eine  Betreuungsgruppe  für  Kleinkinder,  aus  der  die  heutige  Kita  ent-

stand.  In  Felde  sitzt  Liedtke  seit  2008  in  der  Gemeindevertretung  und  enga -giert  sich  im  

Bau -  und  im  Sozialausschuß  sowie  im  Vorstand  des  SPD-Ortsvereins.  Seit  1998  ist  sie  

Mitglied  der  SPD. Sandra  Liedtke  ist  Mutter  von  fünf  Kindern  und  arbeitet  im  Kieler  So-

zialministerium.  Im  Kreistag  will  sie  sich  für  die  Belange  ihres  Wahlkreises  einsetzen  und  

im  Bereich  der  Sozialpolitik  -  dort  v.a.  bei  den  Themen  Kinderbetreuung  und  Versor-

gungsstrukturen  für  ältere  Menschen.  

 

Kai  Dolgner,  Vorsitzender  der  SPD-Kreistagsfraktion,  freute  sich  über  die  Wahl  einer  

kompetenten  Kandidatin,  die  auch  tats ächlich  aus  dem  Wahlkreis  13  stammt.  In  der  letz-

ten  Legislaturperiode  hatte  Ulf  Daude  aus  Molfsee,  der  die  Konferenz  moderierte,  die  Re-

gion  zwischen  Ottendorf,  Bredenbek  und  Westensee  im  Kreistag  vertreten. Keine  Kom-

mentare  
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Neujahrsempfang  der  Stadt  Ratzeburg,  4.  Januar  2013,  
Ratzeburg  

Ratzeburg.  4.  Januar  2013.  Die  Stadt  Ratzeburg  

hatte  zum  Neujahrsempfang  zahlreic he Bürgerin-

nen  und  Bürger  eingeladen.  Musikalisch  wurden  

die  Gäste  von  den  Sternsingern  in  Empfang  ge-

nommen.  Bürgermeister  Rainer  Voss begrüßte  die  

Gäste,  unter  denen  auch  der  Landtagsabgeo rd-

nete  Peter  Eichstädt  und  Dr.  Nina  Scheer,  Bundes-

tagskandidatin  fü r den  Bundestagswahlkreis  10  

(Herzogtum  Lauenburg -Stormarn -Süd),  waren.  

Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  der  Stadt  Ahrensburg,  11.  Januar  
2013,  Ahrensburg  

Ahrensburg.  11.  Januar  2012.  Die  Stadt  Ahrensburg  hatte  ihre  Bürgerin-

nen  und  Bürger  in  das  Foyer  des  Rathauses  in  der  Manfred -Samusch -

Straße  eingeladen.  Bürgermeister  Michael  Sarach  und  Bürgervorsteher  

Roland  Wilde  begrüßten  die  Gäste,  unter  ihnen  auch  Dr.  Nina  Scheer,  

Bundestagskandidatin  für  den  Bundestagswahlkreis  10  (Herzogtum  

Lauenburg -Stormarn -Süd).   

 

Der  Bürgermeister  und  der  Bürgervorsteher  gaben  Rückblicke  auf  das  

Geschehen  der  Stadt  Ahrensburg  im  verg angenen  Jahr  2012.  Es musi-

zierte  das  Geigen -Trio  des  Jugend -Sinfonieorchesters  Ahrensburg.  

Keine  Kommentare  
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Offensive  für  bezahlbares  Wohnen  

Nach  Hamburg  jetzt  auch  in  Schleswig - Holstein  

 

ĂImmer mehr  Menschen  ziehen  in  die  Ballungsräume,  der  Siedlungsdruck  auf  die  Metro-

polregionen  wird  in  den  kommenden  Jahren  zunehmenñ, glaubt  Martin  Habersaat,  Abge-

or dneter  für  Stormarn -Süd  und  stellvertretender  Vorsitzender  der  SPD-Landtagsfraktion.  

Bezogen  auf  ganz  Schleswig -Holstein  seien  die  Mieten  in  den  vergangenen  Jahren  gesun-

ken,  im  Hamburger  Rand  allerdings  deutlich  gestiegen.  

Hamburg  habe  auf  die  Wohnungsknap pheit  reagiert,  indem  nach  dem  Willen  der  SPD und  

Hamburgs  Erstem  Bürgermeister  Olaf  Scholz  pro  Jahr  6000  neue  Wohnungen  in  Hamburg  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
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gebaut  werden  sollen.  Weil  die  die  gesamte  Region  und  

nicht  nur  die  Stadt  Hamburg  betroffen  ist,  startet  auch  

Schleswig -Hol stein  eine  Offensive  für  bezahlbaren  Wohn-

raum.  

 

Schleswig -Holsteins  Innenminister  Andreas  Breitner  hat  die  

Kommunen  zu einer  aktiven  Wohnungspolitik  aufgerufen:  

ĂMehr Wohnungen  zu bezahlbaren  Mieten  entstehen  nur  in  

einem  breiten  Bündnis  aus  Planern,  Wohnu ngsunterneh-

mern,  Investoren  und  tatkräftigen  Kommunalpolitikern.ñ Er 

ermuntert  die  Kommunen,  aktive  Wohnungspolitik  zu betreiben.  Das Innenministerium  

stellt  bis  Ende  2014  zunächst  insgesamt  50  Millionen  Euro  aus  dem  Wohnraumförde rpro-

gramm  des  Landes  zur  Verfügung,  um  speziell  den  Neubau  von  rund  450  preiswerten  

Mietwohnungen  zu fördern.  

 

Das Land  fördert  künftig  85  Prozent  statt  bisher  75  Prozent  der  Gesamtkosten  einer  neu  

gebauten  Wohnung.  Die  höhere  Fördersumme  sorgt  für  moderate  Mieten  in  qualitativ  gu-

ten  Wohnungen.  Martin  Habersaat,  hofft,  dass  die  Mittel  vor  Ort  genutzt  werden:  ĂDie 

Initiative  der  Landesregierung  kann  helfen,  auf  steigende  Mieten  und  fehlende  Wohnun-

gen  im  Hamburger  Rand  zu reagieren.  Dazu  müssen  aber  auch  geeignete  Flächen  und  

Träger,  gerne  Genossenschaften,  für  Bauprojekte  gefunden  werden.  Ich  hoffe,  die  Par-

teien  und  Wählergemeinschaften  greifen  das  Thema  auch  in  ihren  Programmen  zur  Kom-

munalwahl  auf.ñ Wenn  das  Programm  ein  Erfolg  werden,  könne  er  sich  eine  Fortsetzung  

gut  vorstellen,  so der  Abgeordnete.  
Keine  Kommentare  
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SPD  fordert  eigenständige  Jugendpolitik  

Zur  ersten  Lesung  des  Antrags  der  SPD-Bundestagsfraktion  

ĂMit einer  eigenständigen  Jugendpolitik  Freiräume  schaffen,  

Chancen  eröffnen,  Rückhalt  gebenñ (17/12063)  erklärt  der  

stellvertretende  jugendpolitische  Sprecher  der  SPD-Bundes-

tagsfraktion  Sönke  Rix:  

 

Mit  dem  Antrag  wollen  wir  die  Weiche n in  der  Jugendpolitik  

neu  stellen.  Eine  gute  Jugendpolitik  muss  sich  als  Interessenvertretung  für  junge  Men-

schen  verstehen  und  darf  sich  nicht  an  den  Defiziten  von  jungen  Menschen  orientieren.  

Der  SPD-Bundestagsfraktion  ist  wichtig,  eine  Gesamtstrategie  für  ein  gutes  Aufwachsen  

junger  Menschen  zu entwickeln  und  dabei  alle  Politikfelder  und  föderalen  Ebenen  mit  in  

den  Blick  zu nehmen.  

 

Der  Großteil  der  Jugendlichen  ist  engagiert,  ver antwortungsbewusst  und  pragmatisch.  

Leider  werden  jungen  Menschen  durch  fal sche  politische  Weichenstellungen  immer  wie-

der  Steine  in  den  Weg  gelegt.  Das  wollen  wir  ändern.  Jede politische  Maßnahme  soll  zu-

künftig  auf  die  Auswirkungen  von  jugendpolitischen  Belangen  überprüft  werden.  Um  dies  

zu gewährleisten,  wollen  wir  eine  klare  Zu ständigkeit  bei  einem  Staatssekretär  im  Bun-

desministerium  für  Familie,  Senioren,  Frauen  und  Jugend,  der  sich  explizit  für  die  Vertre-

tung,  Vernetzung  und  Koordinierung  aller  jugendspezifischen  Belange  stark  macht.  

 

Darüber  hinaus  sollen  Jugendliche  selbst  stärker  an  politischen  Entscheidungen  beteiligt  

werden.  Daher  fordert  die  SPD-Bundestagsfraktion  das  Wahlalter  im  Bundeswahlgesetz  

und  im  Europawahlgesetz  auf  16  Jahre  abzusenken.  Dies  muss  einhergehen  mit  einer  gu-

ten  politischen  Bildung  ï innerhalb  wie  auc h außerhalb  der  Schulen.  

 

https://www.spd-net-sh.de/rix


Natürlich  gibt  es auch  Jugendliche,  die  eine  längere  Orientierungszeit  benötigen.  Aber:  

kein  junger  Mensch  darf  zurückgelassen  werden.  Deshalb  wollen  wir  eine  Kultur  der  zwei-

ten  Chance.  Dafür  brauchen  wir  ein  Recht  auf  Nachholen  eines  Schulabschlusses  und  ein  

Recht  auf  eine  qualifizierte  Ausbildung.  Ab dem  Jahr  2020  fordern  wir  einen  Rechtsan-

spruch  auf  einen  Ganztagsschulplatz.  

 

Oft  arbeiten  junge  Menschen  in  prekären  Beschäftigungsverhältnissen.  Gerade  für  sie 

sind  ein  gesetzliche r Mindestlohn  von  8,50  Euro,  die  Regulierung  der  Leiharbeit  sowie  die  

Abschaffung  der  sachgrundlosen  Befristung  im  Arbeitsrecht  wichtig.  Auch  muss  der  Miss-

brauch  von  Praktika  wirksam  bekämpft  werden.  Die  Rechte  der  Praktikantinnen  und  

Praktikanten  müssen  gestärkt  werden.  Dazu  gehören  der  Anspruch  auf  einen  Vertrag,  auf  

ein  Zeugnis,  eine  zeitliche  Begrenzung  auf  maximal  drei  Monate  und  eine  Mindestvergü-

tung.  

 

Die  Diskriminierung  auf  dem  Arbeitsmarkt  muss  ein  Ende  haben.  Oft  finden  hoch  qualifi-

zierte  junge  Menschen  keinen  Arbeitsplatz,  weil  sie  einen  anders  klingenden  Namen  ha-

ben.  Wir  fordern  Maßnahmen  um  die  anonyme  Bewerbung  einzuführen.  

 
Keine  Kommentare  
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Neujahrsempfang  der  Gemeinde  Barsbüttel,  13.  Januar  
2013,  Barsbüttel  

Mit  einem  offiziellen  Akt  begann  der  Neujahrsempfang  2013  in  

der  Gemeinde  Barsbüttel.  Bürgermeister  Thomas  Schreitmül-

ler,  2012  im  Amt  bestätigt,  wurde  für  seine  zweite  Amtszeit  

vereidigt.  Weniger  formal,  aber  nicht  minder  gelungen  waren  

die  gute  musikalische  Begleitung  durch  die  Band  Tripplepack  

und  der  launige  Jahresrückblick,  den  Christine  Stanke  von  der  

Gemeindeverwaltung  vorbereitet  hatte.  

Unte r den  zahlreichen  Gästen  waren  auch  Landrat  Klaus  Plö-

ger,  die  SPD-Bundestagskandidatin  Nina  Scheer  und  der  örtliche  Landtagsabgeordnete  

Martin  Habersaat,  der  allerdings  kaum  als  Gast  zählte  -  gehörte  er  doch  zu den  Gemein-

devertretern,  die  in  ihrer  15minüti gen  Sitzung  zu Beginn  des  Empfangs  die  Vereidigung  

des  Bürgermeisters  abnahmen.  

Foto:  Thomas  Kanitz,  Geschäftsführer  des  e-werk  Sachsenwald  und  Nina  Scheer  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  18.01.2013,  15:59  Uhr  -  10869  Clicks  -  Nr.  29  

Neujahrsempfang  der  Stadt  Geesthacht,  13.  Januar  
2013,  Geesthacht  

Geesthacht.  13.  Januar  2012.  Viele  Bürgerinnen  und  Bürger  der  Stadt  Geesthacht  waren  

zum  Neujahrsempfang  in  das  Rathaus  gekomm en,  um  gemeinsam  mit  Bürgermeister  Dr.  

Volker  Manow  und  Bürgervorsteher  Peter  Groh  das  vergangene  Jahr  2012  zu bilanzieren.  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
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Dieses  Jahr  gab  es einen  von  Dr.  Volker  Manow  und  Peter  Groh  

kommentierten  Fotovortrag.  Vertreter  sozialer  Einrichtungen,  Politi-

ker  aller  Fraktionen  und  vor  allem  die  Geesthachter  Bürgerinnen  

und  Bürger  verfolgten  den  fotografischen  Jahresrückblick.  Erstmals  

unter  den  Gästen  war  auch  Dr.  Nina  Scheer,  Bundestagskandidatin  

für  den  Bundestagswahlkreis  10  (Herzogtum  Lauenburg  -  Stor-

marn -Süd).  Es gab  viele  interessante  Gespräche  mit  Bürgerinnen  

und  Bürgern,  Institutionen  und  Vereinen  der  Stadt  Geesthacht.  

 
Keine  Kommentare  
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Der  Landtag  tagt  vom  23. - 25.  Januar  

Ausblick  auf  die  bevorstehende  Tagung  

 

Zur  ersten  Plenartagung  2013  kommen  die  69  Abgeordneten  des  schleswig -holsteini-

schen  Landtags  vom  23.  -  25.  Januar  in  Kiel  zusammen.  Martin  Habersaat,  Landtagsab-

geordneter  für  Stormarn -Süd  und  stellvertretender  Vorsitzender  der  SPD-Landtagsfrak-

tion,  gibt  einen  Überblick  über  die  wichtigsten  Themen:  Im  Mittelpunkt  der  Sitzung  am  

Mittwoch  steht  die  abschließende  zweite  Lesung  des  Landeshaushalts  für  2013.  

 

Entgegen  ursprünglicher  Planungen  ist  auch  vorgesehen,  das  

Sparkassengesetz  an  diesem  Tag  aufzurufen.  

 

Die  Koalition  möchte  die  Möglichkeit  aus  dem  Gesetz  streichen,  

dass  die  Haspa  sich  an  öffentlichen - rechtlichen  Sparkassen  beteili-

gen  kann.  Habersaat:  ĂDabei haben  wir  nichts  gegen  die  Haspa.  

Wegen  des  besonderes  Rechtsstatusó der  Haspa  ist  aber  zu be-

fürchten,  dass  deren  Beteiligung  das  Einfallstor  für  Privatbanken  

in  unser  Sparkassensystem  sein  könnte.  Das wollen  wir  nicht.ñ 

Habersaat  selbst  wi rd  am  Mittwoch  zu den  Entwicklungen  im  

Hochschulbereich  der  Zielvereinbarungsperiode  2009  bis  2013  

sprechen.  

 

Am  Donnerstag  wird  der  Landtag  beschließen,  beim  Glückspielrecht  wieder  in  die  Riege  

aller  anderen  Länder  einzuscheren.  Auch  ein  Landesprogramm  zur Demokratieförderung  

und  Rechtsextremismusbekämpfung  steht  auf  der  Tagesordnung,  ebenso  die  Kooperation  

mit  Hamburg  im  Bereich  der  Sicherungsverwahrung.  Freitag  schließlich  will  der  Landtag  

zwei  Bundesratsinitiativen  beschließen.  Für  die  steuerrechtliche  Gleichbehandlung  einge-

tragener  Lebenspartnerschaften  und  gegen  den  Optionszwang,  der  eine  doppelte  Staats-

bürgerschaft  verbietet.  Außerdem  wird  Sozialministerin  Kristin  Alheit  über  die  Vereinba-

rung  mit  den  Kommunen  zur  Finanzierung  des  Krippenausbaus  berich ten.  

 

Weitere  Themen  sind  ein  Modellprojekt  und  Konzept  für  Familien -  und  Nachbarschaftsze-

ntren,  die  

Videoüberwachung  an  Bahnhöfen  und  ein  Bericht  des  Wirtschaftsministers  Reinhard  

Meyer  zum  Stand  der  Verhandlungen  zur  Neufassung  der  Bäderverordnung.  

 

Wer  die  Tagung  live  beobachten  möchte,  findet  unter  www.ltsh.de  einen  Livestream.  Die  

Debattenbeiträge  der  Fraktionen  können  dort  unter  dem  Stichwort  ĂPressetickerñ auch  

nachgelesen  werden.  Der  Landtag  tagt  in  der  Regel  von  10.00  bis  18.00  Uhr  unter  Ein-

schluss  einer  Mittagspause.  
Keine  Kommentare  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  19.01.2013,  03:57  Uhr  -  6954  Clicks  -  Nr.  31  

nächste  Hauptversammlung  OV  Bad  Bramstedt  

Liebe  Parteifreunde,  

 

Hiermit  laden  wir  Euch  laut  § 7 unserer  Satzung  zu einer  außerordentlichen  Jahreshaupt-

versammlung  ein.  Sie findet  statt  am  

 

Mittwoch,  dem  30.  Januar  2013  um  19.30  Uhr  im  Hotel  Köhlerhof  

 

Vorläufige  Tagesordnung:  

 

TOP 1 ï Eröffnung  und  Begrüßung  

a)  Wahl  eine s Versammlungsleiters  

b)  Genehmigung  der  Tagesordnung  

c)  Aufnahme  neuer  Mitglieder  

 

TOP 2 ï Vorstellung  der  Kreistagskandidaten  für  den  Wahlkreis  Bad  Bramstedt  Stadt  

a)  Rita  Marcussen  

b)  N.N.  

 

TOP 3 ï Aussprache  und  Meinungsbildung  über  die  Kandidaten  

 

TOP 4 ï Beschluss  über  die  Bewerberliste  zur  Kommunalwahl  

 

TOP 5 ï Einstieg  in  die  Wahlprogrammdiskussion  

Festlegung  von  Schwerpunktthemen  

Inhaltliche  Diskussion  

TOP 6 ï Verschiedenes  

 

TOP 7 ï Schlusswort  des  Vorsitzenden  

Keine  Kommentare  
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Manfred  Schmiade  bestätigt  

Im  Verlauf  der  ersten  Mitgliederversammlung  im  Jahr  2013  konnte  Natascha  Böh-

nisch,  Vorsitzende  des  SPD-Ortsvere ins  Wilster,  zahlreiche  Mitglieder  begrüßen.  Be-

vor  es in  die  vorbereitenden  Beratungen  zur  Aufstellung  des  Kommunalwahlprogramms  

ging,  wurde  Manfred  Schmiade  als  SPD-Kandidat  für  die  Kreistagswahl  einstimmig  bestä-

tigt.  Die  endgültige  Aufstellung  und  die  Listenplatzierung  wird  der  SPD-Kreisparteitag  am  

09.  Februar  2013  in  Heiligenstedten  vornehmen.  

Anschließend  ging  es in  die  Auswertung  der  Aktionen,  die  zur  Vorbereitung  des  Kommu-

nalwahlprogramms  für  den  SPD-Ortsverein  in  Wilster  durchgeführt  wurden.  So wurd en 

bereits  im  November  in  ganz  Wilster  Postkarten  an  alle  Haushalte  verteilt,  damit  die  Bür-

gerinnen  und  Bürger  Kritik,  Wünsche,  aber  auch  Stärken  der  Marschenstadt  nennen  

konnten,  um  so Hinweise  über  die  Dinge  in  Erfahrung  zu bringen,  die  den  Menschen  in  

Wilster  wichtig  sind.  Zum  Jahresbeginn  fanden  jetzt  mehrere  Themenabende  der  SPD-

Wilster  statt,  in  denen  Vereine,  Vertreter  von  Institutionen  und  interessierte  Bürgerinnen  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt
https://www.spd-wilster.de/


und  Bürger  ebenfalls  ihre  Vorstellungen  und  Wünsche  von  unserer  lebenswerten  Stadt  

Wi lster  zusammengestellt  haben.  Aus allen  Informationen  trug  Natascha  Böhnisch  nun  

vor.  Dabei  stellte  sich  schnell  heraus,  dass  es besonders  wichtig  sei,  den  Bevölkerungs-

rückgang  und  die  Überalterung  zu bremsen,  um  die  gute  Infrastruktur  halten  und  aus-

bauen  zu können.  So sei  beispielsweise  vorgeschlagen  worden,  eine  möglichst  elektrifi-

zierte  Bahn  in  kurzen  Taktzeiten  -  mindestens  stündlich  -  zwischen  Brunsbüttel  und  Ham-

burg -Hauptbahnhof  pendeln  zu lassen.  Auch  soll  verstärkt  auf  die  Stärken  der  Stadt,  auf  

die  gute  Lage  -  zwischen  Nordsee  und  doch  vor  den  Toren  Hamburgs  -  hingewiesen  wer-

den,  damit  dadurch  neue  Bürgerinnen  und  Bürger  gewonnen  werden  können,  die  sich  in  

Wilster  ansiedeln  wollen.  Einig  waren  sich  alle  Anwesenden,  dass  es wichtig  sei,  mehr  Ar-

beitsp lätze  auch  in  Wilster  zu gewinnen.  Hier  ginge  es darum,  mehr  Möglichkeiten  der  Er-

werbstätigkeit  zu schaffen,  die  nicht  nur  im  Rahmen  von  400  oder  450 -Euro -Jobs ange-

boten  werden,  denn  dadurch  sei  sozialer  Abstieg  und  am  Ende  Altersarmut  schon  vorpro-

grammier t.  Viele  gute  Ideen  wurden  auch  von  den  Mitgliedern  beigetragen  und  bis  in  den  

späten  Abend  diskutiert,  so dass  die  Grundlage  für  ein  Wahlprogramm  erarbeitet  werden  

konnte.  Im  Rahmen  der  nächsten  Sitzungen  von  Fraktion  und  Vorstand  der  SPD-Wilster,  

und  sch ließlich  durch  die  nächste  Mitgliederversammlung  im  März  soll  dann  das  neue  Pro-

gramm  für  2013  bis  2018  beraten  und  beschlossen  werden.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Reinbek  -  veröffentlicht  am  20.01.2013,  16:29  Uhr  -  6720  Clicks  -  Nr.  33  

Kreistagskandidaten:  Die  SPD - Mitglieder  in  Reinbek  ha-
ben  entschieden  

 

Die  SPD Reinbek  hat  auf  ihrer  Mitgliederversammlung  

die  Kreistagskandidaten  für  die  Kommunalwahl  im  Mai  

benannt:  René  Wendland  (29),  Gerd  Prüfer  (55)  und  

Hajo  Schulze -Hortung  (65).  

 

Für  die  drei  Reinbeker  Wahlkreise  zum  Stormarner  Kreis-

tag  haben  sich  vier  Kandidaten  zur  Wahl  gestellt  und  

wurden  vor  der  Wahl  nach  den  jeweiligen  Vorstellungen  

intensiv  befragt.  Den  zahlreich  erschienenen  Mitgli edern  

waren  nicht  nur  die  Ziele  wichtig,  sondern  auch  welche  

Interessenschwerpunkte  die  Kandidaten  zukünftig  in  ih-

rer  Arbeit  einbringen  werden.  ĂDie Informationen  aus  dem  Kreistag  sind  häufig  sehr  ent-

scheidend  für  unsere  politische  Ausrichtung  in  Reinbekñ betont  der  Kreistagsabgeordnete  

René  Wendland,  der  für  den  Wahlkreis  23  (Reinbek  Nord)  wieder  gewählt  wurde.  Er ist  

seit  der  letzten  Kommunalwahl  finanzpolitischer  Sprecher  der  SPD-Kreistagsfraktion  und  

Mitglied  im  Fraktionsvorstand.  Neue  Gesichter  gibt  es mit  Gerd  Prüfer  für  den  Wahlkreis  

24  (Reinbek  Mitte)  und  Hans -Joachim  Schulze -Hortung  für  den  Wahlkreis  25  (Reinbek  

Süd -Ost).  Die  beiden  Kandidaten  sind  aber  nicht  wirklich  neu,  da sie  bereits  in  Reinbek  

sehr  aktiv  die  politische  Arbeit  mitgestalten.  Wie  Hajo  Schulze -Hortung  sagt:  "Reinbeker  

Interessen  müssen  im  Kreistag  stärker  vertreten  werden."  
Keine  Kommentare  

 SPD-Segeberg  -  veröffentlicht  am  20.01.2013,  22:51  Uhr  -  29026  Clicks  -  Nr.  34  
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Franz  Thönnes:  ĂHerzlich willkommen  bei  Königsmördern  
und  Vaterlandsverrªternñ 

Mit  diesen  launigen  Worten  leitete  der  Bundes-

tagsabgeordnete  Franz  Thönnes  seine  Rede  zum  

Neujahrsempfang  des  SPD-Kreisverbandes  Se-

geberg  ein,  die  zu einem  spannenden  Exkurs  

durch  die 150jährige  Geschichte  der  deutschen  

Sozialdemokratie  führte.  

Etwa  130  Mitglieder  und  Gäste,  darunter  viele  

Vertreter  von  Vereinen,  Verbänden  und  politi-

schen  Parteien  begrüßte  zuvor  der  Kreisvorsit-

zende  Stefan  Weber  im  Restaurant  Immenhof  in  

Schackendorf .  

 

In  seinen  Grußworten  bemerkte  der  Schackendorfer  Bürgermeisters  Jürgen  Göttsch  

(CDU):  ĂIn Schackendorf  gehen  CDU und  SPD gut  miteinander  um,ñ und  die  Landrätin  

Jutta  Hartwieg  hob  die  herausragende  ehrenamtliche  Struktur  im  Kreis  hervor.  

 

Franz  Thönnes  eri nnerte  in  seiner  Neujahrsrede  an  den  langen  Weg  der  Sozialdemokratie  

von  der  Verfolgung  durch  das  ĂGesetz gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen  der  

Sozialdemokratieñ von  1878  bis  in  unsere  heutige  Zeit.  So wies  er  als  Parallele  zu aktuel-

len  politisch en Diskussionen  auf  die  damaligen  Bemühungen  der  Sozialdemokraten  hin,  

etwas  gegen  die  Einkommensarmut  im  Arbeitsleben  zu unternehmen:  Mindestlohn!  

 

Thönnes´  Bezug  zu Kommunen  im  Kreis  Segeberg  und  den  dortigen  Geschehnissen  

wurde  gespannt  gefolgt.  

 

Aus der neueren  politischen  Zeit  nannte  er  neben  vi elen  anderen  Heide  Moser,  die  Sozial-

ministerin  aus  Norderstedt,  die  in  ihrer  Amtszeit  Schleswig -Holsteins  Sozialpolitik  geprägt  

hat.  

 

Mit  seinem  Vortrag  eröffnete  Franz  Thönnes  die  Aktivitäten  der  SPD in  ihrem  150 . Jubilä-

umsjahr.  Am  04.05.  soll  mit  einem  landesweiten  ĂTag der  Ortsvereineñ einer  der  Höhe-

punkte  stattfinden.  

 

Im  Hinblick  auf  die  Bundestagswahl  im  September  forderte  Franz  Thönnes  die  Mitglieder  

auf,  sich  gegen  die  Spaltung  unserer  Gesellschaft  durch  die Regierung  Merkel  einzubrin-

gen.  Dieses  müsse  u.a.  geschehen  durch  die  Schaffung  bezahlbaren  Wohnraums  und  

Verhinderung  der  Abwälzung  der  höheren  Energiekosten  auf  die  Ăkleinen Leuteñ. Es dürfe  

nicht  sein,  dass  die  Nebenkosten  inzwischen  die  Mietkosten  übersteigen.  

 

Zum  Abschluss  der  Veranstaltung  wurden  langjährige  Parteimitglieder  durch  den  Kreis-

vorsitzenden  Stefan  Weber  und  Franz  Thönnes  geehrt:  Das kommunalpolitische  Urge-

stein  aus  Kattendorf,  George  Babst,  für  50  Jahre,  die  Ortsvereinsvorsitzenden  Birgi t  Pan-

ten  (Hartenholm)  und  Eberhard  Rönsch  (Kaltenkirchen)  für  40  Jahre  Parteimitgliedschaft.  

 

Die  Veranstaltung  wurde  musikalisch  begleitet  vom  ĂDuo Queronñ der  Kreismusikschule.  

Stephanie  Lang  auf  der  Querflöte  und  Elisabeth  Busse  auf  dem  Akkordeon  bote n den  

Gästen  ein  abwechslungsreiches  Programm.  

 

Foto  von  links:  Franz  Thönnes,  Eberhard  Rönsch,  Birgit  Panten,  George  Babst,  Stefan  

Weber.  
Keine  Kommentare  

SPD-Barsbüttel  -  veröffen tl icht  am  21.01.2013,  10:48  Uhr  -  4870  Clicks  -  Nr.  35  
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Kommunalwahl  im  Mai  -  die  SPD  Barsbüttel  macht  sich  
bereit  

Die  Vorbereitungen  für  die  Kommunalwahl  am  26.  

Mai  laufen  auf  Hochtouren.  Ende  2012  hat  die  

SPD Barsbüttel  bereits  ihre  Kandidaten  und  Kan-

did at en  aufgestellt  -  ein  buntes  Team  um  den  

Spitzenkandidaten  und  Fraktionsvorsitzenden  

Hermann  Hanser.  

Am  23.  Januar  wollen  die  Sozialdemokraten  ihr  

Programm  beschließen,  an  dem  seit  Monaten  ge-

feilt  wird.  Die  Mitgliederversammlung  beginnt  um  

19.00  Uhr  im  Bürg erhaus  Barsbüttel.  Und  am  

letzten  Wochenende  ging  es zum  Fotografen,  um  

alles  ins  rechte  Licht  zu setzen.  

 

Hermann  Hanser:  ĂIn einem  motivierten  Team  mit  vielen  neuen  Mitstreitern  macht  es 

richtig  Spaß,  sich  auf  so eine  Wahl  vorzubereiten.ñ Mit  ihm  zusam me n bewerben  sich  

Frauen  und  Männer,  Mütter  wie  Väter  mit  vielen  unterschiedlichen  Kompetenzen  und  Lei-

denschaften,  um  sich  für  das  Wohl  der  Gemeinde  einzusetzen.  Unternehmer,  Pianist,  IT -

Experte,  Landtagsabgeordneter  -  das  Spektrum  ist  breit.  In  den  12  Wah lk reisen  treten  

für  die  SPD acht  Männer  und  vier  Frauen  an.  Darunter  sind  sechs  erfahrene  Kandidaten  

und  sechs,  die  sich  erstmals  bewerben.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  21.01.2013,  13:36  Uhr  -  9848  Clicks  -  Nr.  36  

Neujahrsempfang  in  Schwarzenbek,  19.  Januar  2013,  
Schwarzenbek  

Schwarzenbek.  19.  Januar  2012.  Am  19.  Ja-

nuar  besuchte  Nina  Scheer,  Bundestagskandi-

datin  für  den  Bundestagswahlkreis  10  (Her-

zogtum  Lauenburg  -  Sto rm arn -Süd)  den  Neu-

jahrsveranstaltung  der  Stadt  Schwarzenbek.  

Viele  Bürgerinnen  und  Bürger  kamen  zum  

Empfang,  um  die  Rede  von  Bürgermeister  

Frank  Ruppert  zu hören.  Musikalische  Einla-

gen  verschiedener  Chöre  und  einer  Schülerin  

bewegten  die  zahlreichen  Gäste.  

I n seiner  Festrede  wurde  das  vergangene  Jahr  

bilanziert  und  den  ehrenamtlich  tätigen  Bürgerinnen  und  Bürgern  gedankt.  Foto  v.l.n.r.:  

SPD-Ortsvereinsvorsitzender  Schwarzenbek,  Konrad  Freiberg,  Nina  Scheer,  Olaf  Schulze  

MdL 

Keine  Kommentare  

 

AfA Schleswig -Flensburg  -  veröffentlicht  am  22.01.2013,  19:29  Uhr  -  6109  Clicks  -  Nr.  

37  

Stoppt  das  Beschäftigtenüberwachungsgesetz!  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
https://www.spd-net-sh.de/sl/afa


Die  schwarz -gelbe  Bundesregierung  plant  eine  Verschärfung  zur  Überwa-

chung  der Beschäftigten  mit  einer  Änderung  des  Beschäftigtendaten-

schutzgesetzes.  Diese  Absicht  war  schon  sehr  lange  in  Planung.  Die  AfA 

Schleswig -Flensburg  hat  von  dieser  beabsichtigten  Änderung  bereits  

mehrfach  dagegen  protestiert.  Die  Änderung  soll  mit  einer  2.  un d 3.  Le-

sung  soll  Anfang  Februar  2013  im  Bundestag  verabschiedet  werden.  

Die  AfA  Schleswig -Flensburg  protestiert  gegen  eine  Verschärfung  des  Beschäftigtenda-

tenschutzgesetzes  und  gegen  die  geplante  Willkür,  die  den  Arbeitgebern  Tür  und  Tor  öff-

net  zur  total en  Überwachung  der  Beschäftigten  und  bittet  um  Unterstützung  der  DGB-Pe-

tition.  

 

ĂGemeinsam gegen  Dauerüberwachung  und  George  Orwell  am  Arbeitsplatz:  Stoppt  das  

Gesetz  zum  Datenschutz  für  Beschªftigteñ. Mit  einer  Online -Petition  unter  diesem  Motto  

ruft  der  DGB-Vorsitzende  Michael  Sommer  alle  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer  auf,  

abzustimmen  gegen  das  schwarz -gelbe  Gesetzesvorhaben.  Union  und  FDP wollen  eine  

Neuregelung  des  Beschäftigtendatenschutzgesetzes  durchsetzen,  die  deutliche  Ver-

schlechterungen  bring en würde.  Die  Beratung  im  Bundestagsinnenausschuss  war  ur-

sprünglich  für  den  16.  Januar  vorgesehen,  wurde  nun  auf  den  30.  Januar  verschoben.  

 

Die  AfA  SL-FL bittet  alle,  die  Petition  des  DGB zu unterzeichnen:  

 

http://www.dgb.de/themen/++co++8f093ba0 -5e30 -11e 2-8325 -00188b4dc422  

 

Ausführliche  Information  mit  vielen  Stellungnahmen  hier:  

 

http://beschds.wordpress.com/  

 

Aktuelle  Information:  

 

An der  Online -Petition  gegen  die  beabsichtigte  Änderung  des  Beschäftigtendatenschutz-

gesetzes  von  Schwarz -Gelb  haben  sich  üb er  30.000  beteiligt  und  der  DGB und  ver.di  ha-

ben  mit  dieser  Initiative  vorerst  Erfolg  gehabt.  Die  Beratungen  zur  Gesetzesänderung  im  

Bundestag,  die  für  Freitag  den  2.  Februar  2013  angesetzt  waren,  sind  erst  einmal  ge-

stoppt.  

 

Wir  werden  aber  die  weitere  Ent wi cklung  kritisch  begleiten.  

 

Unser  Ziel  ist:  

Wir  sagen  NEIN  zur  Erlaubnis,  dass  der  Arbeitgeber  letztlich  tun  kann,  was  ihm  passt,  

NEIN  zur  offenen,  unbeschränkten  Videoüberwachung,  NEIN  zur  Auswertung  sozialer  

Netzwerke,  NEIN  zur  permanenten  Kontrolle  der Beschäftigten  in  Callcentern,  NEIN  zu 

Gesundheitsuntersuchungen,  die  nicht  arbeitsmedizinisch  notwendig  sind,  NEIN  zur  unre-

gulierten  Datenweitergabe  an  andere  Arbeitgeber  innerhalb  eines  Konzerns.  

 

 

Kommentar  von  Dieter  Kahlau  vom  26.01.2013,  18:25  Uhr:  

RE:  Stoppt  das  Beschäftigtenüberwachungsgesetz!  

Wohin  geht  dieses  verkalkte  Land?  Für  jeden  Regenwurm  gibt  es Schutzgesetze,  Nazi -

Mörder  werden  vom  "Staatsschutz"  bezahlt  und  gedeckt  (gemeint  das  Trio  aus  dem  Vogt-

land),  anschließend  die  Akten  ganz  locker  vernichtet.  Wann  erhalten  alle  Arbeitnehmer  

Implantate?  D.  Kahlau  

 
Ulrike  Rodust,  MdEP -  veröffentlicht  am  23.01.2013,  16:50  Uhr  -  150925  Clicks  -  Nr.  38  

"Agrarausschuss  verpasst  Chance  für  Neuausrichtung"  

mailto:Dieter.Kahlau@googlemail.de
https://www.spd-net-sh.de/rodust


Ökologische  Ausrichtung  der  Agrarpolitik  verwässert  

 

Wie  befürchtet  stimmte  am  Mittwoch  eine  Mehrheit  im  Agrarausschuss  

gegen  eine  stärkere  ökologische  Ausrichtung  der  zukünftigen  EU-Agrarpo-

liti k.  Die  zur  Abstimmung  vorgelegten  umstrittenen  Kompromissvor-

schläge,  die  die  von  der  EU-Kommission  geforderte  Ökologisierung  stark  

abschwächen,  wurden  mehrheitlich  angenommen.  

 

Die  SPD-Europaabgeordnete  Ulrike  RODUST übte  scharfe  Kritik  am  Ab-

stimmungsergeb nis:  ĂDer Agrarausschuss  gefährdet  einen  dringend  nötigen  Systemwan-

del  der  gemeinsame n europäischen  Agrarpolitik  hin  zu einer  ökologischen  Ausrichtung.  

Deshalb  habe  ich  gegen  diese  verwässerten  Kompromisse  gestimmt.  Eine  gegenüber  der  

Gesamtbevölkerung  in  Europa  vermittelbare  EU-Agrarpolitik  bedarf  im  21.  Jahrhundert  

eines  grundlegenden  Systemwechsels.  Klimaschutz  und  Erhalt  der  Biodiversität  dürfen  

bei  der  Agrarreform  nicht  hinten  anstehen.ñ 

 

Die  im  Agrarausschuss  ausgehandelten  und  nun  verabschiedeten  Kom pr omisse  sehen  

vor,  dass  es bei  einem  Verstoß  gegen  die  Ökologisierungsauflagen  keine  Sanktionen  in  

der  Basisprämie  gibt,  sondern  nur  bei  den  30  Prozent  der  Zahlungen,  die  für  die  Ökologi-

sierung  vorgesehen  sind.  Dieser  Vorstoß  weicht  nicht  nur  die  ökologis che Ausrichtung  der  

Agrarreform  auf,  sondern  erhöht  auch  durch  diverse  Ausnahmeregelungen  den  Verwal-

tungsaufwand.  ĂDamit bin  ich  und  die  deutsche  SPD-Delegation  im  Parlament  nicht  ein-

verstanden.  Ökologisierungsauflagen  lediglich  zu einer  freiwilligen  Optio n für  die  Land-

wirte  umzuwandeln,  reicht  nicht  aus,  um  die  notwendige  gesellschaftliche  Legitimation  

für  einen  der  größten  Ausgabenblöcke  im  EU-Haushalt  zu schaffenñ, so Ulrike  RODUST.  

 

ĂNoch ist  es nicht  zu spät,  diese  Verwässerung  der  Reform  aufzuhaltenñ, so Ulrike  RO-

DUST weiter.  ĂDie Berichte  des  Agrarausschusses  werden  voraussichtlich  im  März  2013  

im  Plenum  des  Europäischen  Parlaments  abgestimmt.  Dort  werde  ich  versuchen,  mit  wei-

teren  Abgeordneten  erneut  Änderungseinträge  einzubringen,  um  unsere  Position  und  die  

vieler  Verbraucherinnen  und  Verbraucher  einzubringen.ñ 

 

Hintergrund:  Ökologisierung  

Im  Rahmen  des  Mehrjährigen  Finanzrahmens  2014 -2020  wird  die  Gemeinsame  Agrarpo-

litik  (GAP)  reformiert.  Seit  ihrer  Einführung  wurde  die  GAP bereits  mehrfach  reformie rt , 

um  sie an  aktuelle  Herausforderungen  anzupassen.  Das Herzstück  des  Kommissionsvor-

schlages  zur  aktuell  anstehenden  Reform  sind  die  Vorschläge  zur  Ökologisierung  der  Di-

rektzahlungen.  Das heißt,  dass  die  Direktzahlungen  zukünftig  an  die  Einhaltung  von  Öko-

logisierungsmaßnahmen  geknüpft  werden  sollen.  Nach  der  Kommission  soll  es ab  2014  

nur  noch  70  %  der  Direktzahlungen  ohne  Auflagen  geben.  Die  verbleibenden  30  %  wer-

den  nur  ausbezahlt,  wenn  der  Landwirt  bestimmte  umweltschonende  Auflagen  erfüllt.  

 
Keine  Komm en tare  

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  23.01.2013,  17:45  Uhr  -  9919  Clicks  -  Nr.  39  

Neujahrsempfang  der  SPD  Schleswig - Holstein,  22.  Ja-
nuar  2013,  Kiel  

Kiel.  22.  Januar  2013.  Die  SPD Schlesw ig-Holstein  hatte  am  Dienstagabend  zum  traditio-

nellen  Neujahrsempfang  eingeladen.  Über  300  Bürgerinnen  und  Bürger  kamen  in  die  

Traum  GmbH  am  Grasweg  in  Kiel.  Unter  den  Gästen  war  auch  die  Bundestagskandidatin  

Dr.  Nina  Scheer.  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Ehrengast  war  der  Landesvorsi tz ende  der  

SPD Hessen  und  Fraktionsvorsitzender  im  

Hessischen  Landtag,  Thorsten  Schäfer -

Gümbel.  Mit  Blick  auf  das  Ergebnis  in  Nieder-

sachsen  betonte  Gümbel  seiner  Rede aus-

drücklich,  dass  er  auch  Rot -Grün  für  Hessen  

wolle.  Für  gute  Stimmung  hatte  der  Wahl-

sieg von  Rot -Grün  am  vergangenen  Sonntag  

in  Niedersachsen  gesorgt.  Landes -  und  Frak-

tionsvorsitzender  der  SPD Schleswig -Hol-

stein,  Ralf  Stegner,  gratulierte  Stephan  Weil  

herzlich  zu seinem  Sieg  und  sagte:  Ă Ein tol-

ler  Erfolg,  der  gut  ist  für  die  Menschen  in  

Niedersachsen.  Die  knappe  Entscheidung  

zeigt  einmal  mehr,  dass  es auf  jede  Stimme  

ankommt.  Bis zuletzt  hat  die  Niedersachsen -SPD hervorragend  gekämpft  und  alles  gege-

ben,  und  das  hat  sich  gelohnt!ñ Ralf  Stegner  betonte,  dass  das  Wahlergebnis  von  Nieder-

sachsen  Rückenwind  für  den  Bundestagswahlkampf  sei.  Der  SPD Landesvorsitzende  kam  

in  seiner  Rede  auch  auf  die  Kommunalwahl  zu sprechen.  Er sei  zuversichtlich,  dass  die  

SPD bei  der  Kommunalwahl  im  Mai  in  vielen  Städten  und  Gemeind en  wieder  stärkste  

Kraft  werde.  Min isterpräsident  Torsten  Albig  hob  die  gute  und  vertrauensvolle  Zusam-

menarbeit  der  rot -grün -blauen  Regierungskoalition  hervor  und  betonte,  dass  in  dieser  

Koalition  alle  auf  Augenhöhe  miteinander  zusammenarbeiten.  Alles  in  allem  war  es ein  

Neujahrsempfang  bes te r Stimmung.  Foto:v.l.n.r.:  Nina  Scheer;  Reinhard  Niegengerd,  

stellvertretender  Kreisvorsitzender  SPD Stormarn;  Susanne  Danhier,  Kreisvorsitzende  

SPD Stormarn.  

 
Keine  Kommentare  
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Bürgerforum  zur  Mitwirkung  am  Wahlprogramm  der  SPD  
Reinbek  

Die  SPD Reinbek  veranstaltet  am  28.01.2013  um  19:30  Uhr  in  der  Kantine  des  Reinbeker  

Rathauses  ihr  Bürgerforum  zur  weiteren  Entwicklung  Reinbeks.  

 

Häufig  wird  von  Bürgerinnen  und  Bürgern  die  "Ferne  der  Politiker"  beklagt  und  die  öffent-

lichen  Sitzungen  können  das  scheinbar  nicht  ausgleichen.  Natürlich  gibt  es bei  der  SPD 

Ziele,  die  als  Wahlprogramm  definiert  werden,  und  die  sol len mit  den  Bürgerinnen  und  

Bürgern  der  Stadt  Reinbek  gemeinsam  erarbeitet  werden.  

 

ĂUnsere lebenswerte  Stadt  benötigt  die  breite  Unterstützung  und  eine  Ausrichtung,  die  

wir  uns  wünschen  aber  auch  finanzieren  können.  Wenn  wir  Reinbek  sagen,  sprechen  wir  

als SPD natürlich  von  allen  Stadtteilen  und  wir  möchten  unseren  gemeinsamen  Weg  ent-

wickeln.ñ, betont  René  Wendland,  Vorsitzender  des  SPD-Ortsvereins.  

 

Das Bürgerforum  ist  ein  Baustein  von  vielen  Veranstaltungen,  mit  denen  die  Reinbeker  

SPD den  Bürgerinnen  un d Bürgern,  aber  auch  örtlichen  Institutionen  und  Verbänden  die  

Gelegenheit  geben  will,  ihre  Wünsche  und  Erwartungen  an  die  Kommunalpolitik  der  

nächsten  Jahre  zu artikulieren.  Die  derzeitige  und  die  für  die  Zukunft  gewünschte  Situa-

tion  der  Reinbeker  Bevölke ru ng  in  unterschiedlichen  Lebenslagen  stehen  im  Mittelpunkt  

des  Bürgerforums.  

 

Volker  Müller,  Vorsitzender  der  SPD-Fraktion:  ĂWir würden  uns  sehr  über  Ihre  rege  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/reinbek


Teilnahme  freuen  und  damit  unseren  gemeinsamen  Weg  als  Weg  der  SPD festlegen."  

 
Keine  Kommentar e  
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"Agrarausschuss  steuert  in  die  Vergangenheit  zurück"  

Marktintervention  und  Exportsubventionen  bleiben  er halten  

 

Scharfe  Kritik  übte  die  SPD-Europaabgeordnete  und  Agrarexpertin  Ulrike  

RODUST am  Abstimmungsergebnis  im  Agrarausschuss  des  Europäischen  

Parlamentes  zur  zukünftigen  einheitlichen  Gemeinsamen  Marktorganisation  

im  Rahmen  der  Reform  der  Gemeinsamen  Agr arpolitik  am  Mittwochnach-

mittag:  

"Nach  den  Vorstellungen  meiner  Kollegen  und  Kolleginnen  im  Agraraus-

schuss  sollen  Marktinterventionen  und  Exportsubventionen  weiterhin  als  

Instrument  erhalten  bleiben.  Das schädigt  nicht  nur  Landwirte  in  weniger  entwickelt en  

Ländern,  sondern  hilft  auch  nicht  die  Wettbewerbsfähigkeit  unserer  eigenen  Landwirt-

schaft  zu verbessern."  

 

"Wir  Sozialdemokraten  setzen  uns  schon  lange  dafür  ein,  dass  die  wettbewerbsverzerr en-

den  Exportsubventionen  komplett  abgeschafft  werden",  erklärte  die Agrarexpertin  Ulrike  

RODUST weiter.  Zwar  würde  das  Instrument  kaum  noch  eingesetzt,  aber  mit  der  Abstim-

mung  hat  der  Agrarausschuss  es verpasst,  ein  klares  Zeichen  für  eine  Agrarpolitik  zu set-

zen,  die  in  Einklang  mit  der  europäischen  Entwicklungspoliti k steht  und  sich  nicht  zum  

Nachteil  auf  weniger  entwickelte  Länder  auswirkt.  

 

"Die  europäische  Agrarpolitik  muss  endlich  in  der  Gegenwart  ankommen  und  nicht  in  die  

Vergangenheit  zurücksteuern!  Ziel  muss  es sein,  dass  Landwirte  langfristig  ohne  Direkt-

zahlun gen ein  angemessenes  Einkommen  erzielen",  erläuterte  Ulrike  RODUST.  "Stützen  

wir  jedoch  die  Märkte  weiterhin  so massiv,  wie  es der  Agrarausschuss  vorsieht,  dann  

werden  unsere  Bauern  noch  für  Jahrzehnte  am  Tropf  der  Subventionspolitik  hängen."  

 

Einen  weiter en  Beleg  für  eine  rückwärtsgewandte  Agrarpolitik  sieht  Ulrike  RODUST auch  

und  vor  allem  in  dem  Vorstoß,  für  einige  Mitgliedsstaaten  die  Möglichkeit  zu schaffen,  

Fördermittel  aus  der  zweiten  Säule,  die  für  die  Entwicklung  der  ländlichen  Räume  vorge-

sehen  sin d,  zugunsten  der  ersten  Säule  umzuschichten,  und  somit  für  Direktzahlungen  

und  beispielsweise  Marktinterventionen  zu nutzen.  

 

"Wenn  wir  wirklich  etwas  für  unsere  ländlichen  Regionen  und  die  Menschen,  die  da  leben,  

bewirken  wollen,  müssen  wir  die  Gelder  des  EU-Agrarhaushaltes  insbesondere  für  die  in  

der  zweiten  Säule  vorgesehenen  Fördermittel  aufwenden  und  nicht  umgekehrt!  Denn  wir  

brauchen  eine  gezielte  Förderung  von  Entwicklungsmaßnahmen  im  ländlichen  Raum,  um  

so für  lebenswerte,  lebendige  ländliche  Region en zu sorgen  und  den  Menschen  Anreize  

für  die  aktive  Mitgestaltung  des  Strukturwandels  zu bieten",  so Ulrike  RODUST abschlie-

ßend.  
Keine  Kommentare  
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Trauer  um  eine  tatkräftige  und  bedeutende  Frau  

Wir  trauern  um  Eva Rühmkorf  

Zum  Tode  von  Eva Rühmkorf  erklärt  der  Landes -  und  Fraktionsvorsitzende  der  SPD 

https://www.spd-net-sh.de/rodust
https://www.spd-net-sh.de/dith/afb


Schleswig -Holstein  Ralf  Stegner:  ĂDie SPD Schleswig -Holstein  trau er t  um  Eva Rühmkorf.  

Sie war  eine  überzeugte  und  kämpferische  Sozialdemokratin,  die  in  Schleswig -Holstein,  

Hamburg,  aber  auch  darüber  hinaus  viel  bewirkt  hat  -  insbesondere  für  die  Gleichstellung  

von  Frauen  und  Männern.  

Eva Rühmkorf  hat  es sich  nie  bequem  gemacht  bei  ihrer  politischen  Arbeit:  Als bundes-

weit  erste  Frauenbeauftragte  musste  sie bei  ihrem  Kampf  für  mehr  Gleichberecht igung  

und  gegen  überkommene  Rollenbilder  gegen  erhebliche  Widerstände  ankämpfen.  Auch  in  

der  Bildungspolitik  hat  sie als  zuständig e Ministerin  im  Kabinett  von  Björn  Engholm  viel  

bewegt  und  mit  der  Förderung  von  Gesamtschulen  und  der  Reformierung  der  Lehrpläne  

einen  Paradigmenwechsel  in  der  schleswig -holsteinischen  Schulpolitik  eingeleitet.  

Wir  haben  Eva Rühmkorf  viel  zu verdanken  und  werden  sie als  überzeugte  und  liebens-

werte  Kämpferin  für  Gleichstellung  und  gesellschaftlichen  Fortschritt  in  Erinnerung  behal-

ten.ñ 
Keine  Kommentare  
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"Agrarausschuss  will  nur  eine  freiwillige  Ökologisierung  
der  Direktzahlungen"  

SPD - Abgeordnete  stimmt  als  einzige  gegen  Verwässerung  

 

Mit  einem  weiteren  enttäuschenden  Ergebnis  ist  der  Abstimmungsma-

rathon  im  Agr araus schuss  des  Europäischen  Parlaments  zur  Reform  

der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  am  Donnerstagvormittag  zu Ende  ge-

gangen.  

Als letzter  Punkt  stand  die  zukünftige  horizontale  Verordnung  über  Fi-

nanzierung,  Management  und  Kontrolle  der  Gemeinsamen  Agrarpoli-

tik  zur  Abstimmung.  Die  Verordnung  regelt  unter  anderem,  ob  es eine  

Verknüpfung  zwischen  der  Basis -  und  der  Ökologisierungszahlung  

gibt.  

 

Die  SPD-Europaabgeordnete  und  Agrarexpertin  Ulrike  RODUST hat  als  

einzige  gegen  das  Vorhaben  gestimmt,  Verstöße  gegen  Öko logisierungsauflagen  lediglich  

mit  Abzügen  bei den  30  Prozent  Ökologisierungsprämie  zu sanktionieren.  Die  Sozialde-

mokratin  hatte  im  Vorfeld  immer  wieder  klar  gemacht,  dass  sowohl  die  Ökologisierungs-

prämie  als  auch  die  70 -Prozent -Basisprämie  der  Direktzahlu ng en bei  Verstößen  reduziert  

werden  müssten.  Ansonsten  würden  sich  die  Landwirte  einfach  gegen  Ökologisierungs-

maßnahmen  entscheiden  und  trotzdem  70  Prozent  der  Direktzahlungen  kassieren.  "Nicht  

ein  mal  meine  Kolleginnen  und  Kollegen  aus  der  grünen  Fraktion  können  es mit  einer  

stärker  ökologischen  Ausrichtung  der  Direktzahlungen  ernst  meinen,  wenn  sie die  Ökolo-

gisierungsauflagen  lediglich  zu einem  freiwilligen  Instrument  degradieren",  kritisierte  Ul-

rike  RODUST.  

 

Die  Ausschussabstimmung  habe  aus  Sicht  der  SPD-Abgeordneten  allgemein  vollkommen  

falsche  Signale  gesetzt.  Als geradezu  "skandalös"  bezeichnete  sie das  Abstimmungs er-

gebnis  zur  Transparenz  der  Agrarzahlungen.  Die  EU-Kommission  hatte  vorgeschlagen,  

die  Namen  der  Zahlungsempfänger  wieder  offen  zu legen.  Dieser  Vorschl ag wurde  im  Ag-

rarausschuss  auf  Hinwirken  einer  Handvoll  konservativer  Abgeordneter  ï unter  ihnen  

auch  der  deutsche  CSU-Abgeordnete  Albert  Deß ï mit  großer  Mehrheit  abgelehnt.  "Das  

ist  ein  unerhörter  Akt  gegen  Transparenz -  und  Fairnessgrundsät ze. Wenn  wir  öffentliche  

Mittel  verteilen,  dann  muss  ersichtlich  sein,  wer  diese  Mittel  erhält.  Wie  will  man  sonst  si-

cherstellen,  dass  das  Geld  der  Steuerzahler  anstatt  dem  ehrlichen  Landwirt,  der  nichts  zu 

verstecken  hat,  kriminellen  Organisationen  zu Gut e kommt!",  empörte  sich  Ulrike  RO-

DUST.  

https://www.spd-net-sh.de/rodust


 

Auch  Risikomanagementmaßnahmen  und  ein  Einkommensstabilisierungsinstrument  für  

Landwirte  aus  dem  Fonds  für  die  ländliche  Entwicklung  zu finanzieren,  ginge  "komplett  in  

die  falsche  Richtung.  Für  Entwicklungsmaßnahmen,  die dem  ländlichen  Raum  zu gute  

kommen  sollen,  bleibt  dann  am  Ende  weniger  übrig!",  erläuterte  die  Sozialdemokratin.  

 

Die  vom  Ausschuss  neugeschaffene  Möglichkeit  der  Doppelförderung  von  Maßnahmen  ist  

ein  weiter er  Schritt  auf  einen  verworrenen  Weg.  So sol len Agrarumweltprogramme,  die  

aus  Mitteln  der  zweiten  Säule  finanziert  werden,  als  Ökologisierungsmaßnahmen  in  der  1.  

Säule  anerkannt  und  entsprechend  mit  der  Öko -Prämie  bedacht  werden.  "Ein  Landwirt  

wird  somit  für  ein -  und  dieselbe  Maßnahme  Mittel  aus  bei den Säulen  kassieren  können.  

Das läuft  jeglicher  rechtlichen  Grundlage  und  Logik  entgegen",  zeigte  sich  Ulrike  RODUST 

entrüstet.  
Birgit  Herdejürgen,  MdL -  veröffentlicht  am  25.01.2013 , 18:25  Uhr  -  24126  Clicks  -  Nr.  

44  

Birgit  Herdejürgen  zu  Besuch  bei  der  Lederfabrik  Kobel  
in  Kellinghusen  

Regelmäßig  besucht  die  Landtagsabgeord-

nete  kleine  und  mittlere  Betriebe  in  ihrem  

Wahlkreis,  die  vor  Ort  Arbeitsplätze  schaffen  

und  erhalten,  ausbild en  und  damit  den  Erfolg  

unserer  Region  mit  verantworten.  

Dieses  Mal  folgte  sie  der  Einladung  des  Juni-

orchefs  Kobel  der  kleinen,  aber  feinen  Leder-

fabrik  Kobel  in  Kellinghusen.  

Die  Lederfabrik  Kobel  wurde  vor  136  Jahren  

gegründet  und  wird  nunmehr  in  der  4.  Gene-

ration  von  dem  Diplomvolkswirten  Eckart  

Kobel  in  Familienhand  geführt.  

 

Mit  dem  Ledertechniker  Sebastian  Kobel  

wirkt  nun  bereits  die  5.  Generation  in  der  Geschäftsführung  mit.  

 

In  der  Firma  werden  ausschließlich  hochwertige  süddeutsche  Kuhhäute  verarbei te t.  

 

Mit  Hilfe  traditioneller,  teilweise  althergebrachter  Gerbverfahren  werden  diese  mit  pflanz-

lichen  Rohstoffen  gegerbt  und  nach  neuesten  Erkenntnissen  zugerichtet.  

So gelingt  es qualitativ  hochwertiges  Leder  herzustellen,  das  vornehmlich  im  Reitsport  

Verw endung  findet.  Aber  auch  für  maßgeschneiderte  Qualitätsschuhe  und  Gürtel  wird  

hier  Leder  produziert.  

 

Ă Wir  arbeiten  so,  dass  ein  Gürtel  seinen  Träger  überlebt  und  nicht  umgekehrtñ, merkt  

Firmenchef  Kobel  mit  einem  Augenzwinkern  an.  

 

Trotz  großem  Engagem ent  der  Firmenleitung  sind  die  Zeiten  nicht  leicht  für  die  kleine  

Firma.  Die  12  Angestellten  und  ihre  Chefs  müssen  kämpfen.  

 

Ă Seit  über  130  Jahren  trotzen  wir  Weltkriegen  und  Wirtschaftskrisen,  aber  ob  wir  die  

Energiewende  auch  schaffen,  ist  fraglichñ, kl ag t  Sebastian  Kobel.  

 

Durch  den  Boom  an  Biogasanlagen  sind  die  pflanzlichen  Gerbstoffe  im  Preis  um  über  120  

%  gestiegen  und  diese  Kostenexplosion  kann  nicht  auf  den  Endverbraucher  umgelegt  

werden,  weil  dann  die  Lederkosten  zu hoch  werden  würden.  

 

"Wir  expe ri mentieren  jetzt  mit  anderen  nachhaltigen,  bisher  ungenutzten  Gerbstoffen,  

https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


um  so unsere  Nische  zu  wahren.  Vielleicht  gelingt  uns  da etwasñ, hofft  der  Jungunterneh-

mer.  

 

Birgit  Herdejürgen  zeigte  sich  beeindruckt  von  dem  handwerklichen  Geschick  der  Mitar-

bei te r  und  der,  auch  für  einen  Laien  zu erkennenden,  sehr  guten  Qualität  des  Leders.  

Auch  merkt  man  dem  Betrieb  den  guten  Zusammenhalt  an.  

 

Ă Hier  merkt  man,  dass  Mitarbeiter  und  Chef  noch  gemeinsam  für  ihre  Fabrik  stehen.  Ich  

hoffe,  dass  wir  so ein  solides  Handwerk  in  unserer  Region  erhalten  können  und  wünsche  

der  Familie  Kobel  und  ihrer  Firma  viel  Glück  auf  dem  weiteren  Wegñ, resümiert  die  Abge-

ordnete.  
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Birgit  Herdejürgen  zur  notwendigen  Änderung  des  Spar-
kassengesetzes  

 

An Scheinheiligkeit  ist  die  CDU-Landtagsfraktion  nicht  zu überbieten.  Und  die  Berichter-

stattung  des  shz  zum  Spar kassengesetz  lässt  in  gewohnt  ausgewogener  (Achtung!  Iro-

nie!)  Manier  alles  außer  Acht,  was  nicht  in  das  persönliche  Konzept  der  Berichterstatter  

passt.  

Was ist  passiert?  

 

SPD, Grüne  und  SSW haben  zur  unmittelbaren  Abwehr  

von  Risiken  für  das  Sparkassenwese n ein  Gesetz  in  

den  Landtag  eingebracht,  das  eine  Beteiligung  privater  

Sparkassen  an  öffentlich - rechtlichen  Sparkassen  in  

Schleswig -Holstein  verhindert.  Dies  hatten  wir  im  

Wahlkampf  angekündigt.  

 

Die  Argumente  waren  lange  ausgetauscht,  da eine  mögliche  Bet ei ligung  der  Haspa  in  ei-

ner  umfangreichen  Anhörung  in  der  vergangenen  Legislaturperiode  intensiv  und  kontro-

vers  diskutiert  wurde.  In  dieser  Sitzung  war  Eilbedürftigkeit  gegeben,  weil  auf  Basis  des  

bestehenden  Gesetzes  die  Genehmigung  einer  Beteiligung  unmi tt elbar  bevorstand  und  

damit  der  Dammbruch  der  Privatisierung  drohte.  

 

CDU und  FDP wollen  die  Änderung  nicht,  können  aber  noch  immer  nicht  verwinden,  dass  

sich  die  Mehrheitsverhältnisse  im  Landtag  geändert  haben.  Also  verfällt  man  auf  schmut-

zige  Tricks,  um  eine  Beschlussfassung  zu verhindern.  

 

Am  Mittwochabend  während  der  Beratung  des  Sparkassengesetzes  lichten  sich  nach  und  

nach  die  Reihen  von  CDU und  FDP bis  nur  noch  ein  Präsidiumsmitglied  der  CDU und  der  

Kollege  Kubicki  anwesend  sind.  Der  jämmerliche  Ver such,  die  Arbeit  des  Parlaments  

durch  Herstellen  der  Beschlussunfähigkeit  zu blockieren,  scheitert  jedoch.  

 

Am  Donnerstag  können  wie  vorgesehen  die  kommunalen  Spitzenverbände  und  der  Spar-

kassen -  und  Giroverband  im  Ausschuss  Stellung  beziehen.  

 

Nun  besitzt  der Fraktionsvorsitzende  der  CDU (unentschuldigt  abwesend)  die  Dreistigkeit,  

unserem  Ministerpräsidenten  (ordnungsgemäß  abgemeldet)  auf  polemische  Art  und  

Weise  vorzuwerfen,  einen  offiziellen  Termin  wahrzunehmen.  Da bleibt  einem  wirklich  die  

Spucke  weg.  

https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen


 

Nun  zur  Berichterstattung  des  shz  zum  Sparkassengesetz:  Dort  wird  berichtet,  dass  ei-

nige zufällig  im  Ausschuss  anwesende  Verbandsvertreter  nicht  angehört  wurden.  Dies  

war  dem  verkürzten  Verfahren  geschuldet.  

 

Kein  einziges  Wort  jedoch  über  den  tatsächlichen  I nhalt  der  Anhörung!  Die  Vertreter  der  

kommunalen  Spitzenverbände  und  der  Sparkassen -  und  Giroverband  für  Schleswig -Hol-

stein  haben  übereinstimmend  begrüßt,  dass  eine  Beteiligung  privater  Sparkassen  an  

schleswig -holsteinischen  Sparkassen  verhindert  wird.  Alle Anzuhörenden  bewerteten  das  

Risiko  als  unvertretbar,  über  eine  Beteiligung  der  Hamburger  Sparkasse  AG (Haspa)un-

beabsichtigt  den  Einstieg  in  eine  Privatisierung  der  öffentlich - rechtlichen  Sparkassen  zu 

ermöglichen.  

 

Die  kommunalen  Spitzenverbände  hatten  bereits  bei  der  Änderung  des  Sparkassengeset-

zes 2010  entsprechende  Bedenken  vorgebracht,  die  sie heute  bekräftigten.  Der  

Sparkassen -  und  Giroverband  trug  vor,  wegen  der  Weigerung  der  Haspa,  die  Träger  im  

Fall  einer  notwendigen  Rückabwicklung  von  den  Risik en  freizuhalten,  habe  sein  Verband  

nun  ebenfalls  große  Bedenken  gegen  eine  Beteiligung.  

 

Wirtschaftlich  seien  die  Sparkassen  auch  kurzfristig  in  der  Lage,  füreinander  einzustehen.  

Daher  begrüßten  alle  Angehörten  einhellig  das  Vorhaben  der  Koalitionsfraktio nen,  diese  

Beteiligungsmöglichkeit  zu verhindern.  

 

Die  Zustimmung  von  kommunalen  Trägern  und  Sparkassen  bestärkt  unsere  Überzeu-

gung,  mit  einem  Gesetz  kurzfristig  und  schnell  die  Beteiligung  privater  Sparkassen  zu 

verhindern.  Diese  Soforthilfe  ist  nur  der  ers te  Schritt.  Im  Laufe  des  Jahres  werden  wir  in  

einem  zweiten  Schritt  weitere  Änderungen  am  Sparkassengesetz  vornehmen,  um  die  

Rahmenbedingungen  für  die  Sparkassen  in  Schleswig -Holstein  zu verbessern.  Dafür  wer-

den  wir  den  Dialog  mit  den  Sparkassen  und  den  kommunalen  Landesverbänden  und  na-

türlich  mit  der  Wirtschaft  fortführen.  Die  wichtigsten  Fragen  dabei  sind  die  nach  der  Bil-

dung  von  Stammkapital  und  nach  der  Beteiligung  von  Verbänden  öffentlich - rechtlicher  

Sparkassen.  Für  diese  weiter  gehenden  Änderungen  wir d es ausführliche  Beratungen  im  

Landtag  und  seinen  Ausschüssen  geben.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

AfB-Dithmarschen  -  veröffentlicht  am  26.01.2013,  09:09  Uhr  -  5860  Clicks  -  Nr.  46  

Grundschulen  im  län dl ichen  Raum  

In  den  vergangenen  Wochen  hat  das  Thema  "Schulen  im  ländlichen  Raum"  viele  Men-

schen  in  Schleswig -Holstein  bewegt.  Bei  uns  in  Dithmarschen  sind  viele  Eltern  durch  den  

Rückgang  der  Schülerzahlen  davon  betroffen,  dass  Standorte  in  ihrer  Existenz  bedroht  

sind.  

 

Schule  ist  für  die  Orte  mehr  als  nur  ein  Gebäude,  in  dem  die  Kinder  und  Jugendlichen  ei-

nen  Teil  des  Tages  verbringen.  Schule  ist  Treffpunkt,  sozialer  Ort,  oft  ein  kulturelles  

Zentrum  des  Ortes  und  vieles  mehr.  Diese  Funktion  von  Schule  müsse n wir,  so lange  es 

sinnvoll  möglich  ist,  vor  Ort  erhalten.  

 

Eltern  wollen  aber  auch,  dass  ihre  Kinder  die  bestmögliche  Bildung  bekommen.  Und  diese  

Qualität  muss  an  erster  Stelle  stehen.  Wir  brauchen  daher  gute  Konzepte,  die  Schule  vor  

Ort  in  guter  Qualität  m öglich  machen.  Aber  es werden  nicht  alle  Schulstandorte  überle-

ben  können,  bei  einem  Rückgang  von  25 -30%  der  Schülerzahlen.  Wichtig  ist,  im  Dialog  

mit  den  Beteiligten  passende  Lösungen  zu finden,  die  die  Region  nicht  schwächen.  

 

https://www.spd-net-sh.de/dith/afb


Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  26.01.2013,  21:41  Uhr  -  7289  Clicks  -  Nr.  47  

Evelyne  GEBHARDT:  "Wasserversorgung  gehört  in  die  öf-
fentliche  Hand"  

Evelyne  Gebhardt  stimmt  gegen  Konzessions ri chtlinie  

 

"Wasser  ist  ein  lebensnotwendiges  Gut,  die  Wasserversorgung  ist  deshalb  in  öffentlicher  

Hand  am  besten  aufgehoben.  

Von  Beginn  an  habe  ich  dafür  gestritten,  öffentliche  Formen  der  Wasserversorgung  durch  

Stadtwerke  oder  kommunale  Zweckverbände  aus dem  Anwendungsbereich  der  Konzessi-

onsrichtlinie  explizit  herauszunehmen,  wohl  wissend,  dass  eine  Gesamtablehnung  der  

Richtlinie  keine  Mehrheit  finden  würde.  Hierbei  habe  ich  aber  eine  klare  Unterstützung  

derjenigen  vermisst,  die  jetzt  im  Europäischen  Parlament  lautstark  aufschreien",  erklärte  

die  Europaabgeordnete  Evelyne  GEBHARDT nach  den  Abstimmungen  zur  Konzessions-

richtlinie  im  Ausschuss  für  Binnenmarkt  und  Verbraucherschutz  am  Donnerstag  in  Brüs-

sel.  

 

"Diejenigen,  die  nun  so tun,  als  wollten  sie das  Wasser  schützen,  es gleichzeitig  jedoch  

befürworten,  öffentliche  Träger  der  Wasserversorgung  denselben  Regeln  zu unterwerfen  

wie  private  Anbieter,  spielen  ein  fal sches  Spiel",  kritisierte  Evelyne  GEBHARDT.  

 

Tatsächlich  geht  es bei  der  Konzessionsrichtlinie  nicht  um  die  Privatisierung  der  Wasser-

versorgung  wie  in  der  öffentlichen  Debatte  fälschlicherweise  behauptet.  Ziel  der  Richtlinie  

ist  es vielmehr  für  die  Vergabe  von  Konzessionen  Transparenz  zu schaffen,  soziale  Stan-

dards  einzubeziehen  und  Korruption  zu bek äm pfen.  

 

"Die  Richtlinie  soll  auch  dazu  dienen,  dass  dort,  wo  Kommunen  sich  gegen  jede  Vernunft  

entscheiden,  die  Wasserversorgung  an  private  Anbieter  zu vergeben,  allgemeine  Regeln  

für  die  Qualität  und  die  Bezahlbarkeit  des  Wassers  sichergestellt  werden.  Das von  Kon-

servativen  und  Liberalen  in  letzter  Konsequenz  unterstützte  Vorhaben,  auch  die  bewährte  

Wasserversorgung  in  öffentlicher  Hand  diesem  EU-weiten  Regelungswerk  zu unterwerfen,  

hat  es mir  jedoch  unmöglich  gemacht,  der  Richtlinie  zuzustimmen",  argumen ti erte  Eve-

lyne  GEBHARDT abschließend.  

 

Hintergrund:  

Mit  der  Konzessionsrichtlinie  wird  ein  neuer  rechtlicher  Rahmen  fü r die  Konzessionsver-

gabe  geschaffen,  der  Rechtssicherheit  für  die  Auftraggeber  schaffen  soll.  Die  Richtlinie  

sieht  weder  eine  Liberalisier un g noch  eine  Privatisierung  der  Daseinsvorsorge  vor.  Die  

Gestaltungsfreiheit  bei  der  Ausführung  der  Dienste  von  allgemeinem  wirtschaftlichem  In-

teresse  soll  auch  weiterhin  in  der  Hand  der  Kommunen  und  Regionen  bleiben.  In  nur  elf  

Mitgliedstaaten  bestehen  bisher  Regelungen  zur  Vergabe  von  Konzessionen.  

 

Für  weitere  Informationen:  Büro  Evelyne  Gebhardt  +32  2 28  47466  und  Algara  Stenzel  

(Pressesprecherin)  +32  473  93  00  60.  
Keine  Kommentare  

 

 

SPD-Umweltfo ru m  -  veröffentlicht  am  27.01.2013,  17:12  Uhr  -  57147  Clicks  -  Nr.  48  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt
https://www.spd-net-sh.de/ufo


Das  Ende  des  Ölzeitalters  

Michael  Müller,  Vorsitzender  der  "Naturfreunde  Deutschlands"  und  bis  2009  Parlamentari-

scher  Staatssekretär  im  Bundesumweltministerium,  der  zurzeit  als  

Sachver st ändiger  in  der  Enquete  Wohlstand,  Wachstum,  Lebens-

qualität  mitarbeitet,  hat  sich  mit  dem  aktuellen  Thema  der  Endlich-

keit  von  fossilen  Ressourcen  beschäftigt  und  ein  Papier  zu "peak -

oil"  verfasst.  

Sein  Papier  finden  Sie hier:  m ehr  ...  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  27.01.2013,  17:39  Uhr  -  8764  Clicks  -  Nr.  49  

Privatisierung  der  Sparkassen  verhindert  

Die  mögliche  Privatisierung  der  schleswig -holsteinischen  Sparkassen  ist  abgewendet.  Mit  

der  Mehrheit  der  regierungstragenden  Fraktionen  von  SPD, B'90/Die  Grünen  und  dem  

SSW beschloss  der  Landtag  in  seiner  Januar-Sitzung  

eine  entsprechende  Änderung  des  Sparkassengesetzes.  

Die  Sorge  der  Koalition  war,  dass  die  beantragte  Beteili-

gung  der  Hamburger  Sparkasse  bei  der  Sparkasse  Ho-

henweststedt  das  Tor  für  Beteiligungen  privater  Banken  

auf  dem  öffentlich - rechtlichen  Sparkassensektor  geöffnet  

hätte.  

Diese  Sorge  wurde  durch  die  Kommunalen  Spitzenver-

bände  und  den  Sparkassen -  und  Giroverbandes  geteilt.  

 

Mit  dieser  Entscheidung  im  Schleswig -Holsteinischen  

Landtag  wird  auch  die  Position  der  Sparkasse  Holstein  gestärkt.  Das fre ut  auch  die  Abge-

ordneten  der  Kreise  Stormarn  und  Ostholstein.  Die  SPD stellt  in  beiden  Kreisen  fünf  Ab-

geordnete:  Regina  Poersch,  Sandra  Redmann,  Martin  Habersaat,  Tobias  von  Pein und  

Lars  Winter.  ĂHeute ist  ein  guter  Tag für  Schleswig -Holstein  und  für  di e Sparkasse  Hol-

steinñ, sagen  die  Land tagsabgeordneten  der  SPD unisono.  Die  bisherige  sehr  gute  Zu-

sammenarbeit  der  Abgeordneten  mit  dem  Vorstand  und  dem  Aufsichtsrat  der  Sparkasse  

Holstein  werde  damit  zum  Wohle  der  Bürgerinnen  und  Bürgern  fortgesetzt.  

 

Da die Sparkasse  Holstein  dem  Gemeinwohl  und  nicht  der  Gewinnmaximierung  verpflich-

tet  ist,  kommen  die  Überschüsse  den  vielen  Stiftungen  der  Sparkasse  und  damit  den  Ver-

einen  und  Verbänden  sowie  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  der  beiden  Kreise  zugute.  

Gleichzeitig  wi rd  die  landesweit  problematische  Situation  der  Sparkassenfamilie  weiter  

begleitet.  In  einem  weiteren  Änderungsgesetz  wird  sich  die  Küstenkoalition  im  Laufe  des  

Jahres  damit  auseinandersetzen,  wie  den  Sparkassen  geholfen  werden  kann,  ihre  Kern-

kapitalquote  zu verbessern.  Die  Anforderungen  mit  den  Basel  III -Regularien  und  die  er-

warteten  Verluste  der  HSH-Nordbank  sowie  der  Situation  bei  der  Provinzial  werden  die  

Sparkassen  zukünftig  fordern.  ĂDabei lassen  wir  die  Sparkassenfamilie  nicht  allein  und  

freuen  uns  darüber,  dass  sich  die  Sparkassen  mit  eigenen  Vorschlägen  beteiligen  wollenñ, 

so die  Abgeordneten.  
Keine  Kommentare  

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  27.01.2013,  17:53  Uhr  -  8666  Clicks  -  Nr.  

50VHS - Reihe:  Politik  in  der  Diskussion  

Auch  Martin  Habersaat  und  Klaus  Plöger  machen  mit  

 

http://www.spd-net-sh.de/ufo/images/user_pages/energie/Peak-Oil_MM_I-2013.pdf
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Die  Volkshochschulen  im  Kreis  Stormarn  bieten  in  diesem  Semester  eine  gemeinsame  

Veranstaltungsreihe  zu politischen  Themen  an.  Auch  in  Barsbüttel  besteht  die Gelegen-

heit,  Politiker  kennenzulernen,  die  aus  dem  

Kreis  Stormarn  kommen  und  jeweils  einen  

Abend  über  Politik  oder  politikverwandte  

Themen  referieren,  sich  dabei  mit  ihrer  Poli-

tik  vorstellen  und  mit  den  Anwesenden  ins  

Gespräch  kommen.  

 

An den  Veranst al tungen,  die  jeweils  im  

Raum  Stormarn  des  Bürgerhauses  Barsbüt-

tel  stattfinden,  beteiligen  sich  auch  Landrat  

Klaus  Plöger  und  Martin  Habersaat,  der  stell-

vertretende  Vorsitzende  der  SPD-Landtags-

fraktion.  Beide  leben  in  Barsbüttel.  

 

Deutschstunde:  Politik  in  der  Literatur  (Fr.,  

15.  März,  18.30  -  20.30  Uhr)  

Der  Landtagsabgeordnete  Martin  Habersaat,  bis  zu seinem  Einzug  in  den  Landtag  Lehrer  

für  Deutsch,  Geschichte  und  PGW (Politik,  Gesellschaft,  Wirtschaft),  bietet  eine  unterhalt-

same  Deutschstunde  an.  

Thema:  Pol itik  in  der  Literatur.  Vorgestellt  werden  unterschiedliche  Bücher,  vorwiegend  

Romane,  "rund  um  die  Politik".  Martin  Habersaat  liest  vor,  erläutert  Hintergründe  und  er-

zählt  die  eine  oder  andere  Anekdote  aus  seinem  Alltag  in  der  Politik.  Voraussichtlich  wer-

den  folgende  Bücher  besprochen:  Wolfgang  Koeppen:  Das Treibhaus  (1953),  Frank  Goo-

sen:  Liegen  lernen  (2001),  Nicol  Ljubic:  Genosse  Nachwuchs  (2004),  Jochen  Schimmang:  

Das Beste,  was  wir  hatten  (2009).  Es gibt  Rotwein  und  Käse.  Kosten:  2 Euro.  

Anmeldung  bit te  über  die  VHS Barsbüttel,  Tel.:  040 -67072140,  Kurs  Nr.  X1200.  

 

Stormarn  -  eine  Erfolgsgeschichte  (Fr.,  19.  April,  18.30  -  20.30  Uhr)  

Ein Landrat  "zum  Anfassen":  Seit  1998  ist  der  Barsbütteler  Klaus  Plöger  als  Landrat  im  

Kreis  Stormarn  tätig  und  in  diesen  Jahren  hat  sich  viel  verändert.  Klaus  Plöger  berichtet  

hier  kurzweilig  von  der  jüngsten  Entwicklung  des  Kreises,  beantwortet  Fragen  zu seinem  

politischen  Alltag  und  erläutert,  warum  er  der  Meinung  ist,  dass  die  Geschichte  Stor-

marns  eine  Erfolgsgeschichte  ist.  Es gibt  Rotwein  und  Käse.  Kosten:  2 Euro.  

Anmeldung  bitte  über  die  VHS Barsbüttel,  Tel.:  040 -67072140,  Kurs  Nr.  X1201.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Suchsdorf  -  veröffentlicht  am  27.01.20 13 , 18:53  Uhr  -  4953  Clicks  -  Nr.  51  

Programmdialog  SPD  Suchsdorf  

Der  SPD Ortsverein  Suchsdorf  geht  neue  Wege:  Erstmals  in  der  Geschichte  soll  zusätzlich  

zum  Kreiswahlprogramm  ein  eigenes  Suchsdorfer  Programm  für  die  Arbeit  des  Ratsherrn  

und  der  Ortsbeirat sm itglieder  2013 -18  beschlossen  werden.  Darüber  hinaus  möchte  der  

OV den  Programmentwurf  mit  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  sowie  den  Institutionen  des  

Stadtteils  diskutieren.  

 

Liebe  Leserinnen,  liebe  Leser,  

Suchsdorf  ist  ein  attraktiver  Stadtteil  für  viele  Menschen.  

 

Wie  soll  es weitergehen  mit  unserem  Stadtteil?  Welche  politischen  Entscheidungen  müs-

sen  getroffen  werden,  damit  der  Wohnwert  erhalten  bleibt?  Was ist  für  die  soziale  Infra-

struktur  unverzichtbar,  was  muss  hinzukommen?  

https://www.spd-net-sh.de/kiel/suchsdorf


 

Die  Suchsdorfer  SPD möchte  m it  Ihnen  darüber  in  einen  Dialog  eintreten.  Deshalb  stellen  

wir  Ihnen  unseren  Entwurf  für  unser  Suchsdorfer  Programm  ĂF¿r Suchsdorf.  Gemeinsam.  

Sozial.  Handeln.ñ vor.  Wir  möchten  von  Ihnen  wissen,  was  Sie  für  wichtig  halten.  Des-

halb:  schreiben  Sie  uns,  per  Post  oder  per  E-Mail  programmdialog@spd -suchsdorf.de  o-

der  im  Kontaktformular  auf  unserer  Internet -Seite  www.spd  suchsdorf.de.  

 

Ihre  Wünsche,  Anmerkungen  und  Kritik  werden  auf  einer  Mitgliederversammlung  des  

SPD-Ortsvereins  beraten,  bei  der  Sie herzlich  eing elad en sind  mitzudiskutieren.  Wenn  Sie 

Mitglied  der  SPD werden,  entscheiden  Sie sogar  über  unser  Programm  für  Suchsdorf  mit  !  

 

Unser  Programm  wird  dann  die  Grundlage  für  Initiativen  und  die  Arbeit  des  Ratsherrn  

Thomas  Wehner  und  der  SPD Ortsbeiratsmitgli eder  in  den  Jahren  2013  ï 2018  sein.  

 

Das Programm  ist  in  8 Abschnitte  gegliedert:  

Suchdorf - ein  attraktiver  Stadtteil;  Bildung  für  Kinder;  Nahversorgung;  Treffpunkte  für  

Jung  und  Alt;  Sport;  Barrierefreiheit;  Bauen  und  Wohnen;  Verkehr  

 

 

Der  Programmentwurf  kann  auf  unser  Internetseite  im  Menü  "Wahlen"  gelesen  werden,  

das  Kontaktformular  finden  Sie unter  "Mitmachen".  Natürlich  werden  Sie auch  an  Info-

ständen  und  bei  Veranstaltungen  mit  uns  über  das  Programm  sprechen  können.  Der  Pro-

grammdialog  findet  im  Januar , Februar  und  März  statt.  Ende  März  soll  das  Programm  

dann  von  einer  Mitgliederversammlung  beschlossen  werden.  Diese  entscheidet,  welche  

Änderungsvorschläge  und  Ideen  aufgenommen  werden  sollen.  

 

Wir  freuen  uns  auf  eine  rege  Beteiligung!  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  28.01.2013,  14:14  Uhr  -  9855  Clicks  -  Nr.  52  

Kreis  SPD  hochmotiviert  und  gut  gerüstet  in  den  Kommu-
nalwahlkampf  

Kreis  SPD hochmotiviert  und  gut  gerüstet  

in  den  Kommunalwahlkampf  

 

 

Am  25.Januar  2013  startete  die  Kreis  SPD 

in  den  Kommunalwahlkampf  2013  in  Stein.  

Der  Kreisparteitag  und  die  Wahlkreisver-

treterkonferenz  diskutierten  und  beschlos-

sen  ein  umfangreiches  Wahlprogramm  und  

stellen  sowohl  die  Direktkandidaten  als 

auch  die  Listenkandidaten  auf.  

Kreisvorsitzende  Annette  Langner  lobte  die  engagierte  und  verlässliche  Arbeit  der  Kreis-

tagfraktion  in  den  zurückliegenden  fünf  Jahren.  Mit  dem  guten  Start  der  Landesregierung  

und  den  Landtagsfraktionen  von  SPD, Grünen  un d SSW wird  es einen  starken  Rücken-

wind  bei  den  Kommunalwahlen  geben.  Dialog  und  konstruktives  Arbeiten  zeichnen  diese  

Regierung  aus,  die  bereits  erste  Signale  auch  an  die  Kommunen  sendet.  Die finanzielle  

Unterstützung  der  Landesregierung  beim  Krippenausbau  hilft  Kommunen  und  Kreis.  

 

Für  die  Kreistagsfraktion  zählte  der  Fraktionsvorsitzende  Lutz  Schlünsen  die  Erfolge  auf  

und  bilanzierte:  Die  Wahl  unserer  Kandidatin  Stephanie  Ladwig  zur  neuen  Landrätin  war  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


eine  große  Leistung.  Die  Zusammenarbeit  klappt  hervor ra gend,  ihr  kooperativer  Stil  ist  

wohltuend  und  sie  verleiht  dem  Kreis  Plön  auch  überregional  wieder  Anerkennung  und  

Akzeptanz.  Auch  inhaltlich  war  die  Fraktion  ein  Aktivposten  in  der  Kreispolitik.  Anträge  

zur  Kinderarmut,  Bildungs -und  Teilhabepaket,  Breit bandversorgung,  ärztliche  Versorgung  

auf  dem  Lande  waren  alles  Themen,  die  von  der  SPD-Fraktion  angeschoben  wurden.  Be-

sonders  stolz  sind  die  Sozialdemokraten  darauf,  dass  wir  der  Kreis  sind,  der  bereits  die  

40%  der  Betreuung  der  unter  dreijährigen  erreicht , sowie  landesweit  auch  die  höchste  

Bezuschussung  für  die  Eltern  bei  Kinderbetreuungskosten  hat.  Mit  dem  Bau  der  neuen  

Kreisfeuerwehrzentrale  und  dem  frühzeitigen  Festlegen  unserer  Fraktion  auf  den  von  der  

Feuerwehr  gewünschten  Standort  Preetz  sind  wir  auc h ein  verlässlicher  Partner  bei  Feu-

erwehr  und  Ehrenamt.  Im  Sportbereich  und  mit  den  Verbänden  haben  wir  partnerschaft-

lich unsere  Verträge  verlängert.  

 

"Unsere  Markenzeichen  sind  Geschlossenheit,  Verlässlichkeit  und  Sachlichkeitñ, so der  

Fraktionsvorsitzend e Lutz  Schlünsen.  ĂWir sind  zurzeit  zwar  nur  die  zweitstärkste  Frak-

tion,  waren  aber  in  den  letzten  fünf  Jahren  die  führende  und  bestimmende  Kraft.  Auch  im  

zwischenmenschlichen  Bereich  geht  es solidarisch  und  fair  zu,  ich  bin  ich  stolz,  eine  sol-

che  harmonis che Fraktion  führen  zu d¿rfenñ, lobte  der  Vorsitzende.  ĂDie Mitglieder  gehen  

auch  bei  unterschiedlicher  Meinung  wertschätzend  und  zuverlässig  miteinander  um.  Sie 

verbindet  die  gemeinsame n Ziele  und  Werte  der  SPD, wie  Solidarität  und  Gerechtigkeit.  

 

Als Her au sforderung  für  die  nächsten  fünf  Jahre  sehen  die  Sozialdemokraten  die  Weiter-

entwicklung  der  Schulpolitik.  Sie  begrüßen  die  gymnasiale  Oberstufe  in  Schönberg  als  Er-

gänzung  zu den  bestehenden  Kreisgymnasien.  In  der  Infrastrukturpolitik  ist  neben  der  

Breitb andversorgung,  Konversion,  auch  die  Umsetzung  von  "Hein  Schönberg"  eine  große  

Herausforderung.  Die  Stadtregionalbahn  wird  weiterhin  unterstützt,  wenn  die  Kommunen  

und  Ämter  dieses  eben  mehrheitlich  tun.  Als weiteres  Feld  werden  die  Pflege  sowie  die  

Gesundh eitspolitik  gesehen.  Neben  dem  Erhalt  des  Krankenhauses  sind  Themen  wie  

Wirtschaftspolitik  und  Kreisentwicklung  und  natürlich  Energie  und  Klimaschutz.  Aus den  

Reihen  des  Kreisparteitages  wurden  der  Antrag  zum  Erhalt  der  Sparkassen  in  öffentlicher  

Hand  sowi e ein  Bekenntnis  gegen  Massentierhaltung  und  für  die  ökologische  Landwirt-

schaft  aufgenommen.  

 

Helga  Hohnheit  betonte  in  ihrer  Rede die  besonderen  Facetten  der  Sozialpolitik.  "Wir  

kümmern  uns  um  die  Kinder  und  Familien  und  wollen,  dass  keine  und  niemand  zur ück-

bleibt,  z.B.  bei  Aktivitäten  des  "Bündnisses  für  Familieñ, bei  den  Aktivitäten  gegen  Kin-

derarmut  und  der  Betreuung  von  unter  den  dreijährigen.  

Die  Listenwahlen  erfolgten  mit  großer  Einmütigkeit  und  umfassen  ingesamt  40  Kandida-

ten  und  Kandidatinnen,  wobe i die  Direktkandiaten  die  ersten  23  Plätze  einnehmen.  Auch  

wurde  bei  der  Platzierung  das  Reissverschlussprinzip  mit  abwechselnd  weiblichen  und  

männlichen  Kandidaten  beschlossen.  Angeführt  wird  die  Liste  von  der  Doppelspitze  und  

jetzigen  1.stellvertretenden  Kreispräsidentin  Helga  Hohnheit  (Boksee)  und  dem  Frakti-

onsvorsitzenden  Lutz  Schlünsen  (Stoltenberg).  Platz  3 hat  die  Bundestagskandidatin  Bir-

git  Malecha -Nissen  (Passade)  vor  dem  überparteilich  sehr  anerkannten  Finanzausschuss-

vorsitzenden  Alexander  Schreib er (Heikendorf).  Es folgen  Heidrun  Clausen  (Schwentinen-

tal),  dann  der  AWO-Kreisvorsitzende  Kai  Bellstedt  (Schönkirchen),  Melanie  Stoßkamp  

(Lebrade),  Matthias  Naumann  (Preetz),  Christel  Seick  (Lütjenburg)  und  Horst  Thielscher  

(Plön).  

 

"Wir  gehen  mit  einem  gut en  und  geschlossenen  Team  und  einem  zukunftsorientierten  

Programm  in  einen  spannenden  Wahlkampfñ, so resümierte  der  Fraktionsvorsitzende  Lutz  

Schlünsen  das  Ergebnis  des  Abends.  ĂWir wollen  stärkste  Fraktion  werden  und  mit  Helga  

Hohnheit  wieder  die  Kreisp rä sidentin  stellen.ñ 

 

Kommentar  von  Simone  Laas  vom  12.04.2013,  10:33  Uhr:  

RE:  Kreis  SPD  hochmotiviert  und  gut  gerüstet  in  den  Kommunal  

Ich  finde  es schön,  daß  sich  die  SPD der  sozialen  Probleme  im  Kreis  Plön  widmen  möchte.  

Ich  bin  nämlich  direkt  betroffen.  Zu  meiner  Person:  ich  bin  40  Jahre,  alleinerziehend,  2 

mailto:katzenhaus1@freenet.de


Kinder(3und6  Jahre),  arbeitssuchend,  ALG2 Problem  Kinderbetreuung:  Ich  habe  glückli-

cher  Weise  eine  Betreuung  für  beide  Kinder(  KITA+Ganztagsschule).  Dies e benötige  ich  

auch  um  auf  dem  Arbeitsmarkt  überhaupt  Erfolgsaussichten  zu haben.  Dier  Kita  kostet  

mindestens  130ú (halbtags,  um  den  Platz  zu sichern).  Davon  werden  auch  vom  Kreis  

ganze  30%  übernommen.  Frage:  woher  soll  der  Rest  kommen.  In  den  ALG2 Leistungen  

ist  dieser  Posten  nicht  vorgesehen.  Das fehlende  Geld  muß  also  vom  Mund  abgespart  

werden!!!!!!!!!!  Zum  Glück kann  man  ja  bei  der  Tafel  betteln  geehn.  Allerdings  frage  ich  

mich  :  Wer  erhält  also  überhaupt  noch  eine  Förderung  für  die  Kinderbetreuung  vom  

Kreis,  wenn  schon  jemand  auf  Hartz4  Niveau  nur  30%  erhält??????????  Normalerweise  

wäre  man  mit  weniger  Einkomm en bereits  Aufstocker,  oder  sollte  es sein.  Mit  freundli-

chen  Grüßen  S.Laas  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  28.01.2013,  18:47  Uhr  -  8254  Clicks  -  Nr.  53  

Ohne  Anmeldung  in  den  Landtag  

 

Der  Besucherdienst  des  Landtages  ermöglicht  auch  2013  wieder  zahlriechen  interessier-

ten  Besucherinnen  und  Besuchern  Einblicke  in  das  Landeshaus.  Ohne  Anmeldung  in  den  

Landtag  -  das  geht  in  diesem  Jahr  noch  an  zwölf  Montagen,  an  denen  der  der  Plenar saal  

und  zahlreiche  Bereiche  des  historischen  Gebäudes  an  der  Kieler  Förde  offen  stehen.  Es 

gibt  eine  Führung,  das  Programm  dauert  gut  eine  Stunde  und  beginnt  um  18.00  Uhr.  

 

An vier  Terminen  bietet  der  Schleswig -Holsteinische  Heimatbund  eine  Führung  Ăop Plattñ 

an.  Eine  Voranmeldung  ist  nicht  erforderlich,  nur  ihren  Personalausweis  sollten  Gäste  da-

bei  haben.  

 

Die  Termine  2013:  

25.  Februar  

4.  März  (op  Platt)  

25.  März  

27.  Mai  

3.  Juni  (op  Platt)  

24.  Juni  

26.  August  

2.  September  (op  Platt)  

30.  September  

28.  Okt ober  

25.  November  

2.  Dezember  (op  Platt)  

 

Martin  Habersaat,  Landtagsabgeordneter  für  Stormarn -Süd,  empfiehlt,  den  Besuch  im  

Landeshaus  mit  einem  Bummel  durch  Kiel  zu verbinden:  ĂIch freue  mich  immer,  wenn  

auch  Gäste  aus  dem  Süden  des  Landes  von  solchen  Ang eboten  in  Kiel  Gebrauch  machen.  

Schließlich  ist  es auch  unser  Landeshaus,  auch  wenn  es von  Stormarn  aus  gesehen  ganz  

schön  weit  weg  ist.ñ Weitere  Möglichkeiten  den  Landtag  zu besuchen,  von  der  Gruppe  bis  

zum  Einzelbesuch,  hat  der  Abgeordnete  auf  seinen  Web seiten  zusammengestellt:  

www.martinhabersaat.de,  im  Bereich  ĂZum Landtagñ unter  ĂBesuch in  Kielñ. 
Keine  Kommentare  

Jusos  Dithmarschen  -  veröffentlicht  am  29.01.2013,  07:56  Uhr  -  10603  Clicks  -  Nr.  54  

Erfolgreiche  Kreisvollversammlung  der  Jusos  Dithmar-
schen  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
http://www.jusos-dithmarschen.de/


Jusos  Dithmarschen  wählten  am  19.01  neuen  Kreisvorstand.  

 

Am  19.01  fanden  sich  rund  15  Genossinnen  und  Genossen  im  Heider  Kotthaus  ein  um  ei-

nen  neuen  Kreisvorstand  zu wählen  und  Anträge  zu bera ten.  Neuer  wie  alter  Vorsitzender  

bleibt  Patrick  Lange  (22),  der  mittlerweile  in  seiner  zweiten  Amtszeit  ist.  Arbeitsschwer-

punkt  für  das  kommende  Jahr  soll  vor  allem  die  Beschäftigung  mit  dem  150.  Parteijubi-

läum,  bzw.  der  Geschichte  der  Partei  sein.  

 

Außer dem  wurden  die  beiden  Stellvertretenden  Vorsitzenden  Merle  Mangels  (19),  Torben  

Priemer  (21)  sowie  der  Kassenwart  Tarek  Awad  (19)bestätigt.  Neben  die  bisherigen  Bei-

sitzenden  Hanna  Pöschel  (18),  Dorothee  Tharra  (19)  sowie  Svea  Langkavel  (24)  wurden  

Erik  Krä mer  (22)  sowie  Manuel  Carranza  (15)  in  den  Kreisvorstand  gewählt.  

 

Komplementiert  wird  der  Vorstand  von  Merle  Stöver  (18)  aus  Steinburg,  die  Kreisbetreu-

erin  der  Jusos  Dithmarschen  im  Landesvorstand  ist,  und  dem  Kreisvorstand  mit  beraten-

der  Stimme  angehört.  

 

Als Gäste  konnte  der  Kreisverband  den  Juso Landesvorsitzenden  Alexander  Wagner  (25),  

sowie  den  stellvertretenden  Vorsitzenden  der  SPD Dithmarschen  Michael  Wolpmann  be-

grüßen.  Alexander  Wagner  lobte  die  über  den  Kreisverband  hina us bemerkbaren  Pro-

jekte,  wi e eine  Aktion  gegen  Frei.Wild  am  Anfang  des  Jahres,  sowie  die  gute  Mitarbeit  im  

Landesverband.  

 

Es wurden,  nach  den  obligatorischen  Delegiertenwahlen,  außerdem  Anträge  zu Themen  

wie  Abtreibung,  Reform  der  SPD sowie  ein  umfassender  Antrag  zum  Thema  Trennung  

von  Staat,  Kirche  und  Religion  beschlossen.  Außerdem  wollen  sich  die  Jusos  in  die  De-

batte  um  das  Kommunalwahlprogramm  der  Mutterpartei  einmischen.  

 

ĂMit unserem  neuen  Vorstandsteam  sind  wir  gut  für  das  nächste  Jahr  aufgestellt,  und  wir  

werden  versuchen  die 2 Wahlen  in  diesem  Jahr  zu nutzen  um  für  interessierte  Jugendli-

che  Anlaufstelle  für  jungsozialistische  Politik  zu sein.ñ so der  wiedergewählte  Kreisvorsit-

zende  Patrick  Lange.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  29.01.2013,  11:19  Uhr  -  25693  Clicks  -  

Nr.  55  

Diskussionsforum  zum  SPD - Kreiswahlprogramm  2013  -  
2018  

Die  SPD Rendsburg -Eckernförde  arbeitet  weiterhin  intensiv  an  ihrem  Kreiswahlprogramm  

2013  ï 2018.  Zu  den  drei  Schwerpunktthemen  Lebensqualität,  Mobilität  und  Bildung  fan-

den  bereits  2013  öffentliche  Diskussionsveranstaltungen  mit  Vereinen,  Verbänden,  Bür-

gerinnen  und  Bürgern  statt.  Einen  ersten  Entwurf  des  Kreiswahlprogramms  will  die  Kreis -

SPD ebenfalls  öffentlich  disk utieren.  

 

Er findet  sich  auf  der  Homepage  www.spd - rd -eck.de.  Auf  dieser  Basis  möchten  wir  mit  

Bürgerinnen  und  Bürgern  über  die  Zukunft  diskutieren.  Kommentare  können  online  ein-

gestellt,  als  Stellungnahme  an  den  Kreisverband  geschickt  oder  im  Rahmen  der  Ver an-

staltung  diskutiert  werden.  Im  Dialog  möchten  wir  unser  Kreiswahlprogramm  entwickeln.  

 

Wir  möchten  Sie hiermit  herzlich  einladen,  an  dem  Forun  zum  Kreiswahlprogramm  teilzu-

nehmen  und  Sie gleichzeitig  bitten,  den  Termin  in  Ihrer  Zeitung  bekannt  zu geben.  

 

Das Forum  findet  statt  

https://www.spd-rd-eck.de/


am  Freitag,  08.  Februar  2012,  um  19:00  Uhr  

im  Hotel  ĂStadt Hamburgñ (Süderstraße  1,  24214  Gettorf)  

 

Während  der  Diskussionsver anstaltung  haben  Bürgerinnen  und  Bürgern  sowie  Vertrete-

rinnen  und  Vertreter  eingeladener  Vereine  und  Verbän de aus  dem  Kreisgebiet  die  Gele-

genheit  mit  Mitgliedern  der  SPD-Kreistagsfraktion  und  des  SPD-Kreisvorstands,  darunter  

der  SPD-Kreisvorsitzende  Sönke  Rix,  MdB,  zu diskutieren.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Schacht -Audorf  -  veröffentlicht  am  30.01.2013,  09:22  Uhr  -  5852  Clicks  -  Nr.  56  

Einladung  zum  Mitmachen  

Gemeindefraktion  Schacht -Audorf  stellt  sich  und  ihre  Arbeit  vor  

Die  Sozialdemokraten  in  Schacht -Audorf  haben  noch  freie  Listen-

plätze  für  die  Kommunalwahl  am  26.  Mai  2013  zu vergeben.  Um  

weitere  Mitstreiterinnen  und  Mitstreiter  für  die  Kommunalpolitik  zu 

gewinnen,  lädt  die  Fraktion  zu Montag,  dem  4.  Februar  2013  19  

Uhr,  alle  Interessierten  ein,  sich  ein  eigenes  Bild  von  der  Fraktions-

arbe it  zu machen.  ĂWir wollen  zeigen,  welche  Möglichkeiten  es gibt,  

direkt  vor  seiner  eigenen  Haustür  Einfluss  zu nehmenñ, so die  Orts-

vereinsvorsitzende  Sabrina  Jacob.  Die  32jährige,  die  auch  auf  Kreis-

ebene  stark  engagiert  ist,  möchte  auch  andere  dafür  begeist ern  sich  

einzubringen.  Es gebe  verschiedene  Möglichkeiten  sich  zu beteili-

gen,  so dass  für  Jede und  Jeden  etwas  dabei  sei.  Sie selbst  sei  vor  

über  10  Jahren  in  die  SPD eingetreten,  weil  sie  nicht  nur  meckern,  

sondern  etwas  verändern  wollte,  und  für  diese  Möglichkeit  möchte  sie  nun  auch  bei  den  

Schacht -Audorfer  Bürgerinnen  und  Bürgern  werben.  ĂWir freuen  uns  über  alle  Neugieri-

gen,  die  uns  am  4.  Februar  in  der  Gemeindeverwaltung  in  Schacht -Audorf  besuchen  und  

selbst  entscheiden,  ob  dieses  Ehrenamt  vielleicht  zu ihnen  passen  w¿rde.ñ Weitere  Infor-

mationen  gibt  es auch  direkt  bei  der  SPD Schacht -Audorf  unter  0160 -96921797  oder  

sabrinajacob2@gmail.com.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  30.01.2013,  15:25  Uhr  -  9060  Clicks  -  Nr.  57  

Schulpsychologie  als  Unterstützungssystem  für  die  
Schule  der  Zukunft  

Schulpsychologie  als  Unterstützungssystem  für  die  Schule  der  Zukunft  

 

Die  AfB  Landeskonferenz  tagte  in  Husum  zum  Thema  Schulpsychologie,  da Schleswig -

Holstein  in  diesem  Bereich  im  Vergleich  der  Bundesländer  ein  Entwicklungsland  ist.  

Während  im  Bundesdurchschnitt  auf  10000  Schülerinnen  und  Schüler  1 Schulpsychologe  

kommt,  was  international  ebenfalls  unterster  Standard  ist  und  weit  unter  den  KMK-Emp-

fehlungen  von  1973  (1:5000)  und  WHO (1.2500)  liegt,  sind  es in  unserem  Land  im  

Durchschnitt  sogar  19000  SchülerInnen  auf  eine/n  Schulpsychologin/en.  In  einem  Kreis  

liegt  die  Quote  sogar  zurzeit  bei  1:30000!  

 

Wenn  wir  ernsthaft  eine  ĂSchule der  Zukunftñ schaffen  wollen,  die  sich  individuell  um  die  

Bildung  und  Erziehung  unserer  Kinder  in  einem  ganztägigen  Rahmen  kümmert,  dann  

müssen  wir  neben  der  Schulsozialarbeit  endlich  die  Schulpsychologie  ernst  nehmen  und  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/schacht-audorf
https://www.spd-net-sh.de/ploen


ausbauen!  

 

Wie  dies  strukturell  und  organisator isch  gelingen  kann,  diskut ierten  wir  mit  Hansjürgen  

Kunigkeit  vom  Bundesverband  Deutscher  Psychologinnen  und  Psychologen,  Sektion  

Schulpsychologie.  Er hat  in  seiner  Tätigkeit  als  Leiter  der  regionalen  Schulberatung  und  

Schulpsychologe  im  Rhein -Erft -Kreis  (Regierungsbezirk  Köln)  ein  funktionierendes  Sys-

tem  schulpsychologischer  Beratung  aufgebaut  und  regelmäßig  evaluiert.  

 

Über  die  Situation  in  Schleswig -Holstein  und  konkrete  Lösungsmöglichkeiten  diskutierten  

wir  mit  dem  Landesvorsitzenden  des  Verbandes  Schle swig -Holsteinischer  Schulpsycholo-

gen  Jörg  Lorenzen -Lemke.  

 

Besonders  herauszustellen  ist,  dass  eine  gute  Schulpsychologie  mehr  ist,  als  eine  Einzel-

fallbetreuung.  Sie organisiert  und  leitet  die  Kommunikation  innerhalb  der  Schule  und  för-

dert  die Professional isierung  der  Lehrkräfte.  Sie  hilft  beim  Konfliktmanagement  und  bie-

tet  Rat  in  Krisensituationen.  Eine  gute  Schulpsychologie  leistet  damit  ebenfalls  einen  gro-

ßen  Beitrag  zur  Lehrergesundheit  und  zur  systemischen  Schulentwicklung.  Auch  die  

(Weiter - )  Entwicklu ng  eines  guten  modernen  Unterrichts  kann  durch  schulpsychologische  

Beratung  konkret  gefördert  werden.  

 

Aus der  Landeskonferenz  ergaben  sich  folgende  Forderungen  an  die  Politik:  

 

· Die  Landesregierung  muss  einen  Masterplan  ĂMulti-Profession  macht  gute  Schuleñ ent-

wickeln,  bei  dem  Schulpsychologie  einen  festen  Platz  bekommt.  Dies  fördert  auch  die  

Weiterentwicklung  der  Umsetzung  von  Inklusion.  

· Wir  brauchen  professionelle  SchulpsychologInn en flächendeckend  vor  Ort.  Dazu  müssen  

in  Schleswig -Holstein  13  bis  18  zusätzliche  Stellen  geschaffen  werden.  Zu  dieser  drin-

gend  erforderlichen  quantitativen  und  qualitativen  Ausweitung  im  Bereich  der  schulpsy-

chologischen  Betreuung  muss  im  Haushalt  der  Rückgang  an  SchülerInnen  genutzt  wer-

den.  Nicht  mehr  benötigte  LehrerInnenst ellen  werden  umgewandelt  zur  Verstärkung  des  

Schullteams.  

· Es müssen  neben  einer  Verantwortlichkeit  innerhalb  der  Schulaufsicht  insbesondere  

auch  vielfältige  Vernetzungsstrukturen  im  Kreis  der  SchulpsychologInnen  etabliert  wer-

den.  

· SchulpsychologInnen  mü ssen  regelmäßig  in  den  Schulen  sichtbar  sein  und  für  ihre  Ar-

beit  neben  sächlicher  und  personeller  Unterstützung  auch  entsprechende  Räumlichkeiten  

bekommen.  

· Schulpsychologen  müssen  in  die  strukturelle  Arbeit  der  Schulen  mit  einbezogen  werden,  

z.B.  in  Prozesse der  Schulleitung,  der  Schulorganisation  und  bei  Schulentwicklungstagen.  

· Starke  kommunale  Bildungslandschaften  von  der  Kindertagesstätte  bis  zur  Gemein-

schaftsschule  entstehen  nur,  wenn  neben  ErzieherInnen  und  LehrerInnen  auch  weitere  

Professionen,  wi e Schulsozialarbeit,  Logopädie,  Schulpsychologie  etc.  ihren  festen  Ort  

und  ihre  Vernetzung  in  der  Bildungslandschaft  bekommen.  

 

Ulf  Daude,  Landesvorsitzender  AfB SH 
Keine  Kommentare  

 

 
Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  31.01.2013,  16:37  Uhr  -  10084  Clicks  -  Nr.  58  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Umweltforum  der  SPD  warnt  vor  Altmaiers  ĂSparkursñ, 
Pressemitteilung  

Kiel.  30.  Januar  2013.  Das Umweltforum  der  SPD Schleswig -

Holstein  warnt  vor  dem  energiepolitischen  ĂSparkursñ von  

Bundesumweltminister  Altmaier.  Nach  Ansicht  der  Energieex-

pertin  Nina  Scheer  (SPD -Bundestagskandidatin  für  den  Wahl-

kreis  Lauenburg/Stormarn -Süd)  ist  es Ădie reinste  Provoka-

tion,  Planungssicherheit  und  Strompreis -Sicherung  mit  Maß-

nahmen  garantieren  zu wollen , die  einen  Eingriff  in  eben  

diese  Sicherungssysteme  bildetenñ. 

Eingriffe  in  bereits  gewährte  Vergütungen  in  Form  eines  

ĂEEG-Soliñ und  das  Aussetzen  Ăder Zahlung  von  Einspeise-

vergütungen  ab Inbetriebnahme  für  eine  bestimmte  Anzahl  

von  Monaten,  bis  das  EEG-Konto  wieder  ausgeglichen  seiñ ï so der  Vorschlag  Altmaiers  -  

seien  unverantwortbar.  Scheer:  ĂOhne kalkulieren  zu können,  ab wann  welche  Vergütung  

geleistet  wird,  kann  keine  Investitions -  und  Planungssicherheit  für  Investoren  entstehen.ñ   

Scheer  weist  dar auf  hin,  dass  gerade  das  Fehlen  von  Kostenobergrenzen  den  weltweit  

anerkannten  Erfolgswert  des  Erneuerbare  Energien  Gesetzes  (EEG)  ausmache  und  Inves-

titions -  und  Planungssicherheit  begründe.  Nicht  das  EEG, sondern  die  neuerlichen  Ände-

rungsvorhaben,  gefährd eten  diesen  Erfolgsfaktor.  ĂNach unserem  Verständnis  von  einem  

ĂSoliñ müssten  jetzt  zuallererst  solche  Marktteilnehmer  zur  Kasse  gebeten  werden,  die  

sich  an  der  Energiewende  bislang  am  wenigsten  oder  nicht  beteiligt  haben.ñ  Altmaier  

habe  Recht,  wenn  er  die steigende  Tendenz  der  weitgehenden  Befreiung  energieintensi-

ver  Unternehmen  von  der  Erneuerbare -Energien -Gesetz -Umlage  (EEG-Umlage)  von  der-

zeit  4,3  Mrd.  Euro  aufgreife,  die  von  den  Verbrauchern  und  mittelständischen  Unterneh-

men  bezahlt  werden  müsse.  Zu  diesen  Unternehmen  gehörten  heute  auch  Golfplätze,  

Flughäfen  und  andere  nicht  durch  Auslandskonkurrenz  bedrohte  Unternehmen.  Entspre-

chende  Entwicklungen  habe  die  schwarz -gelbe  Bundesregierung  von  Altmaier  selbst  zu 

verantworten.  Der  zeige  sich  jetzt  als  ĂWolf im  Schafspelzñ, der  seine  wirklichen  Absich-

ten  hinter  diesen  Korrekturplänen  verstecke.    Das Umweltforum  plädiert  für  eine  andere  

Prioritätensetzung.  Scheer:  ĂNicht das  bestehende  EEG ist  das  Hemmnis  einer  bezahlba-

ren  Energiewende,  sondern  die  fehlende  Einbeziehung  umwelt -  und  gesundheitsbelasten-

der  Kosten  aus  fossil -atomarer  Energiegewinnung.  Die  Energiewende  verlangt  nach  reel-

ler  Preisbildung  und  einem  Strukturwandel,  der  sich  den  fluktuierenden,  dezentral  ver-

fügbaren  regenerativen  Kapazitäten  unter  Einbindung  von  Bürgern,  Stadtwerken  und  

Kommunen  widmet,  statt  den  Ausbau  regenerativer  Energien  einzugrenzen.ñ Nur  ein  wei-

terhin  beschleunigt  wachsender  Anteil  Erneuerbarer  Energien  führte  zu bezahlbarer  Ener-

gie.  Die  Änderungsvorhaben  des  Bundesumweltminist ers  zielten  auf  eine  Lähmung  des  

Ausbaus  und  damit  auch  der  Energiewende.  Sie lenkten  von  dem  offensichtlichen  Hand-

lungsbedarf  ab.  Siehe  auch  unter  diesem  LINK:  Medieninform ationen  SPD Schleswig -Hol-

stein  LINK  zum:  SPD-UmWeltforum  SPD SCHLESWIG -HOLSTEI N Kleiner  Kuhberg  28 -30  

24103  Kiel  

Keine  Kommentare  
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Erhalt  der  Kinder -  und  Geburtsstation  nur  in  öffentlicher  
Trägerschaft  möglich!  

ĂDie SPD-Kreistagsfraktion  hat  sich  schon  immer  gegen  Versuche  gewehrt,  die  imland  

gGmbH  an  privat e Investoren  zu verkaufen.  Wir  haben  immer  argumentiert,  dass  sich  

nur  so sicherstellen  lässt,  dass  das  öffentliche  Interesse  an  einer  flächendeckenden  ge-

sundheitlichen  Grundversorgung  Vorrang  hat  vor  betriebswirtschaftlichen  

http://www.spd-schleswig-holstein.de/aktuelles/aid/5522
http://www.spd-schleswig-holstein.de/aktuelles/aid/5522
http://spd-net-sh.de/ufo/
https://www.spd-rd-eck.de/


Gewinnstrebenñ, führt  der  Frak tionsvorsitzende  Kai  Dolgner  aus.  

 

ĂDeshalb freut  es uns  besonders,  dass  die  FDP-Kreistagsfraktion  in  ihrem  Antrag  zum  Er-

halt  der  Kinder -  und  Geburtsstation  in  Eckernförde  diese  Erkenntnis  aufgegriffen  hat.  Die  

FDP führt  in  ihrer  Begründung  richtigerweise  aus,  dass  sich  aus  der  öffentlichen  Träger-

schaft  den  Anspruch  ableitet,  die  Geburtsstation  im  Rahmen  der  Ausgleichs -  und  Ergän-

zungsfunktion  des  Kreises  auch  dann  weiterzutragen,  wenn  diese  sich  betriebswirtschaft-

lich  nicht  rechnet.  Wir  unterstützen  diese  Sichtweise  ausdrücklich.  Dann  gilt  aber  auch:  

Der  Erhalt  der  Kinder -  und  Geburtsstation  ist  nur  in  dauerhafter  öffentlicher  Trägerschaft  

möglich!  

 

Es deshalb  nur  folgerichtig,  dass  wir  einen  Änderungsantrag  gestellt  haben,  dass  der  

Kreis  sich  dauerhaft  zur  öffentlichen  Trägerschaft  zu bekennen  und  Spekulationen  über  

mögliche  Verkaufsabsichten  mit  einem  deutlichen  Signal  den  Boden  zu entziehen.  

 

Oder  glaubt  jemand  ernsthaft,  dass  es gelingen  könnte,  die  Geburtsstation  dauerhaft  zu 

retten,  wenn  die  Klinik  eine m  privaten  Investor  gehören  würde  und  diese  seine  Rendi-

teerwartungen  nicht  mehr  erfüllt?  Wenn  die  Öffentlichkeit  nicht  mehr  über  den  Kreistag  

Einfluss  nehmen  könnte?  

 

Die  SPD-Kreistagsfraktion  hat  sich  in  Ihrer  Fraktionssitzung  einstimmig  zu Ăihrerñ Klinik  

mit  Kinder -  und  Geburtsstation  in  Eckernförde  bekannt.  Wir  würden  uns  freuen,  wenn  

sich  alle  Fraktionen  in  öffentlicher  Kreistagssitzung  am  18.  März  ähnlich  bekennen  wür-

den.ñ 
Keine  Kommentare  
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ÖPNV  ï wichtiger  Standortfaktor  für  die  Gemeinden  im  
Kreis  Plön  

Zu  einem  gemeinsamen  Gespräch  war  der  Ge-

schäftsführer  der  VKP, Herr  Friedrich  Scheffer,  Gast  

bei  dem  SPD-Frakti onsvorstand.  Der  Fraktionsvor-

sitzende,  Lutz  Schlünsen,  gratulierte  dem  neuen  

Chef  der  VKP auf  das  herzlichste  und  wünschte  ihm  

für  seine  Aufgaben  bei  der  VKP alles  Gute.  

Herr  Scheffer  gab  einen  Überblick  über  die  aktuelle  

Situation  der  VKP und  berichtete,  dass  zur  Zeit  100  

Busse  im  Einsatz  sind,  um  einen  reibungslosen  Be-

förderungsverkehr  für  z.B.  3000  Fahrgäste  auf  der  

Strecke  Schönberger  Strand -Kiel  zu garantieren.  

Insbesondere  der  Schülerverkehr  trägt  zum  Erfolg  

der  VKP bei,  auch  wenn  es eine  große  Heraus forderung  ist,  allen  Belangen  gerecht  zu 

werden.  

 

Zur  Wiederbelebung  der  Bahnstrecke  ĂHein-Schºnbergñ sind  die  Vorbeitungen  im  Gange  

mit  Verhandlungen  um  die  Trassen  und  Gleise  und  mit  Infrastrukturmaßnahmen.  Die  Ei-

senbahnstrecke  Kiel -Schönberger  Strand  ist  als  schienengebundenes  Projekt  vom  Land  

aus  Regionalisierungsmitteln  des  Bundes  zu finanzieren.  Die  VKP könnte  Einnahmen  über  

Trassengelder  erzielen.  

 

Fraktionsvorsitzender  Lutz  Schlünsen:  

 

ĂEine Infrastrukturmaßnahme  in  dieser  Größenordnung  und  in  diese r Form  verleiht  der  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Region  sicher  neben  einigen  Herausforderungen  auch  viele  Chancen.  Wenn  ein  ländlicher  

Zentralort  eine  Zuganbindung  erhält,  ist  es für  zukünftige  Ansiedlungen  im  Wohn -  oder  

Gewerbebereich  oder  für  den  Tourismus  eine  optimale  Voraussetzun g und  ist  ein  attrakti-

ver  Standortfaktor.  Der  ländliche  Raum  wird  sich  zukünftig  im  Rahmen  des  demografi-

schen  Wandels  entlang  an  Infrastrukturmaßnahmen  entwickeln.  Neben  Schulen,  ärztli-

cher  Versorgung  und  schnellem  Internet  ist  auch  der  ÖPNV ein  sehr  wicht iger  Faktor.  Da-

bei  wird  die  Bahn,  ebenso  wie  der  Bus,  als  ein  attraktives  Verkehrsmittel  bei  den  Men-

schen  wahrgenommen.  Wichtig  ist  dabei  das  es eine  gute  Ergänzung  von  Bahn  und  Bus-

sen  gibt.  

 

 

Zum  Entwurf  des  Regionalen  Verkehrsplanes  (RNVP)  für  die  zukünf tige  Entwicklung  des  

ÖPNV für  die  nächsten  5 Jahre,  der  momentan  gerade  in  der  Ausarbeitung  ist,  liegen  

viele  Anregungen  und  Wünsche  vor.  Schwerpunkt  sind  der  Demographische  Wandel,  Bar-

rierefreiheit,  Vernetzung  der  verschiedenen  Verkehrsträger  und  Verkehrs mittel  und  Schü-

lerverkehrsströme.  

 

Fazit  der  Gesprächsteilnehmer:  wesentliche  Merkmale  des  neuen  Planes  sollte  die  opti-

male  Mobilität  der  Bürgerinnen  und  Bürger  sein.  Steigende  Benzinpreise  und  ein  größeres  

Umweltbewusstsein  erfordern  neue  Wege  in  der  Verk ehrsplanung.  Dabei  müssen  Fahr-

rad,  Auto,  Bus,  Schiff  und  Bahn  sinnvoll  ergänzt  werden . 
Keine  Kommentare  
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Arbeitsbericht  der  Kreistagsfraktion  

Anlässlich  des  Kreisparteitages  im  November  2012  legte  die  Kreistagsfraktion  den  Dele-

gierten  einen  Arbeitsbericht  aus  den  Arbeitskreisen  und  Ausschüssen  vor.  

 

Bericht  der  Kreistagsfraktion  für  2012  

AK-WRI:  

Å Wirt schaftsförderungsgesellschaft  Segeberg  (WKS)  

o Begleitung  der  Gründung  der  WKS 

o Vorläufige  Festlegung  der  zu übernehmenden  Aufgaben  

o Noch  keine  Fortschritte  bei  der  Arbeitsaufnahme  der  WKS 

Å Regionalplan  Windenergie  

Å Unsere  Initiative  zur  Erweiterun g der Mindestabstands  zu Wohnbebauung  von  800  auf  

1000m  mehrheitlich  abgelehnt.  

Å Neubau  der  Brücke  über  die  Trave  bei  der  Herrenmühle  

o Auf  unseren  Antrag  wurde  eine  Trasse  mit  weniger  Landschaftsverbrauch  und  weniger  

Eingriff  in  die  Natur  gewählt.  

Å Satzung  des  Kreises  über  Verwaltungsgebühren  für  den  Gutachterausschuss  für  Grund-

stückswerte.  

o SPD-Antrag  zur  Abänderung  der  Berechnung  der  Wegegebühren  und  damit  Beseitigung  

der  Ungleichbehandlung  der  Bürger  führt  zur  Rücknahme  der  Verwaltungsvorlage,  bis-

lang  ke in  Ergebnis.  

Å Übernahme  bestimmter  Unterhaltungsmaßnahmen  auf  Kreisstraßen  durch  den  

WZV.Vertrag  wurde  mit  unserer  Zustimmung  geschlossen.  

Å Unterstützung  des  Ausbaus  der  Breitbandversorgung  durch  den  WZV.  

Å Tourismuskonzept  Schleswig -Holsteinische -Schwei z beschlossen.  

Å Erweiterung  der  Metropolregion  Hamburg  mit  unserer  Zustimmung  beschlossen.  

Peter  Behr  

 

AK-JH:  

https://www.spd-segeberg.de/ktf


In  der  Kinder -  und  Jugendhilfe  ist  es wie  in  der  Familienhilfepolitik  eher  so,  dass  reagiert  

werden  muss,  als  dass  Situationsverbesserungen  durch  reine  Aktionen  erreicht  würden.  

Davon  ist  leider  auch  unsere  Arbeit  gezeichnet.  

Allerdings  gibt  es gleichwohl  einige  Bereiche,  wo  wir  sehr  wohl  die  Politik  und  Arbeits-

weise  des  Kreises  beeinflussen  konnten.  

Å Regionalisierung  der  Jugend  ï und  Familienhilf e.  

7 Gründe,  die  u.a  für  eine  Regionalisierung  der  Hilfe -  u.  Beratungsarbeit  sprechen:  

1.  Prävention:  Wir  wollen  so früh  wie  möglich  handeln.  

2.  Dezentralisierung:  Wir  wollen  Probleme  dort  aufgreifen,  wo  sie  entstehen.  

3.  Regionalisierung:  Wir  brauchen  Kom petenz  vor  Ort.  Kompetenzen,  die  vorhanden  sind,  

müssen  wir  zusammenführen.  

4.  Alltagsorientierung:  Die  Genauigkeit  des  Wissens  und  der  Erfahrung  ist  gefragt.  

5.  Integration:  Normalisierung  und  Gleichstellung  sind  notwendig.  Dies  verlangt  die  Ver-

fassung  un d sichert  den  Hilfebedürftigen  Anerkennung  und  Schutz.  

6.  Partizipation:  Jede und  Jeder  soll  sich  einbringen  können.  

7.  Lebensweltorientierung:  Der  Sozial -  oder  Lebensraum  kann  Ganzheitlichkeit  entstehen  

lassen.  Diese  müssen  wir  finden  und  verwirklichen,  um  Bedarf  und  Angebot  zeitgerecht  

zusammenzuführen.  
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Å Zweites  Hauptthema  war  und  bleibt  der  Problemkreis  Tagespflege,  insbesondere  im  

Nord -  und  Ostkreis.  

 

Å Der  LRH machte  den  Kreis  darauf  aufmerksam,  dass  eine  sehr  (zu?)  hohe  einkommens -

unabhängige  Geschwisterermäßigung  gewährt  werde.  Unsere  Entscheidung  dazu  wurde  

einvernehmlich  zurückgestellt,  bis  die  seit  langem  angekündigte  landesrechtliche  Neure-

gelung  der  Sozialstaffel  im  KiTa-  und  Tagespflegebereich  vorliegt.  

Wir  wollen  jedoch  nach  wie  vor  eine  einkommensabhängige  Sozialstaffel  für  diesen  Be-

reich  durchsetzen  

 

Å Folgende  Zielsetzungen  haben  wir  entsprechend  unserer  kommunal -politischen  Vorstel-

lungen  durchge hend  verfolgt  und  eingefordert:  

o Mobilisierung  und  Stärkung  von  Selbsthilfepotentialen  von  Kindern,  Jugendlichen,  jun-

gen  Erwachsenen  und  deren  Familien,  

o Stärkung  der  Erziehungsfähigkeit  von  Eltern,  

o Entlastung  von  Kindern  und  Jugendlichen  und  deren  Familien  

o Unterstützung  des  Verbleibs  von  Kindern  und  Jugendlichen  in  der  Familie  bei  Wahrung  

der  Sicherheit  der  einzelnen  Familienmitglieder  

o Hier  werden  wir  künftig  noch  mehr  auf  kindeswohlrelevante  Arbeit  des  JAs und  der  be-

auftragten  Träger  zu achten  habe  

o Aufbau  und  Stärkung  persönlicher  und  sozial -emotionaler  Kompetenzen  

o Förderung  der  Lern -  und  Entwicklungschancen  in  der  Schule  auch  durch  Schulsozialar-

beit  

o Unterstützung  beruflicher  Perspektiven  und  Ziele  

o Überwindung  von  persönlichen  und  sozialen  Schwierigkeiten  und  Krisen  

 

Zudem  waren  und  bleiben  Angebote  für  Ambulante  Hilfen  verschiede ner  Art  und  Hilfen  

zur  Erziehung,  die  an  den  jeweiligen  Bedarf  prozessorientiert  angepasst  bzw.  miteinander  

kombiniert  werden  können,  zu bewerten  und  finanziell  zu ermöglichen.  

Gerd -Rainer  Busch  

 

AK-Finanzen:  

v Zins -  und  Schuldenmanagement  

× Ausnutzung  des  z.Zt.  sehr  niedrigen  Gleitzinssatzes  

× Absicherung  gegen  Zinssteigerungen  durch  Zinsswaps  zum  Festzinssatz  

¦ Das heißt,  wir  zahlen  einen  Festzins  an  unseren  Vertragspartner  und  erhalten  von  ihm  

den  Gleitzins  zur  Zahlung  an  den  Darlehnsgeber.  

¦ Wenn  die  Zinsen  niedrig  bleiben,  ist  die  Differenz  zwischen  Gleitzins  und  Festzins  quasi  

eine  Versicherungsprämie  in  kalkulierbarer  Höhe  zur  Absicherung  des  Zinsrisikos.  



¦ Wenn  die  Zinsen  steigen,  trifft  uns  das  nicht,  denn  wir  erhalten  den  Gleitzins  von  unse-

rem  Vert ragspartner.  

v Beteiligungscontrolling  

× Unsere  schon  seit  langem  erhobene  Forderung  zur  Einrichtung  eines  Beteiligungscon-

trollings  wird  jetzt  umgesetzt.  

× Der  Beteiligungsbericht  des  Kreises  Segeberg  enthält  auf  76  Seiten  eine  erste  Über-

sicht  über  21  Bete iligungen  und  3 Kooperationen  des  Kreises  Segeberg.  

× Da haben  manche  Kreistagskollegen  doch  sehr  gestaunt,  was  für  Schätze  und  auch  Ri-

siken  sich  in  unseren  Büchern  ï und  Nebenbüchern  ï verbergen.  

-  3 -  

v Zurückführen  von  Auslagerungen  

× Wir  streben  an,  dass Kreisaufgaben,  die  zur  Erfüllung  auf  Gesellschaften,  Eigenbe-

triebe,  Kommunalunternehmen  etc.  ausgelagert  sind,  nach  Möglichkeit  in  die  Kreisver-

waltung  zurückgeholt  werden.  

× Das  geht  ï weil  wir  nicht  die  politische  Mehrheit  haben  ï nur  langsam  und  Schri tt  für  

Schritt.  

¦ Im  Beteiligungsmanagement  wurde  die  KSB GmbH  & Co.  KG auf  die  Komplementär -

GmbH  verschmolzen.  

¦ Wir  halten  die  KSB GmbH  ebenfalls  für  entbehrlich  und  haben  deren  Auflösung  bean-

tragt.  

¦ Die  Ausgliederung  unserer  Liegenschaftsverwaltung  in  einen  Eigenbetrieb  (ISE)  als  Be-

sitzunternehmen  und  eine  Anstalt  öffentlichen  Rechts  als  Dienstleistungsunternehmen  

(GMSE)  war  so schwerfällig  und  ineffektiv,  dass  selbst  die  politischen  Gegner  das  erken-

nen  mussten.  

¦ Der  konsequente  Schritt  der  Rückführung  in  die  Verwaltung  wurde  nicht  gegangen,  

aber  die  beiden  Unternehmen  werden  zum  01.01.2013  zusammengeführt.  Dann  gibt  es 

die  GMSE nicht  mehr,  sondern  das  Gesamtgeschäft  wird  in  der  neuen  ISE  abgewickelt.  

¦ Die  Neuordnung  erleichtert  die  tägliche  Arbeit  und  erspart  Kosten,  denn  eine  ganze  

Buchführung  fällt  weg  und  es ist  ein  Jahresabschluss  weniger  vom  Wirtschaftsprüfer  und  

vom  Landerechnungshof  zu prüfen.  

Peter  Säker  

 

AK-BKS:  

Februar  2012  Besuch  in  der  Trave -Schule  (Förderschule  des  Kreises)  in  Bad  

Segeberg  

Å Intensives  Gespräch  über  Kooperationen  mit  Grundschulen  der  Stadt  Bad  Segeberg  und  

dem  Städtischen  Gymnasium  Bad  Segeberg.  Dieses  sind  erste  Schritte  zur  Inklusion.  

Eltern  sollte  die  Möglichkeit  gegeben  werden,  auch  eine  Förderschule  für  ihr  Kind  zu wäh-

len.  

Eine  vollständige  Inklusion  kann  nur  stattfinden,  wenn  entsprechende  Lehrer  (Anzahl  und  

Ausbildung)  gewährleistet  werden.  

Å Schule  bildet  auch  Sonderpädagogen  nach  dem  Studium  aus.  Studium  und  

praktische  Ausbildung  in  SH besonders  gut.  

Hinweis  für  die  Landesregierung:  Da nicht  genügend  Stellen  in  Schleswig -Holstein  zur  

Verfügung  gestellt  werden,  gehen  viele  nach  Hamburg.  

Å Besichtigung  der  neuen  Sporthalle:  Auch  Kinder  mit  Handicaps  brauchen  die  Bewegung  

und  sind  dann  für  andere  Sachen  aufnahmefähiger.  Besonders  die  älteren  Kinder  brau-

chen  diese  Räumlichkeiten.  

Es kann  jetzt  auch  Fußball  gespielt  werden.  Dadurch  haben  die  Kinder  die  

Möglichkeit,  sich  auch  in  der  Freizeit  an  dem  Volkssport  zu beteiligen.  

September  2012  Gespräch  mit  dem  Kreissportverband  Segeberg  

Å Haushalt  2013  

Der  KSV rechnet  mit  der  gleicher  Zuweisung  wie  2012:  

EUR 240ô für  Investitionen,  EUR 408ô(¦bungsleitergelder, Fachleistungen  des  KSV,  Aus-  

und  Fortbildung,  Abgabe  an  Fachverbände)  

Hierfür  wollen  wir  uns  im  Ausschuss  BKS einsetzen.  

Å Beteiligung  des  KSV bei  Sportstättenbauten  des  Kreises  

Leider  wurde  der  KSV in  den  letzten  Jahren  nicht  mit  einbezogen.  Aus  Sicht  des  
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KSV hat  das  zur  Folge,  dass  einige  Sportstätten  jetzt  nicht  für  alle  Sportarten  geeignet  

sind.  

Am  Bau  der  Sporthal le der  Janucz  Korczak -Schule  wurde  der  KSV bereits  beteiligt..  

Im  nächsten  BKS Ausschuss  wollen  wir  einen  Antrag  zum  Sportstättenkataster  einbringen  

Die  Fraktion  hat  sich  eindeutig  für  die  Abschaffung  der  

Elternbeteiligung  bei  den  Schülerbeförderungskosten  

eingesetzt.(vorbehaltlich  des  neuen  Gesetzes)  

Beschlüsse  im  Ausschuss  BKS:  

o Planung  einer  Einfeldsporthalle  15x  27  für  die  Moorbek -Schule  Norderstedt  und  Janusz -

Korczak -Schule  Kaltenkirchen  

o Neues  Raumprogramm  für  das  neue  BBZ Norderstedt  und  Bau  einer  Mensa  und  2 neuer  

Klassenräume  

Mitarbeit  an  neuer  Vertragsgestaltung  für  den  Verein  für  Jugend  und  Kultur  (jetzt  Ju-

gendakademie  Bad  Segeberg)  

Wir  wollen  keine  weiteren  finanziellen  für  den  VJKA. 

Leider  konnten  wir  eine  Kürzung  (EUR 20.000. -- )für  die  Kreis -Musikschule  im  Haushalt  

2012  nicht  verhindern.  

Mitarbeit  in  der  Preisvergabe  Bürgerrolle  des  Kreises  Segeberg  

Ausgezeichnete  Preisträger  im  Frühjahr  2012  

Herr  Wilfried  Prante  (DRK)  

Frau  Agdan  Dilik - (setzte  sich  im  Raum  Bad  Bramstedt  für  eine  

lebendige  Inte gration  ein)  

Herr  Karlfried  Wochnowski  (ist  seit  Jahrzehnten  im  Sportbereich  tätig.)  

Fraktion  nimmt  gern  Vorschläge  für  die  nächste  Prämierung  entgegen.  

Lore  Würfel  

 

AK-UNK:  

Die  Zuständigkeiten  ergeben  sich  aus  den  Haushaltsteilplänen  des  Kreises:  

Å Sicher stellung  einer  ausreichenden  ÖPNV-Bedienung  (Bus)  

Å Förderung  Verein  Naherholung  im  Umland  Hamburg  

Å Naturschutz  und  Landschaftspflege  

Å Wasser -Boden -Abfall  

Der  AK,  dem  nicht  nur  die  Ausschussmitglieder  angehörten,  tagte  im  Berichtszeit - raum  

zweimonatlich,  bei  Bedarf  zusätzlich.  

Primär  bereitete  er  die  Ausschusssitzungen  vor.  Einen  größeren  Zeitrahmen  nahm  z.B.  

die  Diskussion  über  die  weitere  Aufgabenübertragung  auf  den  WZV  vor  dem  Hintergrund  

des  neuen  Kreislaufwirtschaftsgesetzes  ein,  desgleichen  die  Disk ussion  über  das  inzwi-

schen  verabschiedete  Klimaschutzkonzept  des  Kreises.  

Der  AK beschäftigte  sich  aber  auch  mit  Themen  aus  der  Landesgesetzgebung,  z.B.  Wald-

gesetz,  Knickgesetz,  Biotopförderung.  Aktuell  ist  derzeit  die  zweckgebundene  Verwen-

dung  von  Ausglei chszahlungen  wg.  Ausbau  der  Windenergie  Thema  im  AK.  

Der  Besuch  einer  Agrargasanlage  in  Wahlstedt  diente  der  Information  und  einem  

Meinungsaustausch  in  Bezug  auf  Vermaisung  der  Landschaft.  

Da der  überwiegende  Teil  der  Aufgaben  des  Natur -  und  Umweltschutzes  Weisungsaufga-

ben  sind,  sehen  der  AK bzw.  die  Ausschussmitglieder  ihre  Aufgabe  

darin,  ein  Augenmerk  auf  die tatsächliche  Umsetzung  der  Landesvorgaben  vor  dem  Hin-

tergrund  der  knappen  Personaldecke  in  der  Kreisverwaltung  zu richten.  

 

 

-  5 -  

An der  Vorbereitu ng  einer  Kreistagsresolution  zur  Zukunft  der  AKN sowie  der  Elektrifizie-

rung  der  A 1 war  der  AK maßgeblich  beteiligt  im  Hinblick  auf  zunehmenden  MIV.  

Die  im  Wahlprogramm  2008  ï 2013  formulierten  Ziele  wurden  insofern  erreicht,  als  es 

eine  Verbesserung  z.B.  des  R 11 -Angebotes  (  OD-SE-NMS)  gegenüber  2008  gegeben  hat,  

aber  eine  Optimierung  erforderlich  ist.  

Die  Schaffung  einer  Beratungsstelle  für  Kommunen  zur  Entwicklung  eigener  Energiekon-

zepte  hat  durch  das  Zutun  des  AK ihren  Niederschlag  im  Klimaschutzkonzept  gefunden.  



Einige  Mitglieder  des  AK sind  zudem  eingebunden  in  die  Aktivregionen  Holsteins  Herz,  

Alsterland,  des  Vereins  Naherholung,  SVG,  WZV  und  sei  es über  die  kommunale  Schiene.  

Jürgen  Sass-Olker  

 

Bericht  der  Kreistagsfraktion  2012  
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SPD-Umweltforum  -  veröffentlicht  am  02.02.2013,  17:04  Uhr  -  56556  Clicks  -  Nr.  62  

Umweltforum  der  SPD  warnt  vor  Altmaiers  ĂSparkursñ 

Das Umweltforum  der  SPD Schleswig -Holstein  warnt  vor  dem  

energie politischen  ĂSparkursñ von  Bundesumweltminister  Alt-

maier.  Nach  Ansicht  der  Energieexpertin  Nina  Scheer  (SPD-

Bundestagskandidatin  in  Lauenburg/Stormarn -Süd)  ist  es Ădie 

reinste  Provokation,  Planungssicherheit  und  Strompreis -Siche-

rung  mit  Maßnahmen  garantier en  zu wollen,  die  einen  Eingriff  

in  eben  diese  Sicherungssysteme  bildetenñ. 

Eingriffe  in  bereits  gewährte  Vergütungen  in  Form  eines  ĂEEG-

Soliñ und  das  Aussetzen  Ăder Zahlung  von  Einspeisevergütun-

gen  ab Inbetriebnahme  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mona-

ten,  bis  das  EEG-Konto  wieder  ausgeglichen  seiñ ï so der  Vor-

schlag  Altmaiers  -  seien  unverantwortbar.  Scheer:  ĂOhne kal-

kulieren  zu können,  ab  wann  welche  Vergütung  geleistet  wird,  

kann  keine  Investitions -  und  Planungssicherheit  für  Investoren  

entstehen.ñ 

Scheer  weist  darauf  hin,  dass  gerade  das  Fehlen  von  Kostenobergrenzen  den  weltweit  

anerkannten  Erfolgswert  des  Erneuerbare  Energien  Gesetzes  (EEG)  ausmache  und  Inves-

titions -  und  Planungssicherheit  begründe.  Nicht  das  EEG, sondern  die  neuerlichen  Ände-

rungsvorhabe n,  gefährdeten  diesen  Erfolgsfaktor.  ĂNach unserem  Verständnis  von  einem  

ĂSoliñ müssten  jetzt  zuallererst  solche  Marktteilnehmer  zur  Kasse  gebeten  werden,  die  

sich  an  der  Energiewende  bislang  am  wenigsten  oder  nicht  beteiligt  haben.ñ Altmaier  

habe  Recht,  wenn  er  die  steigende  Tendenz  der  weitgehenden  Befreiung  energieintensi-

ver  Unternehmen  von  der  Erneuerbare -Energien -Gesetz -Umlage  (EEG-Umlage)  von  der-

zeit  4,3  Mrd.  Euro  aufgreife,  die  von  den  Verbrauchern  und  mittelständischen  Unterneh-

men  bezahlt  werden  müs se.  Zu  diesen  Unternehmen  gehörten  heute  auch  Golfplätze,  

Flughäfen  und  andere  nicht  durch  Auslandskonkurrenz  bedrohte  Unternehmen.  Entspre-

chende  Entwicklungen  habe  die  schwarz -gelbe  Bundesregierung  von  Altmaier  selbst  zu 

verantworten.  Der  zeige  sich  jetzt  als  ĂWolf im  Schafspelzñ, der  seine  wirklichen  Absich-

ten  hinter  diesen  Korrekturplänen  verstecke.  

Das Umweltforum  plädiert  für  eine  andere  Prioritätensetzung.  Scheer:  ĂNicht das  beste-

hende  EEG ist  das  Hemmnis  einer  bezahlbaren  Energiewende,  sondern  die  fehlende  Ein-

beziehung  umwelt -  und  gesundheitsbelastender  Kosten  aus  fossil -atomarer  Energiege-

winnung.  Die  Energiewende  verlangt  nach  reeller  Preisbildung  und  einem  Strukturwandel,  

der  sich  den  fluktuierenden,  dezentral  verfügbaren  regenerativen  Kapazitäten  unter  Ein-

bindung  von  Bürgern,  Stadtwerken  und  Kommunen  widmet,  statt  den  Ausbau  regenerati-

ver  Energien  einzugrenzen.ñ Nur  ein  weiterhin  beschleunigt  wachsender  Anteil  Erneuer-

barer  Energien  führte  zu bezahlbarer  Energie.  Die  Änderungsvorhaben  des  Bundesum-

wel tministers  zielten  auf  eine  Lähmung  des  Ausbaus  und  damit  auch  der  Energiewende.  

Sie lenkten  von  dem  offensichtlichen  Handlungsbedarf  ab.  
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SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentl icht  am  03.02.2013,  21:36  Uhr  -  9933  Clicks  -  Nr.  63  

https://www.spd-net-sh.de/ufo
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SPD  Bad  Bramstedt  startet  große  Wohn -  und  Handelsum-
frage  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  Sozialdemokraten  wollen  die  Meinung  

der  Bürger  in  Stadt  und  Umland  zu Bad  Bramstedt  als  Wohn - , Einkaufs -  und  

Dienstleistungsstadt  wissen.  Aus diesem  Grunde  startet  die  SPD in  der  ers-

ten  Februarwoche  eine  große  Umfrage  zum  Thema  Leben  und  Einkaufen  in  

Bad  Bramstedt.  

Mit  einer  Auflage  von  10.000  Stück  geht  der  Fragebogen  als  Beilage  zum  

NordExpress  an  alle  Haushaltu ngen  in  Bad  Bramstedt  sowie  den  die  Stadt  

angrenzenden  Dörfern  des  Amtes  Land.  Mit  11  Frageblöcken  wird  erfragt,  

wie  die  Bürger  die  Stadt  sehen  und  wie  sie  die  Angebote  des  Ortes  in  Bezug  auf  Dienst-

leistung,  Gastronomie  und  Handel  beurteilen.  Der  Pressespr echer  der  Partei  Jan-Uwe  

Schadendorf:  ĂIm letzten  Jahr  hat  es vom  Bürger -  und  Verkehrsverein  eine  kleinere  Um-

frage  dazu  gegeben  und  vor  gut  zwei  Jahren  hat  eine  Marktforschungsgesellschaft  am  

Telefon  einige  Bürger  zu  Teilaspekten  befragt.  Wir  wollen  jetzt  umfassender  fragen  und  

jedem  Bürger  die  Chance  geben,  sich  daran  zu beteiligen.  Im  Ergebnis  möchten  wir  er-

kennen  können,  wo  für  Politik,  Verwaltung  und  Geschäftswelt  Handlungsbedarf  besteht.ñ 

Die  Themen  Stadtplanung  und  Stadtgestaltung,  Schulen  etc.  hat  di e SPD bewusst  ausge-

klammert,  um  den  Fragebogen  überschaubar  zu halten  und  da das  Themen  einer  weite-

ren  Befragung  sein  können.  Um  ein  aussagekräftiges  Ergebnis  erzielen  zu können,  hofft  

die  SPD auf  eine  breite  Beteiligung.  ĂMindestens 300 -400  Rückläufe  brau chen  wir  schon,  

um  behaupten  zu können,  das  Ergebnis  sei  reprªsentativ,ñ ergänzt  Schadendorf.  Um  ei-

nen  kleinen  materiellen  Anreiz  zu geben,  werden  unter  den  Rücksendern  fünf  Einkaufs -

gutscheine  im  Wert  von  jeweils  30  EUR verlost.  Wer  an  der  Verlosung  teiln ehmen  

möc hte,  muss  den  Fragebogen  in  einen  Umschlag  mit  Adresse  stecken.  Umschlag  und  

Bogen  werden  wegen  der  Anonymität  der  Befragung  vor  der  Verlosung  getrennt.  Die  Ant-

worten  können  an  vier  Stellen  im  Stadtgebiet  abgegeben  werden:  Eisenwaren -Fülscher  

am  Bleeck  sowie  in  den  Buchhandlungen  Hans  im  Glück  im  Landweg,  Buch&Medien  im  

Maienbeeck  und  findefuxx  am  Kirchenbleeck.  Natürlich  ist  auch  ein  Postversand  an  die  

SPD möglich.  Spätester  Rückgabetermin  ist  der  15.  März  2013.  Der  Fragebogen  wird  

ferner  ab  7.2.1 3  zum  Download  auf  der  Homepage  der  SPD  www.spd - bb.de  be-

reitgestellt  ...  

 

Kommentar  von  Britta  vom  16.02.2013,  00:02  Uhr:  

RE:  SPD  Bad  Bramstedt  startet  große  Wohn -  und  Handelsumfrage  

Einfach  Klasse,  das  endlich  jem and  mal  die  Bürger  fragt.  Super.  Weiter  so SPD ...  ; - )  

 

Kommentar  von  ADMIN  vom  10.02.2013,  17:02  Uhr:  

So  geht  es  Online  auszufüllen  und  zu  versenden  

Es geht  so:  a)  Ausfüllen  ...  auf  Festplatte  speichern  ...  an  Mail  anhängen  und  an  um-

frage@spd -bb.de  senden  b)  ausfüllen  und  ausdrucken  und  an  uns  senden  Richtig  ist,  

dass  das  Formular  nicht  direkt  aus  dem  Browser  gesendet  werden  kann.  Das war  von  der  

Auswertbarkeit  schwierig  zu realisieren.  Auch  wir  üben  noch.  ; - )  

 

Komm entar  von  Steffen  Krohn  vom  08.02.2013,  18:25  Uhr:  

RE:  SPD  Bad  Bramstedt  startet  große  Wohn -  und  Handelsumfrage  

Die  elektronische  Umfrage  scheint  nicht  zu funktionieren.  Kann  daher  nicht  teilnehmen  : -

(  

 

Kommentar  von  Joachim  Dings  vom  07.02.2013,  14:33  Uhr:  

RE:  SPD  Bad  Bramstedt  startet  große  Wohn -  und  Handelsumfrage  

Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  Ihre  Fragebogenaktion  finde  ich  sehr  gut.  Leider  ist  das  

Rücksenden  des  ausg efüllten  Fragebogens  via  Internet  nicht  möglich,  da die  ausgefüllte  

Datei  nicht  per  E-Mail  oder  sonst  irgendwie  geschickt  werden  kann.  Man  muss  also  den  

mailto:BriBra@t-online.de
mailto:umfrage@spd-bb.de
mailto:steffen2003@arcor.de
mailto:jdings@swn-nett.de


umständlichen  Weg  (Abgabe  in  Bad  Bramstedt)  oder  den  teuren  Weg  (Rücksendung  per  

Brief)  oder  den  Weg  üb er  "scannen"  und  dann  abschicken  wählen.  Schade,  dass  Ihre  IT -

Experten  keinen  einfacheren  Weg  gefunden  /  ermöglicht  haben.  Mit  freundlichen  Grüßen  

Joachim  Dings  

 

Kommentar  von  Geerd  Baumann  vom  07.02.2013,  10 :56  Uhr:  

RE:  SPD  Bad  Bramstedt  startet  große  Wohn -  und  Handelsumfrage  

Hallo  SPD-BB !  Grosses  Lob für  diese  detailliert  Umfrage  !  Mache  ich  natürlich  mit.  Das 

hätte  ich  aber  lange  schon  mal  von  den  trantütigen  Rathaus -Verantwortlichen  oder  dem  

BVV erwartet  /  erhofft  !  Vielen  Dank  für  Euer  Engagement  und  macht  weiter  so SPD.  

SPD-Kiel  -  veröffentlicht  am  03.02.2013,  21:44  Uhr  -  14729  Clicks  -  Nr.  64  

"Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlichkeit  -  Einigkeit  mac ht  
stark"  

Mit  dieser  Losung  auf  dem  Traditionsbanner  gründete  Ferdi-

nand  Lassalle  am  23.  Mai  1863  den  Allgemeinen  Deutschen  

Arbeiterverein,  der  zur  Sozialdemokratischen  Partei  Deutsch-

lands  heranwuchs.  

Der  150.  Geburtstag  ist  ein  würdiger  Anlass  für  den  SPD-Orts-

verein  Gaarden  an  das  historische  Ereignis  zu erinnern  und  die  

Bedeutung  dieser  Gründung  für  die  heutige  Zeit  zu beleuch-

ten.  

Der  Gaardener  SPD-Ratsherr  Wolfgang  Schulz  und  der  SPD-

Ortsverein  Gaarden  veranstalten  in  Zusammenarbeit  mit  dem  

Kreisverband  Kiel  eine  Veranstaltungsreihe  in  den  Monaten  

Februar  und  März  2013.  Wir  laden  Sie  ein,  sich  davon  über-

zeugen,  dass  die  SPD an  gesellschaftlicher  Notwendigkeit  und  

Aktualität  im  Ăhohen Alterñ von  150  Jahren  nichts  eingebüßt  

hat.  

 

Am  7.  Februar  2013  startet  die  Veranstaltungsreihe  mit  einer  Gesprächsrunde  unter  dem  

Motto  ĂEine alte  soziale  Bewegung  trifft  auf  neue  Herausforderungenñ. Einführen  wird  der  

Politologe  und  Staatssekretär  Rolf  Fischer.  Zusammen  mit  Vertreterinnen  und  Vertretern  

aus  Frauen - ,  Jugend -  und  Sozialorganisationen  wollen  wir  über  die  soziale  Situation  vor  

150  Jahren  und  heute  diskutieren.  

Zeit  und  Ort:  19.30  Uhr,  Sportrestaurant  TuS Gaarden,  Kiel -Gaarden  

 

Fortgesetzt  wird  die  Veranstaltungsreihe  am  20.  Februar  2013  mit  einem  musikalischen  

Highli ght:  ĂArbeiterlied trifft  auf  Hip -Hop  und  moderne  Volksmusik  aus  Anatolienñ. Dazu  

gibt  es Berichte  zum  Hintergrund  der  Musik  und  Gespräche  mit  den  Musikerinnen  und  

Musikern.  

Zeit  und  Ort:  19.30  Uhr,  Räucherei,  Kiel -Gaarden  

Am  6.  März  2013  startet  eine  weitere  Veranstaltung  ĂGenossenschaften ï soziale  Absi-

cherung  und  ein  Beitrag  zur  Selbstbestimmungñ. Die  Genossenschaften  sind  für  die  Woh-

nungspolitik  heute  aktueller  denn  je.  Wir  werden  die  Rolle  der  Genossenschaften  zusam-

men  mit  Vertretern  von  Genossensc haften  diskutieren.  Unsere  Oberbürgermeisterin  Dr.  

Susanne  Gaschke  wird  dazu  einführen.  

Zeit  und  Ort:  19.30  Uhr,  Jugendherberge  Gaarden,  Kiel -Gaarden  

 

Abgeschlossen  wird  die  Veranstaltungsreihe  am  28.  März  2013  mit  einem  Rundgang  in  

Kiel -Gaarden  ĂVom Inter nationalismus  zum  sozialen  Europañ. Dazu  treffen  wir  uns  vor  

dem  Haupttor  von  HDW und  werden  uns  von  dort  aus  auf  den  Spuren  der  internationalen  

Arbeitbewegung  und  des  heutigen  Europas  in  Gaarden  bewegen  und  im  Medusahof  über  

die  Zukunft  eines  sozialen  Europas  u.a.  mit  der  Europaabgeordneten  Ulrike  Rodust  disku-

tieren.  

Zeit  und  Ort:  16.00  Uhr,  Haupttor  HDW und  18.00  Uhr,  Medusahof,  Kiel -Gaarden  

mailto:geerd.baumann@freenet.de
https://www.spd-net-sh.de/kiel


 

V.i.S.d.P.:  Wolfgang  Schulz  c/o  SPD-Kreisverband  Kiel,  Kleiner  Kuhberg  28,  24104  Kiel  

 

Nähere  Infos  unter  unserer  Veranstaltungsseite . 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  04.02.201 3,  09:32  Uhr  -  7561  Clicks  -  Nr.  65  

Bürgersprechstunde  in  Elmshorn  

Die  SPD-Landtagsabgeordnete  Beate  Raudies  lädt  zur  Bürgersprech-

stunde  ein.  

Politik  lebt  vom  Dialog.  Deshalb  bietet  die  SPD-Landtagsabgeordnete  

Beate  Raudies  regelmäßig  Bürgersprechstunden  an.  Bereits  am  Freitag,  

15.  Februar  ist  es wieder  soweit.  Bürger  haben  von  16  Uhr  an  bis  18  Uhr  

Zeit,  ihre  Fragen  und  Anliegen  im  Elmshorner  SPD-Parteibüro,  Pan-

jestraße  16,  vorzutragen.  

Aus organisatorischen  Gründen  bitten  wir  die  Besucher,  sich  vorher  un-

ter  Telefon  04121 -470320  oder  per  Mail  unter  b.raudies@spd -elms-

horn.de  im  Wahlkreisbüro  der  Landtagsabgeordneten  anzumelden.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  04.02.2013,  11:5 6 Uhr  -  8635  Clicks  -  Nr.  66  

Kreis - SPD  im  Land  des  Lächelns  

KN vom  04.02.2013  

 

Neujahrsempfang  in  Plön  

Kreis -SPD im  Land  des  Lächelns  

Von  Hans -Jürgen  Schekahn  |  

03.02.2013  14:00  Uhr  

 

 

SPD-Fraktionsvorsitzender  Lutz  Schlünsen  lächelte  

so charmant,  als  ob  die Sozialdemokraten  die  Kom-

munalwahl  im  Mai  und  die  Bundestagswahl  im  Sep-

tember  schon  haushoch  gewonnen  haben.  Mit  rund  150  Gästen  teilte  er  seine  Laune  auf  

dem  Neujahrsempfang  im  Plöner  Kulturforum.  ĂDie Stimmung  ist  gut.  Wir  sind  gut  gerüs-

tetñ, war  seine  Botschaft  an  die  Gäste.  

 

Schlagfertig  nicht  nur  mit  ihren  Fäusten:  Deutsche  Box -Meisterin  Annemarie  Stark  

(rechts)  beim  SPD-Neujahrsempfang  im  Gespräch  mit  der  Bundestagskandidatin  Birgit  

Malecha -Nissen.  Passend  dazu  das  Motto  der  SPD auf  dem  Plakat.  Foto  H. -J. Schekahn  

 
Keine  Kommentare  
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MdB  Sönke  Rix:  Zügiger  Ausbau  der  Kitas  weiterhin  not-
wendig!  

http://www.spd-net-sh.de/kiel/index.php?mod=content&menu=73&page_id=10437
https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
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Zur  aktuellen  Debatt e um  den  Krippenplatzausbau  und  den  

Kita -Beiträgen  erklärt  der  Bundestagsabgeordnete  und  SPD-

Kreisvorsitzende  Sönke  Rix:  

 

Wenige  Monate  vor  Inkrafttreten  des  Rechtsanspruchs  am  1.  

August  2013  kommt  es darauf  an,  den  Ausbau  der  frühkindli-

chen  Bildung  und  Betreuung  weiter  voranzubringen.  Das  trifft  

auch  auf  unseren  Landkreis  zu.  Überall  dort,  wo  im  Kreis  

Rendsburg -Eckernförde  Kita -Plätze  geschaffen  werden,  wer-

den  sie sofort  belegt.  Die  Nachfrage  ist  also  auch  bei  uns  und  

sogar  in  ländlichen  Gebieten  sehr  hoch . 

 

Im  Kreis  Rendsburg -Eckernförde  ist  es zudem  längst  überfällig,  die  Kita -Beiträge  für  

Hartz - IV -Empfänger  zu streichen.  Momentan  müssen  sie sich  noch  -  orientiert  an  der  So-

zialstaffel  -  an  den  Kita -Kosten  beteiligen.  Das ist  sozial  ungerecht  und  für  viele  ein  finan-

zieller  Kraftakt.  Leider  stellt  sich  die  schwarz -gelbe  Mehrheit  im  Kreistag  bisher  quer.  

 

Schon  lange  ist  bekannt,  dass  der  Bedarf  an  Plätzen  in  Kindertageseinrichtungen  und  in  

Kindertagespflege  höher  ist  als  ursprünglich  von  der  Bundesregierung  angenommen.  Die-

sen  höheren  Bedarf  hat  die  zuständige  Bundesfamilienministerin  Schröder  stets  bestrit-

ten.  Nur  auf  massiven  Druck  der  SPD im  Bund  und  in  den  Ländern  stellt  die  Bundesregie-

rung  jetzt  zusätzliche  Bundesmitte l für  den  Kitaausbau  bereit.  Der  Bund  beteiligt  sich  so-

mit  an  der  Schaffung  von  zusätzlichen  30.000  Plätzen.  

 

Diese  Mittel  müssen  nun  schnell  vor  Ort  ankommen.  Die  Einrichtungen  und  die  Eltern  

warten  dringend  darauf.  Es ist  erfreulich,  dass  Schleswig -Holstein  für  2013  und  2014  

weitere  8,7  Mio. Euro  abrufen  kann.  

 

Aber:  Die  zuständige  Bundesfamilienministerin  duckt  sich  seit  Jahren  weg,  wenn  es da-

rum  geht,  den  Ausbau  der  frühkindlichen  Bildung  zu forcieren.  Die  Forderungen  nach  ei-

nem  Krippengipfel  weist  sie  stets  zurück.  Obwohl  Bund,  Länder  und  Kommunen  gemein-

sam  in  der  Pflicht  sind,  diesen  Ausbau  voranzubringen,  schiebt  sie die  Verantwortung  al-

lein  Ländern  und  Kommunen  zu.  
Keine  Kommentare  
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SPD  Neujahrsempfang:  Fröhliche  Stimmung  und  gute  Ge-
spräche!  

SPD Neujahrsempfang:  Fröhliche  Stimmung  und  gute  Gespräche!  

 

Das Kulturforum  "Alte  Schwimmhalle"  in  Plön  war  voll  besetzt,  als  die  SPD-Kreisvorsit-

zende  Anette  Langner  die  Gäste  aus  Politik,  Wirtschaft,  Vereinen,  Verbänden  und  Gesell-

schaft  begrüßte.  Mit  den  Glückwünschen  zum  neuen  Jahr  stellte  sie insbeso ndere  die  Ar-

beit  der  neuen  Landesregierung  vor  und  wies  auf  das  150 - jährige  Jubiläum  der  SPD, das  

2013  gefeier t  wird,  hin.  

Auch  der  SPD-Fraktionsvorsitzende  der  Kreistagsfraktion  Lutz  Schlünsen  stellte  in  seinem  

Bericht  die  gute  Arbeit  der  Kreistagsfraktion  sowohl  inhaltlich  als  auch  im  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Zusammenwir ken  und  Miteinander  dar.  Hierbei  lobte  

er  auch  das  Verhältnis  zu den  Mitarbeiterinnen  und  

Mitarbeitern  der  Verwaltung  und  zur  Landrätin  Ste-

phanie  Ladwig.  Inhaltlich  blickt  die  Fraktion  sehr  

stolz  auf  den  Bau  der  neuen  Mensa  in  Lütjenburg,  

das  förderlich  funktionierende  Kreiskrankenhaus  so-

wie  auch  die  gute  Betreuung  mit  Kindertagesplätzen  

in  der  Kita  oder  bei  den  Tagesmüttern.  

"Wir  sind  als  Kreis  Plön  hier  ein  Leuchtturm  ï lan-

desweit  sowohl  in  der  Zahl  der  vorhandenen  Plätze  

mit  40%  unter  drei  Jahren  als  auch  in  der  Förderung  

und  Bezuschussung  von  Kommunen,  Trägern  und  

Elt ern.  Wir  blicken  zuversichtlich  in  die  Zukunft!ñ 

 

Es sind  wichtige  Weichenstellungen  in  der  Bildungs - , 

Sozial -  und  Infrastrukturpolitik  getroffen  worden,  um  fit  zu sein  für  den  demografischen  

Wandel.  Landrätin  Stephanie  Ladwig  hob  ihn  Ihrem  Grußwort  die  besondere  Bedeutung  

des  Ehrenamtes  hervor  und  die  Anforderung  an  die  Kommunalpolitiker  in  den  verschiede-

nen  Kompetenzbereichen.  Der  Tag  der  Kommunalwahl  und  die  Beteiligung  sind  deshalb  

für  die  Anerkennungskultur  der  Ehrenamtler  sehr  wichtig.  Sie lobte  insbe sondere  auch  

die  gute,  partnerschaftliche  und  vertrauensvolle  Zusammenarbeit  mit  der  SPD Kreistags-

fraktion.  

 

In  lockeren  Talkrunden  wurden  dann  Ehrenamtler  und  besondere  Menschen  im  Kreis  Plön  

von  Helga  Hohnheit,  Bundestagskandidatin  Dr.  Birgit  Malecha -Nissen  und  Lutz  Schlünsen  

interviewt.  So erfuhr  man  von  Annika  Engel,  der  1.Vorsitzenden  des  Kindertagespflege-

rings,  wie  umfangreich  die  Tagesmutterausbildung  ist  und  wie  flexibel  die  Tagesmütter  

auch  bei  den  Betreuungszeiten  sind.  Denn  auch  die  Arbeitszeiten  der  Eltern  im  Einzelhan-

del  werden  dabei  häufig  abgedeckt.  Kreiswehrfüh rer  Manfred  Stender  freute  sich  nicht  

nur  über  den  Bau  der  Kreisfeuerwehrzentrale  am  Standort  Preetz,  sondern  sieht  die  Feu-

erwehren  auch  im  Zuge  des  demografischen  Wandels  gerüstet.  Frauen  in  der  Feuerwehr  

helfen  dabei  sehr  und  sind  auch  mittlerweile  selbstverständlich.  Die  Deutsche  Meisterin  

im  Boxen,  Annemarie  Stark,  zeigte  mit  einer  Portion  Witz  und  Schlagfertigkeit  ihr  Kön-

nen.  Es ist  für  sie  ein  gutes  Gefühl  Deutsche  Meisterin  zu sein und  sie  zeigte  auch  den  

durchaus  harten  Weg  auf,  soweit  zu kommen.  Ihr  besonderes  Markenzeichen  ist  ihr  Sie-

geswille  und  Kampfgeist.  Auch  mit  der  gute n Unterstützung  im  Verein  und  ihrer  Frauen  

aus  dem  Fußballclub,  sie spielt  dort  als  Stürmerin,  hat  sie das Ziel  erreicht.  

 

Zum  Abschluss  interviewte  Lutz  Schlünsen  dann  noch  die  Buchautorin  und  Bastelkönigin  

Uschi  Wieck.  Ihr  Engagement  für  die  krebskranken  Kinder  ist  einzigartig.  Mit  dem  Basteln  

von  Schutzengeln  hat  sie schon  den  Wert  eines  Autos  incl.  Versic herungen  erbastelt.  Ihre  

Leidenschaft  ist  ansteckend  und  wohltuend,  ihr  Witz  und  ihr  Ideenreichtum  unendlich.  

Wie  gewohnt  wurde  der  Neujahrsempfang  von  Schülerinnen  und  Schüler  von  der  Regio-

nalschule  Lütenburg  unter  der  Leitung  von  Herrn  Berghaus  mit  alten , nicht  so alten  und  

aktuellen  Hits  umrahmt.  Ein gelungener  Abend  mit  endete  mit  angenehmen  Gesprächen  

und  guter  Stimmung.  
Keine  Kommentare  
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Bildung  und  soziale  Gerechtigkeit  als  Schwerpunkte  der  
Kommunalwahl  

Der  Kreisparteitag  der  SPD Segeberg  in  Kaltenkirchen  hat  mit  114  anwesenden  Delegier-

ten  über  die  Programmatik  und  das  Personalangebot  zur  Kommunalwahl  im  Mai  entschie-

den.  

https://www.spd-segeberg.de/


In  seinen  Grußworten  forderte  Bundesabgeordneter  Franz  

Thönnes  u.  a.  eine  sozial  gerechte  Steuerpolitik  und  er  

wies  darauf  hin,  dass  es eine  vernünftige  Energiewende  

nur  mit  denen  geben  wird,  die  sie auf  den  Weg  gebracht  

haben:  rot/grün.  Er schloss  m it  dem  Hinweis  an  die  Dele-

gierten:  Nur  mit  einer  starken  Sozialdemokratie  im  Sege-

berger  Kreistag  wird  gerecht  gewährleistet,  dass  die  Chan-

cen  des  Kreises  nicht  einseitig  verteilt  werden,  sondern  al-

len  zu Gute  kommen.  

 

Edda  Lessing,  Fraktionsvorsitzende  der  Kreistagsfraktion  betonte  als  Schwerpunkte  zu-

künftiger  Arbeit  die  Konsolidierung  des  Haushaltes,  wozu  auch  gehöre,  die  in  der  Vergan-

genheit  erfolgten  Auslagerungen  zurückzuführen.  

 

In  seinem  Personalvorschlag  hatte  der  Kreisvorstand  Kriterien  angelegt,  die über  die  Rei-

hung  entschieden:  ein  ĂReisverschlussñ zwischen  Kandidatinnen  und  Kandidaten,  regio-

nale  Ausgewogenheit  aber  auch  ein  Mix  aus  erfahrenen  Kreispolitikern  und  neuen,  jungen  

Bewerbern.  

 

Eine  regionale  Ausgewogenheit  mochte  die  Ortsvereinsvorsitze nde  aus  Norderstedt,  Kat-

rin  Fedrowitz,  nicht  erkennen.  Sie forderte  eine  bessere  Positionierung  der  Kandidatinnen  

und  Kandidaten  aus  der  mit  Abstand  größten  Stadt  des  Kreises.  

 

Zu  Gegenkandidaturen  kam  es dann  aber  weder  bei  den  Direktkandidaturen  für  die  Wahl-

kreise  noch  bei  der  Listenaufstellung.  

 

Als Spitzenkandidatin  wählte  der  Kreisparteitag  Edda  Lessing  aus  Henstedt -Ulzburg.  Ihr  

folgen  Marc -André  Ehlers  aus  Nahe,  Cordula  Schulz  aus  Trappenkamp  und  Peter  Säker  

aus  Norderstedt.  

 

Die  von  den  Jungsozialist en  unterstützten  Christopher  Schmidt  (32)  aus  Kaltenkirchen  

und  Alexander  Wagner  (25)  aus  Bebensee  landeten  auf  den  aussichtsreichen  Plätzen  10  

und  12.  

 

Der  Kreisvorsitzende  Stefan  Weber  brachte  das  Wahlprogramm  ein,  das  deutliche  

Schwerpunkte  setzt:  Bildu ng,  soziale  Gerechtigkeit  und  Gestaltung  eines  familienfreundli-

chen  Kreises.  Zahlreiche  Änderungsanträge  wurden  von  den  Delegierten  verabschiedet,  

darunter  ein  von  den  Jungsozialisten  formulierter  gegen  Rechtsextremismus  im  Kreis  Se-

geberg.  Strikte  Einhaltu ng  des  Tariftreuegesetzes  bei  der  Auftragsvergabe  durch  Kommu-

nen  war  eine  weitere  Forderung  der  Genossinnen  und  Genossen.  

 

Das Wahlprogramm  wurde  einstimmig  verabschiedet.  Es wird  nach  einer  redaktionellen  

Bearbeitung  abzurufen  sein  unter:  www.spd -segeberg .de  

 

Foto:  Kreisvorsitzender  Stefan  Weber,  Spitzenkandidatin  Edda  Lessing,  Marc -Andé  Ehlers  

(Platz  2),  Cordula  Schultz  (3),  Peter  Säker  (4)  und  Bundestagsabgeordneter  Franz  Thön-

nes.  
Keine  Kommentare  
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Kommunaldialog  mit  Innenminister  Andreas  Breitner  
setzt  Impulse  

Die  SPD-Landtagsabgeordnete  Beate  

Raudies  lud  zum  Kommunaldialog  mit  

Schleswig -Holsteins  Innenmi ni ster  An-

dreas  Breitner  ins  Gemeindezentrum  

Heidgraben  ein  ï und  mehr  als  50  Bür-

germeister  und  Verwaltungsvertreter  so-

wie  einige  Bürger  ließen  es sich  nicht  

nehmen,  mit  der  Landtagsabgeordneten  

und  dem  Minister  über  wichtige  Verwal-

tungsthemen  zu diskutiere n.  Am  Podi-

umstisch  vertreten  waren  u.a.  Elms-

horns  Bürgermeisterin  Brigitte  Fronzek  

und  Hans  Helmut  Birke,  Vorsitzender  der  

SPD-Kreistagsfraktion.  

ĂWann hat  man  sonst  die  Gelegenheit,  sich  von  Regierungsvertretern  in  der  Region  in  lo-

ckerer  Runde  über  aktuel le Vorhaben  und  Gesetze  informieren  zu lassen?  Ich  wünschte,  

es hätten  sich  noch  mehr  Bürgermeister  eingefundenñ, sagte  Rainer  Jürgensen,  Leiter  der  

Moorreger  Amtsverwaltung.  Doch  bevor  sich  der  Minister  den  Fragen  der  Besucher  

stellte,  begrüßte  Heidgraben s Bürgermeister  Udo  Tesch  die  Gäste.  Die  2100 -Einwohner -

Gemeinde  hat  einiges  vor.  ĂDa es uns  an  Eink aufsmöglichkeiten  fehlt,  bauen  wir  mit  Un-

terstützung  von  Finanzmitteln  in  Höhe  von  2,5  Millionen  Euro  aus  dem  AktivRegion -Topf  

ein  Marktzentrum  mit  Café  und  Ladenzeileñ, so Tesch.  Zur  Eröffnung,  die  für  September  

dieses  Jahres  geplant  ist,  lud  er  Minister  Breitner  und  Beate  Raudies,  die  spontan  zu-

sagte,  ein.  Auch  Bürgermeister  Tesch  wollte  vom  Innenminister  unter  anderem  erfahren,  

wie  die  Aussagen  des  Koaliti onsvertrag  zu den  Gemeindegrößen  auf  die  kleinen  Gemein-

den  auswirken  werden.  Tesch:  ĂB¿rgermeister von  ehrenamtlich  verwalteten  Ortschaften  

befürchten,  dass  die  Eigenständigkeit  verlorengeht.  Müssen  wir  uns  künftig  von  den  

Städten  regieren  lassen?ñ In  eine m  einführenden  Impulsreferat  konnte  Breitner  den  Be-

suchern  ihre  Ängste  nehmen:  ĂEs ist  keine  Gemeindegebietsreform  in  Schleswig -Holstein  

geplant.  Vielmehr  wollen  wir  Anreize  für  Fusionen  schaffen.ñ Der  Fokus  aller  Überlegun-

gen  liege  auf  Deregulierung.  ĂK¿nft ig  wird  es so sein,  dass  wir  über  Aufgabenverteilung  

zu Strukturen  kommenñ, so Breitner.  Weiterhin  sieht  er  die  Reform  des  Finanzausgleich-

gesetzes  als  Großprojekt  an.  Ă1,2 Milliarden  Euro  werden  unter  den  Kommunen  aufge-

teilt.  Da müssen  wir  uns  fragen,  ob  etwa  Zonenrandförderung  für  das  Herzogtum  Lauen-

burg  noch  zeitgemäß  ist.  Das  ist  nicht  mehr  effektiv  und  außerdem  ungerecht.ñ 

Außerdem  müssen  die  Kommunen  finanziell  gestärkt  werden,  Stichwort  Konsolidierung.  

Bereits  16  Kommunen  in  Schleswig -Holstein,  daru nt er  auch  Pinneberg  und  Uetersen,  er-

halten  Geld,  werden  mit  95  Millionen  Euro  jährlich  unterstützt.  

Weiterhin  sollen  sich  laut  Breitner  die  Kommunen  künftig  stärker  wirtschaftlich  beteiligen  

können.  ĂDeshalb werden  wir  in  dieser  Legislaturperiode  das  Gemei nd ewirtschaftsrecht  

ªndern.ñ Als großen  Schritt  zu einem  besseren  demokratischen  Verhältnis  zum  Bürger  

bezeichnete  Breitner  die  Neuerungen  zum  Bürgerentscheid.  ĂIm Bereich  Bauleitplanung  

ist  ein  Bürgerentscheid  bis  zum  Aufstellungsbeschluss  mºglich.ñ In  der anschließenden  

Diskussion  betonte  Amtsleiter  Jürgensen  immer  wieder,  dass  beim  Thema  Kooperationen  

unbedingt  der  Effizienzgedanke  in  den  Fokus  gerückt  werden  müsse.  ĂAuch eine  Stadt  

kann  sich  uns  anschließen,  da sind  wir  gut  aufgestelltñ, sagte  er  provok an t.  

Dörte  Köhne -Seiffert,  SPD, Hauptausschussvorsitzende  aus  Elmshorn,  sagte,  dass  die  Re-

gierung  doch  mal  an  die  Doppelstrukturen  herangehen  müsse,  wenn  man  sich  über  eine  

neue  Aufgabenverteilung  Gedanken  mache:  ĂEs ist  unbegreiflich,  dass  sich  viele  Inst an-

zen,  wie  Kreis -  und  Stadtverwaltung,  über  die  gleichen  Aufgaben  kümmern.  Das  kann  

man  verschlanken.ñ Außerdem  forderte  sie eine  stärkere  Einbindung  des  Landes  beim  

Schulbau.  

Verwaltungsvertreter  aus  Appen  wollten  erfahren,  was  sich  denn  hinter  den  Anreiz en  für  

Fusionen  verberge.  Breitner:  ĂEs gibt  die  Fusionsprämie.  Es soll  so sein,  dass  die  



Fusionspartner  nach  dem  Zusammenschluss  finanziell  nicht  schlechter  gestellt  werden.ñ 

Innenminister  Breitner  äußerte  sich  ebenfalls  zur  Personalsituation  bei  der  Polizei und  

zum  Landesprogramm  gegen  Rechtsextremismus.  ĂEs muss  gespart  werden.  Aber  wir  

wollen  den  Status  Quo  der  Beschäftigten  bei  der  Polizei  haltenñ, so Breitner.  Für  die  Be-

kämpfung  rechter  Tendenzen  hält  die  Regierung  300  000  Euro  für  ein  eigenes  Aktions-

pr ogramm  bereit.  

Auch  Fragen  nach  verbesserter  Infrastruktur,  um  die  permanente  Stausituation  auf  den  

Autobahnen  in  der  Region  zu entspannen,  sowie  nach  dem  Sparkassengesetz  wurden  ge-

stellt.  Noch  lange,  nachdem  Beate  Raudies  die  Gesprächsrunde  beendete,  nu tz ten  die  

Gäste  die  Gelegenheit,  um  mit  der  Abgeordneten  und  den  Bürgermeistern  zu diskutieren.  

ï Für  die  Elmshornerin  ein  Zeichen  dafür,  regelmäßig  zu Kommunaldialogen  mit  Vertre-

te rn  der  Landesregierung  einzuladen.  ĂIch freue  mich,  dass  diese  Veranstaltun g auf  so 

viel  positive  Resonanz  gestoßen  ist.  Sie beweist,  dass  die  Bürger  großes  Interesse  an  un-

serer  Politik  haben.ñ 
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"Historischer  Tag  für  unsere  Meere"  

Europäisches  Parlament  stimmt  für  Nachhaltigkeitswende  in  der  

Fischereipolitik  

Das Europäische  Parlament  hat  sich  am  Mittwoch  mit  deutlicher  Mehrheit  

für  ein  Ende  der  Überfischung  und  die  gestaffelte  Einführung  eines  Rück-

wurfverbots  von  Beifang  ausgesprochen.  

Die  ehrgeizige  Reform  der  Gemeinsamen  Fischereipolitik  wurde  von  fast  

allen  Parlamentsfraktionen  unterstützt.  Nur  große  Teile  der  konservati-

ven  EVP stimmten  gegen  die  zur  Abstimmung  st ehenden  Kompromiss-

texte.  

 

"Das  ist  ein  historischer  Tag für  unsere  Meere.  Mit  dem  heutigen  Abstim-

mungsergebnis  ist  sichergestellt,  dass  es eine  ehrgeizige  Reform  der  Fischereipolitik  ge-

ben  kann.  In  Zukunft  wird  unsere  Fischerei  nachhaltig  sein  und  wir  Verb ra ucher  können  

europäischen  Fisch  wieder  mit  gutem  Gewissen  genießen",  freute  sich  die  SPD-Europaab-

geordnete  Ulrike  RODUST,  die  als  Berichterstatterin  für  die  Aushandlung  des  Abstim-

mungstextes  zuständig  war.  

 

Um  der  Überfischung  ein  Ende  zu setzen,  hat  das  Europäische  Parlament  beschlossen,  

dass  ab 2015  keine  überhöhten  Fangquoten  mehr  möglich  sein  werden.  Bis 2020  sollen  

sich  die  Fischbestände  erholen.  Zwischen  2014  und  2017  muss  schrittweise  der  Rückwurf  

von  essbarem  Fisch  zurück  ins  Meer  beendet  werden.  Zu rzeit  dürfen  die  Fischer  zu kleine  

oder  nicht  vermarktungsfähige  Fische  zurückwe rfen  und  müssen  für  diese  Fische  auch  

keine  Quote  nutzen.  "Rückwürfe  sind  schuld  an  dem  schlechten  Image  der  Fischerei.  

Nach  Einführung  des  Rückwurfverbots  werden  unsere  Fischer ihren  Fisch  als  wirklich  

nachhaltig  vermarkten  können",  erklärte  Ulrike  RODUST die  Vorteile  der  Maßnahme  für  

die  Fischerei.  "Einige  Fischer  sind  heute  noch  skeptisch,  aber  wir  werden  ihnen  bei  der  

Umstellung  mit  Pilotprojekten  und  mit  Geld  für  selektiv er e Netze  unter  die  Arme  greifen."  

 

Das Europaparlament  stimmte  außerdem  für  eine  Reform  der  Fischereiabkommen  mit  

Drittländern,  die  die  EU häufig  mit  Entwicklungsländern  unterhält.  Auch  in  den  Gewäs-

sern  dieser  Länder  darf  die  EU nicht  mehr  zur  Überfischun g beitragen.  

 

Damit  die  neuen  Regeln  auch  eingehalten  werden,  sollen  Regelbrecher  in  Zukunft  keine  

EU-Fördermittel  erhalten.  "Dies  gilt  für  den  einzelnen  Fischer,  aber  auch  für  Mitgliedstaa-

ten  als  ganzes",  so Ulrike  RODUST.  

 

https://www.spd-net-sh.de/rodust


Ulrike  RODUST erklärte,  umgehen d Verhandlungen  mit  dem  Fischereiministerrat  aufneh-

men  zu wollen,  der  bereits  einen  eigenen,  allerdings  weniger  ambitionierten,  Reformtext  

formuliert  hat.  Eine  Einigung  wird  für  Juni  2013  angestrebt.  
Keine  Kommentare  
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Gefährdete  Grundschulstandorte  in  Dithmarschen  

Im  Schulentwicklungsplan  Dithmarschens  für  die  Jahre  2012  -  

2018  sind  eine  ganze  Reihe  von  Grundsch ulstandorten  als  ge-

fährdet  eingestuft.  

Hierzu  folgende  Karte:  

 

Grundlagen  für  die  Einstufung:  

1.  Mindestzahlverordnung  des  Landes  Schleswig -Holstein  

2.  Kennzahlen  des  Kreises  Dithmarschen  

 

Unser  Ziel:  

So viele  Standorte  so lange  wie  möglich  erhalten!  

Komme nt ar  von  Heinz  Evers  vom  19.02.2013,  16:24  Uhr:  

RE:  Gefährdete  Grundschulstandorte  in  Dithmarschen  

Es wäre  für  die  SPD-Kandidatinnen  und  SPD-Kandidaten  in  den  betroffenen  Schulein-

zugsgebieten  sich  sehr  gut,  wenn  die Landesregierung  noch  rechtzeitig  vor  den  Kommu-

nalwahlen  eine  Entscheidung  trefft.  

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  06.02.2013,  16:29  Uhr  -  11277  Clicks  -  Nr.  73  

Grünkohlessen  der  SPD  Ge es thacht,  2.  Februar  2013,  
Geesthacht  

Geesthacht.  2.  Februar  2013.  Auch  dieses  Jahr  war  das  ĂRestaurant Forsthaus  Grüner  Jä-

gerñ zum  traditionellen  Grünkohlessen  der  SPD-Geesthacht  ausgebucht.  Gekommen  wa-

ren  zahlreiche  Bürgerinnen  und  Bürger,  Geesthachts  Bürg ermeister  Dr.  Volker  Manow,  

Dr.  Nina  Scheer  (Bundestagskandidatin),  Vertreter  von  Verbänden  und  Vereinen,  darun-

ter  u.a.  vom  Sozialverband,  Seniorenbeirat,  NABU,  der  Alevitischen  Gemeinde  e.V.,  der  

Liedertafel  Geesthacht,  des  Heimat -  und  Ge-

schichtsverein  etc.  Ehrengast  des  Abends  war  Mi-

nisterpräsident  Torsten  Albig.  Begrüßt  wurden  die  

Gäste  vom  Landtagsabgeordneten  Olaf  Schulze,  

der  in  seiner  Rede Torsten  Albig  für  sein  Verspre-

chen  aus  dem  Wahlkampf  2012  dankte,  auch  

2013  wieder  zum  Grünkohlessen  der  SPD Geest-

hacht  zu kommen.  Ministerpräsident  Torsten  Al-

big  beschrieb  in  seiner  Rede die  gute  Zusammen-

arbeit  in  der  rot -grün -blauen  Regierung skoalition  

und  hob  besonders  hervor,  dass  sich  die  Koalition  

für  höhere  Ausgaben  bei  der  Bildung  entschieden  

habe.  Alles  in  allem  war  es ein  schöner  Abend,  

bei  dem  die  anwesenden  Gäste  die  Gelegenheit  nutzten,  miteinander  ins  Gespräch  zu 

kommen  und  Erfahrungen  auszutauschen.  Foto  v.l.n.r.:  Nina  Scheer,  Ministerpräsident  

https://www.spd-net-sh.de/dith/afb
mailto:Olenhoff@t-online.de
https://www.spd-net-sh.de/scheer


Torsten  Albig,  Kathrin  Wagner -Bockey  (stellvertretende  SPD Fraktionsvorsitzende,  Rats-

versammlung  Geesthacht.  

Keine  Kommentare  
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Birgit  Herdejürgen:  Bertelsmann - Konzern  muss  Verant-
wortung  übernehmen!  

Zur  angekündigten  Schließung  der  Druckerei  

Prinovis  erklärt  die  SPD-Landtagsabgeordnete  

aus  Itzehoe  und  Parlamentarische  Geschäfts-

führerin  der  SPD-Landtagsfraktion,  Birgit  Her-

dejürgen  

Die  Schließung  der  Dr uckerei  Prinovis  ist  eine  

schwere  Enttäuschung  für  die  Mitarbeiterinnen  

und  Mitarbeiter,  von  denen  viele  schon  lange  

dort  arbeiten,  und  ein  harter  Schlag  für  die  Re-

gion,  die  über  700  Arbeitsplätze  verliert.  

 

Wir  erwarten,  dass  die  Eigentümer  ihrer  Verant-

wo rtung  gerecht  werden  und  sich  um  akzep-

table  Lösungen  für  die  Beschäftigten  kümmern.  

 

Der  Bertelsmann -Konzern,  zu dem  das  Unternehmen  gehört,  formuliert  für  sich  selbst  

hohe  Ansprüche  wie  ĂCorporate Responsibilityñ und  verantwortungsvolle  Unternehmens-

führ un g,  die  ĂMitarbeiter als  Erfolgsfaktorñ betrachtet,  sowie  Ăpartnerschaftliche Füh-

rungsphilosophieñ. Verantwortung  nennt  Bertelsmann  als  Teil  seines  Selbstverständnis-

ses.  

 

Daran  muss  sich  der  Konzern  vor  allem  im  Umgang  mit  den  von  der  Schließung  von  Pri-

novi s betroffenen  Menschen  m essen  lassen.  
Keine  Kommentare  
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Unverständnis  und  Kritik  am  Umgang  mit  pflegebedürfti-
gen  Menschen  

Pressemitteilung  zum  Thema  ĂHaus Eichengrund  ï Aus  für  den  Pflegebereich"  

 

Mit  Bestürzung  und  Befremden  hat  die  SPD-Kreistagsfraktion  die  Mitteilungen  in  der  

Presse  zur  beabsichtigen  Schließung  der  Pflegeabt ei lung  von  Haus  Eichengrund  und  der  

Kündigung  der  pflegebedürftigen  Heimbewohnerinnen  und  Heimbewohnern  durch  die  

Norddeutschen  Gesellschaft  für  Diakonie  (NGD)  in  Rendsburg  zur  Kenntnis  genommen.  

Die  für  die  Heimaufsicht  zuständige  Kreisverwaltung  wird  geb et en,  den  Vorgang  auf  seine  

Rechtmäßigkeit  hin  zu prüfen  und  den  betroffenen  Angehörigen  und  pflegebedürftigen  

Menschen  mit  allen  zur  Verfügung  stehenden  Mitteln  in  dieser  Situation  Unterstützung  

zukommen  zu lassen.  

https://www.spd-net-sh.de/stein/herdejuergen
https://www.spd-net-sh.de/rdeck/fraktion


 

Die  SPD-Kreistagsfraktion  kritisiert  insbesondere,  dass  Bewohnerinnen  und  Bewohner  

vmtl.  noch  aufgenommen  wurden,  obwohl  beim  Träger,  der  NGD,  längst  feststand,  dass  

der  Pflegebereich  im  Haus  Eichengrund  geschlossen  werden  soll  und  dass  offensichtlich  

Kündigungen  ausgesprochen  worden  sind,  obwo hl  keine  alternativen  Heimplätze  zur  Ver-

fügung  stehen.  Sie fordert  den  Träger  auf  sicherzustellen,  

dass  alle  gekündigten  Heimbewohnerinnen  und -  Bewohner  gleichwertige  Heimplätze  er-

halten  und  dabei  keine  zusätzlichen  Kosten  entstehen  dürfen.  

Die  SPD-Kreista gsfraktion  wird  diesen  Vorgang  zu einem  Thema  im  nächsten  Sozial -  und  

Gesundheitsausschuss  des  Kreises  Rendsburg -Eckernförde  am  14.02.2013  machen.  

 

Ulrich  Kaminski,  Sozial -  und  Gesundheitspolitischer  Sprecher  
Keine  Kommentare  
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SPD - Kreisparteitag  gegen  Spekulation  mit  Trinkwasser  

Wird  die  Wasserversorgung  zum  unbezahlbaren  Spekulationsobjekt  privater  Anbieter  und  

multinati onaler  Konzerne?  Die  SPD im  Kreis  Segeberg  will  dieses  nicht  zulassen  und  hat  

deshalb  auf  dem  Kreisparteitag  am  Samstag  in  Kaltenkirchen  einen  entsprechenden  Be-

schluss  gefasst.  

Darin  werden  Landesregierung  und  Landtagsfraktion  aufgefordert,  einer  Entwicklu ng , die  

zugunsten  des  reinen  Wettbewerbgedankens  und  gegen  die  Interessen  der  Bürgerinnen  

und  Bürger  in  den  Kommunen  des  Kreises  Segeberg  geht,  entgegen  zu wirken.  

 

Stein  des  Anstoßes  ist  eine  neue  EU-Richtlinie,  die  dafür  sorgen  soll,  dass  Investitionen  

und  Dienstleistungen  zu  einem  optimalen  Preis -Leistungs -Verhältnis  stattfinden.  Sie soll  

u.a.  durch  eine  Ausschreibungsverpflichtung  der  kommunalen  Wasserversorger  allen  Un-

ternehmen  in  Europa  besseren  Zugang  zu den  Konzessionsmärkten  verschaffen.  

 

Vordergrü nd ig  ist  die  Rede von  einer  effizienteren  Verwendung  öffentlicher  Mittel.  

In  Wirklichkeit  will  die  EU-Kommission  damit  die  öffentliche  Wasserversorgung  Ădurch die  

Hintert¿rñ liberalisieren.  Diese  Liberalisierung  aber  kennt  nach  Auffassung  der  Sozialde-

mokra te n nur  einen  Gewinner,  nämlich  multinationale  Großkonzerne,  die  den  milliarden-

schweren  Wassermarkt  kontrollieren  möchten.  

 

Die  ĂStrategie Europa  2020ñ betrachtet  die  öffentl iche  Daseinsvorsorge  als  eines  der  

marktwirtschaftlichen  Instrumente.  Und  genau  hier  sieht  die  Kreis -SPD die  Gefahr  

 

SPD-Sprecher  Horst  Ostwald:  ĂWasser ist  ein  lebensnotwendiges  Gut.  Die  Wasserversor-

gung  ist  in  öffentlicher  Hand  am  besten  aufgehoben,  sie  darf  nicht  privatisiert  werden.  

Wir  wollen,  dass  Wasserqualität  und  Bezahlbarkeit  auch zukünftig  garantiert  bleiben.  Eine  

Marktöffnung  durch  die  Hintertür  stößt  auf  unseren  erbitterten  Widerstand.ñ 

 
Keine  Kommentare  
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Winterliches  Kaffeetrinken  der  AG  60plus  Dithmarschen  

Am  06.  Februar  2013  trafen  sich  die  Seniorinnen  und  Senioren  der  Arbeitsgemein-

schaft  60  plus  zu ihrem  schon  zur  Tradition  gewordenen  ĂWinterlichen Kaffeetrinkenñ 

im  ĂCafé  Kreativñ in  St.  Michaelisdonn.  Diese  Veranstaltung  findet  jetzt  seit  9 Jahren  

statt.  Zu  Beginn,  der  jetzt  schon  als  traditionell  zu bezeichnenden  Veranstaltung,  trafen  

https://www.spd-segeberg.de/
https://www.spd-net-sh.de/dith/ag60plus


sich  18  Genossinnen  und  Genossen.  In  diesem  Jahr  waren  es schon  40  Personen  die  sich  

im  schönen  ĂCaf® Kreativñ in  St.Michaelisdonn  trafen.  

Die  Vorsitzende  der  AG 60  plus  Dithmarschen,  Aletta  Thies,  begrüßte  die  zahlreich  er-

schienenen  Gäste.  Anwesend  waren  auch  drei  Mitglieder  des  Kreisvorstandes.  Besonders  

begrüßte  sie die  AWOïKreisvo rsit zende  Sonja  Jacobsen  und  Dr.  Bruno  Jagalla.  Diese  be-

richteten  in  einem  kurzen  Referat  über  das  interessante  Projek t  ĂSiSñ (Senior  in  School).  

Nach  einer  Ausbildung  werden  die  Seniorpartner  in  School  in  Schulen  als  Schulmediato-

ren  eingesetzt.  Schulmedia tion  ist  Konfliktlösung  an  Schulen.  Die  Idee  zur  Anwendung  

von  Mediationstechniken  zur  gewaltfreien  Konfliktlösung  in  Schulen  stammt  aus  den  USA.  

In  den  Mediationsgesprächen  wird  versucht,  einer  Konfliktlösung  durch  Gewalt  alternative  

Lösungen  entgegenzuse tzen . 

Die  Gespräche  zwischen  den  Konfliktparteien  und  den  Mediatoren  finden  in  einer  ruhigen  

Umgebung  ungestört  statt.  Die  Gespräche  unterliegen  strenger  Diskretion  und  können  

nur  mit  Zustimmung  der  Beteiligten  weiter  gegeben  werden.  

Die  Mediation  dient  also der  allgemeinen  Verbesserung  der  Streitkultur  und  des  Lernkli-

mas  durch  Verbesserung  der  persönlichen  und  sozialen  Kompetenz  der  Beteiligten.  

Das Projekt  kann  auch  zu einem  besseren  Verständnis  zwischen  Jung  und  Alt  führen,  die  

Fähigkeiten  der  Generation  55+  können  optimal  genutzt  werden.  

Aletta  Thies  gab  einen  kurzen  Ausblick  auf  kommende  Veranstaltungen.  Besonders  wies  

sie auf  die  Veranstaltung  ĂIst Gesundheit  noch  bezahlbarñ mit  Andreas  Hering  hin.  Die  

Veranstaltung  beginnt  am  06.  März  um  19:00  Uhr  in  der  Rosengasse  in  Heide.  

Im  weiteren  Verlauf  der  Veranstaltung  entwickelten  sich  viele  Gespräche  zwischen  den  

Anwesenden.  Es ging  nicht  immer  nur  um  Politik,  es wurde  auch  in  Erinnerungen  ge-

schwelgt.  Nach  dem  Motto:ñ weißt  du  noché. ?ñ 

Die  Arbeitsgemeinsch aft  60  plus  befasst  sich  

sehr  intensiv  mit  allen  Bereichen  des  politischen  Lebens  auf  Bundes - , Landes -  und  

Kommunalebene.  Dabei  darf  aber  das  gesellschaftliche  Miteinander  nicht  zu kurz  kom-

men.  

Dazu  dienen  Veranstaltungen,  wie  diese  in  St.  Michaelisdonn.  
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Pressemitteilung  -  Gemeinsamer  Antrag  von  FDP,  SPD  
und  SSW  zur  imland  Klinik  

Zeichen  setzen  für  den  Erhalt  der  Geburts -  und  Kinderstation  in  Eckernförde  

 

Gemeinsamer  Antrag  von  SPD,  FDP  und  SSW  zur  

imland  Klinik  

 

Zur  kommenden  Sitzung  des  Sozial -  und  Gesund-

heitsausschusses  haben  sich  SPD und  FDP darauf  ge-

einigt,  ihr e Anträge  zum  Erhalt  der  Geburts -  und  der  

Kinderstation  an  der  imland -Klinik  in  Eckernförde  in  einen  Antrag  zusammenzuführen.  

Der  SSW hat  sich  ihrem  Antrag  angeschlossen.  

 

"Der  gemeinsame  Antrag  ist  ein  gutes  Beispiel,  wie  es über  Parteigrenzen  hinweg  gera de 

in  der  Kommunalpolitik  gelingen  kann,  im  öffentlichen  Interesse  zu handeln.  Ich  würde  

mich  freuen,  wenn  sich  alle  anderen  Fraktionen  dem  Antrag  anschließen  würden.  Wir  ha-

ben  nichts  formuliert,  was  nicht  alle  anderen  Fraktionen  bereits  gegenüber  der  Presse er-

klärt  haben.  Aber  Bindungswirkung  erzeugt  dieses  natürlich  erst  durch  einen  Kreistagsbe-

schluss.  Und  da es sich  im  Kern  um  gesundheitliche  Grundversorgung  der  Region  Eckern-

förde  handelt,  ist  er  auch  zur  fachlichen  Beratung  im  Sozial -  und  Gesundheit saus schuss  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/fraktion


richtig  angesiedelt.  Zu  dessen  Aufgaben  gehört  übrigens  gemäß  Hauptsatzung  auch  das  

ŹKrankenhauswesenŹ", erläuterte  der  Fraktionsvorsitzende  der  FDP, Jan Butenschön.  

 

"Nach  über  einem  halben  Jahr  Diskussionen  ist  auch  für  die  SPD die  Zeit  reif,  dass  sich  

der  Gesellschafter  in  öffentlicher  Sitzung  zu einer  Weiterführung  bekennen  muss.  Denn  

der  Kreis  hat  hier  seiner  Ausgleichsfunktion  nachzukommen.  Dazu  gehört  auch  die  Si-

cherstellung  der  medizinischen  Grundversorgung  im  Kreisgebiet.  Besonders  erfre ulic h ist  

für  uns,  dass  sich  gegenüber  der  Presse  alle  Kreistagsfraktionen  klar  gegen  eine  Privati-

sierung  ausgesprochen  haben.  Nun  sollten  wir  dieses  auch  gemeinsam  beschließen.  Da-

mit  werden  Befürchtungen  meiner  Fraktion  ausgeräumt,  dass  eine  Weiterführung  der  Ge-

burtsstation  später  als  Argument  genutzt  werden  könnte,  um  den  Einstieg  privater  Inves-

toren  zu rechtfertigen",  erklärte  Kai  Dolgner  als  Vorsitzender  der  SPD-Kreistagsfraktion.  

 

Die  SSW-Kreistagsfraktion  ist  ebenfal ls der  Meinung,  dass  nun  endlich  "Butte r bei  die  Fi-

sche"  getan  werden  müsse.  "Dieses  gilt  insbesondere  auch  im  Hinblick  auf  die  beeindru-

ckende  Zahl  von  rund  20.000  Unterschriften,  die  dem  Kreis  übergeben  worden  sind.  Die  

Bevölkerung  wartet  jetzt  lange  genug  auf  eine  Antwort  in  Form  eines  Beschl usses,  wie  es 

mit  den  Geburts -  und  Kinderstationen  in  der  imland  Klinik  in  Eckernförde  weitergehen  

soll",  begründete  ihr  Fraktionsvorsitzender  Hartmut  Steins  die  Beteiligung  des  SSW.  

 

"Ich  freue  mich,  dass  unser  Antrag  zur  Rettung  der  Kinder -  und  Gebur tsst ation  in  Eckern-

förde  zu so einer  positiven  Resonanz  geführt  hat.  Jetzt  hoffen  wir,  dass  im  Ausschuss  und  

dann  im  Kreistag  endlich  der  Sack  zugemacht  wird",  erklärte  der  Eckernförder  Ratsherr  

und  Mitglied  der  FDP-Kreistagsfraktion,  Oliver  Fink.  

 

 

Der  gemein same  Antrag  im  Wortlaut:  

 

ĂAntrag zum  Sozial -  und  Gesundheitsausschuss  des  Kreises  Rendsburg -Eckernförde  am  

14.02.2013;  hier  zu TOP 5 "Erhalt  der  Kinder -  und  Geburtsstation  der  imland  Klinik  

Eckernförde"  

 

Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  

 

hiermit  beantra gen  wir  zum  TOP 5 der  Sitzung  des  Sozial -  und  Gesundheitsausschusses  

des  Kreises  Rendsburg -Eckernförde  am  14.02.2013:  

 

Der  Sozial -  und  Gesundheitsausschuss  möge  dem  Kreistag  am  18.03.2013  zur  Annahme  

empfehlen:  

 

1.  Der  Kreis  Rendsburg -Eckernförde  bekräftig t  als alleiniger  Gesellschafter  aus  struktur-

politischen  Gründen  seinen  grundsätzlichen  Willen  zum  Erhalt  der  Kinder -  und  der  Ge-

burtsstation  der  imland  Klinik  am  Standort  Eckernförde.  

2.  Die  Geschäftsführung  wird  beauftragt,  den  Erhalt  durch  entsprechende  Maßna hmen  si-

cherzustellen.  Diese  geplanten  Maßnahmen  legt  sie in  schriftlicher  Form  den  Mitgliedern  

des  Kreistages  dar.  

3.  Da Ausgang  und  Dauer  des  Prozesses  zur  Zulassung  möglicher  Belegärzte  ungewiss  

ist,  zeigt  die  Geschäftsführung  Alternativmodelle  auf,  die  dem  o.  g.  Ziel  entsprechen.  

4.  Die  Geschäftsführung  zeigt  auf,  wie  andere  Kliniken  mit  vergleichbaren  Geburtszahlen  

den  Erhalt  der  Grundversorgung  in  der  Fläche  sicherstellen  ï insbesondere  auch  unter  

den  Aspekten  des  Einzugsbereichs  und  der  demographi sche n Entwicklungen.  

5.  Der  Kreis  Rendsburg -Eckernförde  bekennt  sich  dazu,  die  imland  Klinik  in  100%iger  

Trägerschaft  des  Kreises  zu erhalten  und  alles  dazu  Notwendige  zu tun."  

 
Keine  Kommentare  
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Das  Ziel  ist  klar  -  mehr  Abiturientinnen  und  Abiturienten  
braucht  das  Land  

Zur  heutigen  Anhörung  des  Bildungsausschusses  über  ein  Vorschaltgesetz  zur  Schul-

gesetz novelle  erklären  die  bildungspolitischen  SprecherInnen  von  SPD, Bündnis  

90/Die  Grünen  und  SSW,  Martin  Habersaat,  Anke  Erdmann  und  Jette  Waldinger -Thiering:  

Das Anhörungsverfahren  zum  Vorschaltgesetz  erbrachte  eine  Vielzahl  von  Stellungnah-

men,  die  sich  sehr  differenziert  und  engagiert  mit  Bildungsfragen  in  Schleswig -Holstein  

auseinandergesetzt  haben.  

Wir  haben  für  unsere  Vorschläge  Kritik  und  Rückenwind  erhalten.  Die  erhaltenen  Anre-

gungen  werden  wir  in  den  kommenden  Tagen  auswerten.  Viele  Anregungen  bezo gen  sich  

nicht  nur  auf  die  aktuellen  Fragestellungen  (keine  neuen  G9-Gymnasien,  keine  neuen  ab-

schlussbezogenen  Klassenverbände  an  Gemeinschaftsschulen,  Möglichkeit  der  Einrich-

tung  neuer  Oberstufen  an  Gemeinschaftsschulen).  Diese  werden  wir  im  weiteren  Dial og-

pr ozess  zum  Schulgesetz  einbeziehen.  Fast  alle  Beteiligten  eint  das  Ziel,  möglichst  viele  

junge  Menschen  zum  Abitur  zu führen.  Und  hier  gibt  es in  Schleswig - Holstein  Steige-

rungsmöglichkeiten;  wenn  es mehr  Abiturientinnen  und  Abiturienten  werden  als  bishe r,  

m uss etwas  anders  werden,  als  es bisher  ist.  Die  Koalition  geht  davon  aus,  dass  mehr  

Oberstufen  in  der  Fläche  auch  zu mehr  Schülerinnen  und  Schülern  an  diesen  Oberstufen  

führen.  Schon  heute  ist  sichtbar:  Wo es mehr  Oberstufen  gibt,  gibt  es mehr  Abiturie ntin-

nen  und  Abiturienten.  ĂDass jetzt  neue  Oberstufen  eingerichtet  werden,  ist  die  konse-

quente  Folge  der  Einrichtung  von  Gemeinschaftsschulen  2007",  so formulierte  es treffend  

Jörn  Bülow  vom  Schleswig -Holsteinischen  Gemeindetag.  Die  Kritik  an  der  Eile im  Verfa h-

ren  nehmen  wir  ernst.  Tatsache  ist  aber  auch:  Die  ersten  der  2007  neu  eingerichteten  

Gemeinschaftsschulen  brauchen  jetzt  eine  Entscheidung,  weil  sie  bereits  im  nächsten  

Schuljahr  loslegen  möchten.  Auch  die  laufende  Anmelderunde  war  für  uns  ein  Grund,  im  

I nteresse  der  Schulen  aufs  Tempo  zu drücken.  
Keine  Kommentare  
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SPD:  Umfrage  stößt  auf  große  Reson anz  

Bad  Bramstedt.  Die  in  dieser  Woche  gestartete  Umfrage  der  Bad  

Bramstedter  Sozialdemokraten  zur  Stadt  als  Wohn - , Einkaufs -  

und  Dienstleistungsort  ist  auf  große  Resonanz  gestoßen.  Der  

Presseprecher  der  Partei,  Jan-Uwe  Schadendorf,  berichtet:  ĂWir 

haben  bishe r ausschließlich  positive  Rückmeldungen  erhalten,  die  

im  Tenor  münden  āDas wurde  ja  auch  mal  Zeit,  dass  wir  als  Bür-

ger  gefragt  werdenó. Das bestätigt  uns  darin,  diese  Umfrage  ange-

gangen  zu haben.ñ 

Rückmeldungen  kommen  auf  allen  Wegen  an  die  SPD, zu den  Sam me lstellen  im  Stadtge-

biet,  direkt  per  Post  oder  zahlreiche  Antworten  auch  über  das  Internet,  wo  der  Fragebo-

gen  online  bereitsteht.  Schadendorf:  ĂEine Antwort  erreichte  uns  übers  Internet  sogar  

aus  Mallorca,  wo  gerade  ein  Bad  Bramstedter  derzeit  Urlaub  mach t,  aber  bei  der  Umfrage  

dabei  sein  wollte.ñ 

Andere  Teilnehmer  kommentieren  ihre  Rückmeldungen  mit  weiteren  Anregungen  zu 

kommunalpolitischen  Themen.  

 

Bei  der  Verteilung  des  Fragebogens  scheint  es hier  und  da Lücken  zu geben,  hat  die  SPD 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


aufgrund  von  Nachfr agen  zwischenze it lich  erfahren.  Die  betroffenen  Personen  können  

das  Internet  (www.spd -bb.de)  nutzen,  den  Fragebogen  bei  der  SPD anfordern  oder  in  ei-

ner  der  Sammelstellen  Exemplare  abholen.  Die  Sammelstellen  sind:  Eisenwaren -Fülscher  

am  Bleeck  sowie  die  Buchhandlungen  Hans  im  Glück  im  Landweg,  Buch&Medien  im  Mai-

enbeeck  und  findefuxx  am  Kirchenbleeck.  

Die  SPD ergänzt  ferner  aufgrund  von  Nachfragen:  Selbstverständlich  können  Fragebögen  

auch  kopiert  und  ausgefüllt  werden,  um  an  der  Befragung  teilzunehmen.  Selbs tverständ-

lich  dürfen  auch  alle  Familien - /Hausha ltsmitglieder  jede/r  für  sich  einen  Bogen  ausfüllen.  

 

Die  Umfrage  läuft  noch  bis  zum  15.03.2013.  Danach  wird  sie ausgewertet  und  die  Ergeb-

nisse  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  der  Stadt  bekannt  gemacht  werden.  

 
Ke ine  Kommentare  

 

 

 

SPD Rendsburg -Eckernförde  -  veröffentlicht  am  09.02.2013,  19:11  Uhr  -  26963  Clicks  -  

Nr.  81  

"Wir  mischen  uns  ein  !"  

Der  Kreisvorstand  der  AG 60  plus  hat  in  seiner  letzten  Sitzung  beschlossen,  sich  

auch  in  2013  überall  dort  einzumischen,  wo  es notwendig  ist.  Nach  Bürgerversiche-

rung  und  Altersarmut  soll  nun  die  Diskussion  zur  Teihabe  im  Vordergrund  der  Arbeit  ste-

hen.  

"Gemeinsam  sind  wir  stark"  ist  das  Motto  des  europaweiten  Aktionst ages  2013.  Der  Vor-

stand  hat  Bernhard  Fleischer,  Beisitzer  im  Landesvorstand,  damit  beauftragt,  dem  Lan-

desvorstand  der  AG 60  plus  vorzuschlagen,  sich  mit  einem  gemeinsamen  InFostand  aller  

AG 60  plus  Kreisverbände  beim  Landesparteitag  in  Büdelsdorf  zu präsen tier en.  

"Bezahlbare  altengerechte  und  barrierefreie  Wohnungen  oder  barierrefreier  ÖPNV",  so 

der  Kreisvorsitzende  Hans  Peter  Robin,  "Altersarmut  und  Rente  -  wi r werden  uns  im  

Wahlkampf  mit  diesen  Themen  zu Wort  melden  !"  

Enttäuscht  sei  er,  dass  das  von  der  Leye n -  Wort  "Lebensleistungsrente"  nicht  zum  Un-

wort  des  Jahres  erklärt  wurde.  

"Es ist  erfreulich  zu sehen,  dass  die  Truppe  Ü-60  auf  den  Kandidatenlisten  zur  Kommu-

nalwahl  wieder  häufig  vertreten  ist",  ergänzt  Robin.  

Die  AG der  SPD-Seniorinnen  und  Senioren  bitt et  alle  Interessierten  aus  den  Ortsvereinen  

des  Kreises,  sich  über  das  Kreisbüro  oder  über  Hans  Peter  Robin  zu melden.  Auch  in  der  

AG 60  plus  ist  noch  Platz  für  Euch.  Wie  war  es noch  mit  dem  Jahresmotto  ? "Gemeinsam  

sind  wir  stark  !"  

Stellt  Euch  in  den  Dienst  der  Partei,  die  seit  150  Jahren  für  soziale  Gerechtigkeit  steht.  

 

Hans  Peter  Robin  

Kreisvorsitzender  AG 60  plus  
Keine  Kommentare  
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Gedankenaustausch  zum  Jahresstart  

Welche  Themen  sind  wichtig  für  Langwedel?  Was machen  wir,  wenn  das  Geld  nicht  

reicht?  Was passiert  eigentlich,  wenn  Beschlüsse  aus  dem  Gemeinderat  nicht  umgesetzt  

werden?  Auf  Einladung  der  SPD gab  es am  15.  Januar  einen  lebhaften  Gedankenaus-

tausch.  

Besonders  heiß  diskutiert  wurde  zu den  Themen  Seniorenwohnen  in  Langwedel  und  

Markt -Treff,  Energiekonzept  mit  Solaranlage  für  Kindergarten/Sporthalle  und  LED-Be-

leuchtung  im  Ort,  Nutzung  von  Biogas  sowie  ein  vor  lang em  geplanter  und  im  Gemeinde-

rat  beschlossener  Fahrradunterstand,  der  nie  gebaut  wurde.  

https://www.spd-rd-eck.de/
https://www.spd-langwedel.de/


Festgestellt  wurde  auch,  dass  viele  Themen  aus  dem  Gemeinderat  den  Langwedelern  gar  

nicht  bekannt  sind.  

Die  SPD bringt  die  Themen  auf  den  Punkt,  bleibt  am  Ball  und  will  für  mehr  Transparenz  

sorgen.  

Um  eine  höhere  Verbindlichkeit  bei  Entscheidungen  im  Dorf,  eine  schnellere  Umsetzung  

von  Vorhaben  und  mehr  Transparenz  durchzusetzen,  strebt  die  SPD in  der  bevorstehen-

den  Kommunalwahl  mehr  Plätze  im  Gemeinderat  an.  

Kommenta r von Ulf  vom  10.02.2013,  12:15  Uhr:  

RE:  Gedankenaustausch  zum  Jahresstart  

Dann  wünsche  ich  euch  mal  viel  Glück  bei  der  Kommunalwahl  und  eine  hohe  Wahlbeteili-

gung  der  Langwedelerinnen  und  Langwedeler!  
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Ehrendoktorwürde  für  (Ex - )  Ministerin  Annette  Schavan  

 

Die  Universität  zu Lübeck  bleibt  bei  ihrem  Beschluss  aus  dem  verg angenen  Jahr:  Der  

(Ex - )  Bundesministerin  für  Bildung  und  Forschung,  Frau  Prof.  Dr.  (?)  Annette  Schavan,  

soll  die  Ehrendoktorwürde  verliehen  werden.  Dazu  

sagt  Martin  Habersaat,  der  hochschulpolitische  

Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion:  

 

Im  vergangenen  Jahr  habe  ich  zu den  Plänen  der  

Universität  zu Lübeck,  der  Bundesministerin  für  Bil-

dung  und  Forschung  im  Monat  vor  der  Landtags-

wahl  die  Ehrendoktorwürde  zu verleihen,  

bemerkt,  dies  sei  Ăein interessanter  Zeitpunkt,  der  

aus  Sicht  des  Wählkämpfers  zu kritisi eren  sein  

könnte  und  den  man  sich  merken  sollte.ñ Im  Feb-

ruar  2013  sind  mit  dieser  Bundesministerin  a.D.  für  

Bildung  und  Forschung  keine  Wahlkampfeffekte  

mehr  zu erzielen,  insofern  entfällt  meine  Kritik.  Stattdessen  ist  der  Senat  für  seine  Ent-

schlossenheit  zu würdigen.  

 

Abgemildert  wurde  das  Ganze  bereits  im  letzten  Jahr  durch  den  Grund  der  Ehrung.  Frau  

Schavan  musste  die  Universität  zu Lübeck  gegen  die  CDU und  FDP in  Schleswig -Holstein  

verteidigen.  Die  hatten  2010  vor,  die  Medizinerausbildung  in  Lübeck  einz uste llen  und  die  

Lübecker  Uni  abzuwickeln.  Bereits  im  vergangenen  Jahr  habe  ich  außerdem  geschrieben:  

ĂDas Ergebnis  stimmte:  Die  Universität  zu Lübeck  wurde  gerettet.  Wenn  der  Preis  dafür  

ein  Ehrendoktorhut  für  Frau  Schavan  ist,  sei  er  ihr  gegönnt.  Herzlic hen  Gl¿ckwunsch!ñ 

 

Bei  diesem  Glückwunsch  bleibe  ich,  Frau  Schavan  wird  Glück  brauchen  können.  Ich  be-

danke  mich  an  dieser  Stelle  außerdem  noch  einmal  bei  all  denen,  die  sich  unter  dem  Slo-

gan  ĂL¿beck kämpft  für  seine  Uniñ engagiert  haben  und  denen  dafür  kei n Ehrendoktorti-

tel  verliehen  wird.  
Keine  Kommentare  
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40  Jahre  DRK  Barsbüttel  

Ein Glas Sekt  und  ein e kl eine  Festschrift  bekam  zur  Begrüßung  jeder  der  weit  über  100  

Gäste,  die  gemeinsam  mit  dem  Ortsverein  Barsbüttel  40  Jahre  Rotes  Kreuz  in  Barsbüttel  

mailto:ulf777@gmx.de
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
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feiern  wollten.  Eigentlich  sei  die  Feier  nur  eine  Generalprobe,  scherzte  der  örtliche  DRK-

Vorsitzende  Peter  Hufenbach  -  für  die  große  Feier  zu 50  Jahren  2023.  In  diesen  40  Jah-

ren  hat  das  DRK in  Barsbüttel  eine  

Menge  auf  die  Beine  gestellt.  

 

 

Die  Gäste,  zu denen  neben  den  DRK-

Mitgliedern  und  Vorständen  aus  den  

Nachbar -Ortsvereinen  auch  Stormarns  

Kreispräsiden tin  Christa  Zeuke,  Bars-

büttels  Bürgermeister  Thomas  

Schreitmüller  und  Vertreter  der  Frei-

willigen  Feuerwehr  um  den  Gemeinde-

wehrführer  Norman  Schumann  zähl-

ten,  konnten  in  einer  Powerpoint -Prä-

sentation  40  Jahre  Geschichte  und  

Geschichten  bestaunen  -  zur  Gymna s-

tik gruppe  ebenso  wie  zur  Wander-

gruppe,  der  Seniorentagesstätte,  dem  

Blutspendedienst,  dem  Gedächtnistraining  oder  den  DRK-Fahrdienst  für  Senioren.  Aber  

auch  zur  Teilnahme  des  DRK an  zahlreichen  Festen  und  Basaren,  die  in  Barsbüttel  ein-

fach  dazu  gehört.  

 

Das I nternationale  Komitee  vom  Roten  Kreuz  wurde  1863  gegründet  und  wird  in  diesem  

Jahr  150  Jahre  alt.  Damit  feiert  es das  gleiche  Jubiläum  wie  die  SPD, für  die  mit  dem  ört-

lichen  Fraktionsvorsitzenden  Hermann  Hanser  und  dem  Landtagsabgeordneten  Martin  

Haber saat  ebenfalls  zwei  Gratulanten  gekommen  waren.  Habersaat  stellte  fest:  ĂRot, so-

zial  und  seit  150  Jahren  für  den  Nächsten  engagiert  -  da  gibt  es eine  Menge  Gemeinsam-

keiten!ñ 
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SPD  erfreut  über  Korrektur  am  Brückenzaun  

Bad  Bramstedt.  ĂWir sind  erfreut,  dass  unsere  Kritik  an  dem  Brückenzaun  

jetzt  zu einer  Neugestaltung  f¿hrt,ñ mit  diesen  Worten  kommentiert  Klaus -

Dieter  Hinck  die  Entscheidung  in  der  letzten  Sitzung  des  Bauausschusses,  

den  vor  einigen  Wochen  neu  errichteten  Zaun  an  der  Brücke  zur  Osterauinsel  

zu korrigieren.  

Bei  der  Neugestaltung  war  die  Au hinter  einem  dichten  Bretter  Zaun  ve r-

schwunden,  was  bei  vielen  Bad  Bramstedter  auf  Unverständnis  stieß.  

Hinck,  Stadtverordneter  und  SPD-Ortsvorsitzender  hatte  im  Dezember  schon  

öffentlich  die  Korrektur  dieser  Maßnahme  gefordert,  aber  seine  Zweifel  gehabt,  ob  dies  

angesichts  der  Finanzlage  der Stadt  möglich  sei.  

Jetzt  hat  sich  die  Firma  Offen  & Harder,  die  die  Maßnahme  auftragsgemäß  durchgeführt  

hatte,  bereit  erklärt,  dass  weitgehend  kostenlos  nachzuarbeiten.  

Hinck:  ĂEin tolles  und  großzügiges  Angebot,  da die  Firma  ja  nichts  verkehrt  gemacht  hat.  

Schön,  dass  wir  hier  so viel  Bürgersinn  erleben  d¿rfen.ñ 

Die  SPD ist  sicher,  dass  die  Überarbeitung  zu einer  deutlichen  optischen  Verbesserung  

führen  wird.  Gleichzeitig  hofft  sie,  dass  künftig  solche  Maßnahmen  rechtzeitig  dem  Bau-

ausschuss  vorgestellt  werde n,  um  es möglichst  gar  nicht  zu solchen  Korrekturen  kommen  

zu lassen.  
Keine  Kommentare  
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Gleichstellungs -  un d  Ge schlechterpolitik  im  Fokus  der  
SPD - Bundestagsfraktion  

SPD - MdB  Thönnes  ruft  zur  Beteiligung  am  ĂProjekt 

Zukunftñ auf  

 

Im  Rahmen  ihres  ĂProjekts Zukunftñ hat  die  SPD-Bundes-

tagsfraktion  anderthalb  Jahre  lang  in  acht  Gruppen  kon-

sequent  an  handfesten,  real isie rbaren  Problemlösungen  

und  praktischen  Weichenstellungen  gearbeitet,  mit  dem  

Ziel  eines  lebenswerteren,  gerechteren  und  wirtschaftlich  

moderneren  Deutschlands  2020.  Die  Ergebnisse  wurden  

im  September  2012  veröffentlicht.  

 

Doch  damit  ist  die  Diskussion  nich t  beendet.  Auch  2013  

lädt  sie wieder  alle  Interessierten  dazu  ein,  im  ĂZukunfts-

dialog  onlineñ an  Politikkonzepten  mitzuarbeiten.  

 

ĂWir starten  das  Jahr  mit  der  Debatte  zu einer  modernen  Gleichstellungs -  und  Geschlech-

terpolitik.  Anlässlich  des  Internati onal en  Frauentags  am  8.  März  2013  wollen  wir  mit  den  

Bürgerinnen  und  Bürgern  diskutieren,  wie  alle  Menschen  unabhängig  von  ihrem  Ge-

schlecht  in  Deutschland  gleiche  Chancen  auf  ein  selbstbestimmtes  Leben  erhaltenñ, so 

der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Franz  Thön nes.  

 

Die  Ergebnisse  fließen  unter  anderem  in  die  Vor bereitungen  zum  Frauentags -Empfang  

der  SPD-Bundestagsfraktion  ein,  der  auf  Grund  der  sitzungsfreien  Zeit  am  8.  März  bereits  

am  27.  Februar  in  Berlin  stattfindet  und  zu dem  alle  Interessierten  herzlich  eingel aden  

sind.  Die  Ideen  und  Fragen,  die  über  die  Online -Plattform  oder  bei  Twitter  (Das  Hashtag  

für  die  Debatte  lautet  #spddebatte)  eingebracht  wurden,  werden  dort  mit  Mitgliedern  der  

Fraktion  diskutiert.  

 

Mit  dem  Zukunftsdialog  online  setzt  die  SPD-Bunde stag sfraktion  auf  moderne  Formen  der  

Bürgerbeteiligung  und  bindet  Interessierte  in  ihre  Programmarbeit  ein.  

 

Weitere  Informationen  hierzu  sowie  die  Einladung  zum  Frauentags -Empfang,  finden  Sie 

unter:  

https://debatten.zukunftsdialog.spdfraktion.de/instance/debatten  

 

Bildquelle:  simonthon  /  Photocase.com  
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Kreis - SPD  diskutierte  Entwurf  zum  Kreiswahlprogramm  
mit  Bürgerinnen  und  Bürgern  

Zum  vierten  Mal  hatte  der  SPD-Kreisverband  Bürgerinnen  und  Bürger  zu Diskussion  der  

Kreiswahlprogramms  2013  ï 2018  eingeladen.  Nach  Rendsburg,  Eckernförde  und  Bor-

desholm  lud  die  SPD dieses  Mal  nach  Gettorf  ein.  Der  SPD-Kreisvorsitzende  und  Bundes-

tagsabgeordnete  Sönke  Rix  zog  eine  positive  Bilanz  des  bisherigen  Verfahrens.  ĂWir ha-

ben  viele  interessante  Rückmeldungen  und  Anregungen  erha lten.  

Der  Großteil  davon  wird  sich  in  dem  Beschlussvorschlag  für  den  Kreisparteitag  im  März  

wiederfinden.  Wie  schon  im  Vorfeld  der  Landtagswahl  wird  Bürgerbeteiligung  bei  uns  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes
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https://www.spd-rd-eck.de/


groß  geschrieben.ñ Die  Kreis -SPD hatte  zuvor  in  drei  Themenforen  Schwerpunkte  für  die  

künftige  Arbeit  festgelegt.  ĂLebensqualitªt, Mobilität  und  Bildung  werden  im  Zentrum  un-

serer  politischen  Arbeit  stehenñ, so Rix.  

 

Neben  interessierten  Bürgerinnen  und  Bürgern  sowie  SPD-Mitgliedern  waren  auch  Vertre-

ter  von  Vereinen  und  Verbänden  aus dem  Kreisgebiet  gekommen,  um  unter  anderem  mit  

dem  SPD-Kreistagsfraktionvorsitzenden  und  Landtagsabgeordneten  Kai  Dolgner  zu disku-

tieren.  Darunter  waren  Vertreter  des  Kreisjugendrings,  der  Brücke,  der  Diakonie  und  des  

Kreissportverbands.  Im  Laufe  der  Diskuss ion  über  alle  Themen  der  Kreispolitik  nahm  die  

SPD viele  Anregungen  auf.  

 

Der  Kreisvorstand  beschloss  im  Anschlu ss an  das  Diskussionsforum  konkrete  Änderungen  

des  bisherigen  Papiers.  ĂEin klares  Bekenntnis  zur  Förderung  von  Jugendverbänden,  die  

Aufnahm e einer  Sportentwicklungsplanung  und  die  Bekämpfung  von  Alltagsrassismus  

und  Rechtsextremismus,  zum  Beispiel  durch  Einrichtung  eines  ehrenamtlichen  Beauftrag-

ten,  sind  nur  wenige  Punkte,  die  wir  in  Gettorf  diskutiert  und  beschlossen  habenñ berich-

tet  der  ste llve rtretende  Kreisvorsitzende  Götz  Borchert.  ĂWir sind  mit  dem  Verfahren  zur  

Erarbeitung  des  Kreiswahlprogramms  sehr  zufrieden.  So viel  Diskussion  und  so viele  Be-

teiligten  hat  es dabei  noch  nicht  gegeben.ñ Jetzt  hat  die  Partei  das  abschließende  Wort  

über  den  Programmentwurf.  Am  02.  März  will  die  SPD diesen  auf  dem  Kreisparteitag  in  

Eckernförde  diskutieren  und  beschließen.  
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Ralf  Stegner  und  der  BLAUE  ELEFANT  

Im  Rahmen  einer  Tour  durch  den  nördli-

chen  Teil  des  Kreises  Stormarn  besuchte  

Dr.  Ralf  Stegner,  der  Vorsitzende  der  

SPD-Landtagsfraktion,  auch  das  Kinder-

haus  ĂBLAUER ELEFANTñ in  Bar gteh eide.  

Ingo  Loeding,  Geschäftsführer  des  Deut-

schen  Kinderschutzbundes  (DKSB)  in  

Stormarn  und  die  DKSB-Kreisvorsit-

zende  Birgitt  Zabel  stellten  Ralf  Stegner  

und  anderen  Gästen  die  Arbeit  des  Kin-

derschutzbundes  vor  und  diskutierten  

angeregt  über  viele  Frag en der  Familien-

politik  in  Kreis,  Land  und  Bund.  

 

Gekommen  waren  auch  die  Stormarner  

SPD-Vorsitzende  Susanne  Danhier  und  die  beiden  Stormarner  SPD-Landtagsabgeordne-

ten,  Martin  Habersaat  aus  Barsbüttel  und  Tobias  von  Pein aus  Lütjensee.  Letzterem  

brauchte  das Kinderhaus  allerdings  nicht  vorgestellt  zu werd en,  hat  er  hier  doch  vor  we-

nigen  Jahren  seinen  Zivildienst  absolviert.  Auch  in  einem  vergleichsweise  wohlhabenden  

Kreis  wie  Stormarn,  das  wurde  deutlich,  ist  Kinderarmut  ein  ernst  zu nehmendes  Prob-

lem.  Jedes  sechste  Kind  sei  betroffen,  so Loeding.  Außerdem  seien  in  Stormarn  die  Un-

terschiede  in  den  Lebensverhältnissen  besonders  beträchtlich.  Birgitt  Zabel:  ĂMan sieht  

einem  Kind  seine  Armut  nicht  an.  Eher  sieht  man  diese  Kinder  gar  nicht  -  weil  sie  bei  

Ausflüge n un d Kindergeburtstagen  fernbleiben  und  auch  sonst  in  der  Freizeit  vieles  nicht  

mitmachen  kºnnen.ñ Gelobt  wurde  allerdings  die  Zusammenarbeit  aller  politischen  Par-

teien  und  aller  freien  Träger  im  Kreis,  die  in  der  Regel  konstruktiv  an  gemeinsamen  Lö-

sungen  arb eiten.  

 

Derzeit  wird  vielerorts  über  den  Sinn  und  Unsinn  verschiedener  Ausgaben  in  der  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Familienpolitik  diskutiert.  Sei  es das  Bildungs -  und  Teilhabepaket  (Loeding:  ĂDer DKSB 

spricht  bewusst  nur  vom  Ăsogenanntenñ Bildungs -  und  Teilhabepaket,  da durch  dieses  

Programm  keine  Bildung  und  Teilhabe  möglich  ist.ñ), das  Betreuungsgeld  oder  anderes.  

Sinnvoller  sei,  befand  die  Runde,  Institutionen  zu stärken,  die  für  Kinder  da sind.  Vom  

Kindergarten  über  die  Schule  bis  zu Freizeit -  und  Beratungsangeboten.  Eine  Hau sauf gabe  

gab  es für  Martin  Habersaat,  der  bildungspolitischer  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion  

ist.  Der  DKSB erhebt  regelmäßig  die  Kosten,  die  für  Eltern  anfallen,  wenn  ihre  Kinder  ein-

geschult  werden.  Vom  Zirkel  über  den  Atlas  bis  hin  zum  Klassenausflug.  Dies e stünden  

im  Widerspruch  zum  Ziel  der  Lernmittelfreiheit  und  zu den  Transferleistungen  für  ärmere  

Kinder.  Habersaat:  ĂDas ist  ein  Thema,  das  Land  und  Schulträger  gemeinsam  anpacken  

müssen.  Ich  werde  versuchen,  Lösungsmöglichkeiten  zu finden.ñ 

 

Ralf  Ste gner  zeigte  sich  beeindruckt  von  den  Initiativen  des  DKSB,  der  in  Stormarn  seit  

vielen  Jahren  die  Stormarner  Kindertage  etabliert  hat  und  mit  dem  Spielmobil  und  dem  

BLAUEN ELEFANTEN richtige  Marken  gesetzt  hat.  "Und  die  Tatsache,  dass  die  Mitarbeiter  

hier  lang e und  engagiert  bleiben,  spricht  auch  für  den  Kinderschutzbund!"  

 

Foto:  Löding,  Danhier,  Stegner,  Zabel,  von  Pein,  Habersaat  
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Besuch  bei  DESY  und  XFEL  

2009  war  Baubeginn  für  den  Eu-

ropean  XFEL, eine  Forschungsan-

lage,  die  ultrakurze  Laserlicht-

blitze  im  Röntgenbereich  erzeugt.  

Mit  einer  Leuchtstärke,  die  milli-

ardenfach  höher  ist  als  die  der  

besten  Röntgenstrahlungsquellen  

herkömmlicher  Art.  Der  European  

XFEL wird  gemeinsam  mit  zahlrei-

chen  Partnern  reali siert,  die  Euro-

pean  XFEL GmbH  arbeitet  eng  mit  

dem  Forschungszentrum  DESY 

und  internationalen  Institutionen  

zusammen.  

Martin  Habersaat , Vorsitzender  

des  Arbeitskreises  Bildung,  Wis-

senschaft,  Forschung  und  Kultur  

der  SPD-Landtagsfraktion,  infor-

mierte  sich  vor  Ort  über  den  

Stand  der  Entwicklung.  

 

Der  European  XFEL wird  von  einer  eigenständigen  Forschungsorganisation,  der  European  

XFEL GmbH , gebaut  und  betrieben.  Diese  Gesellschaft  arbeitet  nicht  gewinnorientiert,  sie  

wird  rund  250  Menschen  beschäftigen.  Als Sitzland  trägt  Deutschland  (Bund,  Hamburg  

und  Schleswig -Holstein)  54  Prozent  der  Baukosten;  Russland  ¿bernimmt  23  Prozent  und  

die  ande ren  internationalen  Partner  zwischen  einem  und  3,5  Prozent.  An dem  Projekt  be-

teiligen  sich  zurzeit  12  Länder  (Dänemark,  Deutschland,  Frankreich,  Griechenland,  Ita-

lien,  Polen,  Russland,  Schweden,  Schweiz,  Slowakei,  Spanien  und  Ungarn).  

 

Der  European  XFEL ve rläu ft  größtenteils  in  Tunneln  unter  der  Erde,  zu denen  drei  Be-

triebsgelände  Zugang  ermöglichen.  Die  3,4  Kilometer  lange  Anlage  reicht  von  DESY in  

Hamburg  bis  in  die  schleswig -holsteinische  Stadt  Schenefeld  im  Kreis  Pinneberg.  Dort  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


entsteht  ein  Forschungsc ampu s,  auf  dem  internationale  Teams  von  Wissenschaftlern  mit  

den  intensiven  Röntgenblitzen  experimentieren  werden.  2015  soll  es losgehen.  Martin  

Habersaat  zeigte  sich  überzeugt  von  den  Chancen,  die  die  Anlage  bietet:  ĂXFEL ist  ein  

gutes  Beispiel  für  ein  Erfolg sprojekt  in  der  Metropolregion  und  ein  gutes  Beispiel  für  in-

ternationale  Zusammenarbeit  -  hoffentlich  wird  es auch  ein  großer  Impuls  für  Schleswig -

Holstein  als  Forschungsstandort.ñ 
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Wählergemeinschaft  und  SPD  auf  einem  gemeinsamen  
Kurs?  

Haben  Sie es schon  gemerkt?  Die  Kommunalwahl  in  Schleswig -Holstein  wirft  ihre  Schat-

ten  voraus.  Nach  dem  Neujahrsgespräch  der  SPD durften  wir  erfreut  feststellen,  dass  nun  

auch  die  Wählergemeinschaft  UWL unsere  Positionen  und  Ziele  aufgreift.  

Seit  2009  bezieht  die  SPD im  Gemeinderat  klar  Position  für  einen  Markttreff  und  für  seni-

orenfreundliches  Wohnen  in  Langwedel.  

Wir  finden  das  gut,  dass  die  Wählergemeinschaft  jetzt  endlich  mit  un s an  einem  Strang  

zieht.  Auf  gute  Zusammenarbeit!  

Kommentar  von  Susanne  vom  15.02.2013,  21:31  Uhr:  

RE:  Wählergemeinschaft  und  SPD  auf  einem  gemeinsamen  Kurs?  

Hey  Leute,  wir  sitzen  gerade  auf  der  Jahreshauptversammlung.  Wir  haben  einen  neuen  

Vorsitzenden  (Ralf)  und  wir  haben  auch  die  Kandidate nlis te  aufgestellt.  Jetzt  geht's  los.  

Ob gemeinsam  mit  der  UWL oder  ohne  -  wir  haben  konkrete  Ziele  und  setzen  sie  jetzt  

um  : - )  
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AfA  in  Pinneberg  

AfA - Kreis  Pinneberg  wählt  Delegierte  zur  Landeskonferenz  

Auf  respektable  Aktivitäten  konnte  der  AfA-Kreisvorsitzende  Norbert  Vahl  in  seinem  

schriftlich  vorgelegten  Bericht  zurückblicken.  

Grußworte  hielten  Ernst  Dieter  Rossmann,  MdB und  Wolfgang  Mädel,  AfA Landesvorsit-

zender.  Auch  der  DGB war  auf  der  Kreisversammlung  mit  dem  ehrenamtlichen  Vorsitzen-

den  Peter  Ladehoff  vertreten.  

Neben  den  gewählten  Delegierten  zur  AfA-Landeskonferenz:  Norbert  Vahl,  Kay -Uwe,  

Dohrn,  Jörg  Breits precher,  Jürgen  Heesch  wurden  auch  zwei  Anträge  zu den  Themen:  Ar-

beitsmarktpolitik  und  Tariftreuegesetz  verabschiedet.  
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Neujahrsempfang  der  Barmstedter  SPD  

Genossen  wollen  Schwerpunkt  auf  sozialen  Wohnungsbau  setzen  

 

 

Mit  70  Teilnehmern  ging  die  

SPD auf  ihrem  Neujahrsemp-

fang  im  Humburg -Haus  ins  

neue  Jahr.  ĂDiverse Wahlen  

werden  uns  in  Atem  haltenñ 

sagte  der  Bundestagsabge-

ordnete  Dr.  Ernst  Dieter  Ross-

mann  (SPD)  in  seiner  Festan-

sprache  im  Hinblick  auf  die  

anstehenden  Urnengänge.  

Ausdrücklich  würdigte  er  die  Leistung  der  Kommunalpolitiker  für  die  Gesellschaft:  

ĂBarmstedt hat  einen  guten  Bürgermeis ter. ñ Und  die  Anstrengungen,  die  die  Stadt  in  der  

Sozial -  und  Bildungsinfrastruktur  geleistet  habe,  seien  vorbildlich.  Barmstedt  müsste  da-

bei  von  der  Bundes -  und  Landesebene  unterstützt  werden:  ĂWir müssen  die  Kommunen  

finanzstark  halten.ñ 

Der  Ortsvorsitze nde  Hans -Christian  Hansen  hat  für  Barmstedt  im  Jahr  2013  klare  Vorstel-

lungen:  ĂWir müssen  einen  deutlichen  Schwerpunkt  auf  den  sozialen  Wohnungsbau  set-

zenñ, vor  allem  im  Hinblick  auf  den  Zuzug  aus  Hamburg,  das  in  diesem  Jahr  die  teuerste  

Immobilienstadt  Deutsc hlands  werde.  Die  Sohlgleite  betreffend  favorisiert  er  die  große  

Lösung:  So ließen  sich  die  Synergien  von  Tourismus  und  Naturschutz  am  besten  heben.  

Im  Hinblick  auf  die  schwierige  Haushaltslage  Barmstedts  sagte  Hansen:  ĂBund und  Land  

müssen  sicherstell en,  dass  die  Kommunen  weiter  wirtschaften  kºnnen.ñ Und  was  kann  

Barmstedt  selbst  tun?  ĂWir können  nicht  die  Finanzmittel  für  Vereine  und  Ehrenamtliche  

streichenñ ï ihr  Engagement  sei  zu wichtig  für  die  Stadt.  Er plädiert  stattdessen  für  eine  

ausgewogenere  Umla ge bei  der  Grundsteuer  und  für  eine  stärkere  Beteiligung  Barms-

tedts  bei  der  Stadtentwicklung:  ĂWir müssen  Gewinne  aus  der  Ausweisung  neuer  Bauge-

biete  realisieren  und  nicht  Spekulanten.ñ 

Stefan  Bolln,  SPD-Land esvorstand,  nutzte  die  Gelegenheit,  um  zwei  ĂUrgesteineñ zu eh-

ren:  Rolf  Klose  und  Rainer  Sanchez  engagieren  sich  seit  40  Jahren  in  der  Partei.  ĂLieber 

Rolf,  mach  weiter  soñ ermunterte  er  Klose  unter  Hinweis  auf  dessen  Arbeit  im  Kulturver-

ein  Pfiff,  der  seit  sieben  Jahren  Künstlerpersönlichkeiten  zu Veran staltungen  nach  Barms-

tedt  holt.  Klose:  ĂWir haben  viele  Menschen  über  die  Parteigrenzen  hinweg  kennen  ge-

lernt:  Das  ist  der  größte  Schatz,  den  wir  mitgenommen  haben.ñ 

Pierre  Emmanuel  Droste  

 

 

Bild:  ĂUrgesteineñ Rolf  Klose  (Mitte  links)  und  Rainer  Sanche z (M itte  rechts),  umrahmt  

von  ihren  Parteifreunden  Johanna  Skalski,  Dr.  Ernst -Dieter  Rossmann  (MdB),  Stefan  

Bolln  und  Hans -Christian  Hansen  (v.  l.).  

Foto:  Droste  
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SPD  Barmstedt  gedenkt  Holocaust - Opfern  

Gedenktag:  "Antisemitismus  ist  in  Deutschland  verankert."  

"Wir  sind  alle  aufgefordert,  die  Erinnerung  an  die  Opfer  des  Nationalsozialismus  wachzu-

halt en",  sagte  die  SPD-Landtagsabgeordnete  Beate  Raudies  gestern  anlässlich  des  Ge-

denktags  der  Opfer  der  NS-Herrschaft.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt


Auf  Einladung  des  Barmstedter  SPD-Ortsvereins  hielt  sie  eine  Rede am  Gedenkstein  auf  

dem  Barmstedter  Friedhof.  "Wie  wichtig  das  Erinnern  an  die  Gräueltaten  des  Nationalso-

zialismus  ist,  zeigt  eine  Studie,  die  betroffen  macht",  sagte  Raudies.  Demnach  seien  ju-

denfeindliche  Einstellungen  in  erheblichen  Umfang  in  der  deutschen  Gesellschaft  veran-

kert,  und  bei  einem  Fünftel  der  Bevölkerung  gebe  es einen  latenten  Antisemitismus.  

Rechtsextreme,  Holocaust -Leugner  und  extremistische  Islamisten  nutzten  zudem  das  In-

ternet  als  Plattfor m  für  ihre  Propaganda.  Auf  Fußballplätzen  seien  rassistische,  rechtsext-

reme  und  antisemitische  Äußerungen  an  der  Tagesord nung . 

"Das  ist  erschreckend",  sagte  Raudies.  Das Todeslager  Auschwitz,  deren  Insassen  am  27.  

Januar  1945  von  Soldaten  der  Roten  Armee  befreit  wurden,  stehe  für  millionenfaches  

Leid.  Diese  Verbrechen  dürften  weder  verharmlost  noch  geleugnet  werden.  Die  Land esre-

gierung  wolle  den  Kampf  gegen  den  Rechtsextremismus  mit  einem  flächendeckenden  Be-

ratungsangebot  verstärken,  so Raudies.  
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Grünkohlessen  der  SPD  Ahrensburg,  27.  Januar  2013  

Ahrensburg.  27.  Januar  2013.  Der  Ortsvereinsvor-

sitzende  der  SPD Ahrensburg,  Jochen  Proske,  er-

öffnete  mit  einem  Ausblick  auf  die  Wahlen  im  Jahr  

2013  das  traditionelle  Grünkoh less en.  Unter  den  

anwesenden  Gästen  waren  u.a.  der  Landtagsab-

geordnete  Martin  Habersaat,  die  Bundestagskan-

didatin  Dr.  Nina  Scheer,  die  Kreisvorsitzende  

Susanne  Danhier  und  der  SPD Fraktionsvorsit-

zende  im  Stormarner  Kreistag,  Reinhard  Mendel.  

Jochen  Proske  wies  in  seiner  Rede auf  den  Wahl-

sieg  von  Niedersachsen  hin,  der  zeige,  dass  man  als  SPD richtig  beraten  sei,  einen  Wahl-

kampf  zu führen,  der  die  Fragen  und  Themen  der  Wählerinnen  und  Wähler  aufgreife.  Die  

traditionelle  Grünkohlrede  hielt  dieses  Jahr  der  SPD Landesvorsitzende  Ralf  Stegner,  der  

im  Zusammenhang  mit  dem  150jährigen  Jubiläum  der  SPD über  die  zukünftigen  gesell-

schaftlichen  Herausforderungen  der  Partei  referierte  und  SPD-Mitglieder  für  25,  40  und  

50  Jahre  Parteimitgliedschaft  ehrte.  
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Nina  Scheer  bei  START -Tagung,  1.  Februar  2013,  Berlin  

Berlin.  1.  Februar  2013.  Am  1.  Februar  nahm  Nina  Sche er  als Gast  an  der  gemeinsamen  

Auftaktveranstaltung,  der  START-Tagung  der  Parlamentarischen  Linken  in  der  SPD-Bun-

destagsfraktion  und  des  Forums  Demokratische  Linke  21  teil.  Mit  dem  Treffen  läuteten  

beide  Organisationen  das  Wahljahr  2013  ein.  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
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Unter  den  anw esen den  Gästen  waren  u.  a.  der  Schles-

wig -Holsteinische  Bundestagsabgeordnete,  Ernst  Die-

ter  Rossmann  (Sprecher  der  Parlamentarischen  Lin-

ken);  Heiko  Maas,  Landesvorsitzender  der  SPD Saar-

land  und  Minister  für  Wirtschaft,  Arbeit,  Verkehr  und  

Energ ie im  Saarlan d;  SPD-Kanzlerkandidat  Peer  Stein-

brück,  SPD-Parteivorsitzender  Sigmar  Gabriel  und  An-

nelie  Buntenbach,  Vorstandsmitglied  des  Deutschen  

Gewerkschaftsbundes.  Foto  v.l.n.r.:  Nina  Scheer,  

Eckart  Kuhlwein  

 
Keine  Kommentare  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  12.02.2013,  21:24  Uhr  -  7995  Clicks  -  Nr.  96  

Sprechen  wir  über  unser  Land!  

Landtagsfraktion  lud  zum  World - Café  in  Heide  

 

Zu  einem  World -Café  hatte  die  SPD-Landtagsfraktion  ins  Bürge rhau s Heide  eingeladen,  

und  mit  einem  Ăausverkauften Hausñ wurde  dieses  Angebot  von  der  Bevölkerung  hono-

riert.  Die  SPD-Landtagsfraktion  wollte  den  

Abend  ihrer  zweitägigen  Klausurtagung  in  

Dithmarschen  dazu  nutzen,  mit  den  Bürge-

rinnen  und  Bürgern  aus  Heide  und  Umge-

bung  ins  Gespräch  zu kommen,  aktuelle  

politische  Entscheidungen  zu erklären  und  

vor  allem,  um  zuzuhören.  

Der  Fraktionsvorsitzende  Ralf  Stegner  er-

öffnete  den  Abend  und  erklärte  das  Kon-

zept:  An verschiedenen  Tischen  im  Saal  sa-

ßen  die  Vorsitzenden  der  unt erschiedlichen  

Arbeitskreise  der  Fraktion,  beispielsweise  

Martin  Habersaat  als  Vorsitzender  des  Ar-

beitskreises  für  Bildung,  Wissenschaft,  For-

schung  und  Kultur.  Zwischen  diesen  Ti-

schen  konnten  alle  Gäste  sich  bewegen,  sich  dazusetzen,  einmischen,  Fragen  ste llen  

ganz  nach  Belieben.  Für  spezielle  Fragen  standen  auch  viele  Abgeordnete  für  Einzelge-

spräche  bereit.  Ebenfalls  mittendrin:  Ministerpräsident  Torsten  Albig.  

Martin  Habersaat:  ĂDie Reform  der  Lehrerbildung  stieß  auf  viel  Interesse  und  Zustim-

mung,  ebe nso  unser  Konzept,  durch  neue  Oberstufen  an  Gemeinschaftsschulen  die  Zahl  

der  Abiturienten  zu erhöhen.  Sorgen  macht  vielen  Dithmarschern  die  Zukunft  der  kleinen  

Dorfschulen.  Hier  werden  wir  nach  Lösungen  suchen  müssen,  wenn  sich  auch  wohl  nicht  

jede  Schule  erh alten  lassen  wird.ñ 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  13.02.2013,  10:44  Uhr  -  10141  Clicks  -  Nr.  97  

Mehr  EU- Fördermittel  für  Wirtschaftsprojekte  in  den  
Kreis  Plön  holen!  

SPD-Kreistagsfraktion  Plön  

10.  2.  2013  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/ploen


SPD Kreistagsfraktion:  Mehr  EU-Fördermittel  für  Wirtschaftsprojekte  in  den  Kreis  Plön  ho-

len!  

 

In  einem  Informationsgespräch  mit  Uwe  He-

mens,  Herrn  Bernd  Stiebel  und  Volker  Ratje  

von  der  Wirtschafts -Förderungs -Agentur  

Kreis  Plön  (WFA)  haben  sich  der  Vorsitzende  

der  SPD-Kreistagsfraktion  Lutz  Schlünsen  

und  die  Kreistagsabgeordnete  Melanie  Stoß-

berg,  Mitglied  im  Dänisch -Deutschen  INTER-

REG Ausschuss  Fehmarnbeltregion,  über  die  

Möglichkeiten  der  EU-Förderprogramme  aus-

getausch t.  Dabei  begrüßten  sie das  stärkere  

Engagement  und  bessere  Zusammenspiel  

der  Träger,  u.  a.  des  Jugendaufbauwerkes  

Plön  Koppelsberg  und  der  WFA, welches  im  

vergangenen  Jahr  beim  INTERREG-Förder-

programm  erfolgt  ist.  Sowohl  das  Projekt  Futura  Maritima,  als  auch POSEIDON  widmet  

sich  lernschwachen  bzw.  lernbehinderten  Jugendlichen  in  der  Fehmarbeltregion,  um  diese  

auf  dem  ersten  Arbeitsmarkt  zu integrieren.  Zum  einen  durch  Steigerung  der  Mobilität,  

zum  anderen  mit  ĂBildung durch  Produktionñ. 

 

Im  nächsten  Entsche idun gsprozess  stehen  zwei  neue  vielversprechende  Projekte  für  den  

Kreis  an.  Zum  einen  ein  Projekt  zum  Thema  Demenz,  mit  dem  Ziel  einer  besseren  Kom-

munikation,  um  die  Situation  und  Ansprechbarkeit  Demenzkranker  zu erleichtern.  Schu-

lungsbausteine  nach  Maß sollen  den  Pflege -  und  Beratungsalltag  erleichtern  und  damit  

die  Qualität  der  Arbeit  für  die  demenziell  erkrankten  Menschen  erhöhen.  Lernen  mit  Hilfe  

der  best -practice  Modelle  spart  Ressourcen  in  beiden  Ländern  und  ermöglicht  den  Aus-

tausch  pflegewissenschaft lich er,  beraterischer  und  struktureller  Erkenntnisse  in  der  Part-

nerregion  Seeland/DK.  

 

Ein weiteres  Projekt  dient  der  Vernetzung  des  Bürgerschaftlichen  Engagements,  bei  dem  

Kommunen,  Kreisfeuerwehr  und  Kreissportverband  beteiligt  werden.  Beide  genannten  

Projek te  unterstützen  die  Kreisstrategie  im  Handlungsfeld  3,  das  Zusammenleben  im  

Kreis  Plön  sozial  zu gestalten.  

 

Auch  das  Projekt  Standortmarketing  für  den  Bereich  der  Fehmarn -Belt  Region  ist  ein  

wichtiger  Baustein,  ergänzte  Geschäftsführer  Uwe  Hemens.  

 

Aus dem  Zukunftsprogramm  Wirtschaft  konnte  der  Kreis  Plön  in  der  fast  abgelaufenen  

Förderperiode  (2007 -  2013)  nicht  mehr  so stark  profitieren  wie  in  der  Vergangenheit.  

ĂDie Projekte,  die  bei  uns  gefördert  wurden,  waren  überwiegend  von  touristischen  Infra-

stru ktur maßnahmen  geprªgtñ, berichtet  Bernd  Stiebel.  ĂEs werde  immer  schwerer  für  un-

sere  Städte  und  Gemeinden,  die  notwendigen  Eigenmittel  zur  Gesamtfinanzierung  aufzu-

bringen.ñ Trotz  knapper  Kassen  wäre  von  großer,  überregionaler  Bedeutung  Projektean-

träge  wie  u.a.  ĂErlebnispromenade Marina  Wendtorfñ noch  auf  den  Weg  zu bringen.  

 

ĂIm kommenden  Förderzeitraum  2014 -  2020  werden  sich  die  Rahmenbedingungen  gra-

vierend  verändern.  Die  Zeiten,  in  denen  Promenaden  und  Gewerbegebiete  gefördert  wur-

den,  werden  abgelöst  durc h neue Schwerpunkte.  Die  voraussichtlich  zukünftigen  Kernför-

derbereiche  dienen  u.a.  zur  ´Stärkung  von  Forschung,  technologischer  Entwicklung  und  

Innovation´,  ´Steigerung  der  Wettbewerbsfähigkeit  von  KMU´  und  ´Förderung  der  Be-

strebungen  zur  Verringerung  der  CO2-  Emissionen  in  allen  Branchen  der  Wirtschaft´  ñ, so 

Stiebel.  

 

Es haben  andere  Kreise  und  Städten  mit  Großprojekten  viel  Geld  erhalten.  "Dennoch  

müssen  wir  im  Kreis  Plön  hier  besser  werdenñ, so Schlünsen.  ĂIch bin  der  Auffassung,  

dass  die  Mittel  für  eine  personelle  Verstärkung,  die  der  Kreistag  für  den  Bereich  der  EU-



Fördermittel  bei  der  WFA bereit  gestellt  hat,  gut  angelegtes  Geld  ist.  Ziel  muss  es sein,  

auch  in  der  bevorstehenden  neuen  Förderperiode  mehr  Geld  in  den  Kreis  Plön  zu lotsen.  

Durch  die  Ver ände rung  der  Förderkulisse  ist  erkennbar,  dass  sich  die  Bereiche  ein  wenig  

verschieben.  Verstärkt  werden  die  Bereiche  der  Nachhaltigkeit  und  des  Energie -  und  Kli-

maschutzes  gefördert.  Es muss  uns  gelingen,  mit  potentiellen  Partnern  schon  am  Start  

geeignete  Proj ekte  in  der  Schublade  zu haben.  Auch  wenn  die  Ausgestaltung  der  Förder-

richtlinien  für  die  zukünftigen  Programme  noch  nicht  abschließend  geklärt  sind,  sind  inno-

vative  Träger,  Unternehmenspartner  oder  Verbände  oder  Innungen  aufgefordert,  schon  

einmal  Vor über legungen  zu starten.  Die  WFA im  Kreis  Plön  kann  und  sollte  gern  genutzt  

werden,  so Schlünsen  und  Stoßberg  abschließend.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  13.02.2013,  19 :41  Uhr  -  10109  Clicks  -  Nr.  98  

Ortsvereinsrunde in Bad Oldesloe, 6. Februar 2013, Bad 
Oldesloe  

Bad  Oldesloe.  6.  Februar  2013.  Am  6.  

Februar  tagte  die  Ortsvereinsvorsit-

zendenrunde  der  SPD Stormarn  in  Bad  

Oldesloe.  

Gäste  waren  der  SPD Landesge-

schäftsführer  Chr istian  Kröning,  SPD 

Parteivorsitzender  Ralf  Stegner  und  

Bundestagskandidatin  Nina  Scheer.  

Neben  aktuellen  lokalen  Themen,  

etwa  die  Möglichkeiten,  Fracking  im  

Kreis  zu verhintern,  wozu  sowohl  

Sigrid  Kuhlwein,  Nina  Scheer  als  auch  

Franz  Thönnes  ausführte n,  wurde  vor  

allem  über  die  Kommunalwahl  im  Mai  

2013  diskutiert.  Foto  v.l.n.r.:  Christian  Kröning,  SPD Landesgeschäftsführer;  Ralf  Steg-

ner,  Landesvorsitzender  der  SPD Schleswig -Holstein;  Susanne  Danhier,  Kreisvorsitzende  

SPD Stormarn,  Nina  Scheer.  

Keine  Ko mmen tare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  13.02.2013,  22:25  Uhr  -  7351  Clicks  -  Nr.  99  

Das  Vorschaltgesetz  ist  ein  Moratorium,  das  den  Dialog  
ermöglicht  

Zu  der  Forderung  des  CDU-Fraktionsvorsitzenden,  die  2.  Lesung  zur  Änderung  des  Schul-

gesetzes  zu verschieben,  erklärt  der  bildungspolitische  Sprecher  der  SPD-Landtagsfrak-

tion,  Martin  Habersaat:  

Die  Vorwürfe  von  Herrn  Callsen  sind  scheinheilig!  Nun  plötzlich  fordert  er  einen  Ăsachori-

entierten  Dialogñ ein?  Es war  die  schwarz -gelbe  Vorgängerkoalition,  die  jeglichen  Dialog  

verweigert  und  stattdessen  das  Schulgesetz  auf  Druck  der  FDP geändert  hat.  

Wir  haben  vor  der  Wahl  klar  gesagt,  was  wir  in  der  Bildungspolitik  wollen,  und  die  Bürge-

rinn en und  Bürger  haben  den  Politikwechsel  gewählt.  Damit  beginnen  wir  jetzt.  

 

https://www.spd-net-sh.de/scheer
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Das von  der  CDU skandalisierte  Vorschaltgesetz  ist  

ein  Moratorium,  das  für  den  Übergangszeitraum  bis  

zur  definitiven  Schulgesetznovelle  Bewegungen  ver-

hindert,  die  aus  unserer  Sicht  in  die  falsche  Richtung  

gehen:  Wir  wollen  nicht,  dass  weitere  Gemeinschafts-

schulen  vom  binnendifferenzierenden  auf  abschluss-

bezogenen  Unterricht  übergehen,  und  es sollen  keine  

G 8-Gymnasien  auf  den  neunjährigen  Weg  zurück-

kehren.  Darüb er  hinaus  öffnen  wir  den  von  CDU/FDP  

versperrten  Weg  zur  Einrichtung  gymnasialer  Ober-

stufen  an  Gemeinschaftsschulen,  wie  das  zahlreiche  

Schulträger  wünschen.  Da einige  dieser  Oberstufen  zum  nächsten  Schuljahr  eingerichtet  

werden  sollen,  müssen  wir  jetzt  handeln.  

 

Alle  ande ren  Änderungen  werden  in  die  große  Schulgesetznovelle  einfließen.  Das  Vor-

schaltgesetz  steht  nicht  im  Widerspruch  zum  Bildungsdialog,  sondern  ermöglicht  ihn  erst.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  00:31  Uhr  -  11547  Clicks  -  Nr.  100  

SPD  stellte  Kandidaten  zur  Kommunalwahl  auf.  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  Sozialdemokraten  haben  am  letzten  Mittwoch  

auf  einer  Hauptversammlung  ihre  Kandidaten  zur  Kom muna lwahl  am  26.  Mai  aufge-

stellt.  

Spitzenkandidat  wird  Arnold  Helmcke,  gefolgt  von  Stefanie  von  Moers  und  Bodo  Clausen.  

Wieder  dabei  ist  Birgit  Albrecht,  die  schon  einmal  über  10  Jahre  Stadtverordnete  war.  Auf  

der  Liste  folgen  die  gegenwärtigen  Stadtverord nete n Jan-Uwe  Schadendorf,  Klaus -Dieter  

Hinck,  Dr.  Manfred  Spies  und  Hans -Werner  Park.  Neue  Gesichter  stehen  auf  den  Plätzen  

9 folgende  mit  dem  jungen  Nachwuchsmann  Jonas  Schröder -Doms,  dem  stellvertreten-

den  Ortsvereinsvorsitzenden  Karl -Heinz  Otters  und  der er fahrenen  Anita  Neumann,  die  

zwar  neu  in  Bad  Bramstedt  wohnt,  aber  bis  Jahresende  noch  in  der  Ratsversammlung  

von  Bergkamen  saß.  Mit  Kaufmann  Hans -Georg  Benzmann,  Studienrätin  Dagmar  Neiss  

stehen  gleichfalls  neue  Namen  auf  der  Liste  und  Student  Frederik  Sup ola  ist  der  jüngste  

der  Listenkandidaten.  Uwe  Siesenop  hat  schon  Erfahrung  in  der  Bad  Bramstedter  Kom-

munalpoltik  gesammelt,  ebenso  wie  Bernd  Wendland  und  Matthias  Carl,  die  die  Liste  ab-

schließen.  Klaus -Dieter  Hinck  (Wahlkreis  11),  Hans -Georg  Benzmann  (Wk  7),  Arnold  

Helmcke  (Wk  1),  Jonas  Schröder -Doms  (Wk  5),  Hans -Werner  Park  (Wk  10),  Jan-Uwe  

Schadendorf  (Wk  4),  Birgit  Albrecht  (Wk  12),  Dr.  Manfred  Spies  (Wk  3),  Karl -Heinz  Ot-

ters  (Wk  6),  Bodo  Clausen  (Wk  9);  Anita  Neumann  (Wk  8),  es fehlt  Stephanie  von  Moers  

(Wk  2).  

Keine  Kommentare  

 

 

SPD Bad Bramstedt  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  00:39  Uhr  -  6441  Clicks  -  Nr.  101  

SPD:  Trinkwasser  muss  in  kommunaler  Hand  bleiben  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad Bramstedter  SPD will,  dass  die  Versorgung  der  Bad  Bramstedter  

Bevölkerung  mit  Trinkwasser  in  öffentlicher  Hand  bleibt  und  nicht  als  Spekulationsobjekt  

privatisiert  wird.  

 

Hintergrund  dieser  Forderung  ist  eine  neue  Richtlinie  der  EU-Kommission,  die  gerade  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


du rchs  Verfahren  der  EU läuft.  Demnach  

muss  künftig  überall  dort,  wo  der  Staat  nicht  

Alleineigentümer  der  Trinkwasserversorgung  

ist,  eine  Ausschreibung  der  weiteren  Trink-

wasserversorgung  erfolgen.  

 

Jan-Uwe  Schadendorf,  SPD-Stadtverordneter  

und  Mitglied  im  Aufsichtsrat  der  Stadtwe rke:  

ĂDas träfe  für  Bad  Bramstedt  zu,  da die  eON 

indirket  an  den  Stadtwerken  mit  gut  einem  

Drittel  beteiligt  ist.  Wir  als  SPD wollen  aber  

nicht  riskieren,  dass  Bad  Bramstedts  Trink-

wasser  künftig  von  Großkonzernen  wie  z.  B.  

Nestlé  best immt  wird  und  haben  daher  den  Bürgermeister  gebeten,  dieses  Thema  in  den  

städtischen  Gremien  zur  Erörterung  zu bringen.ñ 

Nach  Ansicht  der  SPD muss  zeitig  mit  der  eON gesprochen  werden,  um  die  Wasserver-

sorgung  ggf.  aus  den  Stadtwerken  herauszulösen  und  wied er  zu 100  %  unter  städtische  

Kontrolle  zu bringen.  Das könne  entweder  als  Eigenbetrieb  der  Stadt  erfolgen,  wie  es bis  

zur  Gründung  der  Stadtwerke  der  Fall  war,  oder  durch  Zuordnung  der  Wasserversorgung  

zu den  Wirtschaftsbetrieben,  die  zu 100  %  der  Stad t  gehören.  

 

Die  SPD lehnt  die  Pläne  der  Europäischen  Union  zur  Privatisierung  der  kommunalen  Was-

serversorgung  ab und  wird  sich  dafür  einsetzen,  dass  Wasserversorgung  in  Bad  

Bramstedt  weiter  in  städtischer  Hand  bleibt.  Wasser  sei  ein  Menschenrecht  und  kein  Ge-

schäftsmodell  ï und  darf  daher  nicht  zur  Ware  werden.  Die  Wasserversorgung  sei  am  

besten  in  öffentlicher  Hand  und  nicht  in  der  Hand  multinationaler  Konzerne  aufgehoben.  

Schadendorf:  ĂKurzfristige Gewinnerwartungen  sind  bei  einer  derart  wichtigen  Grundlag e 

un seres  täglichen  Lebens  völlig  falsch.  Wir  brauchen  daher  eine  sichere  Versorgung  mit  

Wasser  von  höchster  Qualität  ï das  garantieren  die  Kommunen.  Privatisiertes  Wasser  

wird  oft  nicht  nur  schlechter,  sondern  auch  teurer.ñ 

 

Die  SPD ruft  alle  Bürgerinnen  und  Bürger  auf,  sich  unter  www.right2water.eu/de  an  der  

Online -Petition  der  Europäischen  Bürgerinitiative  ĂWasser ist  ein  Menschenrechtñ zu be-

teiligen.  

 

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Süderbraru p -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  13:55  Uhr  -  4523  Clicks  -  Nr.  102  

Winteressen  SPD  Ortsverein  Süderbrarup  

Der  SPD Ortsverein  in  Süderbrarup  hat  auch  

in  diesem  Jahr  sein  Winteressen  durchgeführt.  

Der  OV-Süderbrarup  hatte  ins  Jäger´s  Ruh  

nach  Steinfeld  zum  Hol steiner  Büfett  ein gela-

den.  Zu  diesem  Anlass  kam  die  Landtagsab-

geordnete  Birte  Pauls  und  auch  aus  den  Nach-

bar -Ortsvereinen  Norderbrarup  und  Steinfeld  

waren  Gäste  gekommen.  

 

Im  Kreise  von  36  Personen  konnten  zwei  Mit-

glieder  geehrt  werden.  Die  Genossin  Gerda  E-

ckert  konnte  leider  nicht  anwesend  sein,  dafür  

freute  sich  der  Genosse  Rainer  Conrad  über  

seine  25 - jährige  Mitgliedschaft.  

 

https://www.spd-net-sh.de/sl/suederbrarup


Ralf  Wrobel  als  Vorsitzender  sowie  Birte  Pauls  MdL wiesen  darauf  hin,  dass  es in  der  

150jährigen  Geschichte  der  SPD immer  auf  die  Unterstützung  und  Mitarbeit  der  Genos-

sinnen  und  Genossen  ankam  und  auch  in  der  Zukunft  ankommt  wird.  Der  Ortsverein  Sü-

derbrarup  besteht  seit  1925  und  hat  in  dieser  langen  Zeit  viel  für  die  Gemeinde  bewirken  

können.  Das soll  auch  in  Zukunft  so bleiben,  dahe r freut  sich  der  Ortsverein  über  aktive  

Genossinnen  und  Genossen,  die  für  ihre  Gemeinde  ehrenamtlich  etwas  bewegen  wollen.  

 

Nach  den  politischen  Reden  wurde  in  geselliger  Runde  auch  über  nicht  politische  Themen  

gesprochen.  So fand  das  Winteressen  einen  gem ütlichen  Ausklang.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  15:23  Uhr  -  7372  Clicks  -  Nr.  103  

Bildungsdialog  fortsetzen,  neues  Schulgesetz  gemeinsam  
v orbe reiten  

 

Der  Bildungsausschuss  hat  heute,  am  14.  Februar  2013,  dem  Landtag  empfohlen,  ein  

Vorschaltgesetz  zum  Schulgesetz  zu beschließen.  Ein Antrag  der  CDU auf  Absetzung  des  

Tagesordnungspunktes  wurde  abgelehnt.  Dazu  erklärt  

Martin  Habersaat,  der  bild ungs politische  Sprecher  der  

SPD-Landtagsfraktion:  

 

Der  Gesetzentwurf  von  SPD, Bündnis  90  /  Die  Grünen  

und  SSW beinhaltet  drei  Regelungen:  

 

1.  Gemeinschaftsschulen  sollen  keine  ab-

schlussbezogenen  Klassen  mehr  einrichten.  

Aus unserer  Sicht  ist  das  alte,  drei glie drige  Schulsys-

tem  überwunden.  Schülerinnen  und  Schüler  werden  

nicht  mehr  nach  Klasse  4 in  drei  Sorten  Mensch  sortiert.  Gerade  Gemeinschaftsschulen  

sollen  andere  pädagogische  Konzepte  verfolgen.  Dafür  haben  wir  mit  dem  Haushalt  2013  

die  Zahl  der  Differe nzie rungsstunden  pro  Klasse  und  Woche  von  drei  auf  fünf  erhöht,  um  

die  Möglichkeiten  des  längeren  gemeinsamen  Lernens  zu verbessern.  

Wir  haben  einen  umfassenden  Bildungsdialog  gestartet.  Das neue  Schulgesetz  wird  im  

umfassendsten  Dialogprozess  erarbeitet,  den  das  Bildungswesen  in  Schleswig -Holstein  je  

erlebt  hat.  Die  nächste  Bildungskonferenz  steht  am  23.  Februar  auf  dem  Programm.  Weil  

das  neue  Schulgesetz  erst  im  Schuljahr  2014/15  in  Kraft  treten  kann,  wollen  wir  bis  da-

hin  Schritte  in  eine  aus  unserer  Sich t  fa lsche  Richtung  verhindern.  

 

2.  Keine  neuen  G9 -  oder  GY -  Gymnasien  

Unser  Ziel  ist  es,  Schülerinnen  und  Schülern,  die  das  Abitur  anstreben,  landesweit  die  

Wahl  zu geben:  das  Abitur  nach  acht  Jahren  am  Gymnasium  oder  nach  neun  Jahren  an  

Gemeinschaftsschu len  oder  beruflichen  Gymnasien.  Diese  Position  teilen  übrigens  die  

Landeselternvertretungen  für  Gemeinschaftsschulen  und  Gymnasien  ebenso  wie  die  Lan-

desschülervertretungen.  In  Hamburg  ist  das  Angebot  mit  Gymnasien  (G8),  Stadtteilschu-

len  und  Beruflichen  Schulen  (beide  G9)  vergleichbar,  auch  das  ist  für  uns  ein  Argument.  

Da das  neue  Schulgesetz  wegen  des  von  uns  initiierten  Bildungsdialoges  erst  zum  Schul-

jahr  2014/15  in  Kraft  treten  kann,  wollen  wir  bis  dahin  Schritte  in  eine  andere  Richtung  

verhindern.  Auch  mit  dieser  Regelung  zwingen  wir  keine  Schule  zur  Änderung  des  Beste-

henden,  alle  können  in  Ruhe  weiter  arbeiten.  

 

3.  Oberstufen  an  Gemeinschaftsschulen  

Im  Anhörungsverfahren  zu den  beiden  erstgenannten  Punkten  wurden  wir  darauf  hinge-

wiesen,  dass  die  von  Schwarz -Gelb  beschlossene  Fassung  des  Schulgesetzes  die  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Einrichtung  von  Oberstufen  an  Gemeinschaftsschulen  praktisch  unmöglich  macht  (ĂOber-

stufenverhinderungsparagrafñ). Gleichzeitig  sind  aber  die  ersten  der  2007  gegründeten  

Gemeinschaftsschulen  so weit  aufge wach sen,  dass  sie nach  den  Sommerferien  2013  mit  

dem  Oberstufenbetrieb  starten  könnten.  Das  betrifft  beispielsweise  die  Gemeinschafts-

schulen  in  Handewitt  und  Kellinghusen.  Auch  andere  Schulträger  wünschten  sich  Pla-

nungssicherheit  für  die  Einrichtung  neuer  Ober stufen.  

Aus unserer  Sicht  ist  die  Einrichtung  von  neuen  Oberstufen  der  konsequente  nächste  

Schritt  nach  der  Einführu ng  der  Schulart  Gemeinschaftsschule.  Diese  Meinung  wurde  im  

Anhörungsverfahren  vielfach  geteilt.  Dabei  geht  es nicht  um  einen  Kampf  der  Schu larten  

Gemeinschaftsschule  gegen  Gymnasium,  sondern  um  gerechte  Entwicklungschancen  für  

beide  Schularten.  Und  es geht  darum,  die  Quote  der  Abiturientinnen  und  Abiturienten  in  

Schleswig -Holstein  zu erhöhen.  Die  ist  bereits  heute  in  den  Kreisen  höher,  in  den en es 

mehr  Oberstufenangebote  gibt.  

 

Wir  schaffen  durch  dieses  Vorschaltgesetz  die  Voraussetzung,  den  Bildungsdialog  in  Ruhe  

fortzusetzen  und  in  ein  Gesetzgebungsverfahren  einzutreten,  das  erst  2014  abgeschlos-

sen  sein  wird.  Alle  Regelungen  des  Vorschal tges etzes  sind  befristet  bis  zum  31.7.2014,  

weil  am  1.8.2014  ein  neues  Schulgesetz  in  Kraft  treten  wird.  

Anregungen  aus  der  Anhörung,  beispielsweise  die  Möglichkeiten  der  Kooperation  von  Ge-

meinschaftsschulen  und  Beruflichen  Schulen  betreffend,  werden  wir  in das Gesetzge-

bungsverfahren  und  den  weiteren  Dialogprozess  einbeziehen.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Barmstedt  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  15:54  Uhr  -  7242  Clicks  -  Nr.  104  

Kreistagskandida t  no miniert  

Für  die  SPD Barmstedt  geht  Ole Korff  an  den  Start  

Die  Mitglieder  der  SPD Barmstedt  freuen  sich  über  ihren  Kreistags -Kandidaten  Ole 

Korff,  den  sie einstimmig  gewählt  haben.  Korff  ist  30  Jahre  alt  und  kann  mit  einem  beein-

druckenden  politischen  Profi l aufwarten:  

Seit  zwölf  Jahren  gehört  der  Physiotherapeut  der  SPD an,  darüber  hinaus  ist  er  seit  Jah-

ren  im  Gemeinderat  und  auf  Kreisebene  politisch  aktiv.  In  den  vergangenen  Jahren  war  

Korff  für  den  Wahlkreis  Elmshorn  im  Kreistag  tätig.  Da der  zweifach e Familienvater  seit  

2011  in  Sparrieshoop  lebt,  kandidiert  er  nun  in  Barmstedt.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Tangstedt  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  16:22  Uhr  -  8745  Clicks  -  Nr.  105  

Einlad ung  zum  26.  Mai  2013  

Liebe  Tangstedterinnen  und  Tangstedter,  
 
am  26.  Mai  2013  entscheiden  Sie  über  die  Zusammenset-
zung  der  Gemeindevertretung  Tangstedt  für  die  nächsten  
fünf  Jahre.  
 
Eine  ausgewogene  Zusammensetzung  der  Gremien  sorgt  
für  eine  transpare nte  und  bürgerorientierte  Politik.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


 

Wir  laden  Sie  herzlich  ein,  
an  der  Kommunalwahl  2013  teilzunehmen.  

 
Keine  aktive  Wahl,  keine  aktive  Mitbestim-

mung!  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  verö ffen tlicht  am  14.02.2013,  18:48  Uhr  -  10070  Clicks  -  Nr.  106  

Kreisparteitag  der  SPD  Stormarn,  9.  Februar  2013,  Lüt-
jensee  

Die  Bundestagskandidatin  Nina  Scheer  

besuchte  am  09.  Februar  den  Kreispartei-

tag  der  Stormarner  SPD, der  in  diesem  

Jahr  in  Lütjensee  st attf and.  Die  SPD Stor-

marn  stellte  insgesamt  40  Listenkandida-

ten  für  die  kommende  Kommunalwahl  am  

26.  Mai  2013  auf.   

Die  26  ersten  Plätze  auf  der  Liste  gingen  

in  der  vom  Kreisvorstand  vorgeschlage-

nen  Reihenfolge  an  25  Wahlkreiskandida-

ten.  Auf  Platz  1 -  und  ohne  Wahlkreis  -  

kandidierte  der  Fraktionsvorsitzende  

Reinhard  Mendel.  Dieser  erhielt  in  der  Ab-

stimmung  von  64  Stimmen  64  Ja-Stimmen  und  erreichte  damit  eine  Quote  von  100%.  

Insgesamt  12  Listenplätze  gingen  an  Frauen;  unter  den  ersten  10  Listenkandidaten  be-

fin den  sich  2 Personen  unter  30  Jahren.  

Die  Programmschwerpunkte  der  SPD-Stormarn  sind:  Ausbau  von  Seniorengerechten  

Wohnungen,  mehr  Geld  für  die  Kinderbetreuung,  Umweltschutz  und  Wirtschaftsförde-

rung.  

Die  Delegierten  betonten,  dass  die  gute  Situation  des  Kre ises  Stormarn  allen  Menschen  

zu Gute  kommen  muss.  Man  werde  weiter  gegen  Arbeitslosigkeit  und  für  gute  Löhne  

kämpfen.  Der  Antrag  der  Stormarner  Jusos,  weiterhin  Rechtsradikalismus  zu bekämpfen  

und  Aufklärungsarbeit  zu betreiben,  wurde  einstimmig  angeno mmen . 

Zudem  wurde  über  die  Gefahren  durch  Fracking  diskutiert  und  besprochen,  wie  die  EU-

weite  Bürgerinitiative  gegen  die  Privatisierung  des  Trinkwassers  unterstützt  werden  kann.   

Foto  v.l.n.r.:  Reinhard  Mendel,  Dr.  Nina  Scheer,  Rita  Thönnes,  SPD Bundestag sabg eord-

neter  Franz  Thönnes  

Keine  Kommentare  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


 

 

 

SPD-Schleswig -Flensburg  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  19:39  Uhr  -  20404  Clicks  -  Nr.  

107  

Ralf  Stegner  zu  Besuch  im  Kreis  Schleswig - Flensburg  

Auf  seinem  ganztätigen  Besuch  im  

Kreis  Schleswig -Flensburg  hatte  Ralf  

Stegner  viel  Zeit  mitgebracht.  Mor-

gens  besuchte  der  Landesvorsitzende  

zusammen  mit  dem  Bundestagskan-

didaten  Dirk  Peddinghaus,  MdL Birte  

Pauls  und  dem  Kreisvorsitzenden  Ralf  

Wrobel  die  Gemeinsch afts schule  in  

Süderbrarup.  

Nachmittags  reiste  die  Delegation  

nach  Schleswig,  wo  sie  bei  den  

Schleswiger  Stadtwerken  und  danach  

die  Schleswiger  Tafel  eingeladen  wa-

ren.  Die  ehrenamtlichen  Mitarbeiter  

der  Tafel  hinterließen  einen  lobens-

werten  Eindruck  über  ih r Engage-

ment  bei  der  Delegation.  Weiter  

stand  ein  Besuch  im  Sozialladen  der  

AWO im  Friedrichsberg  in  Schleswig  auf  dem  Programm,  wo  die  Mitarbeiter  die  schwie-

rige  Situation  am  Beispiel  der  Finanzierung  und  der unsicheren  Zukunft  des  Sozialladens  

im  Stadtte il  Friedrichsberg  schilderten.  

 

Abends  nahmen  Ralf  Stegner  und  der  Landesgeschäftsführer  Christian  Kröning  zuerst  an  

einer  Kreisvorstandssitzung  und  im  Anschluss  an  einer  Kreisverbandsauschusssitzung  im  

Hotel  Ruhekrug  teil.  Erfreut  zeigte  sich  Ralf  Stegner  übe r die  gewonnene  Niedersachsen-

wahl,  die  ein  Ergebnis  der  Geschlossenheit  der  Partei  sei.  Schwerpunktthemen  waren  die  

Kommunalwahlen,  die  Veranstaltungen  zum  150jährigen  Jubiläum  der  SPD und  Tag der  

Ortsvereine  am  4.  Mai  2013.  

 

Die  anwesenden  Teilnehmeri nnen  und  Teilnehmer  nutzten  die  Gelegenheit,  Fragen  zu 

den  Themen  Finanzausgleich  für  Gemeinden,  Erhalt  kleiner  Grundschulen,  Breitbandför-

derung  und  Zukunft  eines  Theaters  in  Schleswig  wurden  vom  Landesvorsitzenden  in  der  

abschließenden  Diskussionsrunde  beantw ortet.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  14.02.2013,  23:13  Uhr  -  7756  Clicks  -  Nr.  

108  

Politischer  Aschermittwoch  

Seitenhiebe  und  Solidarität  ï das  war  der  16.  Po liti sche  Aschermittwoch  in  

Marne  

Wir  hatten  schon  mehr  Besuch  in  der  Tonhalle  in  Marne,  aber  die  Inhalte  und  Personen  

stimmten.  Wann  gab  es das  schon  einmal  auf  einem  Politischen  Aschermittwoch  dass  alle  

Strophen  der  ĂInternationaleñ gesungen  wurden.  Gerd  Sell , Sänger  aus  Kiel  erinnerte  mit  

der  Internationale  an  die  150  Jahre  Traditionsgeschichte  der  SPD und  fand  mit  seinen  

https://www.spd-net-sh.de/sl
https://www.afa.spd-net-sh.de/


vier  Liedern  großen  Beifall.  Das MKG-Ballett,  das  Marner  Plattfeut -Männerballett,  die  Büt-

tenrednerin  Sabine  Kremer  und  insbesondere  der  Conférencier  Jörn  Thießen  in  bester  

ĂKapitalisten-Verkleidungñ waren  einfach  Spitze.  Der  Elferrat  war  wie  immer  guter  Stim-

mung  und  die  Blaskapelle  Neufeld  Marne  brachte  immer  rechtzeitig  den  wichtigen  Tusch.  

Bei  den  nachdenklichen  Teilen  erinnerte  der  AfA-Landesvorsitzende  Wolfgang  Mädel  an  

die  Betriebsstillegung  der  Prinovis  Druckerei  in  Itzehoe:  ĂDas muss  uns  erschrecken  und  

wütend  machen,  wie  dort  mit  den  Arbeitnehmern  von  Bertelmann  und  Springer  umge-

gangen  wirdñ und  forderte  den  ausstehenden  Baubeginn  der  dritten  Großschleuse  in  

Brunsbüttel  ein:  ĂSchleswig-Holstein  braucht  keine  bayrische  Showveranstaltung.  Wer  

den  Nord -Ostsee -Kanal  verkommen  lasse,  der  koppele  auch  Süddeutschland  von  der  

wirtscha ftlichen  Entwicklung  ab.ñ Der  karnevalistische  Shooting -Star  des  Abends  war  

Sönke  Rix,  Parteiratsvorsitzender  und  MdB aus  RD-Eck.  In  Wolfgang  Kubicki  hatte  er  sei-

nen  Lieblingsgegner  ausgemacht  und  teilte  in  alle  Richtungen  und  Parteien  ordentlich  

aus.  Es brachte  Spaß  ihm  zuzuhören  und  der  Beifall  zeigte,  der  war  nic ht  das  letzte  Mal  

in  Marne  auf  dem  Politischen  Aschermittwoch  der  AfA-Schleswig -Holstein.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  15.02.2013,  10:49  Uhr  -  9033  Clicks  -  Nr.  109  

Leis tungsfähige  Daten -Autobahnen  der  Zukunft  auch  im  
Kreis  Plön  

Leistungsfähige  Daten -Autobahnen  der  Zukunft  

auch  im  Kreis  Plön  

 

Der  elektronische  Austausch  von  Daten  nimmt  

in  der  heutigen  Informationsgesellschaft  immer  

mehr  zu.  Nahezu  alle  Bereiche  des  Arbei tens  

und  Lebens  sind  von  dieser  Entwicklung  betrof-

fen.  

Schon  heute  sind  optimale  Internetnutzungs-

möglichkeiten  wichtige  Kriterien  bei  der  Woh-

nortwahl,  der  Ansiedlung  von  Betrieben,  und  

der  Auswahl  von  touristischen  Urlaubszielen.  

Die  Nachfrage  nach  hoh en Datenraten  wird  

weiter  dynamisch  ansteigen.  Somit  ist  eine  

leistungsfähige  Breitbandversorgung  eine  

Schlüsseltechnologie  von  strategischer  Bedeu-

tung.  

 

ĂEine leistungsfähige  Breitbandversorgung  gehört  zu der  Basisinfrakstruktur  des  21.  

Jahrhundert  und  wi e die Versorgung  mit  Wasser  und  Energie  zur  Daseinsvorsorge.ñ be-

tont  Dr.  Birgit  Malecha -Nissen,  Mitglied  des  Plöner  Kreistages  und  Direktkandidatin  für  

den  deutschen  Bundestag.  

 

Aus diesem  Grunde  ist  aus  Sicht  der  SPD-Kreistagsfraktion  eine  kreisweit,  stab ile  Breit-

bandinfrastruktur  für  die  soziale,  bevölkerungspolitische  und  wirtschaftliche  Entwicklung  

der  Gemeinden  und  Städte  zwingend  notwendig.  Die  Verfügbarkeit  schneller  und  leis-

tungsfähiger  Internetanschlüsse  ist  ein  wesentlicher  Faktor  für  die  Wettbewe rbsf ähigkeit  

und  Standortattraktivität  unserer  Kommunen  im  ländlichen  Raum.  

 

Aus diesem  Grunde  haben  bereits  einige  Ämter  selbst  erste  Schritte  in  Richtung  Breit-

bandausbau  unternommen,  um  nicht  von  der  Entwicklung  abgekoppelt  zu bleiben.  Und  

hier  sieht  die  SPD-Fraktion,  den  Kreis  in  seiner  Ausgleichs -  und  Ergänzungsfunktion  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


gefragt.  Ziel  des  Kreises  muss  es sein,  den  Breitbandausbau  als  Teil  der  Grundversor-

gung  für  Wohnen  und  Wirtschaft  noch  stärker  als  bisher  zu unterstützen  und  zu koordi-

nieren.  

 

ĂDeshalb hat  die  SPD-Fraktion  bereits  in  der  Dezembersitzung  2012  des  Kreistages  die  

Verwaltung  gebeten,  in  Zusammenarbeit  mit  den  Ämtern  eine  stärkere  Koordinierungs-

rolle  zu übernehmen  und  Möglichkeiten  aufzuzeigen,  den  Breitbandausbau  insbesondere  

in  der  Fläche  zügig  und  effektiv  voranzubringen.  In  der  Februarsitzung  2013  wird  die  

SPD-Fraktion  eine  Machbarkeitsstudie  unterstützen,  die  die  bisherigen  und  neue  Ergeb-

nissse  zu einem  großen  Ganzen  zusammenf¿hrt.ñ berichtet  Helga  Hohnheit,  stellvertre-

tende  Fraktionsvors itze nde  und  Kreistagskandidatin.  

 

Die  Landesregierung  stellt  Mittel  in  Höhe  von  3 Mio.  ú ab  2013  für  die  Kreise  und  Ämter  

bereit.  Das Wirtschaftsministerium  sieht  als  Grundlage,  um  die  erforderlichen  Geamtin-

vestition  von  fünf  Milliarden  ú zu schultern,  eine  enge  Partnerschaft  zwischen  Wirtschaft,  

Kommunen,  Verbänden  und  dem  Land.  

 

ĂDas Argum ent,  dass  sich  eine  schnelle  Internettechnologie  im  ländlichen  Raum  für  die  

Anbieter  nicht  lohnt,  darf  nicht  mehr  gelten.  Da muss  auch  der  Bund  unterstützen.  Ohne  

staatliche  Unterstützung  gäbe  es bis  heute  noch  keine  Stromversorgung  auf  den  Halligen,  

die  1954  das  erste  Lichtfest  feierten.ñ schmunzelt  Birgit  Malecha -Nissen.  

 

Foto:  

von  links  Günther  Danklefsen,  SPD Barkauer  Land,  Dr.  Birgit  Maleche -  Nissen,  Helga  

Hohnheit  und  Staatssekretär  Dr.  Frank  Nägele,  und  Regina  Poersch,  MdL.  

 

Kommentar  von  Radermacher  vom  03.09.2014,  11:11  Uhr:  

RE:  Leistungsfähige  Daten - Autobahnen  der  Zukunft  auch  im  Kre  

Wir  wollen  im  Oktober  nach  Kaköhl  ins  Wohngebiet  "Hagensche  Koppel"  ziehen.  Der  von  

uns  bei  1und1  beauftragte  Telefon -  un d DSL-Anschluss  wird,  so die  Firma  1und1  heute,  

storniert,  da die  Telekom  als  Grundversorger  keine  Leitung/Anschlüsse  freigibt  bzw.  hat.  

In  einem  Neubaugebiet  mit  ca.  42  Grundstücken,  die  noch  nicht  einmal  alle  bebaut  sind,  

soll  es keine  Möglichkeit  geben,  einen  Internet -Anschluss  zu realisieren  ? Selbst  per  Funk  

gibt  es angeblich  keine  Möglichkeit.  Wer  plant  denn  da ? Ich  habe  bei  einem  großen  

Energieversorger  gearbeitet,  wenn  da so geplant  worden  wäre  ...?  

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  15.02.2013,  11:07  Uhr  -  7648  Clicks  -  Nr.  110  

Studierende  2020  -  Regierung  im  Dialog  

ĂDer Hochschuldialog  dieser  Landesregierung  kann  sich  nicht  allein  in  Gesprächen  mit  

den  Präsidien  der  Hoch schulen  erschöpfen.  Mir  ist  wichtig,  dass  der  Dialog  mit  Ihnen,  mit  

den  Studierenden  stattfindetñ, sagte  Bildungs -  und  Wissenschaftsministerin  Prof.  Dr.  

Waltraud  ´Wara´  Wende  zur  Eröffnung  einer  Diskussionsveranstaltung  unter  der  Über-

schrift  ĂStudierende 2020  -  Chancen  und  Perspektivenñ. 

 

Eingeladen  waren  Vertreter  aller  Studentenvertretungen,  des  Studentenwerks  und  die  

hochschulpolitischen  Sprecher  der  Landtagsfraktionen.  Mit  dabei  war  auch  Marti n Haber-

saat  als  hochschulpolitischer  Sprecher  der  SPD-Landtag sfraktion.  

 

 

Die  Themen  ĂVereinbarkeit und  Chancenñ sowie  ĂMitbestimmungñ prägten  die  Dialogver-

anstaltung.  ĂEs ging  um  alles,  was  sein  muss,  damit  Studieren  gelingen  kannñ, betonte  

die  Ministerin  und  nannte  zum  Beispiel  studentisches  Wohnen.  ĂWir arbeiten  dran,  dass  

mailto:g.radermacher@nexgo.de
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


die  Situation  im  Land  immer  besser  wird  

-  und  es gibt  bereits  Erfolgeñ, sagte  

Wende  und  wies  unter  anderem  auf  die  

mit  Landeshilfe  geplante  Aufstockung  

des  Edo-Osterloh -Hause  in  Kiel  mit  etwa  

70  neuen  Wohnheimplätzen  hin.  In  

Flensburg  stünden  zudem  die  Zeichen  

für  die  Realisierung  von  120  neuen  

Wohnheimplätzen  günstig,  und  für  200  

neue  Wohnplätze  auf  dem  Campus  der  

Christian -Albrechts -Universität  in  Kiel  ab 

2014  gebe  es gleich  mehrere  Interes-

senten.  

 

Ministerin  Wende  sagte  den  Studieren-

den  auch  zu,  dass  die  Landesregierung  

mit  Blick  auf  eine  Novellierung  des  BAföG  die  intensiven  Gesprächen  mit  dem  Bund  fort-

setze:  ĂWir wollen  Verbesserungen  für  die  finanzielle  Situation  der  Studierenden  errei-

chenñ, sagte  Wende.  Sie räumte  allerdings  ein,  dass  dies es Thema  mit  erheblichem  ge-

setzgeberischem  Aufwand  verbunden  und  sehr  teuer  sei.  Zum  Thema  Mitbestimmung  

macht e die  Bildungs -  und  Wissenschaftsministerin  deutlich,  dass  man  darüber  nachden-

ken  könne,  welche  Möglichkeiten  es gibt,  studentische  Beteiligung  in  den  Senaten  der  

Hochschule  für  Bereiche  jenseits  von  Forschung  und  Lehre  zu erweitern.  ĂWenn wir  dar-

über  nachdenken,  dann  setzt  das  aber  auch  voraus,  dass  neue  Beteiligungsmöglichkeiten  

auch  ernsthaft  wahrgenommen  werdenñ, forderte  Wende  die  Studierenden  zum  Mitma-

chen  auf.  

 

Martin  Habersaat:  ĂDie Ministerin  und  der  zuständige  Staatssekretär,  Rolf  Fischer,  haben  

sich  nicht  nur  Zeit  für  den  Dialog  mit  den  Studierenden  genommen,  sondern  auch  auf  

Augenhöhe  mit  allen  Beteiligten  diskutiert  und  sich  nicht  gesche ut,  auch  Fragen  zu stel-

len.  So macht  der  Dialog  SpaÇ.ñ In  der  vergangenen  Legislaturperiode  hatte  der  Bil-

dungsausschuss  ein  solches  Dialogforum  organisieren  müssen,  bei  dem  Vertreter  der  Re-

gierungsfraktionen  oft  und  die  Ministeriumsspitze  fast  immer  fehlte .  
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Thönnes  fordert  vom  Vorstandsvorsitzenden  der  Luft-
hansa  Vertragstreue  

Stellenabbau  bei  Lufthansa  Revenue  Services  in  Norderstedt  

Seit  dem  Herbst  2012  sehen  sich  400  Beschäftigte  der  Lufthansa  Revenue  

Services  (LRS)  in  Norderstedt  mit  der  Absicht  des  Unternehmens  konfron-

tiert,  dass  am  Standort  Norderstedt  300  Arbeitsplätze  abgebaut  werden  sol-

len.  

 

Bereits  am  7.  Dezember  letzten  Jahres  nahmen  der  SPD-Bundestagsabge-

ordnete  Franz  Thönnes  und  der  Norderstedter  SPD-Fraktionsvorsitzende  Jür-

gen  Lange  an  einer  Protestveranstaltung  der  Mitarbeiter  vor  dem  Werkstor  teil.  ĂEs war  

wichtig  zu zeigen,  dass  die Beschäftigten  nicht  alleine  sind  und  wir  solidarisch  an  ihrer  

Seite  stehenñ, so Thönnes.  Ebenso  hat  sich  der  SPD-Politiker  am  17.  Dezember  mit  den  

Betriebsräten  und  der  Geschäftsführung  der  LRS getroffen.  

 

Da es bislang  keine  Anzeichen  für  eine  grundsät zliche  Änderung  der  
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Unternehmensabsicht  gibt  und  bei  der  Lufthansa  vielleicht  sogar  Überlegungen  bestehen,  

die  Schutzregelungen  im  gültigen  Tarifvertrag  infrage  zu stellen,  hat  sich  Franz  Thönnes  

am  15.  Februar  in  einem  Brief  direkt  an  den  Vorsitzenden  der  Deutschen  Lufthansa  AG, 

Dr.  Christoph  Franz,  gewandt.  Thönnes:  ĂBis zu 2/3  der  Beschäftigten  arbeiten  schon  seit  

über  15  Jahren  bei  LRS. Hier  sieht  der  mit  der  ver.di  abgeschlossene  Manteltarifvertrag  

vor,  dass  ordentliche,  betriebsbedingte  Kündigungen  ausgeschlossen  werden.  Das gilt  es 

jetzt  auch  einzuhalten,  denn  soziale  Gerechtigkeit  basiert  auch  auf  Vertragstreue.  Die  Si-

cherheit,  die  Lufthansa  im  Alltagsgeschäft  gegenüber  den  Kunden  erbringt,  muss  auch  

für  Beschäftigten  geltenñ. 

 

In  seinem  Schreiben  fo rmuliert  der  SPD-Bundestagsabgeordnete  deshalb  drei  Bitten.  Ers-

tens:  Vertragstreu  zu bleiben  und  den  gültigen  Tarifvertrag  einzuhalten.  Zweitens:  Die  

Grundsatzentscheidung  zum  Arbeitsplatzabbau  zu überdenken  und  den  Standort  Nor-

derstedt  zu erhalten.  Dritte ns:  Sofern  an  der  Negativ -Entscheidung  festgehalten  wird,  in  

einen  konstruktiven  Dialog  mit  dem  Betriebsrat  und  der  Gewerkschaft  ver.di  zu treten,  

um  über  einen  wesentlich  längeren  Zeitraum  für  die  Beschäftigten  sozialverträgliche  und  

faire  Verabredungen  zu treffen.  

 

ĂDie Beschäftigten  haben  jahrzehntelang  ihre  Arbeitskraft  in  das  Unternehmen  einge-

bracht  und  mit  guter  Leistung  für  Qualität  und  verlässliche  Betriebsabläufe  gesorgt.  Diese  

gemeinsame  Verbundenheit  sollte  Verantwortung  und  Verpflichtung  sein,  sich  vertrags-

treu,  verhandlungsflexibel  und  gesellschaftlich -sozial  verantwortlich  zu zeigen.  Das ist  die  

Deutsche  Lufthansa  ihren  Beschäftigten  schuldigñ, so der  SPD-Politiker  in  seinem  Brief  an  

den  Vorstandsvorsitzenden  Dr.  Christoph  Franz.  
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Was  wird  aus  dem  Barkauer  Land,  wenn  die  B 404  zur  
Autobahn  21  wird?  

Was wird  aus  dem  Barkauer  Land,  wenn  die  B 404  zur  Autobahn  21  wird?  Diese  Frage  

treibt  die  Menschen  im  Barkauer  Land  seit  langer,  langer  Zeit  um.  Am  Montag  dieser  Wo-

che  (11.  Februar)  war  es soweit:  Die  Landesregierung  kam  und  hörte  zu.  Staatssekretär  

Dr.  Frank  Nägele  aus  dem  Ministerium  für  Wir tschaft,  Arbeit,  Verkehr  und  Technologie  

des  Landes  Schleswig -Holstein  nahm  sich  anderthalb  Stunden  Zeit,  

um  in  der  Alten  Schmiede  in  Barmissen  mit  Vertreterinnen  und  Vertretern  des  Barkauer  

Landes  zu diskutieren.  Frank  Nägele  folgte  damit  einer  Einladung  der  Landtagsabgeord-

neten  Regina  Poersch  und  der  SPD Barkauer  Land  mit  ihrem  Vorsitzenden  Günther  

Danklefsen.  Es war  das  erste  Mal,  dass  sich  ein  Mitglied  der  Landesregierung  die  Sorgen  

und  Anregungen  aus  dem  Barkauer  Land  anhörte!  Und  es war  schon  beeindru ckend,  was  

Rainer  Hingst,  Vorsitzender  des  Bürgervereins  Barkauer  Land,  und  Wulf  Riethausen,  

Sprecher  der  AG Siedlungsentwicklung  im  Bürgerverein  und  profunder  Kenner  der  Aus-

baupläne  für  die  A 21  dem  Staatssekretär  schilderten.  Frank  Nägele  war  voll  des  Lobes:  

ĂHier wird  Landesentwicklung  im  besten  Sinne  gemacht.ñ Seit  mehr  als  fünfzehn  Jahren  

befasst  man  sich  im  Barkauer  Land  mit  ganz  viel  ehrenamtlichem  Engagement  mit  der  

Zukunft  dieses  ländlichen  Raumes  vor  den  Toren  der  Landeshauptstadt  Kiel.  Vor  allem  

der  Ausbau  der  Bundesstraße  404,  die  zurzeit  noch  die  elf  Gemeinden  des  Barkauer  Lan-

des  verbindet,  zur  Bundesautobahn  21  wird  das  Leben  der  Menschen  verändern  und  stellt  

uns  vor  Herausforderungen.  Nachdrücklich  wies  Wulf  Riethausen  darauf  hin,  dass  Schü-

ler verkehre,  Buslinien,  Feuerwehrrouten,  landwirtschaftlicher  Verkehr  und  nicht  zuletzt  

der  Ausweichverkehr  im  Fall  einer  Störung  auf  der  Autobahn  gelöst  werden  müssen.  Dies  

ist  ohne  eine  ausreichende  Fahrbahnbreite  und  ohne  einen  Geh-  und  Radweg  auf  keinen  

Fall  machbar!  Die  Argumente  waren  für  Staatssekretär  Dr.  Nägele  und  seinen  mit  ange-

reisten  Abteilungsleiter  Günther  Meienberg  nachvollziehbar.  Versprechen  für  das  laufende  
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Planfeststellungsverfahren  wurden  zwar  nicht  gemacht,  aber  Verabredungen  für  weitere  

Gespräche  getroffen.  Dabei  wird  es auch  um  die  Frage  gehen,  welche  Kosten  der  Bund  

als  Straßenbaulastträger  für  die  Ausweichstrecke  übernimmt.  Der  Bund  sorgt  in  der  Regel  

nur  für  das  Allernötigste,  in  diesem  Fall  eine  5,5m  breite  Straße  ohne  Geh-  und  Radwe g.  

Das wird  hier,  wie  vom  Bürgerverein  dargelegt,  aber  keinesfalls  reichen.  Und  so bleibt  

am  Ende  die  Frage  an  den  Haushaltsgesetzgeber  des  Landes  (und  damit  uns  Landtagsab-

geordnete),  ob  das  Land  hier  unterstützen  kann.  Anders  als  unter  der  Vorgängerregie-

rung  sind  wir  mit  der  Aufnahme  von  Gesprächen  aber  schon  ein  ganzes  Stück  weiter!  Der  

zweite  Teil  der  Veranstaltung,  an  der  neben  10  von  11  Bürgermeistern  des  Barkauer  Lan-

des  auch  die  stellvertretende  Kreispräsidentin  und  örtliche  Kreistagsabgeordnete  Helga  

Hohnheit  sowie  die  SPD-Bundestagskandidatin  Dr.  Birgit  Malecha -Nissen  teilnahmen,  

widmete  sich  der  Verfügbarkeit  von  schnellem  Internet  im  ländlichen  Raum.  Während  

Günter  Kalin  und  die  anwesenden  gemeindlichen  Vertreter  davor  warnten,  zu viel  Geld  in  

imme r wieder  neue  Machba rkeitsstudien  zu stecken,  sprach  sich  Frank  Nägele  genau  da-

für  aus  und  mahnte  die  koordinierende  Funktion  des  Kreises  Plön  an.  Wenn  dann  fest-

stehe,  welche  Technologie  wo  zum  Einsatz  kommen  solle,  stelle  das  Land  Fördermittel  

bereit.  Unt erstützung  erhalten  die  Gemeinden  vom  Breitbandkompetenzzentrum  des  Lan-

des  Schleswig -Holstein.  Sorge  bereite  dem  Land  allerdings  die  Zukunft  und  die  Ausstat-

tung  der  EU-Strukturfonds,  die  ab dem  kommenden  Jahr  neu  aufgelegt  werden.  Ziel  der  

Landesregierung  ist  es,  auch  in  Zukunft  den  Ausbau  von  Breitband  im  ländlichen  Raum  

zu fördern.  Regina  Poersch  
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Kreis - SPD  diskutiert  europäische  Energiepolitik  

ĂWir wollen  einerseits  eine  möglichst  dezentrale  Energieerzeugung  und  -versorgung.  

Andererseits  wollen  wir  aber  auch  die  natürlichen  Standortvorteile,  über  die  einzelne  

Regionen  in  Europa  verfügen  für  die  Nutzung  erneuerbarer  Energien  nutzen  (Sonne,  

Wind,  Wasserkraft).  Dazu  ist  eine  europäische  Energiepolitik  und  Planung  der  Netzinfra-

struktur  notwendig.ñ 

Dies  ist  eine  der  zentralen  Aussagen  eines  Diskussionspapiers,  das  der  Arbeitskreis  Euro-

päische  Energiepolitik  der  SPD Rendsburg -Eckernförde  unter  der  Leitung  des  stellv.  

Kreisvorsitzenden  Götz  Borchert  erarbeitet  hat.  Die  Diskussion  angesto ßen hatte  der  

Sprecher  des  EuropaForums  der  SPD Schleswig -Holstein,  Martin  Tretbar -Endres  aus  

Rendsburg,  der  darau f aufmerksam  gemacht  hatte,  dass  die  Energiepolitik  ein  wichtiges  

Feld  einer  verstärkten  europäischen  Zusammenarbeit  sei.  ĂDerzeit ist  dieses  Politikfeld  

auf  europäischer  Ebene  jedoch  in  erster  Linie  durch  nationale  Egoismen  geprªgtñ, so Bor-

chert.  Um  für  diesen  Bereich  Positionen  und  Zukunftsideen  zu entwickeln,  bildete  sich  ein  

zehnköpfiger  Arbeitskreis.  ĂWir haben  in  den  vergangenen  fast  zwei  Jahren  verschiedene  

Fragen  diskutiert:  Welche  Bedeutung  spielt  eine  dezentrale  Energieversorgung  in  den  

Kommunen  für  die  Energiewende?  Welche  Interessen  hat  die  Wirtschaft?  Was für  Tech-

nologien  werden  entwickelt?  Welche  Herausforderungen  stellen  sich  beim  Ausbau  der  

Netze?  Was muss  sich  im  politischen  System  der  europäischen  Union  ändern,  damit  die  

Energiewende  geling en  und  alle  Menschen  gleichermaßen  der  Zugang  zu Energie  gewähr-

leistet  und  bezahlbar  ist?ñ Analyse  und  erste  Antworten  hat  der  Arbeitskreis  in  einem  

18seitigen  Diskussionspapier  zusammengefasst.  ĂBestandteil dieses  Papiers  sind  auch  

konkrete  Vorschläge  wie  die  Ostseeregion  zu einer  Modellregion  einer  nachhaltigen  und  

sicheren  Energieversorgung  werden  kannñ, so Martin  Tretbar -Endres.  ĂWir brauchen  

mehr  gebündelte  Kompetenzen  in  Brüssel,  wenn  eine  europaweite  Energiewende  gelin-

gen  soll.ñ Der  Arbeitskreis  vers chickt  das  Papier  in  den  nächsten  Wochen  sowohl  inner-

halb  der  SPD als  auch  an  Unternehmen,  Forschungseinrichtungen  und  weitere  Akteure  

der  Energiepolitik,  um  Stellungnahmen  und  konkrete  Vorschläge  zu erhalten.  ĂDas 

Thema  ist  unglaublich  komplex.  In  unserer  Freizeit  haben  wir  uns  als  Ehrenamtliche  
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Gedanken  gemacht,  jetzt  möchten  wir  gerne  Expertinnen  und  Experten  dazu  bittenñ, er-

klärt  Götz  Borchert.  Spätestens  in  der  zweiten  Jahreshälfte  2013  soll  ein  umfassender  

Antrag  zur  europäischen  Energiepolitik  für  den SPD-Parteitag  vorliegen.  

zum  Diskussionspapier...  
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Erfolgreiche  und  arbeitsintensive  JHV  der  SPD  Steinfeld -
Ulsnis  

Auf  der  sehr  gut  besuchten  Jahreshauptver-

sammlung  des  SPD Ortsvereins  Steinfeld -

Ulsnis  stan den  in  diesem  Jahr  reguläre  Wah-

len  und  Aufstellung  von  Kandidatinnen  und  

Kandidaten  für  die  Gemeinde  Steinfeld  auf  

dem  Programm.  

Sehr  erfreut  waren  die  Mitglieder,  dass  der  

Bundestagskandidat  Dirk  Peddinghaus  und  

der  Kreisvorsitzende  Ralf  Wrobel  an  der  Jah-

reshauptversammlung  teilgenommen  haben,  

die  bei  der  Durchführung  der  Versammlung  

unterstützend  mitgewirkt  haben.  

Ralf  Wrobel  leitete  souverän  die  Versamm-

lung  und  Dirk  Peddinghaus  wirkte  als  Mit-

glied  in  der  Zählkommission  zum  guten  Gelingen  der  JHV mit.  

 

Als Vorsitzende  Anneliese  Marxen  wurde  einstimmig  wiedergewählt.  Alle  bisherigen  Vor-

standsmitglieder  Torben  Mohrfeldt  (stellver tretender  Vorsitzender),  Jürgen  Schacht  (Kas-

sierer),  Dörte  Weitkamp  (Schriftführerin)  und  die  Beisitzer  Heinrich  Buch,  Klaus -Gerd  

Junge,  Dieter  Kinne,  Dirk  Nissen  und  Kay  Schillert  wurden  ebenfalls  bei  der  Wahl  bestä-

tigt.  Der  Vorstand  wurde  mit  dem  jugendlichen  Nachwuchs  Marieke  Zander,  Christoph  

Junge  und  Fabian  Marx  verstärkt,  die  als  Beisitzer  gewählt  wurden.  Als Revisoren  wurden  

Johannes  Hansen  und  Holger  Krause  bestätigt.  

 

Außerdem  wurden  Delegierte  und  Ersatzdelegierte  für  den  Kreisparteitag  und  Kandidatin-

nen  und  Kandidaten  für  die  Kommunalwahl  am  26.  Mai  2013  in  der  Gemeinde  Steinfeld  

aufgestellt  

 

Als Listenkandidaten  für  die  Gemeinde  Steinfeld  wurden  in  der  Reihenfolge  Heinrich  

Buch,  Anneliese  Marxen,  Jürgen  Schacht,  Klaus -Gerd  Junge,  Martin  Knackstedt,  Chris-

toph  Junge,  Marieke  Zander,  Dirk  Nissen,  Annemarie  Güthle,  Fabian  Marx  und  Dörte  

Weitkamp  aufgestellt.  Als Direktkandidate n wurden  die  ersten  5 der  Liste  gewählt.  

 

Über  2 Anträge  zu den  Themen  "Beitragsverteilung"  mit  Weiterleitung  an  den  Ordentli-

chen  Landesparteitag  und  "Ermäßigte  Schülerbeförderungskosten  auch  für  Wohngeld-

empfänger"  an  der  Kreisverband  Schleswig -Flensburg  wurde  beraten  und  sie wurden  ein-

stimmig  angenommen.  

 

Dirk  Peddinghaus  pr äsentierte  in  seinem  Grußwort  seine  Schwerpunkte  mit  den  Themen  

gute  Arbeit,  starke  Zukunft,  sichere  Renten,  gutes  Wohnen  und  gegen  Leiharbeit,  für  die  

er  als  Bundestagskandidat  unter  dem  Motto  "Mit  Leidenschaft  für  gutes  Leben"  antreten  

wird.  

 

Ralf  Wrobel  berichtete  über  seine  Arbeit  im  Kreisverband  Schleswig -Flensburg  und  über  
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seine  fast  täglichen  Besuche  in  den  Ortsvereinen  im  Kreis,  wo  er  für  die  Unterstützung  

bei  den  Kreistagswahlen  und  um  Unterstützung  für  Dirk  Peddinghaus  zur  Bundestagswahl  

wirbt.  

 

Die  Vorsitzende  Anne  Marxen  zeigte  sich  erfreut  über  die  konsequent  gute  Arbeit  im  

Ortsverein  und  bat  alle  um  Unterstützung  für  die  Kommunalwahl,  damit  Heinrich  Buch  als  

Bürgermeister  in  Steinfeld  seine  engagierte  und  anerkannte  Arbeit  im  Sinne  aller  Bürge-

rinnen  und  Bürger  fortführen  kann.  

 

Zum  Foto:  Der  OV-Vorstand  mit  dem  Bundestagskandidaten  Dirk  Peddinghaus  und  dem  

Kreisvorsitzenden  Ralf  Wrobel,  von  links  nach  rechts:  Heinrich  Buch,  Dieter  Kinne,  Dörte  

Weitkamp,  Fabian  Marx,  Jürgen  Schacht,  Anneliese  Marxen,  Dirk  Nissen,  Dirk  Peddin-

ghaus,  Ralf  Wrobel,  Torben  Mohrfeldt,  Christoph  Junge  und  Marieke  Zander.  Auf  dem  

Foto  fehlen  Klaus -Gerd  Junge  und  Kay  Schillert.  
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Wechsel  im  SPD - Ortsverein  Langwedel  

Die  Mitglieder  der  SPD Langwedel  haben  am  

15.  Februar  2013  in  ihrer  Jahreshauptver-

samml ung  Ralf  Spilker  zum  neuen  Vorsitzen-

den  gewählt.  

 

Ralf  Spilker  löst  an  der  Spitze  der  SPD Lang-

wedel  den  67 - jährigen  Jens Loewer  ab,  der  

nicht  erneut  als  Vorsitzender  kandidierte.  In  

Eckernförde  geboren  und  aufgewachsen,  en-

gagierte  Jens Loewer  sich  schon  fr üh  im  Se-

gelclub  und  der  kirchlichen  Jugendarbeit.  

Seit  dieser  Zeit  war  es für  ihn  selbstver-

ständlich,  ehrenamtlich  zu arbeiten  und  sozi-

ale  Verantwortung  zu übernehmen.  1987  zog  er  nach  Langwedel  und  trat  1988  der  SPD 

bei.  Seit  1994  ist  Jens Loewer  Mitglied  des  Gemeinderats  in  Langwedel.  Dem  SPD Orts-

vereinsvorstand  Langwedel  wird  er  weiterhin  als  Kassierer  angehören.  

 

Der  neu  gewählte  SPD Ortsvereinsvorsitzende  Ralf  Spilker  ist  41  Jahre  alt,  hat  zwei  

Söhne  und  ist  Verwaltungsreferent  im  Öffentlichen  Dienst.  Ralf  Spilker  ist  seit  1988  SPD-

Mitglied.  Geboren  und  aufgewachsen  in  Kiel,  lebt  Ralf  Spilker  seit  2004  in  Langwedel  und  

arbeitet  seitdem  aktiv  im  SPD-Ortsverein  mit.  Seit  2008  gehört  er  dem  Gemeinderat  

Langwedel  an.  

 

Ralf  Spilker  dankte  seinem  Vorgänger  Jens Loewer  ausdrücklich  für  dessen  unermüdli-

chen  Einsatz.  ĂIch will  die  engagierte  und  bürgernahe  Politik  der  SPD in  Langwedel  fort-

setzen  und  stehe  zusammen  mit  unserem  neuen  Vorstand  für  Kontinuität  und  Verläss-

lichkeitñ so Spilker.  

 

Der  am  15.  Februar  2013  gewählte  Vorstand  des  Ortsvereins  Langwedel:  

Ralf  Spilker  (Vorsitzender),  Ernst -Albert  Neumann  (Stellvertretender  Vorsitzender),  Katja  

Schillhorn  (Schriftführerin),  Jens Loewer  (Kassierer),  Christel  Bodenbach  (Beisitzerin),  

Swen  Stagars  (Beisitzer)  und  Stefan  Wolgast  (Beisitzer).  

Kassenprüferinnen  sind  Susanne  Schöttke  und  Unn  Halm.  

 
Keine  Kommentare  

https://www.spd-langwedel.de/
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Zu  gewagt?  

Die  SPD Langwedel  ist  jetzt  auch  auf  Fa-

cebook  zu finden.  Bisher  gibt  es 1-3 Mal  

pro  Jahr  die  SPD Bürgerzeitung  Lupe,  die  

vom  Ortsverein  an  jeden  Haushalt  verteilt  

wird.  Das bleibt  auch  so.  Aktuell  werden  

aber  auch  neue  Wege  beschritten.  Zu  ge-

wagt?  

 

Ziel  ist  es,  mi t  dem  neuen  Internetauftritt  

und  der  frisch  gegründeten  Facebook -

Seite  mehr  Langwedeler  zu erreichen,  um  

den  Austausch  zum  (nicht  nur  kommunal-

politischen)  Geschehen  zu organisieren.  

 

Das ist  nicht  zu gewagt,  sondern  genau  der  richtige  Weg,  sagen  die  Mitgli eder  des  SPD-

Ortsvereins  Langwedel.  Was meinen  Sie? 

 

Wenn  Sie  an  Infos  und  Austausch  interessiert  sind,  Ălikenñ Sie SPD Langwedel  auf  Face-

book:  

SPD Langwedel  bei  Facebook  

 
Keine  Kommentare  
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Gemeinsam  für  unsere  Gemeinde  aktiv  werden!  

Unter  diesem  Motto  lädt  die  SPD Nahe  Sie  her zlich  zum  Bürgerdialog  ein.  

am  23.  Februar  2013  

um  10.00  Uhr  

im  Dörphus,  Dorfstraße  

Wir  möchten  Ihre  Ideen  und  Anregungen  für  die  weitere  Entwicklung  Nahes  aufnehmen  

und  diskutieren.  Die  Ergebnisse  dieses  Dialogs  werden  wir  in  unser  Wahlprogramm  für  

die  Kommunalwahl  einfließen  lassen.  

Mit  dem  Einsatz  vieler  Naher  Bürger  konnte  ein  Verkauf  des  Abwassernetzes  verhindert  

werden  und  der  Vorschlag,  das  Dörphus  teilweise  abzureißen,  fand  keine  Zustimmung.  

Dies  sind  nur  zwei  Beispiele  dafür,  wie  wichtig  es ist  sich einzubringen.  Die  Themenberei-

che  in  einer  Gemeinde  sind  vielseitig.  Von  Kinderbetreuung  bis  zu Baugebieten.  Von  Um-

welt  bis  zur  Infrastruktur.  

ĂWir wollen  mehr  Demokratie  wagenñ hat  Willy  Brandt  in  seiner  Regierungserklärung  von  

1969  gesagt  und  auch  heute  ist  diese  Aussage  richtig!  

Deswegen  möchten  wir  Sie aktiv  mit  einbinden  und  den  Worten  auch  Taten  folgen  lassen.  

Uns ist  Ihre  Meinung  wichtig.  

Kommen  Sie am  23.  Februar  zu unserem  Bürgerdialog  ins  Dörphus  und  beteiligen  Sie 

sich  an  der  Gestaltung  der  Zuku nft  unserer  Gemeinde.  

Sollten  Sie  verhindert  sein,  können  Sie  Ihre  Wünsche  und  Anregungen  an  folgende  Ad-

resse  senden  .  

 

Herzliche  Grüße  

 

SPD-Nahe  

https://www.spd-langwedel.de/
https://www.facebook.com/pages/SPD-Langwedel/404230999670353?ref=hl
https://www.spd-segeberg.de/nahe


Marc -André  Ehlers  

Hüttkahlen  33  

23866  Nahe  

Telefon  1799  oder  0160 -913  107  64  

marc -andre.ehlers@web.de  
Keine  Kommentare  
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Kann  man  in  Nahe  alt  werden?  

Dieser  Frage  widmet  sich  die  St iftung  Miteinander  um  das  Ehepaar  Rüdiger  und  Beata  

von  Hanxleden,  die  vor  vielen  Jahren  bereits  den  Biohof  mit  der  Wohngruppe  Miteinander  

ins  Leben  gerufen  haben.  

Das Risiko  der  Vereinsamung  im  Alter  wächst.  Irgendwann  kann  man  seinen  Haushalt  

nicht  mehr  alleine  führen.  Der  Partner  stirbt,  die  Kinder  hat  es im  Zuge  unserer  mobilen  

Gesellschaft  in  alle  Welt  verschlagen  und  dann  ist  häufig  der  Weg  in  eines  der  Alters-

heime  in  den  Nachbargemeinden  unumgänglich.  Damit  wird  man  zum  einen  aus  seiner  

gewohnten  Umg ebung  und  seinem  sozialen  Umfeld  gerissen,  man  verliert  aber  auch  ei-

nen  großen  Teil  seiner  Autonomie,  weil  man  sich  dem  Rhythmus  und  den  Einschränkun-

gen  des  Heims  anpassen  muss.  

Die  Idee  der  Stiftung  Miteinander:  

Unter  einem  Dach  mieten  die  Bewohner  separa te  Wohnungen,  in  denen  sie  selbständig  

ihr  Leben  führen.  Zugleich  wird  eine  Gemeinschaft  entstehen,  die  gegenseitige  Unterstüt-

zung  und  gemeinsame  Aktivitäten  möglich  macht.  Das Haus  wird  komplett  barrierefrei  

gebaut,  mit  Gemeinschaftsräumen,  die  sowohl  von  den  Bewohnern  als  Orte  des  Zusam-

menkommens  genutzt  werden  können,  die  aber  auch  öffentlichen  Veranstaltungen  die-

nen  können.  Dadurch  wird  das  Haus  gleichzeitig  ein  Treffpunkt  für  Nahe.  Begleitet  wird  

die  Planung  von  der  Stiftung  Miteinander,  zu der  bereits  die  Wohngruppe  Miteinander  mit  

dem  Biohof  in  der  Dorfstraße  gehört.  Ziel  ist,  dass  die  Interessenten  am  Wohnprojekt  

eine  eingetragene  Wohnungsbaugenossenschaft  gründen.  Auf  ihrem  Treffen  am  

6.11.2012  hat  die  Gruppe  den  Beschluss  gefasst,  eine  BGB-Gesellsc haft  zu gründen,  die  

die  Planungsphase  bis  zur  Gründung  der  Genossenschaft  finanziell  absichert.  

Vorgesehen  waren  bisher  9 Wohnungen,  das  Objekt  wird  aber  bei  entsprechender  Nach-

frage  auf  13  Wohnungen  erweitert.  

Die  Gruppe  erhofft  sich  für  die  Interessente n eine  Altersspanne  von  mindestens  20  Jah-

ren,  so dass  die  Jüngeren  die  Älteren  auf  freiwilliger  Basis  unterstützen  können.  Ein 

Grundstück  neben  dem  Biohof  ist  bereits  vorhanden.  Für  die  Hälfte  der  Wohnungen  sind  

bereits  Interessenten  aus  der  Region  vorhand en.  Angestrebt  wird  ein  Mietpreis  von  ca.  

10  EUR /m.  

Unterstützt  wird  die  Idee  des  Projekts  von  der  Kirchengemeinde  Nahe.  

Auf  der  Landesbeiratssitzung  der  Aktivregionen  am  21.  Juni  2012  wurde  das  Projekt  

ĂOrte der  Begegnung  in  Naheñ als  Leuchtturmprojekt  anerkannt.  

Einen  noch  größeren  Nutzen  für  das  Dorf  insgesamt  könnte  die  Anlage  entfalten,  wenn  im  

Außenbereich  ein  Platz  für  Spiel  und  Fitness  entstehen  würde,  den  neben  den  Bewohnern  

auch  alle  Naher  nutzen  könnten.  Die  Gemeinde  diskutiert  hierzu  einen  eige nen  Antrag  an  

die  Aktiv -Region  Alsterland  zu stellen.  

Inzwischen  fiel  der  Beschluss  der  Gemeindevertretung  einen  Ăvorhabenbezogenenñ B-

Plan für  das  Grundstück  aufzustellen.  

Wer  Interesse  an  dem  Projekt  hat,  kann  sich  an  Rüdiger  von  Hanxleden,  Tel.  

0162/309 1220  (info@stiftung -miteinander.com),  Matthias  Röwer,  Tel.  04535/6804  

(matthias.roewer@t -online.de)  oder  Manfred  Dierfeld,  Tel.  0171/4527290  (corina.dier-

feld@gmx.de)  wenden.  

 
Keine  Kommentare  

mailto:marc-andre.ehlers@web.de
https://www.spd-segeberg.de/nahe
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Kreis - SPD  lud  zum  Jahresempfang  

Der  Jahresempfang  des  SPD-Kreisverbandes  und  der  SPD-Kreistagsfraktion  war  wie-

der  einmal  ein  voller  Erfolg.  Über  250  Gäste  aus  Politik,  Wir tschaft,  Verwaltung,  Ver-

einen  und  Verbänden  hatten  wieder  einmal  den  Weg  ins  Bürgerzentrum  in  Büdelsdorf  ge-

funden.  

Der  Kreisvorsitzende  und  Bundestagsabgeordnete  Sönke  Rix  freute  sich  über  das  rege  

Interesse.  Eine  besondere  Freude  war  es ihm,  zahlreiche  Mitglieder  zu ehren  und  Neumit-

glieder  zu begrüßen.  

 

Dr.  Kai  Dolgner,  SPD-Kreisfraktionsvorsizender,  erinnerte  an  zwei  verstorbene  Persön-

lichkeiten,  die  beide  die  SPD-Kreistagsfraktion  geführt  hatten:  Wulf  Jöhnk  und  Dieter  El-

lefsen.  Dolgner  ging  auch  auf  aktu elle  Themen  der  Kreispolitik  ein  und  versprach:  ĂWenn 

wir  eine  Mehrheit  dafür  im  Kreistag  dafür  zusammenbekommen  sollten,  wird  die  SPD die  

Abschaffung  der  Elternbeteiligung  an  den  Schülerbeförderungskosten  durchsetzen.ñ 

 

Der  SPD-Landes -  und  Landtagsfraktio nsvorsitzende  Ralf  Stegner  beschrieb  anschließend  

Erfolge  der  neue  Landesregierung.  Die  Koalition  halte  Wort  und  setze  viele  Wahlverspre-

chen  um.  Als Beispiele  nannte  er  den  Bildungsdialog  und  die  Rücknahme  schwarz -gelber  

Kürzungen  im  soziale n Bereich.  

 

Mit  einer  kleinen  Ausstellung  aus  Plakaten,  Schriften,  Wahlprogrammen  und  vielen  ande-

ren  Quellen  aus  den  letzten  Jahrzehnten  leistete  der  Kreisverband  außerdem  einen  Bei-

trag  zum  150jährigen  Parteijubiläum  in  diesem  Jahr.  

 

Für  40  Jahre  Mitgliedschaft  wurden  in  Büdelsdorf  persönlich  geehrt:  

Hans -August  Ammon  aus  Hamdorf,  Dieter  Böge  aus  Rendsburg,  Holger - Jürgen  Börner  

aus  Dänischenhagen,  Christa  Deppendorf  aus  Schwedeneck,  Rolf  Diedrichsen  aus  Groß -

Wittensee,  Andreas  Fleck  aus  Felde,  Jutta  Greiner  aus  Rendsburg,  Uwe  Hansen  aus  Fock-

bek,  Erich  Harders  aus  Melsdorf,  Gerhard  Hasert  aus  Rieseby -Kosel,  Willi  Hoffmann  aus  

Borgstedt,  Wolfgang  Jarck  aus  Kronshagen,  Manfred  Jessen  aus  Flintbek,  Detlef  Köpke  

aus  Brügge,  Edmund  Köpke  aus  Büdelsdorf,  Uwe  Krohz  aus  Nortorf,  Uwe Loeptien  aus  

Büdelsdorf,  Friedrich -Wilhelm  Lück  aus  Westensee,  Wolfgang  Majer  aus  Rendsburg,  

Hans -Uwe  Messerschmidt  aus  Eckernförde,  Jörg  Müller  aus  Schülp,  Johannes  Orlowsky  

aus  Hohenwestedt,  Ronald  Otto  aus  Westensee,  Norbert  Pennewiß  aus  Bredenbek  , 

Hans -Jobst  Redinger  aus  Hohenwestedt,  Klaus  Rieper  aus  Jevenstedt,  Werner  Rupnow  

aus  Ehndorf,  Karl -Heinz  Rüter  aus  Haby,  Siegfried  Schulz  aus  Kronshagen,  Gerhard  

Staack  aus  Schacht -Audorf,  Peter  Steffen  aus  Schwe deneck,  Werner  Strehlow  aus  Fock-

bek,  Jürgen  Tiedemann  aus  Rendsburg,  Hartmut  Trimpler  aus  Holtsee,  Manfred  Voswin-

kel  aus  Brekendorf,  Klaus  Witzig  aus  Eckernförde,  Elke  Zellhöfer  aus  Tüttendorf  und  

Heinz  Zemke  aus  Westerrönfeld.  Insgesamt  sind  89  Mitglieder  im  Kreisverband  in  2012  

40  Jahre  in  der  SPD. 

 

Für  50  Jahre  Mitgliedschaft  sind  12  Mitglieder  zu ehren.  

Persönlich  anwesend  waren  Wolfgang  Letmade  aus  Rendsburg  und  Wolf -Dieter  Lübke  aus  

Altenholz.  

 

Für  65  Jahre  Mitgliedschaft  wurden  geehrt:  

Ruth  Borkowski  aus  Schacht -Audorf,  Hans -Joachim  Flohr  aus  Flintbek,  Käthe  Schröder  

aus  Eckernförde,  Helga  Schulz  aus  Eckernförde  und  Gretchen  Seidlberger  aus  Flintbek.  

 

Die  Neueintritt  2012  wurden  ebenfalls  nach  Büdelsdorf  eingeladen.  Von  den  87  Neumit-

gliedern  fanden  22  Neugenossen/ - innen  den  Weg  nach  Büdelsdorf.:  

 

Keine  Kommentare  
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famila  beteiligt  sich  bei  der  Umfrageaktion  der  SPD  

Bad  Bramstedt.  Die  Fragebogena ktion  hat  

bereits  mehr  als  500  ausgefüllte  Fragebo-

gen  an  die  SPD zurückgeschwemmt.  Der  

Pressesprecher  der  Partei,  Jan-Uwe  Scha-

dendorf  ĂDas übertrifft  unsere  Erwartungen  

deutlich  und  es ist  überaus  erfreulich,  dass  

die  Bürgerinnen  und  Bürger  aus  Bad  

Bramste dt  und  Umgebung  so intensiv  da-

von  Gebrauch  machen,  Ihre  Meinung  kund  

zu tun.ñ 

Die  Umfrage  läuft  noch  bis  15.3.  März.  

Ab dem  15.2.  liegt  der  Fragebogen  auch  

am  Servicetresen  des  famila -Warenhauses  

aus.  Warenhausleiter  Andreas  Findeisen  

unterstützt  die  Umfra ge von  ganzem  Her-

zen,  da sie auch  für  alle  Gewerbetreibenden  am  Ort  neue  Erkenntnisse  bringen  werde  

und  eben  auch  für  die  Fachmärkte  auf  dem  famila -Gelände.  

 

Wegen  der  großen  Beteiligung  an  der  Umfrage  hat  die  SPD noch  Fragebögen  nachdru-

cken  lassen,  um  die  Annahmestellen  damit  versorgen  zu können.  Annahmen  erfolgen  bei  

Eisenwaren -Fülscher  am  Bleeck,  Buchhandlung  Hans  im  Glück  im  Landweg,  Buch&M edien  

im  Maienbeeck  ,  findefuxx  am  Kirchenbleeck  und  jetzt  auch  bei  famila.  

 
Keine  Kommentare  
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Bürger  beklagen  Fachärztemangel  ï SPD  wendet  sich  an  
kassenärztliche  Vereinigung  

Bad  Bramstedt.  Die  vor  einer  Woche  ges tar-

tete  Umfrage  der  Bad  Bramstedter  Sozial -de-

mokraten  zur  Stadt  als  Wohn - , Einkaufs -  und  

Dienstleistungsort  ist  zwar  noch  in  vollem  

Gange,  aber  gleichwohl  kann  die  SPD schon  

erste  Tendenzen  berichten.  

Der  Pressesprecher  der  Partei,  Jan-Uwe  Scha-

dendorf  ĂAuffällig  viele  Fragebögen  enthalten  

den  Hinweis  auf  einen  Mangel  an  Fachärzten.  

Vorne  an  bei  den  Nennungen  stehen  Kinder-

arzt,  Hautarzt  und  ein  niedergelassener  Ortho-

päde.  Aber  auch  weitere  Angebote  bei  Gynä-

kologen,  HNO-Arzt  und  Augenarzt  stehen  ne-

ben  anderen  Fachärzten  auf  der  Wunschliste  

der  Bürgerinnen  und  Bürger  aus  Bad  Brams -

tedt  und  Umgebung.ñ 

Insbesondere  das  Fehlen  eines  Kinderarztes  

hat  die  SPD bewogen,  in  dieser  Sache  sogleich  

aktiv  zu werden.  Die  Partei  hat  sich  schriftlich  

an  die  Kassenärztlichen  Vereinigung  Schleswig -Holstein  (KVSH)  in  Bad  Segeberg  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


gewandt,  um  zu erfahren,  warum  die  Praxis  in  Bad  Bramstedt  nicht  neu  besetzt  wird.  

Nach  Kenntnis  der  SPD hat  sich  der  Vermieter  der  bisherigen  Kinderarztpraxis  sehr  um  

eine  Nachfolge  bemüht,  ist  aber  u.a . an  schwer  nachvollziehbaren  Regularien  der  KVSH 

bzw.  des  Gesundheitswesens  gescheitert .  

Die  Sozialdemokraten  wollen  sich  damit  nicht  zufrieden  geben  und  warten  nun  auf  die  

Antwort  aus  Bad  Segeberg.  

 

Zudem  hat  die  SPD an  den  Anworten  zur  Umfrage  bemerkt,  dass  vielen  Bad  Bramsted-

tern  noch  nicht  richtig  bekannt  ist,  dass  das  Klinikum  in  der  Oskar -Alexander -Straße  seit  

geraumer  Zeit  ein  MVZ (Medizinisches  Versorgungszentrum)  sein  eigen  nennt.  Dort  wer-

den  diverse  Leistungen  angeboten  u.a.  auch  die  eines  Kinder orthopä -den.  Dieses  Leis-

tungsspektrum  sollte  die  Klinik  nach  Ansicht  der  SPD noch  besser  bekannt  machen  und  

hat  auch  die  Klinik  entsprechend  kontaktiert.  

 

(Foto:  Kinderaztpraxis  am  Bleeck  -  seit  Monaten  vakant,  trotz  großer  Mühen  des  Vermie-

ters)  
Keine  Komm entare  
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SPD - Tangstedt  lud  zum  Preisskat  

Am  15.02.2013  lud  die  SPD - Tangstedt  zum  Preisskat  in  die  Räumlichkeiten  der  

Freiwilligen  Feuerwehr  Wilstedt  ein.  Neben  Skat  wurde  Knobeln,  Kniffeln  und  Fipsen  

angeboten.  

Beim  Fipsen  werden  aus  dem  normalen  Skatblatt  alle  Karokarten  bis  auf  die  Karo -Sieben  

aussortiert.  Ziel  des  Spiel  mit  25  Karten  ist  es,  möglich st  viele  Punkte  zu machen,  in  dem  

mindestens  die  angesagte  Anzahl  von  Stichen  erreicht  wird.  

 

Es wurde  intensiv  gespielt.  Dabei  konnten  alle  Teilnehmer  sich  auf  Gewinne  freuen.  Mit  

kühlen  wie  heißen  Getränken  und  frisch  gestrichenen  Broten  war  für  das  leiblic he Wohl  

gesagt.  
Keine  Kommentare  
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Torsten  Albig:  Dialog  außerhalb  der  engen  Kammern  der  
Staatskanzlei!  

ĂEs war  für  mi ch ein  spannender  Abend,  ich  brauche  die  Ideen  und  die  Begeisterung  der  

Menschenñ. Mit  diesem  Resümee  beendete  Ministerpräsident  Torsten  Albig  sein  erstes  

Bürgergespräch  in  Kaltenkirchen.  

Zuvor  hatte  sich  der  Ministerpräsident  locker,  konzentriert  und  ohne  Phrasen  über  zwei  

Stunden  lang  den  Fragen  der  Teilnehmer  und  des  Moderators  Norbert  Radzanowski  im  

vollbesetzten  Kaltenkirchener  Bürgerhaus  gestellt.  

Dodenhof -Erweiterung,  S-Bahn  und  AKN sowie  der  Weiterbau  der  Autobahn  A20:  Albig  

bezog  zu allen  Themen  deutlich  Stellung.  

Zu  den  Erweiterungsplänen  des  Mode -  und  Einrichtungshauses  wies  der  Regierungschef  

darauf  hin,  dass  es im  Rahmen  des  Zielabweichungsverfahrens  einen  schwierigen  Abwä-

gungsprozess  geben  werde,  der  nicht  allen  Wünschen  gerecht  werden  könne.  

Die Entscheidung  verlange  in  der  Landesplanung  eine  dynamische  Sichtweise  auf  die  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt
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gesellschaftliche  Entwicklung  und  eine  veränderte,  viel  komple-

xere  Konsumwelt.  Innerstädtische  Entwicklungen  stünden  dabei  

ebenso  im  Fokus  wie  die  zahlreichen  Internetmärkte.  Er plä-

dierte  aber  auch  für  einen  verantwortungsvollen  Umgang  mit  

Unternehmen,  die  investieren  wollen.  

Zur  Modernisierung  der  AKN und  der  geforderten  S-Bahn -Ver-

bindung  bis  nach  Kaltenkirchen  legte  Albig  die  Prioritäten  klar  

auf  den  Tisch.  Als erste  Maßnahm e sei  gemeinsam  mit  Hamburg  

der  Bau  der  S-Bahnlinie  4 im  Osten  Hamburgs  nach  Bad  

Oldesloe  festgelegt  worden,  auf  Platz  zwei  stehe  die  S 4 Rich-

tung  Elmshorn  und  Wrist  auf  der  Tagesordnung.  

Erst  dann  sei  der  Ausbau  der  S21  nach  Kaltenkirchen  vorgese-

hen.  

Der  Regierungschef  stellte  auf  Anfrage  eines  Bürgers  fest,  dass  

es beim  Weiterbau  der  Autobahn  A20  keinen  Stopp  gebe,  son-

dern  an  den  Planungen  inklusive  Elbquerung  weiter  gearbeitet  werde.  Die  Finanzierung  

müsse  mit  dem  Bund  geklärt  werden.  Ehrgeiziges  aber  auch realistisches  Ziel  der  Lan-

desregierung  sei  es,  zunächst  bis  2017  die  Anbindung  der  A20  an  die  A7 zu erreichen.  

Ministerpräsident  Torsten  Albig  wird  die  Veranstaltungsform  ï die  einen  offenen  und  

transparenten  Umgang  der  Landesregierung  mit  den  Bürgerinn en und  Bürgern  herstellt ï 

in  Heide,  Lübeck  und  Geesthacht  fortsetzen.  

Kommentar  von  Joker  vom  19.02.2013,  11:15  Uhr:  

RE:  Torsten  Albig:  Dialog  außerhalb  der  engen  Kammern  der  St  

Das Problem  ist,  dass  der  Dodenhof  sich  Stück  für  Stück  Sonderrechte  erstreitet,  die  an-

dere  nocht  bekommen.  Dann  sollte  man  konsequent  sein  und  keinem  Investor  mehr  Vor-

schriften  machen  zu Verkaufsflächen  etc.  ...  Das  macht  die  Landesplanung  aber  ständig  

...  wenn  es um  kleine  und  mittelständi sche  Unternehmen  geht.  Für  die  Großen  gibt  es 

natürlich  mit  präsidaler  Unterstützung  eine  Extrawurst.  

SPD-Langwedel  -  veröffentlicht  am  18.02.2013,  19:11  Uhr  -  8150  Clicks  -  Nr.  124  

Einwohnerversamm lung  in  Langwedel  

Die  Gemeinde  lädt  alle  Bürgerinnen  und  Bürger  von  Langwedel  am  Donnerstag,  

21.2.2013  um  19:30  Uhr  ins  Sportheim  ein.  

In  der  Einwohnerversammlung  geht  es neben  den  Informationen  aus  der  Gemeinde  um  

den  Bebauungsplan  Nr.  10.  

Genauer  um  den  Bereich  zwischen  dem  Olendiekskamp  und  dem  Friedhof.  

 

Größere  Karte  anzeigen  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  09:45  Uhr  -  13174  Clicks  -  Nr.  125  

SPD - MdB  Thönnes:  Jetzt  bewerben  für  Deutschen  Bür-
gerpreis  2013  

ĂEngagiert vor  Ort:  mitreden,  mitmachen,  mitgestalten!ñ 

Ab sofort  sind  Bewerbungen  für  den  Deutschen  Bürgerpreis  der  Initiative  

Ăf¿r mich.  für  uns.  für  alle.ñ möglich.  Das Motto  lautet  2013:  ĂEngagiert 

vor  Ort:  mitreden,  mitmachen,  mitgestalten!ñ. Gesucht  werden  Personen,  

Projekte  und  Unternehmer,  die  mit  ihrem  freiwilligen  Engagement  die  Le-

bensqualität  vor  Ort  verbessern  und  das  Gemeinwohl  stärken.  

 

ĂDieses Jahr  stehen  die  vielen  innovativen  Kooperations -  und  Vernetzungsformen  im  

mailto:jo-k-er@ggmail.com
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Mittelpunkt,  die  Bürgerinnen  und  Bürger,  oft  gemeinsam  mit  ihren  Kommunen,  entwi-

ckeln  und  umsetzen . Ob es um  den  Einsatz  für  Mobilitätsangebote,  unterfinanzierte  Thea-

ter  oder  den  vor  dem  Aus stehenden  Jugendclub  geht,  mit  ihrem  Einsatz  tragen  die  Eh-

renamtlichen  dazu  bei,  Deutschland  sozial  gerechter  zu gestaltenñ, so der  SPD-Bundes-

tagsabgeordnete  Franz  Thönnes.  

 

Der  Deutsche  Bürgerpreis  wird  in  den  Kategorien  ĂAlltagsheldenñ, ĂEngagierte Unterneh-

merñ, ĂU21ñ und  ĂLebenswerkñ verliehen.  Zusätzlich  wird  mit  dem  ĂVideo Awardñ ein  

Publikumspreis  ausgelobt.  ĂDie Bewerber  nehmen  zunächst  auf  lokaler  Ebene  am  Wett-

bewerb  teil.  Die  Gewinner  gehen  automatisch  ins  Rennen  um  den  nationalen  Bürger-

preisñ, beschreibt  der  SPD-Politiker.  Eine  Fachjury  wählt  dann  die  Sieger,  die  im  Rahmen  

einer  feierlichen  Preisverleihung  Ende  des  Jahres  in  Berlin  gewürdigt  werden.  Bundesw eit  

werden  Sachpreise  im  Wert  von  insgesamt  über  300.000  Euro  vergeben;  davon  allein  

41.000  Euro  für  den  nationalen  Wettbewerb.  

 

Teilnahmeschluss  ist  der  30.  Juni  2013.  Die  Bewe rbungsunterlagen  erhalten  Interessierte  

bei  teilnehmenden  Sparkassen  der  Initia tive  oder  im  Internet  unter  www.deutscher -buer-

gerpreis.de . 

 

ĂAuch im  Kreis  Segeberg  gibt  es viele  gute  Beispiele  für  herausragendes  Bürgerschaftli-

ches  Engagement.  Deshalb  würde  ich  mich  über  eine  rege  Beteiligung  aus  unserer  Region  

freuenñ, betont  Thönnes.  

 

Bildquelle:  Initiative  Ăf¿r mich.  für  uns.  für  alle.ñ 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Schacht -Audorf  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  10:06  Uhr  -  6232  Clicks  -  Nr.  

126 20  Jahre  SPD - Skat  Schacht - Audorf  

Streng  nach  der  Skatordnung  wollten  elf  

Mannschaften  spielen,  deshalb  versammel-

ten  sie  sich  am  Freitag  den  15.  Februar  im  

Audorfer  Hof.  

Zwei  Frauen  und  50  Männer  hatten  sich  

ang ekündigt  und  trafen  auch  alle  ein.  Dazu  

verkündete  einer  der  Organisatoren,  Edgar  

Schmidt,  zu Beginn  des  Turniers:  ĂIch 

danke  Euch,  dass  alle  Angemeldeten  ge-

kommen  sind,  das  vereinfacht  den  Ablauf.ñ 

Ohne  viele  Worte  hielt  sein  Kollege  Rainer  Böttcher  ein  Tablett  in  die  schon  vor  ihm  dicht  

gedrängte  erwartungsvolle  Menge:  Die  Lose mit  den  Sitzplätzen  fanden  reißenden  Ab-

satz.  

 

ĂScharfñ spielen  heißt:  Unberechtigtes  Ausspielen  oder  falsches  Bedienen  beendet  sofort  

das  Spiel  zugunsten  der  Gegenpartei.  Außerdem:  Im  Gegensatz  zu diversen  praktizierten  

Regeln  bekommt  der  Sieger  beim  Ramsch  nur  20  Punkte  gutgeschrieben.  Wichtig  ist  

auch  die  Regel  5 vom  ausgelegten  Merkzettel:  Der  Skat  darf  nicht  vom  Kartengeber  ein-

gesehen  werden,  ebenso  ist  es ihm  verboten,  in  die  Karten  seines  linken  und  rechten  

Nachbarn  hinein  zu schauen.  Er darf  dies  nur  nach  einer  Seite  tun.  Haben  sich  alle  daran  

gehalten?  Klar  doch.  Übrigens  für  Skat -Neulinge  zur  Info  hier  die  Merkzettel -Regel  8:  Null  

zählt  23,  Nullhand  35,  Nullouvert  46,  Nullou vert  Hand  59,  und  Grand  hat  einen  Grund-

wert  von  24  Punkten.  

 

Während  der  Spiele  hörte  man  von  den  13  Tischen  mit  je  vier  Spielern  die  verschiedens-

ten  Geräusche:  Lautes  Lachen,  enttäusche  Grunzlaute,  den  Ruf  nach  ĂKarinñ oder  

http://www.deutscher-buergerpreis.de/
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ärgerliche  Ausbrüche  wie  ĂSo ein Mist!ñ oder  aber  auch  ganze  Sätze,  wie:  ĂIch kann  nicht  

ramschen,  ich  muss  Punkte  machen.ñ Nach  einem  verlorenen  Spiel  hörte  ich:  ĂManchmal 

denkt  man,  der  andere  reizt  noch  weiter  ...ñ 

 

Kurz  vor  Mitternacht  verkündete  Edgar  Schmidt  die  Ergebnisse  der  Man nschaftswertung:  

Der  erste  Platz  (4818  Punkte)  ging  an  die  Mannschaft  1 der  SPD mit  den  Herren  Johan-

nes  Fraj,  Uwe  Thalmann,  Dieter  Herzog  und  Horst  Köller  (s.  Foto).  Die  nachfolgenden  

Ränge  erkämpften  sich  die  Teams  von  Vineta,  Hol  Rut,  dann  der  Tennis -Club,  Schreber-

garten  2,  Feuerwehr,  Of-Beat -Kirche,  Schrebergarten  1,  Siedlerbun d,  Ev.  Kirchenge-

meinde  und  SPD 2.  Als bester  Spieler  gewann  diesmal  Michael  Zunkel  mit  2011  Punkten.  

 

Es hat,  glaube  ich,  allen  viel  Spaß  gebracht.  Bleibt  gesund,  wir  sehen  uns  dan n wieder  

beim  21.  SPD-Skat  am  14.2.2014.  Tschüss  und  ein  gutes  Jahr!  

Horst  Köller  
Keine  Kommentare  

 

 

 

AfA Schleswig -Flensburg  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  10:08  Uhr  -  6638  Clicks  -  Nr.  

127  

Ben te  Reimer  als  AfA  Vorsitzende  bestätigt  

An der  AfA Mitgliederversammlung  in  Raben-

kirchen  im  Kreis  Schleswig -Flensburg  nah-

men  als  Gäste  der  Bundestagskandidat  Dirk  

Peddinghaus,  der  AfA Landesvorsitzende  

Wolfgang  Mädel,  Christian  Reimer  AfA  Flens-

burg,  der  Kreisvorsitzende  Ralf  Wrobel  und  

von  den  Jusos  Jan Thorben  Book  teil.  Der  

Vorstand  wurde  gewählt  und  die  AfA Landes-

konferenz  wurde  vorbereitet.  

Bente  Reimer  und  Anne  Marxen  blickten  auf  

zwei  arbeitsintensive  Jahre  in  ihren  Rechen-

schaftsberichten  zurück  und  die  Gäste  be-

tonten  in  ihren  Grußworten  die  Wichtigkeit,  sich  für  eine  gerecht  bezahlte  Arbeit  und  bes-

sere  Arbeitsbedingungen  einzusetzen  und  aus  den  Fehlern  der  Vergangenheit  zu lernen  

bzw.  diese  zu korrigieren.  

 

Bei  den  Wahlen  wurden  Bente  Reimer  (Vorsitz ende),  Reinhard  Vieth  (stv.  Vorsitzender),  

Anne  Marxen  (Schriftführerin/Öffentlichkeitsarbeit)  und  als  Beisitzerin  Hanna  Hansen  und  

als  Beisitzer  Peter  Casper,  Hermann  Dederichs,  Holger  Groteguth,  Jürgen  Klose  bestätigt.  

Joachim  Förster  und  Arne  Mumm  wurde n als  neue  Beisitzer  in  den  Vorstand  gewählt.  

 

Einen  großen  Raum  nahm  die  Vorbereitung  der  AfA Landeskonferenz  ein,  die  am  13.  April  

in  Neumünster  stattfindet.  Als Delegierte  wurden  Bente  Reimer,  Anne  Marxen,  Hanna  

Hansen,  Ralf  Wrobel,  Peter  Casper  und  Reinhard  Vieth  und  als  Ersa tzdelegierte  Holger  

Groteguth,  Jürgen  Klose,  Harald  Schaper,  Hermann  Dederichs,  Arne  Mumm,  Joachim  

Förster  und  Jürgen  Augustin  gewählt.  

Es wurde  über  5 Anträge  zu den  Themen  Organisation  im  AfA Landesbezirk,  Tariftreue -  

und  Vergabeg esetz  im  Land  SH,  Minijobs  reformieren  und  ĂWasser ist  Menschenrecht  ï 

Privatisierung  stoppenñ beraten  und  angenommen.  Zu  den  Themen  Rekommunalisierung  

im  Gesundheitswesen  (Krankenhäuser)  und  Situation  der  Landesstraßen  wird  der  Vor-

stand  beauftragt,  noch  Anträge  für  die  AfA Landeskonferenz  zu formulieren.  

 

Abschließend  sammelte  die  Mitgliederversammlung  noch  Ideen  für  Veranstaltungen  im  

Jahr  2013,  die  zusammen  mit  der  AfA  Flensburg  angeboten  werden  sollen.  

 

https://www.spd-net-sh.de/sl/afa


Auf  dem  Foto  von  links  nach  rechts:  Peter  Casper,  Reinhard  Vieth,  Anne  Marxen,  Bente  

Reimer,  Arne  Mumm,  Wolfgang  Mädel,  Dirk  Peddinghaus,  Hanna  Hansen,  Harald  Scha-

per,  Joachim  Förster,  Hermann  Dederichs  und  Jürgen  Klose.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  12:16  Uhr  -  8821  Clicks  -  Nr.  128  

Moderner  Ausbau  der  Stromnetze  mit  Erdkabel  

18.02.2013  

 

Moderner  Ausbau  der  Stromnetze  mit  Erdkabel  

 

Die  Zurückstellung  der  380 -KV-Stromtrasse  von  Göhl  (Ostholstein)  nach  Kiel  durc h die  

Bundesnetzagentur  bis  nach  2015  bietet  die  Chance,  um  einen  für  die  Menschen  im  Kreis  

Plön  verträglichen  Weg  des  Netzausbaues  zu erarbeiten.  

Ohne  Frage  macht  die  Energiewende  einen  zügigen  Netzausbau  notwendig.  Dieser  Zeit-

aufschub  gibt  jedoch  den  Spi elraum,  um  die  Möglichkeiten  der  dezentralen  Nutzung  der  

Energie  für  die  Betriebe  und  Haushalte  vor  Ort  weiter  zu entwickeln  und  damit  die  Not-

wendigkeit  dieser  Trasse  zu überprüfen.  

 

ĂAuÇerdem muss  der  Einsatz  von  Erdkabeln,  besonders  in  besiedelten  Gebiet en  und  Na-

turschutzräumen,  intensiv  geprüft  werden  und  ist  dem  Ausbau  der  Überland -Hochspan-

nungstrassen  vorzuziehen!ñ fordert  Dr.  Birgit  Malecha -Nissen,  umweltpolitische  Spreche-

rin  der  SPD-Kreistagsfraktion  und  Kandidatin  für  die  Bundestagswahl.  

Neue  Verleg ungsmethoden  für  Erdkabel  sorgen  für  geringere  Kosten  als  bisher  prognosti-

ziert.  In  Dänemark  werden  bis  zum  Jahr  2040  Leitungen  mit  bis  zu 150  KV konsequent  

unter  die  Erde  verlegt  und  die  Verlegung  der  400  KV Leitungen  überprüft.  Ebenfalls  gibt  

es 4 Testst recken  für  380  KV Leitungen  in  Niedersachsen  und  dem  Thüringer  Wald.  

ĂDiese Ergebnisse  sollten  abgewartet  werden,  bevor  bis  zu 60  m  hohe  Stromtrassen,  den  

Dinosauriern  des  letzten  Jahrhunderts,  durch  unseren  besiedelten  und  touristisch  gepräg-

ten  Kreis  führ en.ñ betont  Birgit  Malecha -Nissen.  

 

Für  mehr  Akzeptanz  kann  ebenfalls  die  Möglichkeit  der  Wertschöpfung  für  die  Gemeinden  

und  Bürgerinnen  und  Bürgern  sorgen.  ĂAuch bei  der  OST-West  Trasse  muss  über  eine  

mögliche  finanzielle  Beteiligung  der  Anrainer  als  Mit eigner  der  Trasse  nachgedacht  wer-

den.ñ führt  Birgit  Malecha -Nissen  weiter  aus.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  12:24  Uhr  -  9398  Clicks  -  Nr.  129  

Gute  Rahmenbedin gungen  im  U3 - Bereich  fallen  nicht  
vom  Himmel  

Gute  Rahmenbedingungen  im  U3-Bereich  fallen  nicht  vom  Himmel  

 

Das ist  das  Fazit  der  Veranstaltung  ĂIst es richtig,  was  wir  tun?  U3 ï eine  Zwischenbilanz  

Ă des  Bündnisses  für  Familie  in  der  Mensa  der  Theodor -  Heu ss-  Gemeinschaftsschule  in  

Preetz.  

 

Ein großer  Kreis  von  Erzieherinnen,  Tagespflegepersonen  und  Interessierten  war  der  Ein-

ladung  der  Moderatorinnen  des  Arbeitskreises  Ă Vereinbarkeit  von  Familie  und  Berufñ, 

https://www.spd-net-sh.de/ploen
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Ulrike  Michaelsen  und  Helga  Hohnheit  gefolgt,  um  die  bisher  geschaffenen  Rahmenbedin-

gungen  im  U3-Bereich  zu hinterfragen.  

 

Mit  in  Krafttreten  des  Rechtsanspruches  auf  einen  Betreuungsplatz  für  Kinder  ab dem  

ersten  Lebensjahr  zum  01.08.2013  wird  der  Kreis  für  41,2  Prozent  der  unter  Dreijährigen  

einen  Plat z in  einer  Krippe  oder  bei  einer  Tagespflegemutter  anbieten  können.  Damit  liegt  

der  Kreis  um  6.2  Prozent  über  der  vom  Bund  geforderten  Mindestausbauquote  von  35  

Prozent.  Deshalb  sollte  es in  dieser  Veranstaltung  nicht  um  den  Quantität  der  Betreu-

ungsangebot e gehen,  sondern  in  erster  Linie  um  die  Qualität  der  Betreuung  in  Krippe  und  

Tagespflege,  da  sie ganz  entscheidend  für  die  positive  Entwicklung  der  Kinder  in  den  ers-

ten  Lebensjahren  ist.  Daran  ließ  auch  Frau  Dr.  Ilse  Wehrmann,  Diplom -Sozialpädagogin  

und  bu ndesweit  anerkannte  Sachverständige  für  Frühpädagogik,  in  Ihrem  Einstiegsrefe-

rat  keinen  Zweifel.  Sie hob  u.a.  hervor,  dass  eine  ausreichende  Personalausstattung  eine  

Grundvoraussetzung  für  eine  optimale  Förderung  der  Jüngsten  ist.  

Sie forderte  Regelungen  für  eine  einheitliche  Strukturqualität  in  Krippen  und  Tagespflege  

auf  Landes -  und  Bundesebene  ein,  verbunden  mit  entsprechenden  Messinstrumenten,  

um  eine  Qualitätskontrolle  der  Betreuungsleistung  durchführen  zu können.  Im  Zuge  der  

sich  anschließenden  Podium sdiskussion,  moderiert  von  Ute  von  Bargen -Sauer,  Referentin  

für  den  Kita -Bereich  beim  DPWV-S-H,  wies  Sabine  Redecker,  Kita -Fachberaterin  der  

AWO-S-H.  daraufhin,  dass  es in  Schleswig -Holstein  allgemein  einen  Nachholbedarf  in  der  

Qualifizierung  der  Erzieheri nnen  im  Bereich  Frühpädagogik  sowie  der  Elternbetreuung  

von  Kleinstkindern  gibt.  

Die  Leiterin  der  Familienbildungsstätte  Plön,  Christel  Pfau,  konnte  für  den  Kreis  Plön  fest-

stellen,  dass  im  Kreis  bereits  90  Erzieherinnen  das  Zertifikat  Fachkraft  für  Frühpäd agogik  

erworben  haben.  Sie  sah  für  die  Zukunft  einen  Bedarf  der  praxisbezogenen  Begleitung  in  

den  Einrichtungen  durch  eine  ambulante,  so zu  sagen,  aufsuchende  Fachbetreuung  in  

den  Einrichtungen.  Annika  Enge l,  eine  der  125  anerkannten  Tagesmütter  und  1.  Vor sit-

zende  des  Kindertagespflegerings  für  den  Kreis  e.  V.  stellte  die  Forderung,  auch  die  Ta-

gesmütter  in  das  vom  Kreis  ermöglichte  Qualifizierungsangebot  mit  aufzunehmen,  da von  

den  insgesamt  1073  Betreuungsplätzen  allein  427  Plätze  von  Tagespflegeeltern  ber eit  ge-

stellt  werden.  

Erfahrungen  aus  der  praktischen  Arbeit  in  der  Evangelischen  Kita  in  Lütjenburg  brachten  

die  Leiterin,  Frau  Nina  Frank -Bastian  und  Frau  Jana  Stöver,  ein.  Sie sprachen  die  wichtige  

Eingewöhnungsphase  der  Kinder  in  ihr  neues  Umfeld  an.  

 

Nur  in  enger  Zusammenarbeit  mit  den  Eltern  könnten  erforderliche  Bindungen  und  Bezie-

hungen  zur  Erzieherin  aufgebaut  werden,  die  dem  Kind  Sicherheit  und  Geborgenheit  ver-

mitteln  und  den  Eltern  das  Gefühl,  die  richtige  Entscheidung  getroffen  zu haben.  Die  Ver-

anstaltung  hat  eines  deutlich  werden  lassen,  gute  Rahmenbedingungen  fallen  nicht  vom  

Himmel,  sondern  müssen  gemeinsam  weiter  entwickelt  werden,  um  kreisweit  den  Kleins-

ten  bei  den  ganz  wesentlichen  Lern -  und  Entwicklungsprozessen  in  den  ersten  Lebensjah-

ren  behilflich  sein  zu können.  

Die  Moderatorinnen,  Ulrike  Michaelsen  und  Helga  Hohnheit  haben  zugesagt,  Themen  wie  

kostenfreie  Qualifizierung  der  Tagesmütter,  personelle  Ausstattung  in  Einrichtungen,  Ent-

wicklung  eines  Beratungsangebotes  für  die  aufsuchende  Bera tung  der  Krippenpädagogen  

auf  die  Agenda  des  Kreises  zu setzen.  Ebenso  wie  die  Forderung  an  das  Land,  schnell  

möglichst  das  Kindertagesstättengesetz  so zu ändern,  dass die  Betriebskostenbezuschus-

sung  für  selbstständig  tätige  Tagespflegemütter  zügig  erfolge n kann.  

 
Keine  Kommentare  

 

 
Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  16:56  Uhr  -  9864  Clicks  -  Nr.  130  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Nina  Scheer  am  26.02.13  als  Referentin  bei  der  SPD  
Schwarzenbek  

Schwarzenbek.  Febru ar  2013.  Veranstaltungsankündigung  der  

SPD Schwarzenbek:  Sozialdemokratischer  Stammtisch  Energie-

wende -  wer  trägt  die  Kosten?ñ Am  Dienstag,  den  26.  Februar  

2013,  um  19.00  Uhr,  findet  in  Schröders  Hotel  ein  weiterer  Ă 

Sozialdemokratischer  Stammtischñ statt.  

Thema:  ĂEnergiewende -  wer  trägt  die  Kosten?ñ Referentin  Nina  

Scheer:  Worin  liegen  die  Ursachen  für  den  flächendeckenden  

Anstieg  der  Strompreise  und  wer  muss  die  Kosten  dafür  tragen?  

Und  was  ist  politisch  erforderlich,  um  die  Energiewende  erfolg-

reich  zu bewältigen  und  den  Strom  für  die  Bürger/ - innen  be-

zahlbar  zu halten?  Zwecks  besserer  Planung  ist  eine  Anmeldung  

bei  Konrad  Freiberg  (  E-Mail  K.Freiberg@t -online.de  oder  Tel.  

015140443095  )  wünschenswert.  Gäste  sind  herzlich  willkom-

men.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  19.02.2013,  21:00  Uhr  -  4932  Clicks  -  Nr.  

131  

Prinovis  

Aufruf  zum  Streik  

die  Kolleginnen  und  Kollegen  von  Prinovis  kämpfen  um  ihre  Arbeitsplätze  und  können  

jede  Unterstützung  gebrauchen!  

 

 

Deshalb  geht  bitte  am  

 

Samstag,  23.  Februar,  um  12.05  Uhr,  

 

zur  Demonstration  in  Itzehoe,  Berliner  Platz.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Langwedel  -  veröffentlicht  am  19.02 .2013,  23:08  Uhr  -  9510  Clicks  -  Nr.  132  

Arbeitnehmerinteressen  in  Langwedel?  

Auf  Kreisebene  der  SPD Rendsburg -Eckernförde  hat  sich  am  18.  Februar  die  Arbeitsge-

meinschaft  für  Arbeitnehmerfragen  in  der  SPD (AfA)  neu  konstituiert.  Gibt  es in  Langwe-

del  auch  Arbeitnehmerinteressen?  

 

Wir  denken,  dass  das  so ist  und  wollen  uns  auch  in  diesem  Themenfeld  engagiert  einbrin-

gen  und  positionieren.  Im  neu  gewählten  AfA-Kreisvorstand  ist  mit  Susanne  Schöttke  als  

https://www.afa.spd-net-sh.de/
https://www.spd-langwedel.de/


Beisitzerin  (Bild:  dritte  von  links)  jetzt  

auch  der  SPD-Ortsverein  Langwedel  ver-

treten.  Gute  Arbeit  und  soziale  Gerechtig-

keit  sind  die  Leitmotive  der  AfA.  Die  Inte-

ressen  der  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeit-

nehmer  in  der  Politik,  aber  auch  innerhalb  

der  SPD zur  Geltung  zu bringen,  ist  eines  

der  Ziele.  Wer  Anregungen,  Fragen  oder  

Hinweise  hat  oder  mitmischen  möchte,  

kann  sich  gern  mit  Susanne  Schöttke  über  

das  Kontaktformular  in  Verbindung  setzen.  

 

Arbeitsge meinschaft  für  Arbeitnehmerfragen  in  der  SPD  (AfA)  

Die  AfA ist  die  größte  und  mitgliederstärkste  Arbeitsgemeinschaft  in  der  SPD. Hier  enga-

gieren  sich  politisch  interessierte  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmer,  Gewerkschafter,  

Betriebs -  und  Personalräte,  Jugend -  und  Auszubildendenvertreter  und  gewerkschaftliche  

Vertrauensleute.  Ihr  gemeinsames  Ziel:  In  und  mit  der  SPD für  die  Schaffung  existenzsi-

chernder  und  sozial  abgesicherter  Arbeitsplätze  einzutreten,  die  Errungenschaften  unse-

res  gewachsenen  Sozialstaate s zu sichern  und  den  Herausforderungen  in  Wirtschaft  und  

Arbeitswelt  anzupassen.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  20.02.2013,  11:22  Uhr  -  7807  Clicks  -  Nr.  13 3 

Landtag  vom  20.  ï 22.  Februar  

 

Heute  beginnt  das  dreitägige  Februar -Plenum.  Am  Mittwoch  wird  es schwerpunktmäßig  

um  das  Thema  Verkehr  gehen.  Auf  der  Tagesordnung  steht  eine  Regierungserklärung  zu 

den  Anmeldungen  für  den  Bundesverkehrswegeplan.  Donnerstag  geht  u.a.  um  die  Novel-

lierung  des  kommunalen  Finanzausgleichs  (FAG)  und  das  Vorschaltgesetz  zum  Schulge-

setz.  Am  Freitag  schließlich  wird  die  Zukunft  der  kommunalen  Trinkwasserversorgung  

diskutiert.  

 

Der  neue  Bundesverkehrswegeplan  soll  rea-

listischer  sein  als  vorherige,  die  viele  Pro-

jekte  beschrieben,  ohne  sich  jemals  um  die  

Finanzierung  zu kümmern.  Drei  vordringli-

che  Bedarfe  formuliert  Schleswig -Holstein:  

Die  Instandhaltung  des  Nord -Ostsee -Kanals,  

die  Sicherstellung  einer  leistungsfähigen  

Hinterlandanbind ung  für  die  Fehmarn -Belt -

Querung  und  den  Bau  der  A20.  

 

Das Ziel  beim  FAG ist  eine  Reform,  die  zu 

mehr  Gerechtigkeit  in  der  Mittelverteilung  

führt.  Die  Formel  lautet:  Wer  mehr  Aufga-

ben  erfüllt,  muss  auch  mehr  Geld  bekom-

men.  Wie  genau  die  Verteilung  aussehen  soll,  werden  wir  in  den  kommenden  Wochen  

und  Monaten  mit  den  Betroffenen  diskutieren.  

 

Mit  den  Betroffenen  diskutieren  wir  auch,  wenn  es um  Bildung  geht.  Wir  haben  einen  um-

fassenden  Bildungsdialog  gestartet.  Das  neue  Schulgesetz  wird  im  umfassendsten  Dial og-

prozess  erarbeitet,  den  das  Bildungswesen  in  Schleswig -Holstein  je  erlebt  hat.  Die  

nächste  Bildungskonferenz  steht  am  23.  Februar  auf  dem  Programm.  Weil  das  neue  

Schulge setz  erst  im  Schuljahr  2014/15  in  Kraft  treten  kann,  wollen  wir  bis  dahin  Schritte  

http://www.spd-net-sh.de/rdeck/langwedel/index.php?mod=kontakt&op=show&id=180&menu=15
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


in  eine  aus  unserer  Sicht  falsche  Richtung  verhindern.  

 

Wer  die  Tagung  live  beobachten  möchte,  findet  unter  www.ltsh.de  einen  Livestream.  Die  

Debattenbeiträge  der  Fraktionen  können  dort  unter  dem  Stichwort  ĂPresseticker" auch  

nachgelesen  werden.  Der  Landtag  tagt  in  der  Regel  von  10.00  bis  18.00  Uhr  unter  Ein-

schluss  einer  Mittagspause.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  20.02.2013,  14:05  Uhr  -  14398  Clicks  -  Nr.  134  

Thönnes  zur  Betriebsschlie ßung  bei  Lufthansa  Nor-
derstedt  

Unmögliches  Vorgehen  des  Vorstandes  gefährdet  bis  zu  800  Arbeits-

plätze  

ĂNun ist  die  Katze  aus  dem  Sackñ, so SPD-MdB Franz  Thönnes  empört  nach  

der  heutigen  Information  der  Mitarbeiter  von  Lufthansa  Revenue  Servic es 

(LRS)  durch  Lufthansa  Vorstandsmitglied  Simone  Menne  in  Norderstedt.  Statt  

von  bislang  300  Arbeitsplätzen  die  abgebaut  werden  sollen,  will  man  nun  den  

ganzen  Standort  bis  2017  schließen.  Damit  geht  es bei  LRS nun  um  alle  400  

Beschäftigten,  die  ihren  Job verlieren  sollen.  

 

Da jedoch  auch  noch  verkündet  wurde,  dass  dann  das  Gebäude  veräußert  werden  soll,  

tritt  nun  das  ein,  was  der  Betriebsrat  schon  seit  längerem  befürchtet  hatte.  Ist  LRS erst  

mal  weg,  dürften  auch  die  anderen  knapp  400  Arbeitsplätze  bei  we iteren  Tochtergesell-

schaften  der  Lufthansa  am  Standort  gefährdet  sein.  ĂIm Klartext  bedeutet  das,  dass  die  

Arbeitnehmer  und  die  Stadt  Norderstedt  durch  die  Entscheidung  des  Lufthansa  Vorstan-

des  nun  wohl  eher  mit  dem  Verlust  von  bis  zu 800  Arbeitsplätzen  konfrontiert  sindñ, so 

Franz  Thönnes.  

 

Dieses  Verhalten  gegenüber  den  Mitarbeitern  sei  für  ein  bislang  so angesehenes  Unter-

nehmen  geradezu  unmöglich.  Thönnes:  ĂSo kann  man  vielleicht  am  Flughafen  Flüge  

streichen,  doch  mit  seinen  Mitarbeitern,  die  zum  großen  Teil  über  anderthalb  Jahrzehnte  

bei  Lufthansa  gearbeitet  haben,  geht  man  so nicht  um.  Damit  und  mit  der  wohl  auch  vor-

handenen  Überlegung,  sich  nicht  an  den  gültigen  Tarifvertrag  zu halten,  schadet  der  Vor-

stand  dem  Ansehen  der  Lufthansa  sehr.ñ 

 

Thönnes  sich erte  dem  Betriebsrat  und  der  Gewerkschaft  seine  Unterstützung  zu.  Deshalb  

hat  er  bereits  Kontakt  zu Reinhard  Meyer,  dem  Arbeits -  und  Wirtschaftsminister  Schles-

wig -Holsteins  und  zum  ver.di -Vorsitzenden  Frank  Bsirske,  der  auch  stellvertretender  Vor-

sitzender  des  Aufsichtsrates  der  Lufthansa  ist,  aufgenommen.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  20.02.2013,  17:01  Uhr  -  5859  Clicks  -  Nr.  

135  

Neuer  AfA - Vorstand  in  Segeberg  

AfA  im  Kreis  Segeberg  wählt  neuen  Vorstand  

Auf  der  Kreiskonferenz  am  15.02.2013  in  Wahlstedt  wurde  ein  neuer  AfA Kreisvor-

stand  gewählt  und  sechs  Delegierte  zur  Landeskonferenz.  

 

https://www.spd-net-sh.de/thoennes
https://www.afa.spd-net-sh.de/


Dem  neuen  Kreisvorstand  gehören  an  Klaus  Kasch  als  Vorsitzender,  Dirk  Stock  als  ste llv.  

Vorsitzender,  Andrea  Schuster  als  Schriftführerin  und  als  Beisitzer  Jens Wersig,  Dirk  Wil-

kens,  Hans -Uwe  Schwarz,  Diane  Brügmann,  Birgit  Duus,  Bärbel  Schwarz,  Jürgen  Fasel  

und  Rudolf  Beeth.  

 

Als Delegierte  zur  AfA-Landeskonferenz  wurden  gewählt:  

 

Klaus  Kasch,  Dirk  Stock,  Diane  Brügmann,  Birgit  Duus  und  Dirk  Wilkens.  Ersatzdelegierte  

sind  Andrea  Schuster  und  Jens Wersig.  

 

Des  Weiteren  wurden  drei  Anträge  verabschiedet  zu den  Themen:  Sicherung  des  Kündi-

gungsschutz  bei  Streikmaßnahmen,  Sozialer  Wohnungsbau  und  Keine  Sperrzeiten  beim  

Arbeitslosengeld.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Tangstedt  -  veröffentlicht  am  20.02.2013,  22:33  Uhr  -  9144  Clicks  -  Nr.  136  

SPD - Tangstedt:  Bürgerhaus  und  Mehrzwe ckhalle  hinter  
der  Schule!  

SPD - Tangstedt  will  den  Standort  für  ein  Bürgerhaus  und  eine  

Mehrzweckhalle  auf  dem  Gelände  hinter  der  Schule!  

 

Die  SPD - Tangstedt  will  den  Flächennutzungsplan  (FNP)  noch  vor  der  

Kommunalwahl  verabschieden.  Sie lässt  sich  von  den  Behinderungen  

durch  andere  Fraktionen  und  Personen  davon  nicht  abbringen.  

 

Dieser  FNP ist  die  notwendige  Voraussetzung,  um  in  der  Gemeinde  

neue  Baugebiete  auszuweisen.  Dabei  möchte  die  SPD besonders  das  Gebiet  zwischen  

Lindenallee  und  Schul - /  Kindergarteng elände  zu  Bauland  verwirklichen.  Daraus  ergeben  

sich  folgende  Vorteile:  

 

1)  

Eine  Entlastungsstraße  für  die  Schulstraße  kann  gebaut  werden.  Sie ist  dringend  notwen-

dig,  um  die  schlechte  Verkehrssituation  in  der  Schulstraße  abzubauen.  

 

2)  

Eine  Mehrzweckhalle  mit  Bürgerhaus  kann  auf  dem  dortigen  gemeindeeigenen  Gelände  

errichtet  werden.  Gemeindlichen  Einrichtungen  wie  Neue  Betreute  Grundschule,  Kinder-

garten  und  Grundschule  können  diese  Mehrzweckhalle  mitbenutzen.  Der  Vorteil  ist,  dass  

nur  dieser  Standort  eine  schnelle  Realisierung  erlaubt.  

 

3)  

Neben  Einfamilienhäusern  könnte  in  diesem  Baugebiet  auch  sozialer  Wohnungsbau  ent-

stehen,  der  in  Tangstedt  kaum  vorhanden  ist  und  bei  den  heutigen  Mietpreisen  stark  

nachgefragt  wi rd.  Die  Lage  ist  ideal,  um  das  Nahversorgung szentrum,  die  Sparkasse,  die  

Kirche  und  das  Bürgerbüro  gut  zu erreichen.  

 

Wenn  wir  keine  Zeit  verlieren  wollen,  müssen  wir  den  Flächennutzungsplan  jetzt  verab-

schieden.  Die  SPD-Tangstedt  wird  sich  für  die  Umsetzung  dieser  Vorschläge  in  der  kom-

menden  Legisla turperiode  einsetzen.  

 

Holger  Criwitz,  SPD -  Ortsvereinsvorsitzender  

 

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


Raymund  Haesler,  SPD -  Fraktionsvorsitzender  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  21.02.2013,  16:39  Uhr  -  14451  Clicks  -  Nr.  137  

SPD - MdB  Thönnes  besuchte  Bürgermeister  Bonse  in  
Wahlstedt  

Zukunftschancen  durch  Verbesserung  der  

Infrastruktur  wahren  

Eine  attraktive  Infrastruktur  wird  eine  der  we-

sentlichen  Voraussetzungen  für  eine  gute,  zu-

künftige  Entwicklung  Wahlstedts  sein.  So die  

übereinstimmende  Auffassung  aller  Beteiligten  

nach  einem  Gespräch  zwischen  Bürgermeister  

Matthias  Bonse,  dem  SPD-Fraktionsvorsitzenden  

Heinrich  Westphal  und  dem  SPD-Kreistagskandi-

daten  Dirk  Wilkens  sowie  dem  sozialdemokrati-

schen  Bunde stagsabgeordneten  Franz  Thönnes  im  

Wahlstedter  Rathaus.  

 

Zuversichtlich  äußerte  sich  Matthias  Bon se zur  Zielerreichung  des  gesetzlich  vorgesehe-

nen  Krippenplatzangebotes  für  die  unter  3- jährigen  Kinder  zum  1.  

August  2013.  Zu  diesem  Zeitpunkt  habe  man  87  Plätze  vorzuhalten  und  bereits  jetzt  

würde  man  über  62  Plätze  verfügen.  Die  Differenz  werde  bis  zum  Sommer  ausgeglichen.  

Alle  Gesprächsteilnehmer  halten  eine  gute  Kinderbetreuung  für  die  Vereinbarkeit  von  Fa-

milie  und  Beruf  sowie  die  Attraktivität  des  Lebens -  und  Wirtschaftsstandortes  Wahlstedt  

für  sehr  wichtig.  Auch  bei  Wohnungs -  und  Eigenheimbau -Angebot  sei  die  Industriestadt  

im  Grünen  gut  aufgestellt.  

 

Gleiches  gelte  für  das  inzwischen  vorhandene  Einkaufsangebot.  Nachholbedarf  habe  man  

jedoch  vor  dem  Hinterg rund  der  demografischen  Entwicklung  beim  Bau  von  seniorenge-

rechtem  Wohnraum.  Thönnes:  ĂDer altersgerechte  Umbau  darf  keine  Frage  des  Geldes  

sein.ñ Er verwies  auf  die  Position  der  SPD-Bundestagsfraktion,  wonach  man  die  von  der  

Merkel -Regierung  gestrichenen  Zuschüsse  der  Kreditanstalt  für  Wiederaufbau  für  den  Ab-

bau  von  Barrieren  bei  Wohnungen  und  Häusern  wieder  einführen  wolle.  

 

Zuversichtlich,  so Bürgermeister  Matthias  Bonse,  stimme  auch  die  positive  Investitions-

praxis  verschiedener  Wahlstedter  Unternehmen  in letzter  Zeit.  Damit  würden  Arbeits-

plätze  gesichert  und  die  Standortqualität  unterstrichen.  Optimierungsbedarf  sieht  das  

Stadtoberhaupt  jedoch  noch  beim  Ausbau  der  Breitbandversorgung,  um  einen  schnellen  

Datenaustausch  innerhalb  der  Wirtschaft  und  der  Privatnutzer  zu ermöglichen.  Auch  bat  

er  um  Unterstützung  bei  dem  Bemühen,  den  Bahnhaltepunkt  ĂWahlstedtñ am  Industrie-

park  Kieler  Straße  mit  in  das  Busnetz  der  Firma  Autokraft  einzubeziehen.  SPD-Fraktions-

vorsitzender  Heinrich  Westphal  wies  in  diesem  Zusammenh ang  darauf  hin,  dass  hier  noch  

eine  Gewerbegebietserweiterung  stattfinden  wird  und  man  ebenso  dann  auch  das  an-

grenzende  Wohnviertel  mit  der  Buslinie  innerstädtisch  verbunden  werden  könnte.  Thön-

nes  sicherte  zu,  sich  um  diese  beiden  Belange  zu kümme rn.  

 

Auf  dem  Foto  v.l.n.r.:  Wahlstedts  Bürgermeister  Matthias  Bonse,  SPD - MdB  Franz  

Thönnes,  SPD - Fraktionsvorsitzender  Heinrich  Westphal,  SPD - Kreistagskandidat  

Dirk  Wilkens  

 
Keine  Kommentare  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


AFA-Schleswig -Hol stein  -  veröffentlicht  am  22.02.2013,  09:37  Uhr  -  5796  Clicks  -  Nr.  

138  

Neuer  AfA - Kreisvorstand  

Neuer  AfA - Vorstand  im  Kreis  Rendsburg - Eckernförde  

Der  Kreisverband  der  SPD Rendsburg  Eckernförde  hat  einen  neuen  Vorstand  der  Ar-

beitsgemeinschaft  für  Arbeitne hmerfragen  (AfA).  

Zum  neuen  Vorsitzenden  wurde  Helmut  Ulbrand  aus  Kronshagen  gewählt,  zu seinem  

Stellvertreter  bestimmte  die  Versammlung  Jens Karp.  Als Beisitzer  wurden  Susa nne  

Schöttke,  Birgitta  Bargmann,  Ralf  Harenkamp,  Axel  Diehl,  Ralf  Tams  und  Manfred  Tank  

gewählt.  

Der  neue  Vorstand  hat  sich  regelmäßige  Veranstaltungen  zu gewerkschaftlichen  Themen  

vorgenommen.  Auf  der  Wahlkreiskonferenz  wurden  auch  die  Delegierten  für  die  Kreispar-

teitage  und  die  AfA-Landeskonferenz  gewählt.  Außerdem  wurden  die  beiden  Vertreter  für  

den  Kreisparteiausschuß  gewählt.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Serpil  Midyatli,  MdL -  veröffentlicht  am  22.02.2013,  16:19  Uhr  -  15876  Clicks  -  Nr.  139  

Keine  Diskriminierung  bei  doppelt er  Staatsbürgerschaft!  

Zu  TOP 13  und  30:  "Aufhebung  des  Optionszwangs  /  Optionsregelung  erhalten,  Informa-

tion  der  Betroffenen  verbessern"  erklärt  die  stellvertretende  Fraktionsvorsitzende  der  

SPD-Landtagsfraktion,  Serpil  Midyatli,  in  einer  Rede in  der  Land tagssitzung  vom  

22.02.2013:  

 

Keine  Diskriminierung  bei  doppelter  Staatsbürgerschaft!  

 

Wissen  Sie,  woran  man  in  Deutschland  merken  kann,  dass  bald  die  Bundestagswahlen  

ins  Haus  stehen?  Daran,  dass  die  CDU wieder  einmal  in  die  Mottenkiste  greift.  Dieses  Mal  

hat  die  CDU auf  Bundesebene  nicht  nur  mit  den  noch  Oppositionsparteien  SPD und  Grü-

nen,  sondern  auch  mit  ihrem  eigenen  Koalitionspartner  Stress,  denn  neben  der  Landes -

FDP ist  nun  auch  die  Bundes -FDP für  die  Einführung  der  doppelten  Staatsbürgerschaft.  

Und  das ist  auch  gut  so.  

 

Neben  vielen  unqualifizierten  Argumenten  wie  die  deutsche  Staatsbürgerschaft  ist  kein  

Ramschartikel  oder  man  ist  dagegen,  weil  man  dagegen  ist,  sagte  der  Regierungsspre-

cher  der  Bundeskanzlerin  "Es gilt  der  Grundsatz  der  Vermeidung  von  Mehrstaatigkeit."  

 

Dagegen  sprechen  aber  54  Argumente;  diese  wären:  Belgien,  Bulgarien,  Dänemark,  Est-

land,  Finnland,  Frankreich,  Griechenland,  Irland,  Italien,  Lettland,  Litauen,  Luxemburg,  

Malta,  Niederlande,  Österreich,  Polen,  Portugal,  Rumänien,  Schwede n,  Slowakei,  Slowe-

nien,  Spanien,  Tschechien,  Ungarn,  England,  Zypern,  Afghanistan,  Algerien,  Angola,  Ar-

gentinien,  Bolivien,  Brasilien,  Costa  Rica,  Dominikanische  Republik,  Ecuador,  Eritrea,  Gu-

atemala,  Honduras,  Irak,  Iran,  Kuba,  Libanon,  Marokko,  Mexiko,  Nicaragua,  Nigeria,  Pa-

nama,  Sierra  Leone,  Sri  Lanka,  Syrien,  Thailand,  Togo,  Tunesien  und  Uruguay.  

 

Denn  für  all  die  Menschen  aus  den  soeben  aufgeführten  Ländern  gilt  bereits  die  doppelte  

Staatsbürgerschaft,  also  die  Mehrstaatigkeit.  Interessanterweise  aber  nicht  für  mit  die  

größte  Gruppe  der  in  Deutschland  lebenden  Menschen  ausländischer  Herkunft,  nämlich  

die  türkischstämmigen  Bürgerinnen  und  Bürger.  

 

Ich  finde,  dass  dieser  Zustand  nicht  nur  an  Diskriminierung  grenzt,  sondern  es ist  ein-

deutig  eine  Diskrimin ierung.  Wieder  einmal  verkennt  die  CDU die  Realitäten  in  

https://www.afa.spd-net-sh.de/
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Deutschland,  wie  in  so vielen  anderen  gesellschaftspolitischen  Themenfeldern  auch.  So 

langsam  entwickelt  sie  sich  zur  einer  richtigen  Dagegen -Partei,  nur  mal  so nebenbei.  

 

Den  Änderungsantrag  der  CDU, ich  möchte  mich  korrigieren,  Herr  Landtagspräsident,  

den  Versuch  eines  Änderungsantrages  der  CDU-Fraktion,  lehnen  wir  ab.  Dieser  bringt  uns  

nicht  weiter,  denn  hier  geht  es nicht  um  Optimierung  von  Informationen.  Es geht  hier  um  

eine  grundsätzliche  Haltun g zur  Integrationspolitik  und  ich  muss  leider  feststellen,  dass  

die  CDU ein  Integrationsverweigerer  ist.  Im  Bund  wie  auch  im  Land.  

 

So,  nun  möchte  ich  zu unserem  gemeinsamen  Antrag  von  FDP, SPD, Bündnis  90/Die  

Grünen,  dem  SSW und  den  Piraten  kommen.  Und  mi ch zunächst  bei  der  FDP für  ihren  

Vorstoß  bedanken.  Ich  freue  mich,  dass  Sie  wieder  zu Ihrer  liberalen  Integrationspolitik  

zurück  gefunden  haben.  Sie hatten  ja  auch  zu Ihrer  Regierungszeit  gute  Ansätze  mit  dem  

ehemaligen  Integrationsminister  Emil  Schmalfuß . 

 

Aber  wissen  Sie,  was  der  Unterschied  zwischen  dem  ehemaligen  und  dem  jetzigen  Integ-

rationsminister  ist?  Andreas  Breitner  wird  nicht  vom  Ministerpräsidenten  Torsten  Albig  

zurück  gepfiffen,  sondern  wird  diese  Bundesratsinitiative  auch  auf  den  Weg  bringen.  

 

Wie  Sie sich  sicherlich  nach  meiner  Rede  feststellen  konnten,  beantrage  ich  Abstimmung  

in  der  Sache.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  23.02.2013,  08:26  Uhr  -  7256  Clicks  -  Nr.  140  

Die  CDU,  die  Uni  Flensburg  und  Jesus  

 

Zur  Presseerklärung  des  CDU-Abgeordneten  Günther  zu den  Gesprächen  zwischen  Wis-

senschaftsministerin  Wende  und  dem  Flensburger  Unipräsidenten  Prof.  Reinhart  erklärt  

der  bildungspolitische  Sprech er  der  SPD-Landtags-

fraktion,  Martin  Habersaat:  

Ministerin  Wende  spricht  mit  allen  Betroffenen,  bevor  

sie Grundsatzentscheidungen  trifft.  Das ist  genau  der  

richtige  Weg,  an  dem  sich  die  Koalitionsfraktionen  

beteiligen  werden,  damit  er  zu einem  tragfähigen  Er-

gebnis  bei  der  Neuordnung  der  Ausbildung  

unserer  künftigen  Lehrer  führt.  

 

 

Die  CDU redet  allenfalls  mit  denjenigen,  die  dieselbe  

Auffassung  haben  wie  sie,  und  versucht,  Lösungen  zu verhindern.  Noch  vor  dreißig  Tagen  

hat  sich  Herr  Günther  heldenhaft  an  die  Seite  der  Universität  Flensburg  gestellt,  deren  

Existenz  angeblich  durch  die  Pläne  von  Ministerin  Wende  gefährdet  sei.  Nachdem  jetzt  

aber  beide  Seiten  ihre  Standpunkte  angenähert  haben,  erklärt  die  CDU gleich  beide  Sei-

ten  für  unfähig,  geeignete  Lösungen  zu finden.  

Wenn  Herr  Günther  gesehen  hätte,  wie  Jesus über  den  See Genezareth  wandelte,  hätte  

er  sich  vermutlich  über  dessen  mangelnde  Schwimmkünste  mokiert!  

 

Uns zeigen  demgegenüber  die  Gespräche:  Dialog  lohnt  sich.  Bereits  im  Juni  2012  hat  die  

SPD formuli ert:  ĂF¿r die  Grundschullehrerausbildung  wird  die  Universität  Flensburg  zu-

ständig  sein,  für  die  Sekundarstufen  I  und  II  beide  lehrerbildenden  Universitäten  mit  un-

terschiedlichen  Schwerpunkten.  Mehr  und  frühere  Praxisanteile  werden  dabei  ebenso  eine  

Rolle  spielen  wie  die  Binnendifferenzierung,  die  möglich  ist,  auch  wenn  alle  Anhänger  des  

Sortierens  von  Kindern  dies  bestreiten.ñ 

 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Dabei  bleiben  wir  und  freuen  uns,  jetzt  einen  Schritt  weiter  zu sein.  Unsere  Ziele  sind  

nach  wie  vor  der  bestmögliche  Abschluss  für  alle  Schülerinnen  und  Schüler,  möglichst  

viele  junge  Menschen  mit  Abitur  und  die  bestmögliche  individuelle  Förderung  für  alle  Kin-

der.  

Das sollten  auch  die  Ziele  für  alle  Lehrerinnen  und  Lehrer  sein.  Warum  tun  manche  noch  

immer  so,  als  müssten  Lehrerinnen  und  Lehrer  für  zwei  unterschiedliche  Sorten  Mensch  

ausgebildet  werden?  

Wir  wollen  starke  Grundschulen.  Starke  Gemeinschaftsschulen.  Starke  Gymnasien.  

Starke  berufliche  Schulen.  Und  starke  Lehrerinnen  und  Lehrer  für  alle!  

 
Keine  Kommentare  
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Wasserversorgung  als  öffentliche  Dienstleistung  erhal-
ten!  

Bis jetzt  sind  bereits  mehr  als  1.170.000  Unterschriften  für  die  Initi ative  

ĂWasser ist  ein  Menschenrechtñ gesammelt  worden.  Eine  unglaubliche  

Zahl,  die  zeigt,  wie  sehr  die  Menschen  das  Thema  Wasserversorgung  in  

öffentlicher  Hand  bewegt,  wie  groß  die  Angst  ist,  dass  unser  Trinkwasser  

zum  Spekulationsobjekt  werden  könnte.  

 

 

Wasser  ist  unsere  Existenzgrundlage.  Wir  alle  haben  ein  Recht  auf  gute  

Qualität,  auf  Hygiene,  Bezahlbarkeit  und  Nachhaltigkeit.  Dies  ist  ohne  

Frage  am  besten  aufgehoben  in  öffentlicher  Hand,  in  unserem  Land  mehrheitlich  bei  un-

seren  Gemeinde -  und  Stadtwerken , die  hochwertige  und  bezahlbare  Wasserversorgung  

garantieren  und  denen  die  SPD-Fraktion  großes  Vertrauen  ausspricht.  Sie sorgen  für  eine  

am  Bedarf  orientierte  Bewirtschaftung  und  achten  unsere  wertvollen  Wasserressourcen.  

Gerade  in  Schleswig -Holstein  spie lt  die  ortsnahe  Wasserversorgung  eine  wesentliche  

Rolle.  

 

Die  Bürgerinnen  und  Bürger  wollen,  dass  Städte  und  Gemeinden  ihre  Trinkwasserversor-

gung  selbst  organisieren.  Man  muss  sich  fragen,  was  die EU-Kommission  geritten  hat,  

ohne  Not  so tief  in  die  kommuna len  Strukturen  einer  bewährten  Wasserwirtschaft,  die  

zudem  hervorragend  organisiert  ist,  einzugreifen.  Das Recht  der  kommunalen  Selbstver-

waltung,  für  diesen  Bereich  Entscheidungen  zu treffen,  darf  nicht  eingeschränkt  werden.  

 

Gerade  bei  diesem  Thema,  das  j eden  bewegt,  von  dem  jeder  betroffen  ist,  ist  es wichtig,  

dass  die  EU-Kommission  den  Subsidiaritätsgedanken  wahrt.  Ansonsten  wird  die  Zustim-

mung  der  Bürgerinnen  und  Bürger  für  Europa  weiter  bröckeln.  Und  das  können  wir  nicht  

wollen!  Wir  können  nur  hoffen,  dass  den  Ankündigungen  von  EU-Binnenmarktkommissar  

Barnier  von  gestern  auch  endlich  Taten  folgen  und  zwar  mehr  als  die  angekündigten,  

denn  das  ist  zu wenig.  Lesen  Sie  die  vielen  Stellungnahmen  von  Gewerkschaften,  Städte -  

und  Gemeindetag,  BDEW,  VKU und  Natu rschutzverbänden.  

 

Die  Versorgung  mit  Wasser  ist  ein  Kernelement  der  öffentlichen  Daseinsvorsorge  und  

sollte  als  öffentliche  Dienstleistung  voll  in  der  Kontrolle  der  öffentlichen  Hand  verbleiben.  

Eine  Notwendigkeit,  dass  bewährte  Formen  qualitativ  hochwert iger  und  bezahlbarer  Was-

serversorgung  denselben  Regeln  unterworfen  werden  wie  private  Anbieter,  ist  nicht  zu 

erkennen.  Durch  die  Aufnahme  der  Wasserversorgung  in  die  Konzessionsrichtlinie  be-

steht  die  Gefahr  einer  schleichenden  Öffnung  für  einen  reinen  Wett bewerbsmarkt.  Dies  

kann  niemand  von  uns  ernsthaft  wollen.  Die  Wasser -  und  die  Abwasserversorgung  müs-

sen  aus  dem  Anwendungsbereich  der  Richtlinie  herausgehalten  werde n!  

https://www.spd-net-sh.de/ufo


 

Schauen  wir  uns  die  Folgen  von  Privatisierung  an  Beispielen  an,  kann  einem  Angst  und  

Bange  werden.  Und  das  ist  nicht  übertrieben.  Steigende  Rohrbrüche  durch  mangelnde  

Vorsorge  und  Reparatur  haben  im  letzten  Jahr  in  London  dazu  geführt,  dass  bei  einigen  

Verbrauchern  überhaupt  kein  Wasser  mehr  ankam.  Um  bis  zu 400  %  steigende  Preise  in  

einigen  Gemeinden  Portugals.  Fragen  Sie  unsere  Nachbarn  in  Frankreich,  die  in  Teilen  

große  Probleme  mit  der  Qualität  des  Wassers  haben.  Schauen  Sie nach  Berlin:  Entgegen  

der  Versprechen  der  privaten  Großkonzerne  wurde  die  Anzahl  der  MitarbeiterInnen  er-

heblich  red uziert,  Preise  wurden  erhöht.  Dort  wird  gerade  die  Rekommunalisierung  bera-

ten.  

 

Der  Bundesrat  hat  sich  mehrfach  eindeutig  gegen  eine  EU- Initiative  positioniert.  Nun  

muss  die  Bundesregierung  endlich  Ăin die  Hufe  kommenñ. Schon  Ende  letzten  Jahres  hat  

sie diese Chance  vertan.  Umso  wichtiger  ist  der  Antrag  ĂHªnde weg  von  unserem  Was-

serñ der  SPD Landtagsfraktion.  

 

Sandra  Redmann,  MdL 

Kommentar  von  Hans  Peter  Robin  vom  24.02.2013,  06:32  Uhr:  

RE:  Wasserversorgung  als  öffe ntliche  Dienstleistung  erhalten  

AG 60  plus  Kreisverband  RD/Eck  "Wir  mischen  uns  ein  !"  Wasserversorgung  muss  in  Öf-

fentlicher  Hand  bleiben  !  Wasser  ist  Menschenrecht  !  Kommt  unser  Wasser  bald  von  pri-

vaten  Konzernen?  Darüber  wird  zur  Zeit  in  Brüssel  diskutie rt.  Eine  geplante  EU-Richtlinie  

soll  zukünftig  Städte  und  Kommunen  vorschreiben,  die  Wasserversorgung  europaweit  

auszuschreiben.  Ein Einfallstor  für  internationale  auf  gute  Rendite  setzende  Konzerne,  mit  

schwerwiegenden  Folgen,  wie  es Beispiele  aus  Metropo len  belegen:  Der  Preis  explodiert,  

die  Qualität  sinkt.  Sehr  geehrter  Herr  EU -  Kommis sar  Michel  Barnier:  Ziehen  Sie die  

"Konzessionsrichtlinie  für  Trikwasser"  zurück.  Der  Zugang  zu Wasser  ist  ein  Menschen-

recht.  Wasser  kann  deshalb  keine  übliche  Handelsware  sein,  die  Versorgung  mit  Wasser  

stellt  unzweifelhaft  ein  Kernelement  der  öffentlichen  Daseinsvorsorge  dar  und  sollte  als  

öffentliche  Dienstleistung  voll  in  der  Kontrolle  der  öffentlichen  Hand  verbleiben.  Die  Was-

serversorgung  darf  daher  nicht  den  Regeln  zur Konzessionsvergabe  unterliegen.  Hans  Pe-

ter  Robin  -  Kreisvorsitzener  

Beate  Raudies,  MdL -  veröffentlicht  am  23.02.2013,  19:55  Uhr  -  7728  Clicks  -  Nr.  142  

Arbeit  der  Bundespolizei  am  Elmshorn er  Bahnhof  zeigt  
erste  Erfolge  

Die  Präsenz  der  Bundespolizei  am  Elmshorner  Bahnhof  zeigt  Wirkung:  

Auf  Nachfrage  der  SPD-Landtagsabgeordneten  Beate  Raudies  teilt  die  

Bundespolizei  erste  Ermittlungserfolge  mit.  

So konnten  die  Beamten  in  Zusammenarbeit  mit  ihren  Kollegen  von  

der  Landespolizei  kürzlich  zwei  Männer  festnehmen,  die  in  einer  Dro-

geriefiliale  in  der  Elmshorner  Innenstadt  auf  Beutezug  waren.  Nur  we-

nige  Minuten  nach  Eingang  des  Notrufs  wurden  die  Diebe  im  Elmshor-

ner  Stadtgebiet,  am  Rethfelder  Ring,  festgenommen.  In  den  Rucksä-

cken,  die  die  Täter  bei  sich  führten,  befanden  sich  nach  Informationen  

der  Bundespolizei  Drogerieartikel  im  Wert  von  600  Euro.  

Während  ihrer  Kontrollen  rund  um  die  Bundespolizeiwache  am  Elms-

horner  Bahnhof  haben  Bundespolizeibeamte  außerdem  vor  wenigen  

Tagen  einen  Mann  festgenommen.  Der  26 -Jährige  hatte  laut  Bundespolizei  nicht  nur  Be-

täubungsmittel  dabei,  sondern  auch  eine  geladene  Schusswaffe  im  Gepäck.  

Beate  Raudies:  ĂNach nur  wenigen  Tagen  Bundespolizeipräsenz  am  Elmshorner  Bahnh of  

sind  die  Erfolge  der  engagierten  Polizisten  beeindruckend.  Pendler  und  Elmshorner  Bür-

ger  können  sich  hier  sicher  f¿hlen.ñ Die  Landtagsabgeordnete  nahm  kürzlich  an  der  Ein-

weihung  des  Bundespolizeistützpunkts  am  Elmshorner  Bahnhof  teil.  Da es sich  im  Bere ich  

des  Elms horner  Bahnhofsvorplatzes  um  ein  Sanierungsgebiet  handelt,  war  es der  
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Stadtverwaltung  gelungen,  dort  Räumlichkeiten  aufzukaufen  und  an  die  Bundespolizei  zu 

vermieten.  
Keine  Kommentare  
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Das  Experiment  ist  geglückt,  der  Dialog  geht  weiter  

Zur  heutigen  Bildungskonferenz  erklären  die  bildungspolitischen  Sprecher  der  Koalitions-

fraktionen  Martin  Habersaat  (SPD),  Anke  Erdmann  (Bündnis  90/die  Grünen)  und  Jette  

Waldinger -Thiering  (SSW):  

Über  150  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmer  kamen  

zur  zweiten  Bildungskonferenz,  um  die  Ergebnisse  

der  Arbeitsgruppen  zu diskutieren,  die  seit  der  ersten  

Konferenz  tagt en.  Acht  Arbeitsgruppen  und  viele  Be-

troffene  und  Experten  haben  gearbeitet  und  sind  zu 

Ergebnissen  gekommen.  

Das wichtigste  Ergebnis  jedoch  ist:  Man  spricht  in  

Schleswig -Holstein  wieder  miteinander!  

 

 

Die  Konferenz  gab  klare  Empfehlungen  für  das  neue  

Schul gesetz,  das  am  1.  August  2014  in  Kraft  treten  

soll;  teilweise  erfolgten  diese  einstimmig.  Deutlich  wurde,  dass  das  Vorschaltgesetz  den  

Dialogprozess  nicht  behin dert  hat.  Es gab  keine  Gegenstimmen  zum  Vorhaben,  Regional-

schulen  zu Gemeinschaftsschulen  zu ent wickeln.  

 

Der  Landtag  wird  gut  daran  tun,  den  Rat  der  Betroffenen  und  Experten  zu beherzigen.  

Schulfrieden  ist  möglich,  wenn  so viele  Menschen  einbezogen  sind.  Das Experiment  ist  

geglückt,  der  Dialog  wird  weitergehen.  

 

Fotoalbum  
Keine  Kommentare  
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SPD:  EU macht  Rolle  rückwärts  ï Trinkwasserrichtlinie  
wird  verändert  ï noch  kein  

Bad  Bramstedt.  Der  europaweite  Protest  gegen  eine  mögliche  Privatisierung  der  Trink -

wasserversorgung  zeigt  Wirkung.  Binnenmarktkommissar  Michel  Barnier  hat  nun  seine  

Vor schläge  abgeschwächt  und  Zugeständnisse  angeboten.  Eine  mögliche  Zwangsprivati-

sierung  der  lokalen  Wasserversorger  hatte  für  große  Aufregung  gesorgt,  so auch  in  Bad  

Bramstedt,  wo  die  Sozialdemokraten  sich  dieses  Themas  annahmen.  

Barnier  sagte  am  Donnerstag  vor  EU-Abgeordneten,  die  Kommission  wolle  das  Mono -pol  

von  Stadtwerken  bei  der  Wasserversorgung  nicht  in  Frage  stellen.  Über  die  Vergabe  öf-

fentlicher  Aufgaben  würden  weiterhin  die  Kommunen  entscheiden,  so der  Binnenmarkt-

kommissar  -  der  hinzufügte:  "Ich  per sönlich  bin  dafür,  die  Wasserversorgung  in  der  öf-

fentlichen  Hand  zu behalten."  

 

Die  Bad  Bramstedter  SPD begrüßt  diese  Wendung  sehr.  Doch  ganz  aus  dem  Schnei -der  

ist  Bad  Bramstedt  damit  nicht.  Nach  der  jetzt  vorgesehenen  Änderung  der  Richtlinie  
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sol len  imme r noch  solche  Versorger  der  Aus-

schreibungspflicht  unterworfen  werden,  die  

im  Bereich  ihrer  Wassersparte  mehr  als  20  

Prozent  des  Umsatzes  außerhalb  der  Heimat-

kommune  erzielen.  Bei  mindestens  80  Pro-

zent  Umsatz  am  Unternehmenssitz  soll  der  

Zwang,  sich  dem  fre ien  Wettbewerb  zu stel-

len,  dagegen  nicht  greifen.  

Jan-Uwe  Schadendorf:  ĂSo verrückt  es klin-

gen  mag:  Die  Bad  Bramstedter  Stadtwerke  

versorgen  mehrere  Nachbardörfer  mit  Was-

ser.  Das macht  Sinn,  wenn  es jedoch  mehr  

als  20  %  des  entsprechenden  Spartenumsat-

zes der  Stadtwerke  sein  sollten,  dann  hängen  wir  wieder  in  der  Ausschreibungspflicht.  

Daher  kann  noch  keine  endgültige  Entwarnung  gegeben  werden,  sondern  die  Neufassung  

der  Richtlinie  muss  abgewartet  werden  und  die  Abgabe  an  Nachbardörfer  muss  ggf.  limi-

tiert  oder  rechtlich  neu  sortiert  werden.  Es gilt  wachsam  zu bleiben.ñ 

 

Der  SPD-Politiker  plädiert  dafür,  die  Wasserversorgung  als  Aufgabe  öffentlicher  Kör -per-

schaften  in  der  Verfassung  sowie  ein  Verbot  der  Privatisierung  zu verankern.  Damit  

könne  am  besten  dem  von der  UNO im  Jahr  2010  beschlossenen  Menschenrecht  auf  

Wasser  Rechnung  getragen  werden.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  24.02.2013,  12:49  Uhr  -  8831  Clicks  -  Nr.  145  

Bildungsdialog  bringt  Ergebnisse  

Auch  Vertreter  aus  Stormarn  gestalteten  die  Bildung  der  Zukunft  mit  

 

Eine  wichtige  Etappe  ist  geschafft.  Die  

neue  Landesregierung  in  Schleswig -Hol-

stein  war  mit  dem  Anspruch  angetreten,  

den  größten  Bildungsdialog  in der  Ge-

schichte  des  Landes  zu starten.  ĂZiel war,  

mit  allen  beteiligten  Gruppen  ins  Ge-

spräch  zu kommenñ, erklärt  Martin  Ha-

bersaat,  Landtagsabgeordneter  aus  Bars-

büttel  und  bildungspolitischer  Sprecher  

der  SPD-Landtagsfraktion.  

ĂEin Schulfri eden  ist  möglich , wenn  viele  

Menschen  einbezogen  sind,  wenn  die  Ba-

sis der  getroffenen  Entscheidungen  solide  

ist.  Das  Experiment  ist  geglückt,  der  Dia-

log  wird  weitergehen.ñ 

 

Im  September  2012  wurden  bei  der  ers-

ten  Bildungskonferenz  Arbeitsgruppen  gegründet,  die  im  Dezember  2012  in  Werkstattge-

sprächen  ihre  Zwischenergebnisse  präsentierten.  Empfehlungen  für  das  neue  Schulge-

setz,  das  am  1.  August  2014  in  Kraft  treten  soll,  wurden  nun  auf  der  zweiten  Konferenz  

von  über  150  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmern  gegeben,  teilweise  ohne  Gegenstimme.  

 

Empfehlungen  für  das  neue  Schulgesetz:  

 

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


¶ Die  Regionalschulen  in  Schleswig -Holstein  sollen  ab dem  Schuljahr  2014/15  zu 

Gemeinschaftsschulen  weiterentwickelt  werden.  Deren  Mindestgröße  soll  auf  240  

Schülerinnen  und  Schüler  gesenkt  werden.  (Habe rsaat:  ĂDann gibt  es in  der  Se-

kundarstufe  I  zwei  Säulen  -  Gemeinschaftsschulen  und  Gymnasien.  Die  Umwand-

lung  beträfe  auch  die  Regionalschule  Wentorf.  In  Stormarn  gibt  es keine  Regional-

schulen.ñ) 

 

¶ In  Schleswig -Holstein  soll  der  Grundsatz  gelten:  Gymnasien  bieten  das  Abitur  in  

acht  Jahren  an,  Gemeinschaftsschulen  in  neun  Jahren.  Bestehende  G9-Gymnasien  

erhalten  Bestandsschutz.  (Habersaat:  ĂUnter diesen  Bestandsschutz  fiele  auch  das  

Gymnasium  Wentorf,  wenn  die  Gerichte  entsprechend  entscheiden.  In  Stormarn  

gib t  es nur  G8-Gymnasien.ñ) 

 

¶ Es sollen  Kooperationen  von  Gymnasien,  Gemeinschaftsschulen  und  Beruflichen  

Schulen  ermöglicht  werden,  die  dann  gemeinsame  Oberstufenkonzepte  erarbei-

ten.  (Habersaat:  ĂDas wird  vor  allem  berufliche  Schulen  und  Gemeinschaftsschu-

len  dort  betreffen,  wo  Gemeinschaftsschulen  auf  die  Einrichtung  eigener  Oberstu-

fen  verzichten  wollen.ñ) 

 

¶ An Gemeinschaftsschulen  sollen  keine  abschlussbezogenen  Klassen  eingerichtet  

werden  dürfen,  das  Grundprinzip  soll  längeres  gemeinsames  Lernen  sein.  

 

Mit  diesen  Ergebnissen  wird  Bildungsministerin  Wara  Wende  jetzt  auf  die  Fraktionen  zu-

gehen.  Ihr  Fazit:  ĂDiese Bildungskonferenz  ist  eine  wichtige  Wegmarke  für  die  Erarbei-

tung  des  neuen  Schulgesetzes;  und  sie ist  ein  überzeugender  Beleg  dafür,  was  man  er-

reichen  kann,  wenn  man  engagiert,  ideologiefrei  und  konstruktiv  miteinander  redet.ñ An 

anderen  Themen  soll  in  unterschiedlichen  Formen  weiter  gearbeitet  werden.  So bereitet  

das  Ministerium  gemeinsam  mit  den  Universitäten  Kiel  und  Flensburg  eine  Reform  der  

Lehreraus bildung  vor,  die  zu den  Ansprüchen  der  Schullandschaft  in  Schleswig -Holstein  

passt.  Ein ĂRunder Tisch  Inklusionñ wird  seine  Arbeit  fortsetzen,  das  Ministerium  wird  

zum  Thema  Inklusion  außerdem  das  Gespräch  mit  den  Schulträgern  suchen.  Eine  Ar-

beitsgruppe  Ă¦bergänge  zwischen  den  Schulenñ wird  neu  ins  Leben  gerufen  und  die  Ab-

schaffung  der  Schulartempfehlung  nach  Klasse  vier  sowie  die  Frage  der  ĂQuerversetzun-

genñ (vom  Gymnasium  an  andere  Schulen)  beraten.  

 

Die  Orte,  an  denen  der  Dialog  stattfand,  waren  von  hohe m  Symbolwert:  Die  Auftaktver-

anstaltung  im  September  2012  fand  in  der  Toni  Jensen  Gemeinschaftsschule  in  Kiel  statt,  

die  Werkstattgespräche  am  Gymnasium  Kronshagen  und  die  zweite  große  Konferenz  

schließlich  am  Regionalen  Bildungszentrum  Technik  in  Kiel.  Hab ersaat:  ĂDamit sind  auch  

die  drei  weiterführenden  Schularten  benannt,  die  in  Schl eswig -Holstein  alle  zur  Hoch-

schulreife  führen  kºnnen.ñ 

 

Aus Stormarn  waren  viele  Experten  an  den  Bildungskonferenzen  beteiligt,  das  Foto  zeigt  

(in  einer  Pause der  zweiten  Bild ungskonferenz)  Jörg  Wischermann  aus  Reinbek,  der  El-

ternvertreter  der  Regionalschule  Wentorf  ist  und  den  Landeselternbeirat  der  Regional-

schulen  vertrat,  in  der  Mitte  Martin  Habersaat,  rechts  Volker  Wurr,  Schulleiter  der  Ge-

meinschaftsschule  Wiesenfeld  in  Glinde.  

Fotoalbum  

 

PM des  MBW 

http://www.martinhabersaat.de/zumangucken/bilder/unterwegs-im-land/2013/aaa10-809.html
http://www.schleswig-holstein.de/MBW/DE/Service/Presse/PI/2013/Februar_2013/III_Bildungskonferenz.html


Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Harrislee  -  veröffentlicht  am  24.02.2013,  16:38  Uhr  -  4174  Clicks  -  Nr.  146  

Dirk  Peddinghaus  zu  Besuch  bei  Kristronics  

Ende  Januar  besuchte  unser  Bundestagskandidat  Dirk  Peddinghaus  das  innovative  

und  expandierende  Unternehmen  Kristronics  im  Harrisleer  Gewerbegrund.  

 

Begleitet  wurde  er  von  unserem  stellvertretenden  Vorsitzenden  Dr.  Jens Maßlo,  unserer  

Fraktionsvorsitzenden  Dr.  Susanne  Staemmler  und  unserem  Juso-Beauftragten  Janhen-

drik  Timm  vom  Ortverein  Harrislee.  

Als studierter  Elektro -  und  Nachrichtentechniker  folgte  Dirk  Peddinghaus  interessiert  und  

mit  Begeisterung  den  Ausführungen  des  geschäftsführenden  Gesellschafters  Thormod  

Ohm,  der  die  Geschä ftsfelder  des  auf  Elektromobilität,  Medizin -  und  Sicherheitstechnik  

spezialisierten  Unternehmens  vorstellte.  

 

Wir  freuen  uns,  ein  derart  leistungsstarkes  und  zukunftsträchtiges  Unternehmen  in  unse-

rer  Gemeinde  zu haben!  

 

(Dr.  C. Susanne  Staemmler)  
Keine  Kom mentare  

 

 

 

SPD-Harrislee  -  veröffentlicht  am  24.02.2013,  16:44  Uhr  -  6659  Clicks  -  Nr.  147  

Die  Liste  in  Harrislee  steht  

Bei  unserer  letzten  Mitgliederver-

sammlung  haben  wir  im  Ortsverein  

Harrislee  unsere  Kandidatinnen  und  

Kandidaten  für  die  Kommunalwahl  am  

26.  Mai  2013  aufgestellt.  

 

Wir  sind  uns  einig!  Mit  großer  Mehr-

heit  wurden  die  Vorschläge  des  Vor-

standes  angenommen:  

 

1.  Dr.  C. Susanne  Staemmler,  

2.  Frank  Thomasky,  

3.  Karl -Hermann  Rathje,  

4.  Mark  Klindtworth,  

5.Helga  Schmidt,  

6.  Günter  Arlt,  

7.  Hartwig  Schlüter,  

8.  Jürgen  Schiersching,  

9.  Dr.  Stefan  Tießen,  

10.  Janhendrik  Timm,  

11.  Dirten  Kolar,  

12.  Ole Hühnken,  

13.  Wolfgang  Potztal,  

14.  Harry  Henningsen,  

15.  Bernd  Gludau,  

16.  Dr.  Jens Maßlo,  

https://www.spd-net-sh.de/sl/harrislee
https://www.spd-net-sh.de/sl/harrislee


17.  Holger  Zschiesche,  

18.  Thomas  Meyer,  

19.  Hans -Hermann  Callesen,  

20.  Heino  Henningsen,  

21.  Marianne  Fenske,  

22.  Renate  Callesen.  

 

In  den  Wahlkreisen  stellen  sich  zur  Wahl:  

 

WK 1:  Dr.  Stefan  Tießen  

WK 2:  Dr.  C.Susanne  Staemmler  

WK 3:  Karl -Hermann  Rat hje  

WK 4:  Frank  Thomasky  

WK 5:  Dirten  Kolar  

WK 6:  Helga  Schmidt  

WK 7:  Mark  Klindtworth  

WK 8:  Hartwig  Schlüter  

WK 9:  Günter  Arlt  

WK 10:  Jürgen  Schiersching  

WK 11:  Janhendrik  Timm  

WK 12:  Ole Hühnken  

 

Jetzt  hoffen  wir,  dass  viele  Wählerinnen  und  Wähler  sich  für  unsere  Kandidatinnen  und  

Kandidaten  entscheiden  werden.  

Wir  haben  eine  gute  Mischung  aus  erfahrenen  und  neuen  Leuten,  die  sich  gemeinsam  für  

Harrislee  engagieren  wollen.  

 

Los  gehtŹs! Ende  Februar  werden  inhaltliche  Ausrichtung  und  Schwerpunkte  des  Wahl-

kampfes  festgelegt.  Auch  die  Ergebnisse  der  Auftaktveranstaltung  der  Harrisleer  Zu-

kunftsgespräche  werden  Berücksichtigung  finden.  

In  einer  kurzen  und  ansprechenden  Informationsbro schüre  wird  alles  übersichtlich  zu-

sammengefasst  und  rechtzeitig  vor  der  Wahl  an  die  Haushalte  verteilt.  

 

Wir,  die  Kandidatinnen  und  Kandidaten,  freuen  uns  auf  den  26.  Mai  und  auf  die  Gelegen-

heit  gemeinsam  mit  den  Bürgerinnen  und  Bürgern  die  nächsten  fünf  Jahre  in  Harrislee  zu 

gestalten.  

 

 

(Dr.  C. Susanne  Staemmler)  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  25.02.2013,  09:50  Uhr  -  14578  Clicks  -  Nr.  148  

Ausbildungs -  und  Qualifizierung soffensive  Altenpflege  
startet  zum  01.04.2013  

Thönnes:  Chancen  für  über  7.000  Pflegebedürftige  im  Kreis  Segeberg  

nutzen!  

Am  21.  Februar  2013  hat  der  Deutsche  Bundestag  die  Ausbildungs -  und  Qualifi-

zierungsoffensive  Altenpflege  verabschiedet.  Im  Dialog  mit  den  Arbeits -  und  

Sozialministerien  der  Länder  ist  ein  Konzept  entstanden,  das  dem  akuten  Fach-

kräftemangel  in  diesem  Bereich  entgegenwirken  soll  und  über  die  Bundesagen-

tur  für  Arbeit  ganz  gezielt  auf  Ausbildung,  Weiterbildung  sowie  Umschulung  setzt.  

 

ĂF¿r die SPD steht  schon  lange  fest,  dass  gute  Pflege  eine  gesamtgesellschaftliche  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Aufgabe  ist,  und  der  Bund  sich  hier  verstärkt  einbringen  muss.  Dass  man  in  einer  Phase 

qualifizierte  Hilfe  bekommt,  in  der  man  sich  nicht  selber  helfen  kann,  ist  Ausdruck  sozia-

ler  Gerechtigkeitñ, so der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Franz  Thönnes.  Jetzt  folgen  

CDU/CSU  und  FDP endlich  dieser  Position,  nachdem  sie noch  am  27.  September  2012  

den  Antrag  ĂF¿r eine  umfassende  Pflegereform  ï Pflege  als  gesamtgesellschaftliche  Auf-

gabe  stªrkenñ der  SPD-Fraktion  im  Haushaltsausschuss  des  Deutschen  Bundestages  ab-

gelehnt  haben.  

 

ĂDas Angebot  gilt  es jetzt  zu nutzen  und  verstärkt  auszubilden,  um  dem  Mangel  an  Fach-

kräften  entgegenzuwirken.  Schon  jetzt  gibt  es im  Kreis  Segeberg  über  7000  pflegebe-

dürft ige  Bürgerinnen  und  Bürger  und  diese  Zahl  soll  bis  2025  um  50  Prozent  zunehmenñ, 

so der  SPD-Politiker  

 

Zum  Hintergrund:  Bereits  zwischen  dem  1.  Februar  2009  und  dem  31.  Dezember  2010  

konnte  im  Rahmen  des  Konjunkturpakets  II  das  dritte  Lehrjahr  bei  Umschulu ngen  im  Be-

reich  der  Altenpflege  voll  durch  die  Bundesagentur  finanziert  werden.  Diese  Möglichkeit  

wird  jetzt  ï befristet  auf  drei  Jahre  ï ab  April  wieder  geschaffen.  

 

ĂJeder, der  mit  dem  Gedanken  spielt  sich  zum  Altenpfleger  ausbilden  oder  umschulen  zu 

lassen,  sollte  sich  jetzt  bei  der  Bundesagentur  für  Arbeit  oder  den  Pflegeinrichtungen  in-

formieren.  Die  Chancen  auf  einen  Arbeitsplatz  sind  nach  abgeschlossener  Lehre  ausge-

sprochen  gut,  denn  qualifizierte  Mitarbeiter  werden  händeringend  gesuchtñ, erläutert  

Thönnes.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  25.02.2013,  11:40  Uhr  -  7508  Clicks  -  Nr.  149  

Bildungsideen  gesucht  

Mit  den  erfolgreichen  Bildungskonferenzen  ist  Schl eswig -Holstein  ist  Schleswig -Holstein  

dem  Ziel,  mehr  Bildungsgerechtigkeit  zu erreichen,  einen  großen  Schritt  näher  gekom-

men.  Doch  Bildung  ist  Aufgabe  der  gesamten  Gesellschaft,  auch  findet  sie nicht  allein  in  

der  Schule  statt.  Jungen  Menschen  auf  ihrem  Weg ins  Leben  Unterstützung  zu geben,  hat  

sich  auch  die  Initiative  ĂDeutschland ï Land  der  Ideenñ des  Bundesministeriums  für  Bil-

dung  und  Forschung  und  der  Vodafone  Stiftung  vorgenommen.  

 

 

Zum  dritten  Mal  findet  der  Wettbewerb  

ĂIdeen für  die  Bildungsrepublik  ïGemein-

sam  für  mehr  Bildungschancenñ statt.  

 

Martin  Habersaat,  bildungspolitischer  

Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion:  

ĂAusgezeichnet werden  engagierte  Bür-

gerinnen  und  Bürger  und  Initiativen,  die  

sich  um  Kinder  und  Jugendliche  küm-

mern,  die  sich  aus  untersc hiedlichen  

Gründen  mit  dem  Lernen  schwer  tun  und  

deshalb  besondere  Unterstützung  brau-

chen.  Das können  Lese-  und  Erzählnach-

mittage  in  einer  Bücherei  sein,  naturwis-

senschaftliche  Experimente,  Projekte  zur  

Erforschung  der  Stadtges chichte,  ge-

meinsame  Musik -  oder  Theateraufführungen,  Angebote  zur  Sprachförderung  und  vieles  

mehr.ñ Ziel  des  Wettbewerbs  sei  es,  solche  Projekte  bekannt  zu machen  und  zur  Nachah-

mung  anzuregen.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


 

Unter  www.bildungsideen.de  können  sich  Projekte  und  Initiativen  bis  zum  24.  März  2013  

bewer ben,  die  Bildungsgerechtigkeit  für  Kinder  und  Jugendliche  in  besonderer  Weise  för-

dern.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  25.02.2013,  18:07  Uhr  -  10326  Clicks  -  Nr.  150  

Nina  Scheer  besucht  die  Lauenburger  Kultur -  und  Knei-
pennacht  

Lauenburg.  23.  Februar  2013.  Die  erste  Lauenbur-

ger  Kulturnacht  war  ein  großer  Erfolg.  Reges  Trei-

ben  herrschte  an  diesem  Sonnabend  in  der  Lauen-

burger  Altstadt.  

 

Viele  Lauenburgerinnen  und  Lauenburger , aber  

auch  viele  Besucher  aus  den  Nachbarorten  waren  

gekommen,  um  das  vielfältige  Kulturprogramm  zu 

genießen.  Es gab  ein  großes  Angebot  an  Kultur  und  

Musik  in  den  Kneipen  der  Lauenburger  Altstadt.  In  

der  Osterwold -Halle  traten  z.B.  die  Folk  Rovers  auf  

und  hier  gab  auch  der  Lauenburger  Musik -Kreis  

sein  Bestes.  Aber  auch  Lesungen  in  der  Zündholzfabrik  zogen  die  Besucher  in  ihren  Bann.  

Bei  allem  stand  aber  die  Geselligkeit  an  vorderster  Stelle.  Sicherlich  wird  dies  nicht  die  

letzte  Kultur -  und  Kneipennacht  in  Lauenburg  gewesen  sein.  

 

Foto  v.l.n.r.:  OV-Vorsitzender  SPD Lauenburg,  Jens Meyer;  Nina  Scheer;  Olaf  Schulze,  

MdL 

Kommentar  von  Jens Meyer  vom  27.02.2013,  17:36  Uhr:  RE:  Nina  Scheer  besucht  die  

Lauenburger  Kul tur -  und  Kneipenn acht  

Dein  Besuch  war  eine  tolle  Überraschung!  Vielen  Dank!  Deine  Anwesenheit  hat  sicherlich  

viel  zum  Erfolg  des  Konzerts  meiner  Folk  Gruppe,  den  "Folk  Rovers"  beigetragen!  

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  25.02.2013,  19:42  Uhr  -  8698  Clicks  -  Nr.  151  

Hamburg  und  Schleswig - Holstein  eng  verflochten  

 

ĂDie Grenzen  sind  nicht  auf  der  Karte,  sie  sind  in  unseren  Kºpfen,ñ mit  diesen  Worten  

fasste  vor  ziemlich  genau  einem  Jahr  der  mittlerweile  zum  Ministerpräsidenten  Schles-

wig -Holsteins  gewählte  Torsten  Albig  die  Arbeit  der  Enquete -Kommission  ĂNorddeutsche 

Zusammenarbeitñ zusammen.  Ob und  wie  sich  diese  Grenzen  verschoben  haben,  darüber  

finden  sich  in  der  vor  kurzem  veröffe ntlichten  statistischen  Analyse  des  Statistischen  Am-

tes  beider  Länder  einige  Anhaltspunkte.  

Auf  knapp  40  Seiten  werden  unterschiedlichste  Aspekte  auf  Grundlage  statistischer  Erhe-

bungen  dargestellt  und  untersucht.  Darunter  Pendlerverhalten,  Bevölkerungswand erung,  

Krankenversorgung,  Eheschließ ungen  oder  das  Verhalten  wirtschaftlicher  Unternehmen  

mit  Standorten  in  beiden  Ländern.  

 

https://www.spd-net-sh.de/scheer
mailto:anwalt@kanzleimeyer.de
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Martin  Habersaat,  einst  Mitglied  der  Enquete -Kommis-

sion  und  heute  stellvertretender  Vorsitzender  der  SPD-

Landtagsfraktion,  fühlt  sich  in  seinem  Streben  nach  ei-

ner  verbesserten  länderübergreifenden  Kooperation  be-

stätigt.  Im  Schuljahr  2011/12  wurden  rund  182.500  

Schülerinnen  und  Schüler  an  allgemeinbildenden  Schu-

len  in  Hamburg  unterrichtet,  davon  fast  3.400  mit  

Wohnsitz  in  Schleswig -Holstein.  

Ein verbessertes  Gastschulabkommen  ab 2015  soll  den  

gegenseitigen  Austausch  verstärken.  Auf  dem  täglichen  

Weg  zur  Arbeit  fahren  täglich  155.000  sozialversiche-

rungspflichtig  Beschäftigte  von  Schleswig -Holstein  nach  Hamburg,  in  umgekehrter  Rich-

tung  sind  50.100  Menschen  unterwegs.  

 

Für  viele  Neu -Schleswig -Holsteiner  ist  der  Blick  nach  Hamburg  selbstverständlich,  so sind  

im  Jahr  2011  rund  23.400  Personen  von  Hamburg  nach  Schleswig -Holstein  gezogen.  Der  

Gegenstrom  von  Schleswig -Holstein  nach  Hamburg  war  mit  19.200  Menschen  etwas  we-

niger  stark  ausgeprägt.  Interessant  ist  auch  die  regionale  Verteilung  der  Eheschließun-

gen,  so scheint  das  Land  der  Horizonte  auf  Hamburger  und  Hamburgerinnen  eine  ganz  

besondere  Anziehung  zu haben,  denn  1.180  der  insgesamt  über  7.000  Eheschließungen  

fanden  in  Schleswig -Holstein  statt.  Das freut  den  Landtagsabgeordneten:  ĂSchleswig-Hol-

stein  ist  für  die  Menschen  in  Hamburg  offenbar  mit  positiven  Emotionen  verbunden.  Das 

ist  umgekehrt  auch  so,  und  wir  sollten  daran  arbeiten,  dass  sich das  noch  verstªrkt.ñ 

 

Die  statistische  Analyse  kann  auf  der  Internetseite  des  Statistischen  Amts  für  Hamburg  

und  Schleswig -Holstein  kostenlos  abgerufen  werden.  

http://www.statistik -nord.de/uploads/tx_standocuments/SI_SPEZIAL_II_2013.pdf  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Harrislee  -  veröffentlicht  am  25.02.2013,  21:46  Uhr  -  4365  Clicks  -  Nr.  152  

Gänseverspielen  -  Wieder  einmal  ein  voller  Erfolg!  

Wie  auch  in  den  letzten  Jahren,  führte  

der  SPD-Ortsverein  Harrislee  auch  in  die-

sem  Jahr  ein  erfolgreiches  Gänseverspie-

len  durch.  Diesmal  waren  mit  unserer  

Landtagsabgeordneten  Simone  Lange  

und  unserem  Bundestagskandidaten  

Dirk  Peddinghaus  auch  zwei  promi-

nente  Gäste  mit  von  der  Partie.  

Um  die  120  Gäste  bescherten  der  Mensa  

der  Zentralschule  ein  volles  Haus.  Abge-

sehen  von  den  ohnehin  schon  guten  zu 

verspielenden  Preisen,  gab  es als  Sahne-

häubchen  oben  auf  noch zwei  Sonder-

preise.  Unsere  Landtagsabgeordnete  Si-

mone  Lange  überreichte  den  von  ihr  gestifteten  zweiten  Preis,  einen  ordentlichen  ĂSchin-

kenñ. Spender  des  Hauptpreises  war  auch  in  diesem  Jahr  wieder  unser  betreuender  Bun-

destagsabgeordneter  Sönke  Rix  aus  Rendsburg -Eckernförde.  Stellvertretend  für  ihn  

überreichte  unser  Bundestagskandidat  Dirk  Peddinghaus  den  ersten  Preis  an  den  glückli-

chen  Gewinner.  

 

Es war  ein  gelungener  Abend  bei  guter  und  lockerer  Stimmung,  dies  war  mitunter  ein  

http://www.statistik-nord.de/uploads/tx_standocuments/SI_SPEZIAL_II_2013.pdf
https://www.spd-net-sh.de/sl/harrislee


Verdienst  unseres  langjähr igen  Moderator  Hans -Jürgen  Koch,  der  über  ca.  vier  Stunden  

kurzweilig  durch  den  Abend  geführt  hat.  Unterstützung  beim  Ziehen  der  Zahlen  erhielt  er  

dabei  erstmals  durch  Janhendrik  Timm,  der  den  ansonsten  unterstützenden,  aber  an  dem  

Abend  leider  verhinderte n Heico  Schmidt  würdig  vertrat.  

 

Viele  helfende  Hände  trugen  dazu  bei,  dass dieser  Abend  für  die  Gäste  sowie  für  den  

SPD-Ortsverein  ein  voller  Erfolg  wurde.  Allen  Gewinnern  herzlichen  Glückwunsch!  

 

(Jürgen  Schirsching)  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  26.02.2013,  11:48  Uhr  -  9843  Clicks  -  Nr.  153  

Pressemitteilung:  Entwurf  über  teilweises  Fracking - Ver-
bot  ist  nicht  ausreichend  

Pressemitteilung  vom  26.02.13:  

"Eine  detailliert e Analyse  der  Umweltauswirkungen  von  Fracking,  

verbunden  mit  einem  Verbot  des  Frackings  in  Wasserschutzgebie-

ten  ist  nicht  ausreichend",  kritisiert  Nina  Scheer,  SPD-Bundestags-

direktkandidatin  für  den  Wahlkreis  Lauenburg/Stormarn -Süd  den  

durch  die  Bundesmini ster  Altmaier  und  Rösler  am  Montag  (25.02.)  

vorgelegten  Entwurf  über  Regeln  für  Fracking.  

 

Bei  dem  Fracking -Verfahren  wird  ein  Chemikalien -Gemisch  in  tiefe  

Gesteinsschichten  gepresst,  um  hierdurch  Erdgas  zu fördern.  Die  

Chemikalien  verbleiben  dabei  im  Bode n -  mit  unklaren  Spätfolgen.  

Auch  für  die  Kreise  Stormarn  und  Herzogtum  Lauenburg  werden  

für  das  sogenannte  Erlaubnisfeld  Schwarzenbek  auf  Genehmi-

gungsseite  derzeit  vorbereitende  Maßnahmen  für  Fracking  getroffen.  

 

"Die  nun  vorgesehene  Umweltverträglichkeit sprüfung  sowohl  für  die  Aufsuchung  von  La-

gerstätten  als  auch  für  die  eigentliche  Förderung  des  Erdgases  kann  lediglich  der  Analyse  

solcher  Umweltgefährdungen  dienen,  die  heute  als  Aus-  und  Folgewirkunge n von  Fra-

cking  bekannt  sind",  erläutert  Scheer.  

 

"Aus  unseren  vielfältigen  Erfahrungen  mit  Altlasten  muss  die  Konsequenz  gezogen  wer-

den,  Umwelteinwirkungen  zu untersagen,  deren  Folgewirkungen  nicht  auszuschließen  

sind",  argumentiert  Scheer.  Es sei  nicht  vertretbar,  aus  dem  Streben  nach  niedrigen  

Energiepreise n und  Importunabhängigkeit  unabsehbare  Umweltrisiken  und  Folgekosten  

zu Lasten  nachfolgender  Generationen  in  Kauf  zu nehmen,  wenn  umweltverträgliche  

Energiegewinnungsformen  verfügbar  sind,  so Scheer  weiter.  Zudem  lenke  das  Kostenar-

gument  davon  ab,  dass  die  kostengünstigste  Energieversorgung  nur  durch  einen  

schnellstmöglichen  Umstieg  auf  regenerative  Energien  zu erreichen  sei.  

 

Ein Verbot  von  Fracking  in  Wasserschutzgebieten,  im  Kreis  Stormarn  für  Glinde,  sei  zwar  

grundsätzlich  zu begrüßen.  Das Verbot  treffe  aber  keine  entsprechende  Vorsorge  für  die  

vielen  Trinkwassergebiete,  für  deren  Schutz  es einer  ebenso  klaren  Entscheidung  be-

dürfe,  so Sche er.  Es gebe  keinen  plausiblen  Grund  für  eine  Unterscheidung  zwischen  der  

Handhabung  von  Wasserschutzgebieten  und  Trin kwassergebieten:  "Wie  rechtfertigt  sich  

ein  Verbot  von  Fracking  in  Wasserschutzgebieten,  wenn  es in  Trinkwassergebieten  

grundsätzlich  erlaubt  bleibt?",  hinterfragt  Scheer  den  Entwurf  der  Bundesminister.  

 

Pressekontakt:  Dr.  Nina  Scheer,  nina.scheer@gmx.de,  

Anika  Habersaat,  0152  09523516  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Keine  Kommentare  

 

 

 

Ulrike  Rodust,  MdEP -  veröffentlicht  am  27.02.2013,  13:33  Uhr  -  152987  Clicks  -  Nr.  154  

"Rückschlag  für  das  Rückwurfverbot"  

Ministerrat  legt  we nig  ambitionierten  Text  zur  Reform  der  Ge-

meinsamen  Fischereipolitik  vor  

 

Der  Rat  der  Europäischen  Fischereiminister  will  das  Rückwurfverbot  von  

Beifang  aufweichen.  

Am  Mittwoch  in  den  frühen  Morgenstunden  einigten  sich  die  Minister  auf  

ein  im  Rahmen  der  Reform  der  Gemeinsamen  Fischereipolitik  (GFP)  vor-

gesehenes  Rückwurfverbot,  das  weit  hinter  der  Forderung  des  Europäi-

schen  Parlaments  zurückfällt.  Demnach  sollen  auch  in  Zukunft  bis  zu 9 

Prozent  aller  sogenannten  Beifänge  weiterhin  ins  Meer  zurückgeworfen  

werd en dürfen.  Dieser  Wert  soll  schrittweise  auf  7 Prozent  reduziert  wer-

den.  Das Europäische  Parlament  hingegen  hatte  sich  in  seiner  Plenarabstimmung  vor  drei  

Wochen  für  ein  ausnahmsloses  Rückwurfverbot  ausgesprochen.  

 

Ulrike  RODUST,  SPD-Europaabgeordnete  und  Verhandlungsführerin  des  Parlaments  bei  

der  Fischerei -Reform  kritisierte  die  Ministerentscheidung:  "9  Prozent  sind  definitiv  zu viel.  

Mir  fehlt  die  Phantasie  dazu,  das  noch  als  Rückwurfverbot  bezeichnen  zu können.  Diesen  

Punkt  wird  das  Europäische  Parlamen t  so nicht  akzeptieren."  

 

In  Hinblick  auf  die  anstehenden  Kompromissverhandlungen  mit  Vertretern  aus  den  Mit-

gliedstaaten  und  der  EU-Kommission  erklärte  Ulrike  RODUST:  "Wir  als  Volksvertreter  ha-

ben  uns  mit  großer  Mehrheit  für  eine  ehrgeizige  Reform  ausgespr ochen,  weil  auch  Euro-

pas  Bürgerinnen  und  Bürger  wollen,  dass  ihr  Fisch  nachhaltig  und  fair  gefangen  wird.  Der  

Rat  wird  das  in  den  Verhandlungen  nicht  ignorieren  können.  Ich  werde  hart  verhandeln."  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  27.02.2013,  14:57  Uhr  -  6603  Clicks  -  Nr.  155  

SPD - Umfrage:  Am  Samstag  2.3.13  mit  Infostand  bei  fa-
mila  

Bad  Bramstedt.  Die  Fragebogenaktion  der  Bad  Bramstedter  SPD ĂLeben und  Einkaufen  in  

Bad  Bramstedtñ läuft  weiterhin  sehr  gut.  Bereits  mehr  als  800  ausgefüllte  Fragebogen  lie-

gen  der  SPD aus  Bad  Bramstedt  und  Umland  vor.  

Zwischenzeitlich  liegt  der  Fragebogen  auch  bei  famila  aus.  Neben  den  vier  Annahme -stel-

len  im  Stadtgebiet  fungiert  der  fami la-markt  als  Anlaufstelle  für  die  Umfrage  

Am  kommenden  Samstag  wird  die  SPD am  9 Uhr  morgens  mit  einem  Infostand  in  der  

Mall  bei  famila  stehen  und  die  Umfragebögen  ausliegen  haben,  so dass  Bürgerinnen  und  

Bürger  gleich  vor  Ort  die  Bögen  ausfüllen  und  teiln ehmen  können.  Oder  sie neh -men  die  

Bögen  mit  nach  Hause,  um  sie dann  zurückzureichen.  

 

Die  Umfrage  läuft  noch  bis  15.3.  März.  Pressesprecher  Jan-Uwe  Schadendorf:  ĂWir wollen  

nicht  gleich  überschwänglich  werden,  aber  mittlerweile  ist  selbst  eine  Zahl  von  1. 000  

Teilnehmern  nicht  mehr  utopisch.  Das wäre  eine  ganz  tolle  Zahl,  gerade  wenn  man  an  

die  Frage  nach  der  Repräsentativität  des  Umfrageergebnisses  denkt.  Wir  freu -en  uns  

https://www.spd-net-sh.de/rodust
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


schon  jetzt  sehr,  so gut  den  Nerv  der  Bevölkerung  getroffen  zu haben.ñ 

 

Wegen  der  groß en  Beteiligung  an  der  Umfrage  hatte  die  SPD Fragebögen  nachdru -cken  

lassen,  um  die  Annahmestellen  damit  versorgen  zu können.  Annahmen  erfolgen  bei  Ei-

senwaren -Fülscher  am  Bleeck,  Buchhandlung  Hans  im  Glück  im  Landweg,  Buch&Medien  

im  Maienbeeck  ,  findefuxx  am  Kirchenbleeck  und  jetzt  auch  bei  famila.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  27.02.2013,  17:14  Uhr  -  8659  Clicks  -  Nr.  156  

Schulpsychologischer  Dienst  in  Plön  bald  wieder  bes etzt  

26.2.2013  

Regina  Poersch  und  Lutz  Schlünsen:  

Schulpsychologischer  Dienst  in  Plön  bald  wieder  besetzt  

 

Über  eine  gute  Nachricht  aus  Kiel  für  den  Kreis  Plön  freuen  sich  die  SPD-Landtagsabge-

ordnete  Regina  Poersch  und  der  SPD-Kreistagsfraktionsvorsitzende  Lutz  Schlünsen:  

Die  vakante  Stelle  im  schulpsychologischen  Dienst,  angesiedelt  beim  Kreis  Plön,  wird  

durch  das  schleswig -holsteinische  Bildungsministerium  wieder  besetzt.  

Regina  Poersch:  ĂNach meinen  Gesprächen  mit  der  Spitze  des  Ministeriums  für  Bildung  

und  Wissenschaft  des  Landes  Schleswig -Holstein  gehe  ich  davon  aus,  dass  die  Ausschrei-

bung  der  Stelle  nunmehr  zügig  erfolgt  und  der  schulpsychologische  Dienst  im  Kreis  Plön  

spätestens  zum  Sommer  wieder  besetzt  ist.ñ 

Lutz  Schlünsen  betont  die  Wichtigkeit  die ses Dienstes:  ĂDie Arbeit  der Schulpsychologin  

ist  eine  wichtige  Unterstützung  für  die  Schüler,  Eltern  und  Lehrer  und  von  hoher  Bedeu-

tung,  Deshalb  sind  wir  sehr  froh,  das  es nun  nach  längerer  Vakanz  zur  Wiederbesetzung  

kommt.  Das ist  gut  für  die  Schulen  im  Kreis  Plön!  Für  den  Einsatz  der  Landtagsabgeord-

neten  Regina  Poersch  möchte  ich  mich  deshalb  bedanken.ñ 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Tangstedt  -  veröffentlicht  am  28.02.2013,  06:22  Uhr  -  9944  Clicks  -  Nr.  157  

Einwohnerversammlung  der  Gemeinde  Tangstedt  

Am  Mittwoch,  den  27.02.2013  fand  in  der  Sporthalle  der  Grund-

schule  Tangstedt  eine  Einwohnerversammlung  statt,  zu der  Bürger-

meister  Herr  Dr.  Taube  eingeladen  hatte.  

 

In  der  von  rund  300  Besuc hern  besetzen  Sporthalle  ging  es um  die  

jüngsten  Veränderungen  des  ÖPNV, die  aktuellen  Entwicklungen  

zum  Bürger -Natur -Park  Tangstedt,  eine  Entlastungsstraße  aufgrund  

des  hohen  Aufkommens  von  Schwerlastverkehr  in  Wilstedt  und  

Tangstedt  sowie  die  "Fläche  9"  zwischen  zwischen  Tangstedt  und  

Wilstedt.  

 

Der  Ortsvereinsvorsitzende  Holger  Criwitz  der  SPD - Tangstedt  äußerte  nach  der  Veran-

staltung:  "Ich  bin  froh,  dass  eine  solche  hohe  Anzahl  von  Bürgerinnen  und  Bürgern  an-

wesend  waren  und  die  Chance  genutzt  haben,  ihre  Anliegen  zu äußern.  Da es auch  um  

Anliegen  ging,  die  auch  den  Kreistag  in  Bad  Oldesloe  beschäftigen  werden,  waren  auch  

Kreistagsabgeordnete  wie  Christian  Rink  aus  Bargfeld -Stegen  anwesend.  Die  Ausführun-

gen  von  Johannes  Kahlke  zu einer  erneuten  Veränderung  und  damit  Verbesserung  der  

https://www.spd-net-sh.de/ploen
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


Linienführung  des  Busses  478  über  Hamburg -Duvenstedt  sowie  zur  Errichtung  von  Sport-

anlagen  und  Bürgerhaus  nahe  der  Grundschule  stieß  bei  den  Besuchern  auf  Gehör  und  

Zustimmung.  Hinsichtlich  einer  Entlastungsstraße  müssen  wir  in  der  nächsten  Legislatur-

periode  Weichen  stellen.  Es darf  nicht  so lange  dauern,  wie  ein  Mitbürger  andeutete,  bis  

ein  Unfall  geschieht  und  ein  Mensch  zu Schaden  kommt."  

 

Die  Einwohnerversammlung  endete  gegen  21:00  Uhr.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  28.02.2013,  13:10  Uhr  -  8194  Clicks  -  Nr.  158  

Tag  des  digitalen  Lernens  

 

Der  7.  März  ist  der  ĂTag des  digitalen  Lernensñ. Weil  die  Welt  von  heute  nicht  die  Welt  

von  gestern  und  das  Lernen  heute  nicht  das  Lernen  von  gestern  ist,  beteiligt  sich  auch  

der  Bildungsausschuss  des  Schleswig -Holsteinischen  Landtags  an  diesem  Tag.  Am  7.  

März  ab 16.00  Uhr  können  Interessierte  sich  darüber  informieren  und  diskutieren,  wie  

unsere  Schulen  sich  durch  digitales  Lernen  verändern  werden.  

 

Einen  Einstieg  in  das  Thema  liefert  der  Dipl. -Päda-

goge  Jöran  Muuß -Merholz,  anschließend  berichten  

Schülerinnen  und  Schüler  sowie  der  Schulleiter  des  

Hamburger  Kurt -Körber -Gymnasiums  über  ihre  Erfah-

ru ngen  aus  der  täglichen  Arbeit  mit  iPads.  

 

Jens Lemke  vom  IQSH  wird  vorstellen,  wie  bereits  

heute  Schülerinnen  und  Schüler  auf  den  Halligen  via  

Webteaching  auf  ihren  Abschluss  vorbereitet  werden,  

einen  Ausblick  und  Anregungen  für  die  abschließende  

Diskussio n an  Stehtischen  wird  Staatssekretär  Dirk  

Loßack  bieten.  Martin  Habersaat,  SPD-Mitglied  des  Bildungsausschusses:  ĂIch freue  mich  

auf  diesen  Nachmittag  und  bedanke  mich  bei  der  Ausschussvorsitzenden  Anke  Erdmann  

(Bó90/Die Grünen),  aber  auch  bei  Ausschussmit glied  Sven  Krumbeck  (Piraten)  für  die  

Vorbereitung.  Ich  würde  mich  freuen,  wenn  auch  Menschen  aus  dem  südlichen  Schles-

wig -Holstein  dabei  sein  kºnnen.ñ 

 

Veranstaltungsort  ist  der  Schleswig -Holstein -Saal  des  Landeshauses  in  Kiel.  

Anmeldung: bildungsausschuss @landtag -sh.de  

http://www.tag -des-digitalen - lernens.de/  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  28.02.2013,  17:29  Uhr  -  10461  Clicks  -  Nr.  159  

SPD - Unterbezirks -  und  Kreisvorsitzendenkonferenz,  24.  
Februar  2013,  Berlin  

Berlin.  24.02.2013.  Am  Sonntag,  den  24.  Februar  tagte  die  SPD-Unterbezirks -  und  Kreis-

vorsitzendenkonferenz  im  Berliner  Willy -Brandt -Haus.  Im  Mittel punkt  stand  der  Bundes-

tagswahlkampf  2013.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
http://www.tag-des-digitalen-lernens.de/
https://www.spd-net-sh.de/scheer


SPD-Vorsitzender  Sigmar  Gabriel  begrüßte  die  Genossinnen  und  

Genossen  mit  einem  kurzen  Eingangsstatement,  bevor  über  Stra-

tegien  und  Gestaltungsmittel  für  den  Wahlkampf  diskutiert  wurde.  

Auch  Kanzlerkandidat  Peer  Steinbrück  und  SPD Generalsekretärin  

Andrea  Nahles  stand  den  Teilnehmerinnen  und  Teilnehmern  Rede  

und  Antwort.  Foto:  v.l.n.r.:  Helmut  Trost,  Nina  Scheer,  Gabi  Hil-

ler -Ohm,  Martin  Tretbar -Endres  

 
Keine  Kommentare  

 SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  01.03.2013,  10:50  Uhr  -  

8947  Clicks  -  Nr.  160  

SPD:  Ist  die  Stadt  sauber  genug?  Prob-
lem:  Hundekot.  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  Sozialdemokraten  wol-

len  wissen,  was  die  Stadtverwaltung  für  Maßnahmen  gegen  

Verdreckung  mit  Hundekot  vorschlägt.  Ortsvereinsvorsitzen-

der  Klaus -Dieter  Hinck  hat  eine  entsprechende  Frage  an  die  

Stadtverwaltung  gerichtet  und  möchte  gern  eine  Antwort  in  

der  kommenden  Sitzung  des  Ausschusses  für  Bauen  und  

Verkehr  hör en . 

Hintergrund  dieser  aktuellen  Anfrage  ist  die  aktuelle  laufende  Umfrage  der  SPD zu ĂLeben 

und  Einkaufen  in  Bad  Bramstedtñ. Hinck:  ĂZahlreiche Bürger  nutzen  die  Gelegenheit,  

Themen  zu platzieren,  die  sie in  unserer  Stadt  gut  oder  weniger  gut  finden.  Auff äl lig  ist,  

dass  mehrere  Bürger  das  Thema  Hundekot  auf  Straßen,  Wegen  und  Grünanlagen  bekla-

gen.  Diese  Klagen  können  nicht  ungehört  bleiben,  schon  gar  nicht  für  uns  als  Kur -  und  

Tourismusort.  Daher  wollen  wir  wissen,  welche  Maßnahmen  die  Stadtverwaltung  vor-

schlagen  kann.ñ 

 

Schon  früher  war  über  Hundeklos,  Kotbehälter  und  Beutelspender  diskutiert  worden.  Bis-

lang  blieb  es aus  unterschiedlichen  Gründen  ohne  Konsequenz.  

Das will  die  SPD so nicht  länger  hinnehmen.  

Hinck:  ĂSelbstverstªndlich sind  in  erster  Linie  die Hundehalter  und  ïführer  gefragt,  für  

die  entsprechende  Reinlich keit  zu sorgen.  Aber  das  muss  offenbar  durch  städtische  Maß-

nahmen  begleitet  werden,  sonst  gäbe  es keinen  Anlass  zur  Klage  zahlreicher  Bürgerinnen  

und  B¿rger.ñ 

 

Interessant  für  die  SPD sind  Antw orten  auf  die  Fragen:  Wie  beurteilt  die  Verwaltung  Kon-

zepte  gegen  Hundekot  a)  Doggy -Walk  (spezieller  Auslaufplatz  für  Hunde),  b)  Spezielle  

Hundewiesen,  c)  Leinenzwang  und  d)  Hundebeutel?  

Und  wenn  es sich  um  uneinsichtige  Hundeführer  handelt,  müssen  auch  die Fragen  geklärt  

werden:  ĂWie werden  Kontrollen  gegen  Hundekot  organisiert?ñ und  letztlich  ĂNach wel-

chen  Vorschriften  richten  sich  die  Sanktionsmaßnahmen  gegen  Hundebesitzer,  die  den  

Hundekot  nicht  beseitigen?ñ. 

Hinck:  ĂNach dem  Kreislaufwirtschafts -  und  Abfallgesetzes  (KrW - /AbfG)  ist  Hundekot  

vom  Besitzer  vorschriftsmäßig  zu entsorgen.  Von  dieser  Pflicht  befreit  nicht  die  Zahlung  

einer  Hundesteuer.  Uns ist  allen  an  einer  sauberen  Stadt  gelegen  und  keiner  tritt  gern  in  

die  Häufchen.  Da müssen  wir  gemeinsa m  an  einer  Lösung  arbeiten.ñ 

Im  Übrigen  gelte  es auch  an  die  Mitarbeiter  des  Bauhofes  zu denken,  die  bei  Ihrer  Arbeit  

schon  manch  unerfreuliche  Erlebnisse  mit  den  Hinterlassenschaften  hatten.  
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Wedel  bleibt  weltoffen  

Die  Landtagsabgeordneten  des  Kreises  Pinneberg,  Beate  Raudies  (Elmshorn,  SPD)  und  

Kai  Vogel  (Pinneberg,  SPD),  die  Christdemokrat en  Barbara  Ost-

meier  (Hetlingen)  und  Peter  Lehnert  (Bilsen)  sowie  die  Grünen  

Ines  Strehlau  (Halstenbek)  und  Eka von  Kalben  (Borstel -Hohenra-

den)  rufen  die  Bürger  auf,  sich  an  den  Aktionen  zu beteiligen,  um  

einen  Nazi -Aufmarsch  zu verhindern.  

Am  3.  März  1943  wi rd  Wedel  von  einem  schweren  Bombenangriff  

getroffen.  37  Menschen  sterben.  Um  daran  zu erinnern  und  zu 

mahnen,  dass  nie  wieder  Krieg  von  deutschem  Boden  ausgeht,  

sind  in  der  Stadt  mehrere  Gedenkfeierlichkeiten  geplant.  

 

Neonazis  planen,  diese  friedlichen  Veranstaltungen  für  ihre  Zwe-

cke  zu missbrauchen  und  am  2.  März  in  Wedel  Ăgegen Bomben-

terror  auf  deutschem  Bodenñ zu marschieren.  Um  das  zu verhin-

dern,  rufen  alle  Landtagsabgeordneten  des  Kreises  Pinneberg  

dazu  auf,  den  Rechtsradikalen  keinen  Platz  in  Wedel  zu gewähren.  Die  Sozialdemokraten  

Kai  Vogel  (Pinneberg)  und  Beate  Raudies  (Elmshorn),  die  Christdemokraten  Barbara  Ost-

meier  (Hetlingen)  und  Peter  Lehnert  (Bilsen),  die  Grünen  Ines  Strehlau  (Halstenbek)  und  

Eka von  Kalben  (Borstel -Hohenraden)  unterstützen  damit  die  Aktionen  des  Arbeitskreises  

der  Stadt  Wedel  gegen  Rechtsradikalismus  und  Ausländerfeindlichkeit.  

 

Das breite  antifaschistische  Bündnis  hat  in  Wed el geplant,  am  Sonnabend,  2.  März,  den  

ganzen  Tag über  in  Wedel  phantasievoll  gegen  braunen  Terror  un d Menschenhass  zu de-

monstrieren.  Für  12  Uhr  ist  eine  zentrale  Kundgebung  vor  dem  Rathaus  geplant.  In  dem  

gemeinsamen  Aufruf  der  Landtagsabgeordneten  heißt  es:  ĂWir zeigen  Gesicht  gegen  

Rechtsextremismus  ï Wedel  bleibt  weltoffenñ. Die  Kommune  mit  ihren  32.0 00  Einwoh-

nern  war  1990  für  ihre  ausdauernd  friedliche  und  interkulturelle  Arbeit  mit  dem  Titel  

Ăweltoffene Gemeindeñ ausgezeichnet  worden  ï das  soll  für  alle  Zukunft  gelten.  
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SPD:  Nutzung  öffentlicher  Flächen  wird  einheitlich  gere-
gelt  

Bad  Bramstedt.  Die  Stadt  Bad  Bramstedt  

wird  in  den  kommenden  Wochen  eine  Sat-

zung  zur  Nutzung  der  öffen tl ichen  Flächen  in  

der  Innenstadt  erhalten.  Das  ist  das  Ergeb-

nis  der  jüngsten  Beratungen  im  Ausschuss  

für  Finanzen  und  Wirtschaft  der  Stadt  Bad  

Bramstedt.  SPD und  FDP stimmten  gemein-

sam  dafür,  von  einzelvertraglichen  Regelun-

gen  wegzukommen  und  einen  für  al le gültige  

Satzung  zu schaffen  und  erzielten  damit  eine  

knappe  Mehrheit  im  Ausschuss.  

Arnold  Helmcke,  Stadtverordneter  der  SPD:  

ĂDie Bad  Bramstedter  Sozialdemokraten  sind  

mit  diesem  Ergebnis  sehr  zufrieden,  entspricht  es doch  unserer  seit  mehreren  Monaten  

ve rtretenen  Linie.  Wir  wollen  eine  Gleichbehandlung  der  Pächter  in  der  Stadt  erreichen  

und  eine  klare  und  für  jeden  nachvollziehbare  Regelung.  Das ist  nur  über  eine  Satzung  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


vernünftig  erreichbar.ñ 

Als Muster  für  die  neuen  Regeln  in  Bad  Bramstedt  soll  eine  Vorlage  aus  der  Stadt  Bad  

Oldesloe  Anwendung  finden.  Deren  Satzung  fand  im  Ausschuss  Anklang.  

 

Hinsichtlich  der  Höhe  der  Gebühren  für  künftige  Nutzungen  besteht  zwischen  den  Par-

teien  noch  Uneinigkeit.  Während  CDU und  FDP zusammen  mit  der  Verwaltung  für  Jahre s-

pachten  im  niedrigen  einstelligen  Eurobereich  plädieren,  sagt  die  SPD, dass  die  Stadt  vor  

großen  Aufgaben  z.  B.  im  Bereich  Kindertagesstätten  stehe  und  deshalb  nichts  zu ver-

schenken  habe.  Mit  Pachten  von  3-4 EUR pro  qm  und  Jahr  für  Verkaufsflächen  werde  

m an diesen  Anforderungen  nicht  gerecht  werden  können.  

 

Auf  Antrag  der  SPD soll  nun  das  Gemeindeprüfungsamt  um  eine  Stellungnahme  gebeten  

werden.  Weil  die  Stadt  Bad  Bramstedt  sozusagen  Sozialhilfeempfänger  unter  den  Kom-

munen  ist,  muss  sie wegen  der  erhalte nen Hilfen  detailliert  Rechenschaft  über  ihre  Ein-

nahmen  ablegen.  Gefordert  wird  von  der  Aufsicht  insbesondere  eine  Ausschöpfung  der  

eigenen  Einnahmemöglichkeiten  der  Stadt,  bevor  die  Gemeinschaft  der  Kommunen  her-

angezogen  wird.  

Deshalb  will  die  SPD wissen,  welche  Gebühren  in  der  Satzung  mindestens  stehen  müs-

sen,  um  eine  Kürzung  der  Hilfen  zu vermeiden.  

Die  Ergebnisse  der  Prüfung  und  die  Vorbereitung  der  Satzung  werden  voraussichtlich  im  

Mai  im  Ausschuss  und  im  Juni  in  der  Stadtverordnetenversammlung  zu absc hl ießenden  

Beratungen  führen.  
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SPD  zieht  mit  Kai  Dolgner  als  Spitzenkandidaten  in  die  
Kre is tagswahl  

Kreisparteitag  wählte  Liste  zur  Kreistagswahl  und  beschloss  einstimmig  das  Kreis-

wahlprogramm  mit  den  Schwerpunkten  Lebensqualität,  Mobilität  und  Bildung  

 

ĂDie SPD ist  in  Rendsburg -Eckernförde  sehr  gut  aufgestelltñ, zog  der  Kreisvorsitzende  

und  Bundestagsabgeordnete  Sönke  Rix  zufrieden  Bilanz  des  außerordentlichen  Kreispar-

teitags  in  Eckernförde.  

. ĂWir haben  einstimmig  ein  Kreiswahlprogramm  beschlossen,  dass  in  einem  mehrmona-

tigen  Diskussionsverfahren  unter  viel  öffentlicher  Beteiligung  erarbeite t  wurde.  Der  Kreis-

parteitag  ist  bei  der  Nominierung  der  25  Wahlkreiskandidaten  den  Voten  der  Ortsvereine  

gefolgt  und  hat  auch  den  Listenvorschlag  des  Kreisvorstands  mit  sehr  guten  Ergebnissen  

befürwortet.  Damit  werden  erfahrene  Kreistagsabgeordneten  gemein sam  mit  neuen  Kräf-

ten  -viele  weiblich  und  jünger -  unsere  Inhalte  umsetzen  ï so die  Wählerinnen  und  Wäh-

ler  dies  denn  wollen.  Mit  Kai  Dolgner  haben  wir  einen  anerkannten  und  kreisweit  geach-

teten  Kommunalpolitiker  zu unserem  Spitzenkandidaten  gewªhlt.ñ Dolgne r erhielt  bei  sei-

ner  Wahl  97%  der  Stimmen.  

 

Spitzenkandidat  Kai  Dolgner  hatte  in  seiner  Rede dargestellt,  wie  sozialdemokratische  

Ziele  in  konkreter  Kommunalpolitik  umgesetzt  würden.  Als Beispiele  nannte  er  das  Pla-

nungsverfahren  zur  StadtRegionalBahn  und  die Schulsozialarbeit.  ĂSchulsozialarbeit ist  

Chancengerechtigkeit:  Natürlich  brauchen  wir  Schulsozialarbeit  an  allen  Schulen.  Aber  

wenn  nicht  genügend  Mittel  da sind,  müssen  bei  denen  anf angen,  die  den  meisten  Bedarf  

haben,  deshalb  soll  sich  die  Mittelvert ei lung  nach  dem  tatsächlichen  Anteil  der  unterstüt-

zungsbedürftigen  Schülerinnen  und  Schüler  richtenñ, so Dolgner.  ĂEbenso wäre  eine  ent-

geltfreie  Schülerbeförderung  für  alle  sicher  wünschenswert.  Aber  durch  die  Schulschlie-

ßungen  der  letzten  40  Jahre  sind  nu n mal  die  Schülerinnen  und  Schüler  aus  dem  

https://www.spd-rd-eck.de/


ländlichen  Raum  besonders  belastet,  deshalb  lehnen  wir  die  von  CDU und  FDP einge-

führte  Elternbeteiligung  nach  wie  vor  ab.  Kommunalpolitische  Stadt -Land -Fluss -Spiele,  

bei  denen  versucht  wird,  Dörfer,  zentrale  Orte  un d Städte  gegeneinander  auszuspielen,  

machen  wir  nicht  mit.  Wir  vertreten  alle  Menschen  und  deshalb  setzen  wir  uns  sowohl  für  

die  Schülerbeförderung  im  ländlichen  Raum  als  auch  für  die  verstärkte  Schulsozialarbeit  

in  den  Zentralorten  ein.ñ 

 

Der  stellvertr et ende  Kreisvorsitzende  Götz  Borchert,  der  gemeinsam  mit  dem  Rendsbur-

ger  Martin  Tretbar -Endres,  das  Verfahren  zur  Erarbeitung  des  Kreiswahlprogramms  gelei-

tet  hatte,  betonte  die  Intention  des  Programms.  ĂWilly Brandt  hat  uns  gelehrt,  dass  Poli-

tik  nur  dann  etw as taugt,  wenn  sie das  Leben  der  Menschen  besser  macht.  Unser  Kreis-

wahlprogramm  besinnt  sich  im  150.  Jahr  unsere s Bestehen  auf  genau  diesen  Ausspruch  

und  stellt  Lebensqualität,  Mobilität  und  Bildung  in  den  Mittelpunkt.ñ 

 

ĂWir wollen  am  26.  Mai  möglichst  vi ele  Wahlkreise  direkt  gewinnenñ, so Sönke  Rix.  ĂDer 

Kreistag  braucht  eine  neue  Mehrheit,  die  es versteht,  soziale  Ziele  mit  ökologischen  und  

ökonomischen  Ansprüchen  zu vereinbaren.  Das wird  es nur  mit  der  SPD geben.ñ 

 

SPD-Liste  zur  Kreistagswahl  am  26.  Mai  2013:  

 

01.)  Kai  Dolgner  (WK  Westerrönfeld)  

02.)  Sabrina  Jacob  (WK  Schacht -Audorf)  

03.)  Hans -Jörg  Lüth  (WK  Bordesholm)  

04.)  Sina  Marie  Weiß  (WK  Flintbek)  

05.)  Ulrich  Kaminski  (WK  Hohn)  

06.)  Doris  Riebeling  (WK  Fockbek)  

07.)  Otto  Griefnow  (WK  Hanerau -Hade ma rschen)  

08.)  Sandra  Liedtke  (WK  Felde)  

09.)  Martin  Klimach -Dreger  (WK  Eckernförde)  

10.)  Iris  Ploog  (WK  Hohenwestedt)  

11.)  Martin  Tretbar -Endres  (WK  Rendsburg)  

12.)  Eicke  Paysen  (WK  Kronshagen)  

13.)  Gerrit  van  den  Toren  (WK  Büdelsdorf)  

14.)  Renate  Brunker t  (WK  Rendsburg)  

15.)  Wolfgang  Weiß  (WK  Altenholz)  

16.)  Jens Kolls  (WK  Rieseby)  

17.)  Michael  Rohwer  (WK  Wasbek)  

18.)  Manfred  Tank  (WK  Molfsee)  

19.)  Gustav  Otto  Jonas  (WK  Dänischenhagen)  

20.)  Christoph  Jensen  (WK  Fleckeby)  

21.)  Bernd  Zöllkau  (WK  Gettorf)  

22 .)  Peter  Skowron  (WK  Eckernförde)  

23.)  Kurt  Scherbarth  (WK  Nortorf)  

24.)  Lukas  Rehder  (WK  Rendsburg)  

25.)  Bernhard  Fleischer  (WK  Owschlag)  

 

Listenkanddiat/innen  ohne  Wahlkreis:  

 

26.)  Ingrid  Weskamp  (OV  Kronshagen)  

27.)  Horst  Köller  (OV  Schacht -Audorf)  

28.)  Annette  Giencke  (OV  Eckernförde)  

29.)  Axel  Diehl  (OV  Büdelsdorf)  

30.)  Heidrun  Isolt  (OV  Eckernförde)  

31.)  Rainer  Schramm  (OV  Rendsburg)  

32.)  Carsten  Peschel  (OV  Gnutz)  

33.)  Robert  Schuster  (OV  Kronshagen)  

34.)  Andreas  Fleck  (OV  Felde)  
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Aktueller  Tipp  zur  Bildungspolitik  

Der  aktuelle  Tipp  für  ein  Bildungspolitik -Buch  und  auf  eine  inhaltlich  ausf üh rliche  Buchbe-

sprechung  in  der  Wochenzeitung  DIE  ZEIT  vom  28.  Februar  2013  

Die  Buchautorin,  Soziologin  und  Wissenschaftsforscherin,  fordert  und  begründet  notwen-

dige  Veränderungen,  die  auch  unseren  Positionen  entsprechen  (siehe  unten).  

 

Jutta  Allmendinger  

Schulaufgaben  

Wie  wir  das  Bildungssystem  verändern  müssen,  um  unseren  Kindern  gerecht  zu  

werden  

 

Klappentext:  

Auch  nach  etlichen  Reformen  gelingt  es den  Schulen  nicht,  Kinder  nach  ihrer  jeweiligen  

Leistungsfähigkeit  zu fördern.  Am  Beispiel  von  vier  ganz  un te rschiedlichen,  aber  typi-

schen  Jugendlichen  zeigt  Jutta  Allmendinger  in  ihrem  neuen  Buch,  was  schiefläuft  im  

deutschen  Bildungswesen.  Die  authentischen  Lebenswege  der  vier  Freunde,  die  gemein-

sam  die Kita  besuchten  und  sich  dann  schnell  auseinanderentwicke ln , verwebt  die  Auto-

rin  mit  den  Ergebnissen  neuer  Analysen  zur  Sozial -  und  Bildungsstruktur.  Dabei  weist  

Jutta  Allmendinger  nicht  nur  auf  Fehlentwicklungen  im  deutschen  Bildungswesen  hin,  

sondern  macht  vor  allem  konkrete  Vorschläge  für  ein  besseres  Schulsy st em.  Fest  steht:  

Wenn  wir  die  Bildungsbarrieren  in  unserem  Land  endlich  einreißen  wollen,  brauchen  wir  

mehr  Zeit,  mehr  Geld  und  eine  bessere  Vernetzung  für  unsere  Schulen.  

 

Rezensionsnotiz  zu Die  Zeit,  28.02.2013  

Dorion  Weickmann  stellt  sich  enthusiastisc h hinter  Jutta  Allmendigers  Thesen  und  lobt  die  

Soziologin  dafür,  dass  sie sich  traut,  die  Systemfrage  zu stellen:  die  unseres  Bildungssys-

tems.  Fünfzigtausend  Fälle  "unterlassener  Hilfeleistung"  im  Schuljahr  2011/12  diagnosti-

ziert  Allmendiger  in  ihrer  Stre it schrift  "Schulaufgaben",  so viele  Kinder  haben  in  diesem  

Jahr  die  Schule  ohne  Abschluss  verlassen.  Die  Autorin  verweist  erneut  auf  die  ungleichen  

Chancen,  die  Kinder  unterschiedlicher  sozialer  Herkunft  im  deutschen  Bildungssystem  ha-

ben,  sie spricht  sich  gegen  einen  Lernbegriff  aus,  der  "allein  aufs  Kognitive  zielt",  und  

fragt  sich,  warum  wir  weder  von  den  erfolgreichen  Finnen,  noch  aus  gelungenen  Beispie-

len  in  Deutschland  lernen,  berichtet  die  Rezensentin.  Ganz  konkret  fordert  sie  die  Ab-

schaffung  des  Bild un gsföderalismus  und  des  dreigliedrigen  Schulsystems,  bessere  Aus-  

und  Weiterbildungen  für  Lehrkräfte  und  Ganztagsbetrieb  an  Schulen,  fasst  Weickmann  

zusammen.  Der  Föderalismus  experimentiert  immer  noch,  wo  eigentlich  schon  Antworten  

vorhanden  sind,  die  Dr eigliedrigkeit  reproduziert  Ungleichheit:  die  Konsequenz  ist  der  

Bruch  mit  dem  System,  erklärt  der  Rezensentin.  

 

Quelle:  http://www.perlentaucher.de/buch/jutta -allmending er /schulaufgaben.html  
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Frankenkredit:  Wie  hoch  ist  der  Schaden  wirklich?  
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aus  der  Segeberger  Zeitung:  4.3.2013  von  

Einar  Behn:  

Bankenexperte  Schadendorf  warnt:  

Schönrechnerei  könnte  nach  hinten  los  

gehen.  

 

Bad  Bramstedt.  Ist  der  Schaden  aus  dem  

Fünf -Millionen -Kredit,  den  die  Stadt  in  

Schweizer  Franken  aufgenommen  hat,  doch  

geringer  als  200  000  Euro?  Finanzausschuss-

vorsitzender  Joachim  Behm  (FDP)  sagte  in  

der  jüngsten  Sitzung  des  Gremiums:  ĂMich 

ärgert  es,  wenn  die  Presse  immer  von  200  

000  Euro  schreibt  und  alle  mit  dem  Finger  

auf  uns  zeigen.ñ 

Grund:  Bürgermeister  Hans -Jürgen  Kütbach  hat te  in einer  Unterlage  vorgerechnet,  dass  

der  Schaden  doch  eigentlich  nur  80  000  Euro  betrage  ï eine  Rechnung,  die  allerdings  ei-

ner  näheren  Prüfung  kaum  standhält.  

 

Das sieht  zumindest  SPD-Pressesprecher  und  Bankenexperte  Jan-Uwe  Schadendorf  so,  

der  noch  im  Ausschuss  zu seinem  Laptop  griff  und  nachrechnete.  Er kam  auf  einen  Scha-

den  von  160  000  Euro,  den  er  in  einer  nachgereichten  Presseerklärung  noch  einmal  be-

stätigt.  

Wie  kommt  es zu den  Differenzen?  

Der  Kassenkredit,  mit  dem  die  Stadt  ihre  Zahlungsfähigkeit  auf rechterhalten  wollte,  

musste  im  Februar  mit  einem  Währungsverlust  von  200  000  Euro  zurückgezahlt  werden.  

weil  der  Euro  gegenüber  dem  Schweizer  Franken  stark  an  Wert  verloren  hatte.  Schaden-

dorf  rechnet  nun  vor,  dass  der  Frankenkredit  vor  zwei  Jahren  zu güns tigeren  Zinsen  auf-

genommen  worden  war,  als  es in  Euro  möglich  gewesen  wäre.  Diesen  Zinsvorteil  von  

rund  40  000  Euro  zieht  Schadendorf  von  dem  Währungsverlust  ab,  es verbleiben  160  000  

Euro.  

Kütbach  hatte  in  seiner  Berechnung  den  in  mehreren  Chargen  auf geno mmenen  und  ma-

ximal  zwei  Jahre  laufenden  Frankenkredit  mit  einem  längerfristigen  Eurokredit  vergli-

chen,  der  dann  entsprechend  noch  höhere  Zinsen  gehabt  hätte.  Ergebnis:  Der  Schaden  

beträgt  nur  80  000  Euro.  

Das mag  vielleicht  besser  fürs  Image  der  Verant wort lichen  des  Kreditdebakels  sein,  für  

die  Stadt  könnte  solche  Schönrechnerei  aber  schnell  nach  hinten  losgehen,  nämlich  dann,  

wenn  die  Stadt  tatsächlich  gerichtlich  Schadensersatzansprüche  gegen  die  Baden -Würt-

tembergische  Landesbank  und  den  Kreditvermitt ler  durchsetzen  will:  Je niedriger  der  

Schaden,  desto  geringer  auch  die  Ersatzansprüche  der  Stadt.  ĂMit solchen  Rechnungen  

sollten  wir  ganz  vorsichtig  seinñ, rät  Finanzexperte  Schadendorf.  

Fakt  ist,  dass die  Stadt  200  000  Euro  mehr  zurückbezahlen  musste,  als sie es bei  der  

Kreditaufnahme  eingeplant  hatte.  Schadendorf  bezweifelt  aber,  dass  ein  Gericht  diesen  

Wechselkursverlust  komplett  als  Schaden  akzeptieren  würde.  Der  günstigere  Zinssatz  

werde  wohl  auch  von  einem  Zivilgericht  gegengerechnet  werden.  
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SPD:  Kein  Fracking  unter  Bad  Bramstedt  -  CDU  muss  
Stellung  beziehen  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  

SPD sieht  mit  großer  Sorge  die  Bemü-

hungen  einiger  Ölkonzerne  auch  in  

Deutschland  mit  der  sogenannten  Fra-

cking -Methode  Öl aus  tiefen  Gesteins-

schichten  an  die  Oberfläche  zu fördern.  

Hans -Werner  Park,  Stadtverordneter  

und  Mitglied  im  Umweltaus schuss  der  

Stadt  ĂBei dieser  Methode  werden  mit  

Chemikalien  versetztes  Wasser  in  die  

Erde  gepresst  mit  hohem  Risiko  für  

unsere  Grundwasserversorgung.  Das 

Gebiet,  dass  die  Konzerne  jetzt  unter-

suchen  wollen,  umfasst  auch  das  Was-

serschutzgebiet  Bad  Bramstedt -

Lentfö hrden.  Da muss  höchste  Auf-

merksamkeit  herrschen.ñ 

 

Entsetzt  ist  die  Bad  Bramstedter  SPD, dass  der  CDU-Bundestagsabgeordnete  und  Bad  

Bramstedter  Ortsvorsitzende,  Dr.  Rolf  Koschorrek,  am  13.12.2012  im  Bundestag  für  das  

Fracking  gestimmt  hat.  Park:  ĂDie örtli che  CDU steht  in  der  Pflicht,  den  Bürgern  unserer  

Stadt  zu erklären,  was  sie will.  Will  sie  mit  uns  zusammen  gegen  Fracking  unter  Bad  

Bramstedts  Grund  und  Boden  agieren  oder  will  sie  ihrem  Ortsvorsitzenden  und  seinen  

CDU-Kollegen  folgen?ñ 

Um  das  zu Hinterf ragen  hat  die  SPD zur  nächsten  Stadtverordnetenversammlung  eine  

Antrag  vorgelegt,  in  dem  sich  die  Stadtverordnetenversammlung  hinter  die Beschlüsse  

des  Landtages  in  KIel  stellen  soll.  Park  ĂDann wollen  wir  sehen,  wo  die  Bad  Bramstedter  

CDU beim  Thema  Frack ing  stehen  will.  Hinter  Koschorrek  oder  hinter  der  Mehrheit  des  

Landes.ñ 

 

Die  ĂFracking-Methodeñ, um  unkonventionelle  Gasvorkommen  auszuschöpfen,  ist  um-

stritten,  weil  die  Auswirkungen  auf  die  Umwelt  kaum  erforscht  sind.  Bei  dieser  wird  ein  

Gemisch  aus Wass er,  Sand  und  Chemikalien  unter  hohem  hydraulischen  Druck  in  den  

Untergrund  gepresst,  um  tief  liegende  Gesteinsformationen  aufzubrechen  und  das  Gas 

herausströmen  zu lassen.  Das Umweltbundesamt  hatte  im  Dezember  eine  Studie  mit  er-

heblichen  Bedenken  vor gelegt .  

 

Seit  Anfang  November  bekannt  ist,  dass  der  kanadische  Konzern  PRD Energy  einen  An-

trag  für  eine  ĂErlaubnis zur  Aufsuchung  von  Kohlenwasserstoffenñ, also  Erdöl  und  Erdgas,  

für  das  sogenannte  ĂErlaubnisfeld Bramstedtñ gestellt  hat.  

 

Dass  hierzu  auch  frakti onsübergreifende  Mehrheiten  organisiert  werden  können,  hat  der  

schleswig -holsteinische  Landtag  gezeigt.  Am  12.  Dezember  2012  gaben  die  Parlamenta-

rier  der  Landesregierung  einstimmig  den  Auftrag  Ăkeine Genehmigungen  für  die  Aufsu-

chung  und  Erkundung  unk onvent ioneller  Erdgas -  und  Erdöllagerstätten  unter  Einsatz  von  

umwelt gefährdenden  Substanzenñ zu erteilen.  Auch  der  Segeberger  Kreistag  hatte  sich  

einige  Tage  zuvor  entsprechend  positioniert.  

 

ĂTrotzdem haben  die  CDU-Bundestagsabgeordneten  aus  Schleswig -Holstein  einschließlich  

Dr.  Koschorrek  für  das  Fracking  gestimmtñ so Hans -Werner  Park  Ădie Beweggründe  sind  

nicht  erkennbar.  Aber  die  Bad  Bramstedter  Öffentlichkeit  hat  ein  Recht  auf  Erklªrung.ñ 

Auch  die  jüngsten  Nachrichten  aus  Berlin,  dass  für  Fracking  wei tere  Auflagen  verfügt  

werden  sollen,  beruhigen  Park  nicht  wirklich.  ĂEs gibt  völlig  unterschiedliche  Auffassun-

gen  zwischen  Wirtschaftsminister  Rösler  und  Umweltminister  Altmeier.  Wer  sich  da 



durchsetzt,  steht  noch  in  den  Sternen.  Ankündigungspolitik  kennen  wir  aus Berlin  zur  ge-

nüge.  Was hilft  eine  größere  Vorsicht  bei  Wasserschutzgebieten,  wenn  in  unmittelbarer  

Nähe  gebohrt  werden  darf?  Man  muss  absolut  wachsam  bleiben,  wir  als  SPD Bad  

Bramstedt  sind  es.ñ 

Umweltbundesamt  zum  Fracking  

3Sat  über  den  Film  "Gasland"  

ZDF-Bericht  
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AsF  Kiel  zum  Internationalen  Frauentag:  Aus  aller  Frauen  
Länder!  

Am  Sonnabend,  dem  9.  März  2013,  zwischen  11  und  

14  Uhr  lädt  die  Arbeitsg emeinschaft  sozialdemokrati-

scher  Frauen  (AsF)  Kiel  alle  Kielerinnen  und  Kieler  zu 

einer  öffentlichen  Veranstaltung  ins  KulturForum  der  

Stadtgalerie,  Andreas -Gayk -Straße  31,  ein.  

 

Zum  102.  Internationalen  Frauentag  sprechen  Frauen  

sehr  verschiedener  Nationa litäten,  die  in  Kiel  leben,  

über  die  Lage  von  Frauen  in  ihrer  Heimat  und  dar-

über,  wie  dort  der  Internationale  Frauentag  begangen  

wird.  

 

Viele  Frauen  in  anderen  Teilen  der  Welt  können  von  Gleichberechtigung  mit  Männern  nur  

träumen.  Sie sehen  sich  Disk rimini erung  im  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Le-

ben,  Verweigerung  von  Bildung  oder  körperlicher  und  sexueller  Gewalt  ausgesetzt;  sie  

müssen  um  Leib  und  Leben  fürchten,  wenn  sie sich  den  Traditionen  nicht  fügen.  Anderer-

seits  hören  wir  immer  wied er  von  Frauen,  die  selbstbewusster  und  aufgeklärter  handeln  

als  manche  hier  bei  uns,  die  von  ihren  Rechten  wenig  Gebrauch  zu machen  wissen.  Auch  

dieser  Widerspruch  soll  Thema  sein.  

 

Es moderieren  Ingrid  Lietzow  und  Antje  Möller -Neustock  (AsF  Kiel).  

 

Beim  Begrüßu ngskaffee,  zur  Musik  in  den  Pausen  und  auch  sonst  bleibt  allen  ausreichend  

Zeit,  miteinander  ins  Gespräch  zu kommen,  alte  und  neue  Kontakte  zu pflegen  und  sich  

gut  zu unterhalten.  Alle  Interessierten  sind  herzlich  eingeladen.  Der  Eintritt  ist  frei,  Vo-

ranme ldung  nicht  notwendig.  

 

Die  Geschichte  des  Internationalen  Frauentages  gehört  in  die  Tradition  des  Kampfes  um  

soziale  und  politische  Gerechtigkeit.  Seit  über  hundert  Jahren  steht  er  in  vielen  Ländern,  

nicht  nur  der  westlichen  Welt,  für  Solidarität,  Gleichb erechtigung  und  bessere  Arbeits -  

und  Lebensbedingungen  von  Frauen  (und  damit  auch  oft  von  Männern).  

 

Die  "proletarische"  und  die  "bürgerliche"  Frauenbewegung  des  19.  und  frühen  20.  Jahr-

hunderts  haben  Grundsteine  für  die  heutige  Stellung  der  Frauen  gelegt,  ebenso  wie  die  

"zweite"  Frauenbewegung  der  1970er  Jahre.  Gleichberechtigter  Zugang  zu Bildung,  akti-

ves  und  passives  Wahlrecht,  Recht  auf  Erwerbsarbeit  und  eigenes  Einkommen  sowie  ju-

ristische,  berufliche  und  sexuelle  Selbstbestimmung  sind  im  21.  Jahrh undert  in  

https://www.umweltbundesamt.de/wasser/themen/grundwasser/fracking.htm
http://www.youtube.com/watch?v=auj_f8yeDFw
http://www.youtube.com/watch?v=mI51H9kSJBQ
https://www.spd-net-sh.de/kiel/asf


Deutschland  eine  Selbstverständlichkeit.  Ingrid  LietzowAntje  Möller - Neustock  
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Vorstandswa hlen  b ei  ĂArbeitsgemeinschaft für  Arbeit-
nehmerfragenñ 

In  Anwesenheit  des  Landesvorsitzenden  

Wolfgang  Mädel  ï der  in  seiner  Begrü-

ßung  auf  die  wichtige  Funktion  der  Ar-

beitsgemeinschaft  hinwies  - , hat  die  so-

zialdemokratische  ĂArbeitsgemeinschaft 

für  Arbeitne hmerfr agenñ (AfA)  des  Krei-

ses Segeberg  die  Mitgliederversamm-

lung  mit  Neuwahlen  durchgeführt.  Als 

Gastreferent  sprach  der  Geschäftsführer  

DGB Region  S-H Südost,  Andreas  

Sankewitz,  zur  ĂNeuen Ordnung  der  Ar-

beitñ. 

ĂGerechte Entlohnung,  gleicher  Lohn  für  

gleic he Arb eit,  kein  Missbrauch  der  Leih-

arbeit,  die  Sozialversicherungspflicht  für  alle  Beschäftigungsverhältnisse,  einen  gesetzli-

chen  Mindeslohn  ,  der  Dumpinglöhne  verhindert,  und  den  Schutz  der  Tarifautonomieñ so 

Sankewitz  in  seinem  Referat,  seien  zentrale  Anforder ungen  an  eine  neue  Ordnung  der  Ar-

beit.  

 

Den  Rechenschaftsbericht  des  Vorstandes  gab  der  Vorsitzende  Klaus  Kasch  aus  Henstedt -

Ulzburg,  der  bei  den  anschließenden  Wahlen  einstimmig  in  seinem  Amt  bestätigt  wurde.  

Zum  stellvertretenden  Vorsitzende  wurde  Dirk  Stock  aus  Wahlstedt  gewählt,  Schriftführe-

rin  wurde  Andrea  Schuster  aus  Itzstedt.  Zu  Beisitzern  gewählt  wurden  Jens Wersig,  Birgit  

Duus,  Dirk  Wilkens,  Bärbel  Schwarz,  Jürgen  Fasel,  Rudolf  Beeth,  Diane  Brügmann  und  

Hans -Uwe  Schwarz.  

 

Den  gewählten  Deleg ierten  zur  AfA-Landeskonferenz  im  April  in  Neumünster  wurden  

durch  die  Versammlung  verschiedene  Anträge  mit  auf  den  Weg  gegeben.  So sollen  Lan-

des-  und  Bundesregierung  aufgefordert  werden,  eine  Zukunftsstrategie  für  die  Schaffung  

bezahlbaren  (sozialen)  Wohn raums  zu entwickeln.  

 

Im  Kreis  Segeberg  gibt  es vier  aktive  sozialdemokratische  Arbeitsgemeinschaften.  Neben  

der  AfA gibt  es die  Jungsozialisten,  die  AG 60  plus  und  die  Arbeitsgemeinschaft  sozialde-

mokratischer  Frauen.  

 

Foto:  

stehend  von  links:  Jens Wersig,  Klaus  Kasch,  Dirk  Wilkens,  Dirk  Stock,  Hans -Uwe  

Schwarz  

Sitzend  von  links:  Diane  Brügmann,  Andrea  Schuster,  Bärbel  Schwarz,  Birgit  Duus  
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Bewegt  sich  die  CDU - Fraktion  beim  Thema  Fracking  in  
die  richtige  Richtung?  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  SPD hat  mit  Interesse  die  Erklä-

rung  des  örtlichen  Fraktionsvorsitzenden  der  CDU,  Werner  Weis s,  gel e-

sen,  dass  die  CDU-Fraktion  Bad  Bramstedt  gegen  Fracking  sei.  ĂDas ist  

ein  Schritt  in  die  richtige  Richtungñ, sagt  SPD-Stadtverordneter  Hans -

Werner  Park,  Ăerwartet hatten  wir  diese  Erklärung  allerdings  vom  CDU-

Ortsvorsitzenden  und  Bundestagsabgeordne ten  Dr . Rolf  Koschorrek.  

Der  scheint  sich  aber  nicht  festlegen  zu wollen.ñ 

Die  SPD hat  das  Thema  Fracking  unter  Bad  Bramstedt  in  der  jüngsten  

Ausgabe  ihrer  Ortsvereinszeitung  ĂRund um  den  Rolandñ thematisiert  und  wird  zur  

nächsten  Stadtverordnetenversammlu ng  ein en  Antrag  einbringen.  In  dem  Antrag  soll  die  

Stadt  Bad  Bramstedt  bekräftigen,  dass  sie sich  der  ablehnenden  Haltung  des  Landtages  

in  Kiel  anschließt.  Unter  Bad  Bramstedt  liegt  das  sogenannte  ĂErlaubnisfeld Bramstedtñ 

für  Frackinguntersuchungen.  

 

Die  Bad  Bramstedter  SPD hatte  Zweifel  an  der  Positionierung  von  CDU und  FDP in  Bad  

Bramstedt  geäußert.  Park:  ĂBislang haben  wir  von  den  Bundestagsabgeordneten  Dr.  Ko-

schorrek  (CDU)  und  Dr.  Koppelin  (FDP)  keinerlei  eindeutige  Aussagen  gehört,  dass  sie 

gegen  Fracking  votieren  werden.  Im  Gegenteil  treibt  die  schwarz -gelbe  Bundesregierung  

das  Thema  ja  gerade  voran  und  sinniert  nur  noch  über  Auflagen  der  Genehmigung  nach,  

nicht  aber  über  ein  Verbot,  wie  es z.  B.  Frankreich  hat.  Beide  Abgeordnete  stimmen  stets  

mit  der  Regierung.ñ 

 

Auch  auf  Ortsebene  gebe  es an  der  Positionierung  der  CDU begründete  Zweifel.  So habe  

in  der  letzten  Sitzung  des  Planungsausschusses  der  CDU-Stadtverordnete  und  Kreistags-

kandidfat  Christoph  Lauff  zu dem  Thema  doziert,  dass  man  sich  erst  einmal  mit  Fracking  

wissenschaftlich  beschäftigen  solle,  bevor  man  es typisch  deutsch  gleich  ablehne.  So 

solle  man  auch  die  Haltung  von  Dr.  Koschorrek  beurteilen.  Park:  ĂDas war  alles  andere  

als  eine  eindeutige  Ablehnung,  was  der  Kollege  da geäußert  hat.ñ 

 

Die  Bad Bra mstedter  SPD will  nun  mit  ihrem  Antrag  feststellen,  ob  die  vom  CDU-Frakti-

onssprecher  beschworene  kommunale  Familie  in  Bad  Bramstedt  in  dieser  Sache  zusam-

menhalte  und  möglichst  einstimmig  die  örtlichen  Bundestagsabgeordneten  auffordern,  

sich  in  Berlin  ableh nend  zum  Fracking  im  Sinne  der  Resolution  des  Landtages  zu verhal-

ten.  

SPD-Ortsvereinsvorsitzender  Klaus -Dieter  Hinck:  ĂDie Ängste  in  der  Bevölkerung  zum  

Fracking  und  die  Sorge  um  die  Reinheit  des  Trinkwassers  sollten  sehr  ernst  genommen  

werden.  Die  Bundest agsabgeordneten  müssen  sich  vor  Ort  erklären  und  nicht  in  Berlin  

verstecken.ñ 

-----  

Der  Antrag  im  Wortlaut:  

 

An 

Bürgervorsteherin  

Annegret  Mißfeldt  

Bleeck  17 -19  

24576  Bad  Bramstedt  

02.03.2013  

 

 

Die  SPD legt  folgenden  Antrag  zur  Beschlussfassung  durch  die  Stadtverordnetenver -

sammlung  vor  

 

Beschluss:  

 



Die  Stadt  Bad  Bramstedt  unterstützt  in  vollem  Umfang  den  am  12.12.2012  vom  Schles-

wig -Holsteinischen  Landtag  verabschiedeten  Antrag  ĂKeine Genehmigung  für  Fracking  in  

Schleswig -Holstei nñ, Drucksache  18/386.  

 

Die  Stadtverordnetenversammlung  fordert  die  Bundestagsabgeordneten  des  hiesigen  

Wahlkreises  auf,  sich  entsprechend  dieses  vom  Landtag  verabschiedeten  Antrages  in  Ber-

lin  zu engagieren.  

 

Begründung  erfolgt  mündlich  
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Ist  Gesundheit  noch  bezahlbar?  

Die  AG 60plus  in  Dithmarschen  hatte  am  06.03.2013  zu einer  Veranstaltung  zum  

Thema  ĂIst Gesun dheit  noch  bezahlbar?ñ eingeladen.  Die  Vorsitzende  der  AG 60plus  

im  Kreis  Dithmarschen,  Aletta  Thies,  begrüßte  die  Gäste  in  der  Heider  Rosengasse.  Refe-

rent  war  der  Landesvorsitzende  der  Arbeitsgemeinschaft  der  SozialdemokratInnen  im  Ge-

sundheitswesen  (ASG)  Andreas  Hering  aus  Neumünster.  

Die  AG 60plus  in  Dithmarschen  hatte  am  06.03.2013  zu einer  Veranstaltung  zum  Thema  

ĂIst Gesundheit  noch  bezahlbar?ñ eingeladen.  Die  Vorsitzende  der  AG 60plus  im  Kreis  

Dithmarschen,  Aletta  Thies,  begrüßte  die  Gäste  in  der Heid er  Rosengasse.  Referent  war  

der  Landesvorsitzende  der  Arbeitsgemeinschaft  der  SozialdemokratInnen  im  Gesund-

heitswesen  (ASG)  Andreas  Hering  aus  Neumünster.  

Andreas  Hering  begann  seine  Ausführungen  mit  der  Feststellung,  dass  die  ASG die  äl-

teste  Arbeits gemein schaft  in  der  SPD ist.  In  diesem  Jahr  wird  sie 100  Jahre  alt.  Für  ihn  

ist  das  Gesundheitswesen  in  diesem  Jahr  mit  2 Wahlen  (Kommunal -  und  Bundestags-

wahl)  ein  besonders  wichtiges  Thema.  

Andreas  Hering  ging  auf  die  Entwicklung  des  allgemeinen  Krankenve rsiche rungs -beitra-

ges  ein.  Ab 2011  beträgt  der  Beitrag  wieder  15,5%.  Allerdings  zahlen  Versicherte  und  Ar-

beitgeber  nicht  mehr  je  die  Hälfte.  Arbeitgeber  nur  noch  7,3  %,  Arbeitnehmer  8,2%.  Die  

Arbeitgeber  wurden  aus  der  paritätischen  Finanzierung  entlassen.  

Für  die Zukunft  müssen  Krankenkassen  Ausgabensteigerungen  im  Gesundheitswesen  und  

dadurch  benötigte  höher  Einnahmen  allein  über  Zusatzbeiträge  der  Versicherten  finanzie-

ren.  Der  Zusatzbeitrag  ist  nicht  vom  Einkommen  abhängig,  maximal  bis  zur  Höhe  von  

2%  der beit ragspflichtigen  Einnahmen  der  Versicherten.  Weiter  ging  der  Referent  auf  die  

Zuzahlungen  ein,  die  von  den  Versicherten  in  der  Gesetzlichen  Krankenversicherung  zu 

leisten  sind , ein.  

Ein besonderes  Thema  waren  auch  die  sogenannten  IGEL-Leistungen.  Andr eas Hering  

nannte  auch  einige  Beispiele  für  diese  Leistungen.  IGEL-Leistungen  müssen  zwischen  

Arzt  und  Patient  schriftlich  vereinbart  werden.  In  der  Vereinbarung  müssen  Aussagen  zur  

Höhe  des  Honorars,  Erklärung,  dass  die  Behandlung  auf  eigenen  Wunsch  des  Patient en  

durchgeführt  wird.  

Er empfahl  den  Anwesenden  vor  einer  Unterschrift  oder  der  Inanspruchnahme  Informati-

onen,  auch  der  Krankenkasse,  einzuholen.  

Andreas  Hering  versuchte  auch  die  Frage  zu klären,  ob  Gesundheit  in  Zukunft  teurer  

wird.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  ist  abhängig  von  der  Entwicklung  der  Einflussfaktoren.  

Dazu  gehören  der  medizinische  Fortschritt,  die  demografische  Entwicklung,  das  Vergü-

tungssystem  der  Leistungserbringer,  Wirtschaftswachstum  und  zukünftige  Reformen  der  

Bundesregierung.  

Für  Andrea s Hering  ist  die  Vom  SPD-Präsidium  am  11.04.2011  beschlossene  Bürgerversi-

cherung  die  Lösung.  Nur  die  Bürgerversicherung  wird  mehr  Gerechtigkeit  im  Gesund-

heitswesen  schaffen.  Immer  mehr  Menschen  haben  neben  dem  Arbeits -  auch  Kapitalein-

kommen.  Auch  nim mt  der  Anteil  der  Selbstständigen  zu.  

https://www.spd-net-sh.de/dith/ag60plus


Bislang  werden  nur  Arbeitseinkommen  in  die  Berechnung  der  Sozialversicherungsbeiträge  

einbezogen.  Das ist  nicht  gerecht.  Gutverdiener  können  sich  der  Solidarität  der  Versi-

chertengemeinschaft  entziehen  und  in  die  privat e Kran kenversicherung  gehen.  

Die  Bürgerversicherung  sorgt  für  mehr  Gerechtigkeit,  mehr  Wettbewerb,  mehr  Wahlfrei-

heit.  Sie setzt  auf  der  Einnahmenseite  an.  Die  Bürgerversicherung  bezieht  alle  Bürgerin-

nen  und  Bürger  sowie  alle  wesentlichen  Einkommensarten  ein.  Alle ï auch  die  Gutverdie-

nenden  ï beteiligen  sich  an  der  solidarischen  Finanzierung.  Alle  erhalten  die  nötigen  me-

dizinischen  Leistungen  auf  hohem.  Niveau.  

Die  Paritätische  Finanzierung  muss  wieder  hergestellt  werden.  Arbeitgeber  und  Versi-

cherte  müssen  zu glei chen  Teilen  in  die  Finanzierung  einbezogen  werden.  Die  Finanzie-

rung  muss  nachhaltig  sein  und  die  Prävention  muss  gestärkt  werden.  

Der  Arbeitnehmerbeitrag  wird  zum  Bürgerbeitrag.  

Die  Vorstellung  dazu  ist,  dass  alle  Bürgerinnen  und  Bürger  zahlen  aus  ih rem  Einkommen  

aus  selbstständiger  und  unselbstständiger  Arbeit  einen  prozentualen  Beitrag  in  die  Versi-

cherung  einzahlen.  Die  Beitragsbemessungsgrenze  soll  nicht  angehoben  werden,  dazu  

gibt  es allerdings  auch  kritische  Stimmen.  Der  Bürgerbeitragssatz  wird  einheit lich  festge-

legt.  Zur  Stärkung  des  Wettbewerbs  können  die  Krankenkassen  den  Bürgerbeitragssatz  

anpassen.  Die  finanziellen  Mittel  für  die  Bürgerversicherung  sollen  in  gleicher  Höhe  durch  

Arbeitgeber  und  Versicherte  aufgebracht  werden.  (dauerhafte  Pari tät).  Zusatz -  und  Son-

derbeitrag  fallen  ersatzlos  weg.  

Arbeitgeberbeitrag:  Hier  wird  der  Beitrag  als  prozentualer  Beitrag  auf  die  gesamte  Lohn-

summe  der  bürgerversicherten  Beschäftigten  eines  Unternehmers/der  Selbstständigen  

erhoben.  Die  Beitragsbemessungsgre nze  fä llt  weg.  Der  Arbeitgeberbeitrag  wird  einheit-

lich  direkt  an  den  Gesundheitsfond  abgeführt.  

Alle  heute  gesetzlich  Versicherten  und  jeder  künftige  Versichert  werden  automatisch  Mit-

glied  der  Bürgerversicherung  Privatversicherte  können  ï unabhängig  von  Alter  un d Ge-

sundheitszustand  ï in  einem  befristeten  Zeitrahmen  wählen,  ob  sie  in  die  Bürgerversi-

cherung  und  Mitnahme  der  Altersrückstellungen  im  Umfang  des  Basistarifs  wechseln  oder  

in  ihren  bestehenden  Verträgen  der  Privatversicherung  bleiben  wollen.  Den  einheitl ichen  

Tarif  zur  Bürgerversicherung  können  alle  Kassen  ïgesetzlich  wie  privat  ï anbieten.  

Andreas  Hering  schloss  seinen  Vortrag  mit  Worten  des  Vorsitzenden  Sigmar  Gabriel  aus  

seiner  Rede  auf  dem  Bundesparteitag  der  SPD am  05.  Dezember  2011:  

ĂF¿r eine  Wirtsc haft  mit  Verantwortung,  für  soziale  Sicherheit  und  Gerechtigkeit  und  für  

sozialen  Zusammenhalt  in  Deutschland  und  in  Europa  ï dafür  sind  wir  wieder  gut  gerüs-

tet.  Dafür  steht  die  Sozialdemokratie.  Und  dafür  wollen  wir  2013  den  Politikwechsel  in  

Deutsc hland. ñ 

Im  Anschluss  an  den  Vortrag  folgte  eine  rege  Diskussion.  Themen  waren  unter  anderem  

Ärztemangel,  den  gibt  aber  nicht.  Das  Problem  ist  die  Verteilung  der  Ärzte.  Viele  wollen  

nicht  eine  Landarztpraxis  übernehmen,  die  vielleicht  noch  nicht  auf  dem  neu esten  techni-

schen  Stand  ist.  Thema  war  auch,  was  wird  heute  an  Prävention  gemacht  und  ob  dies  

ausreichend  ist.  Die  Selbstverwaltungsorgane  der  Versicherten  waren  ebenfalls  Thema.  

Aletta  Thies  bedankte  sich  bei  Andreas  Hering  mit  einer  Flasche  Rotwein.  

 
Kei ne  Kom mentare  

 

 

 

AFA-Schleswig -Holstein  -  veröffentlicht  am  07.03.2013,  12:44  Uhr  -  6005  Clicks  -  Nr.  

171  

Neuer  Vorstand  beim  AfA - Kreis  Plön  

Der  Kreis  Plön  hat  einen  neuen  AfA - Vorstand  

Auf  einer  AfA-Kre iskonferenz  wurde  ein  neuer  Kreisvorstand  gewählt.  Zum  Vorsit-

zenden  wurde  Eckhard  Voß und  zu seinem  Stellvertreter  Klaus  Jans gewählt.  Außerdem  

wählte  die  Versammlung  noch  die  Delegierten  für  die  AfA-Landeskonferenz  im  April  in  

Neumünster  und  die  Del egiert en  für  die  künftigen  Kreisparteitage.  Der  neue  Vorstand  will  

https://www.afa.spd-net-sh.de/


in  Zukunft  mehrere  Veranstaltungen  zu gewerkschaftlichen  Themen  durchführen.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Bad  Bramstedt  -  veröffe ntlicht  am  07.03.2013,  13:02  Uhr  -  6233  Clicks  -  Nr.  172  

SPD - Umfrage:  Erfolgreicher  Infostand  bei  famila  

Bad  Bramstedt.  Die  Fragebogenaktion  der  Bad  

Bramstedter  SPD ĂLeben und  Einkaufen  in  Bad  

Bramstedtñ läuft  weiterhin  sehr  gut.  Zu  den  

schon  jetzt  mehr  als 800  ausgefüllten  Fragebo-

gen  kamen  am  Samstag  noch  einmal  einige  

Dutzend  dazu.  

 

Die  SPD hatte  dankbar  von  der  Möglichkeit  Ge-

brauch  gemacht,  in  der  Mall  des  famila -Marktes  

mit  einem  Infostand  zu stehen  und  weitere  Fra-

gebögen  zu verteilen.  Die  famila  Waren hausleitung  hatte  diese  Offerte  gemacht,  da  sie 

es sehr  gut  findet,  dass  jenseits  er  Parteipolitik  eine  solche  Umfrage  in  Bad  Bramstedt  

gemacht  wird.  

 

So konnten  hunderte  Fragebögen  an  interessierte  Bürgerinnen  und  Bürger  abgegeben  

werden,  und  der  Rücklauf  wird  in  den  nächsten  Tagen  erwartet.  

Annahmen  erfolgen  bei  Eisenwaren -Fülscher  am  Bleeck,  Buchhandlung  Hans  im  Glück  im  

Landweg,  Buch&Medien  im  Maienbeeck,  findefuxx  am  Kirchenbleeck  und  famila.  

Die  Umfrage  läuft  noch  bis  15.März.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Suchsdorf  -  veröffentlicht  am  07.03.2013,  17:03  Uhr  -  4244  Clicks  -  Nr.  173  

Newsletter  Frühling  2013  

 

Unser  Newsletter  "Suchsdorf  

aktuell"  für  die  Monate  Ja-

nuar,  Februar,  März  ist  er-

schi enen.  In  voller  Länge  als  

PDF erhaltet  ihr  ihn  von  an-

dreas.arend@spd -suchs-

dorf.de  

Aber  beim  Lesen  der  Über-

sicht  trotzdem  schon  viel  Spaß!  

Liebe  Genossin,  lieber  Genosse,  

in  den  letzten  1 2 Monaten  war  unsere  Arbeit  vom  Landtagswahlkampf  und  vom  OB 

Wahlkamp f geprägt.  Hier  haben  wir  gezeigt,  dass  wir  in  unserem  sozialdemokratischen  

Selbstverständnis  dicht  an  den  Menschen  sind  und  am  Wohl  der  Gemeinschaft  stehen!  

Wir  haben  in  dieser  Zeit  über  zwölf  Veranstaltungen  in  kulturellen  und  sozialpolitischen  

Ber eichen  im  Stadtteil  durchgeführt.  

In  diesem  Jahr  finden  die  Kommunalwahlen  und  die  Bundestagswahlen  statt,  und  wir  

wollen  genauso  ambitioniert  und  engagiert  Veranstaltungen  im  Stadtteil  durchführen  wie  

im  letzten  Jahr.  Wir  werden  uns  z.  B.  ganz  gezielt  für  eine  sinnvolle  Nachnutzung  des  Ge-

ländes  vom  Nahrungsmitteluntersuchungsamt  sowie  der  Belebung  des  Rungholtplatzes  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt
https://www.spd-net-sh.de/kiel/suchsdorf


und  für  die  Ladenzeile  am  Amrumringeinsetzen  einsetzen.  Es gibt  aber  auch  noch  ver-

schiedene  weitere  dringende  Themen  in  Suchsdorf  und  Klausbr ook  die wir  anfassen  wer-

den.  

Hierfür  haben  wir  uns  aufgestellt:  Wir  haben  neun  Kandidatinnen  und  Kandidaten  für  den  

Ortsbeirat  bestimmt!  Wir  haben  unseren  Ratsherrn  Thomas  Wehner  als  Wahlkreiskandi-

daten  nominiert  und  auf  der  Kreiswahlkonferenz  bestätigt  bekommen . 

Wir  schreiben  derzeit  an  einem  eigenen  Suchsdorfer  Programm,  das  in  einem  offenen  

und  transparenten  Verfahren  im  Bürgerdialog  entwickelt  wird.  

Besonders  freue  ich  mich  darüber,  dass  wir  feststellen,  dass  die  Genossinnen  und  Genos-

sen  mehr  Bereitscha ft  sig nalisieren  sich  aktiv  für  Suchsdorf  und  Klausbrook  einzusetzen.  

Das ist  eine  äußerst  positive  Entwicklung!!!  Dieses  Signal  können  wir  verstärken,  indem  

wir  dafür  sorgen,  dass  unser  Kandidat  Thomas  Wehner  zur  Kommunalwahl  direkt  gewählt  

wird.  Darum  mö chte  ich  Euch  auffordern  ihn  zu wählen  und  aktiv  im  Wahlkampf  zu un-

terstützen.  

Vielen  Dank!  

Andreas,  Vorsitzender  

 

I)Lagebericht  Internet  

Unsere  Präsentation  im  Internet  ist  lebendig  und  entwickelt  sich  weiter.  Zum  Öffentlichen  

gehört  natürlich  unsere  Webs ite  ww w.spd -net - sh.de/kiel/suchsdorf.  Diese  ist  ein  häufiger  

Anlaufpunkt  und  wurde  seit  Oktober  2012  von  843  Personen  besucht.  Ihr  findet  dort  im-

mer  die  aktuellen  Termine,  Berichte  zu unseren  Veranstaltungen  und  alle  Kontaktdaten.  

Im  Februar  haben  wir  die  Adress e www.spd -suchsdorf.de  freigeschaltet,  bei  deren  Ein-

gabe  auf  unsere  Seiten  weitergeleitet  wird.  Diese  ist  leichter  zu merken  und  

optisch  schöner.  

Seit  November  2012  gehört  auch  eine  Facebook -Seite  zu unserem  öffentlichen  Auftritt.  

Sie trägt  den  Namen  ĂSPD OV Suchsdorf  (Kiel)ñ und  freut  sich  über  viele  ĂGefªllt mirñ-

Klicks!  Bisher  sind  es 54.  Auch  hier  gibt  es aktuelle  Informationen  und  Termine,  wenn  

auch  in  einem  lockereren  und  kürzeren  Stil.  Zu  erreichen  ist  sie  auch  über  www.face-

book.com/spdsuchsdor f 

Dazu  gehört  natürlich  auch  der  tolle  Newsletter  ĂSuchsdorf aktuellñ, der  von  Andreas  im-

mer  über  die  Emailverteiler  verschickt  wird.  

Eine  Besonderheit  des  öffentlichen  Teils  wird  in  diesem  Frühjahr  die  Möglichkeit  sein,  

dass  alle  Bürger_innen  unseren  Prog rammen twurf  zur  Kommunalwahl  einsehen  können  

und  über  ein  Kontaktformular  und  per  Email  ihre  Ideen  einbringen.  programmdia-

log@spd -suchsdorf.de  

 

II)  Grünkohlessen  und  Ehrungen  

Am  18.01.2013  wurde  unser  traditionelles  Grünkohlessen  durchgeführt.  Das Besonder e 

dies es mal  war,  dass  wir  die  Ehrungen  der  Mitglieder  mit  der  Veranstaltung  verbinden  

konnte n.  

Es wurden  aber  nicht  nur  die  langjährigen  Mitglieder  aus  2012  geehrt,  sondern  wir  haben  

die  Willy  Brandt  Gedenkmünze  und  den  Ehrenbrief  für  besondere  Verdienste  an  Claus  

Möller  überreicht.  

Es waren  insgesamt  90  GenossInnen  und  Gäste  gekommen.  

Neben  Gesa Langfeldt,  Ingrid  Liezow,  Achim  Heinrichs  aus  der  Ratsfraktion  war  unser  

Bundestagsabgeordneter  Hans -Peter  Bartels  anwesend.  

 

III)Wahlkampf  -  Unsere  Infostände  in  Suchs dorf  und  Klausbrook  

Als Ortsverein  möchten  wir  die  Menschen  in  Suchsdorf  und  

Klausbrook  über  die  Belange  unserer  Gemeinschaft  informieren  

und  mitnehmen.  Hierfür  führen  wir  Veranstaltungen  und  Aktionen  durch  und  informieren  

durch  regelmäßige  Artikel  im  SUCHSDORFER. 

Für  eine  Rückkopplung  geben  wir  den  BürgeInnen  auf  unseren  INFO -Ständen  Gelegen-

heiten  Fragen  zu stellen  und  das  Miteinander  im  persönlichen  Kontakt  zu stärken.  

Gerade  im  Wahlkampf  ist  der  ĂINFO-Standñ ein  wesentlicher  Bestandteil  für  uns,  au f uns  

und  unsere  Arbeit  aufmerksam  zu 

machen!  Darum  haben  wir  uns  auch  in  diesem  Wahlkampf  für  



eine  intensive  Präsenz  in  der  Öffentlichkeit  entschieden.  Alle  Genossinnen  und  Genossen  

sind  herzlich  eingeladen  einmal  vorbeizuschauen!  

Unsere  INFO -Stände  verla ufen  übrigens  in  Ăgeordneten Bahnenñ und  Erklärungen  über  

das  ĂPolitische dit  und  datñ werden  hier  auch  nicht  erwartet.  Die  Erfahrungsträger  haben  

dabei  immer  die  ĂNeuenñ unterstüzt!  

 

Hier  eine  kleine,  verknappte  Übersicht.  Mehr  Informationen  auch  auf  unse rer  Homepage!  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Hasselberg  -  veröffentlicht  am  07.03.2013,  17:59  Uhr  -  3775  Clicks  -  Nr.  174  

Verspielen  mit  Kaffee  und  Kuchen  in  Hasselberg.  

Der  SPD-Ortsverein  lädt  die  Mitglieder  der  Gemeinde  ein  zum  Verspielen  und  Kaffee-

klatsch  im  Gasthuus  Spieskamer  in  Hasselberg.  

Am  16.03.2013  veranstaltet  der  SPD Ortsverein  Hasselberg  für  Bürger  der  Gemeinde  ein  

Verspielen  mit  anschließendem  gemütlichem  Beisammensein  bei  Kaffee  und  Kuchen  im  

Gasthuus  Spieskamer.  Beginn  ist  um  15:00  Uhr.  

 

Kaffee  und  Kuchen  wird  von  Ihrem  Ortsverein  gestellt.  Die  erste  Karte  für  das  Verspielen  

ist  kostenfrei.  

 

Beim  anschließendem  Plausch  bei  Kafee  und  Kuchen  haben  interessierte  Bürger  die  Gele-

genhei t  die  Mitglieder  des  Ortsvereins,  ihre  SPD Gemeindevertreter  und  die  Kandidaten  

zur  Kommunalwahl  besser  kennen  zu lernen.  Fragen  zur  Gemeindearbeit  der  SPD-Frak-

tion  sind  willkommen.  

 

Um  Anmeldung  wird  gebeten  bis  zum  10.03.2013  unter  04643 -186  832  oder  per  eMail  an  

hasselberg@spd -net -sh.de.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  08.03.2013,  11:44  Uhr  -  13148  Clicks  -  Nr.  175  

Thönnes  ruft  zur  Teilnahme  am  Wettbewerb  ĂIdeen für  
die  Bildun gsrepublikñ auf  

Soziale  Gerechtigkeit  ist  nur  mit  Bildungsgerechtigkeit  zu  verwirklichen  

Bereits  zum  dritten  Mal  ruft  die  Initiative  ĂDeutschland ï 

Land  der  Ideenñ den  bundesweiten  Wettbewerb  ĂIdeen für  

die  Bildungsrepublikñ aus.  Hieran  können  Proje kte  un d Ini-

tiativen  teilnehmen,  die  sich  nachhaltig  für  mehr  Bildungs-

gerechtigkeit  einsetzen.  

 

Der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Franz  Thönnes  begrüßt  

die  Aktion  und  empfiehlt  die  Teilnahme  allen  Projekten  aus  

dem  Kreis  Segeberg,  die  sich  für  mehr  Chancen  von  Kin-

der n und  Jugendlichen  einsetzen.  ĂBesonders für  sozial  be-

nachteiligte  junge  Menschen  sind  außerschulische  Ange-

bote  oftmals  entscheidend  für  eine  erfolgreiche  Bildungs-

karriere.  Und  diese  ist  unverzichtbar,  wenn  wir  ein  sozial  

gerechtes  Deutschland  verwir kliche n wollenñ, so der  SPD-Politiker.  Der  Wettbewerb  soll  

https://www.spd-net-sh.de/sl/hasselberg
https://www.spd-net-sh.de/thoennes


die  Bereitschaft  für  ehrenamtliches  Engagement  weiter  stärken  und  es sichtbar  machen.  

 

Unter  www.bildungsideen.de  könn en bis  zum  24.  März  2013  Projekte  und  Initiativen  ein-

gereicht  werden.  Im  Anschluss  wählt  eine  Expertenjury  die  52  besten  Ideen  aus,  die  von  

September  an  Woche  für  Woche  vor  Ort  ausgezeichnet  werden.  

 

ĂEs würde  mich  freuen,  wenn  sich  Initiativen  aus  unserer  Regio n beteiligen  würden.  Die  

Auszeichnung  dient  zum  einen  der  Anerkennung,  aber  hilft  sicher  auch  bei  der  Suche  

nach  Unterstützern  und  Sponsorenñ, erläutert  Thönnes.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Quic kborn  -  veröffentlicht  am  08.03.2013,  15:53  Uhr  -  5293  Clicks  -  Nr.  17 6 

SPD  freut  sich  über  Zulassung  des  Haushalts  

Das schleswig -holsteinische  Innenministerium  hat  den  Quickborner  Hauhalt  

ohne  weitere  Auflagen  genehmigt.  Hierzu  erklärt  der  finanzp olitis che  Sprecher  

der  SPD-Fraktion  Dr.  Christian  Dornis  in  seiner  Pressemitteilung  vom  

04.03.2013:  

 

Innenministerium  genehmigt  Quickborner  Hauhalt  ohne  Auflage  

SPD:  ĂJa zum  Sparen,  aber  auch  ja  zu einer  lebenswerten  Stadtñ 

 

Dass  das  Innenministerium  die  Anstren gungen  zur  Konsolidierung  des  Quickborner  Haus-

halts  dadurch  honoriert,  dass  ï anders  als  in  vielen  Jahren  zuvor  ï der  Haushalt  ohne  

Auflagen  genehmigt  wird,  ist  sehr  erfreulich.  Damit  unterstützt  das  Innenministerium  den  

unbequemen  Weg,  den  SPD, Grün e und  FDP gegen  die  CDU gegangen  sind  ï den  Weg  

der  Haushaltskonsolidierung,  der  auch  eine  deutliche  Erhöhung  der  Gewerbesteuer  bein-

haltete  

 

Nun  können  die  Sanierungsmaßnahmen  am  Schulzentrum  Süd  angegangen  werden.  

Aber  es ist  auch  gut,  dass  das  Innenminis terium  erneut  kritisch  die  Gesamtentwicklung  

der  Quickborner  Finanzsituation  betrachtet.  Im  Genehmigungsschreiben  des  Ministeriums  

ist  festgestellt,  dass  di e dauernde  finanzielle  Leistungsfähigkeit  der  Stadt  Quickborn  nicht  

gegeben  ist.  Es sind  weitere  Spa ranstr engungen  erforderlich.  

 

Denn  angesichts  eines  noch  sehr  deutlichen  Defizits  im  Quickborner  Haushalt  und  gestie-

genen  Anforderungen  an  die  städtischen  Leistungen  für  Schule,  Kinderbetreuung  und  Inf-

rastruktur  müssen  weiterhin  Ausgaben  hinterfragt  und  Einnahme möglichkeiten  ausgelo-

tet  werden.  

 

Insgesamt  können  alle  diese  Anstrengungen  aber  nur  dann  Erfolg  haben,  wenn  die  Fi-

nanzausstattung  der  Kommunen  insgesamt  wieder  auskömmlich  gestaltet  wird.  Die  neue  

Landesregierung  ist  gefordert,  notwendige  Sparanstre ngunge n nicht  zu Lasten  der  Kom-

munen  vorzunehmen.  Die  Kommunen  ï auch  Quickborn  ï brauchen  mehr  Geld.  

Kindergärten  und  Schulen,  Verwaltung,  Bauhof,  Feuerwehr,  Sozialkassen,  Straßenbau  

und  Nahverkehr,  aber  auch  die  vielen  sogenannten  freiwilligen  Leistungen  wie  Bücherei,  

Freibad  und  Volkshochschule  müssen  bezahlt  werden,  dies  geht  nur,  wenn  das  Geld  auch  

zur  Verfügung  steht.  

 

Deshalb:  Ja zum  Sparen  mit  Augenmaß,  aber  lassen  Sie uns  eine  lebenswerte  Stadt  er-

halten.  
Keine  Kommentare  

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  08.03.2013,  15:58  Uhr  -  9439  Clicks  -  Nr.  177  
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Pflegestützpunkt:  Anlaufpunkt  für  die  Bürgerinnen  und  
Bürger  

8.  3.  2013  

 

  

Pflegestützpunkt:  Anlaufpunkt  für  die  Bürgerinnen  

und  Bürger  

 

SPD Politi ker  informieren  sich  über  die  Arbeit  

 

Bereits  frühzeitig  im  Jahr  2010  hat  sich  die  SPD-

Kreistagsfraktion  für  die  Einrichtung  eines  Pflege-

stützpunktes  im  Kreis  Plön  stark  gemacht.  

Die  Diskussionen  im  Ausschuss  für  Gleichstellung,  

Gesundheit  und  Sozial es ver liefen  nicht  mit  allen  Fraktionen  Ziel  führend,  aber  letztend-

lich  konnte  eine  Mehrheit  im  Kreistag  für  die  Errichtung  erreicht  werden.  Nachdem  der  

Pflegestützpunkt  nunmehr  seit  etwa  2,5  Jahren  tätig  ist,  haben  sich  Vertreter  der  SPD-

Kreistagsfraktion  zu einem  Gespräch  mit  den  Mitarbeiterinnen  des  Pflegestützpunktes  ge-

troffen.  Nicole  Adamczewski  und  Daniela  König  vom  Pflegestützpunkt  standen  der  stell-

vertretenden  Fraktionsvorsitzenden  Helga  Hohnheit,  dem  Vorsitzenden  des  Fachaus-

schusses  Norbert  Maroses  und  dem  sozialpolitischen  Sprecher  der  SPD-Kreistagsfraktion  

Kai  Bellstedt  für  Fragen  zur  Verfügung.  

  

Aktuell  gibt  es in  12  Kreisen  und  kreisfreien  Städten  Pflegestützpunkte  in  Schleswig -Hol-

stein.  Der  Pflegestützpunkt  verfügt  über  drei  Halbtagsstellen,  sie küm mern  sich  um  die  

Kompetenzfelder  psychosozial,  pflegerisch  und  um  die  Verwaltung.  Die  Finanzierung  ist  

bis  Ende  2014  durch  einen  Vertrag  zwischen  dem  Kreis  Plön,  dem  Land  Schleswig -Hol-

stein  und  den  Kranken -  und  Pflegekassen  gesichert.  

  

Die  Zahlen  sprechen  ausdrücklich  dafür,  dass  die  Einrichtung  die  richtige  Entscheidung  

war:  in  2012  haben  insgesamt  872  Kontakte  zu Hilfesuchenden  stattgefunden.  Die  Mehr-

zahl  davon  telefonisch,  aber  auch  105  persönliche  Beratungen  im  Pflegestützpunkt  sowie  

27  Hausbesuc he erf olgten.  Die  Hilfesuchenden  verteilen  sich  dabei  auf  das  gesamte  

Kreisgebiet.  

Die  Mitarbeiterinnen  des  Pflegestützpunktes  wiesen  im  Gespräch  unter  anderem  auf  die  

steigende  Tendenz  von  Menschen  mit  demenzieller  Beeinträchtigung  und  dem  Fehlen  von  

Ange boten  mit  tagesstt rukturierenden  Maßnahmen  für  Menschen  ohne  Pflegestufe  mit  

Demenz  hin.  Ebenso  fehlen  Anbieter  für  Haushaltshilfen.  Ziel  der  Mitarbeiterinnen  ist  bei  

allen  Beratungen  eine  individuelle  Begleitung  der  Hilfesuchenden  und  das  Ziel,  für  jeden  

das  ri chtige  und  passende  Angebot  zu finden.  Dabei  setzt  der  Pflegestützpunkt  ausdrück-

lich  auch  auf  die  Einbindung  von  ehrenamtlichen  Helferinnen  und  Helfern.  Beispielhaft  ist  

hier  die  enge  Kooperation  mit  der  neugegründeten  Alzheimergesellschaft  und  dem  Hos-

pizv erein  zu nennen.  

Zusammenfassend  können  wir  festhalten,  dass  sich  der  Pflegestützpunkt  zu einer  festen  

Institution  entwickelt  hat,  der  zu einer  guten  sozialen  Infrastruktur  vor  allem  in  einem  

Flächenkreis  gehört.  
Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Barmstedt  -  veröffentlicht  am  08.03.2013,  18:26  Uhr  -  7093  Clicks  -  Nr.  178  

Unsere  Meierei  bereitet  Probleme!  

Bei  dem  Umzug  der  Meierei  auf  das  alte  Züchnergelände  war  unser  Ortsverein  unter-

schiedlicher  Meinu ng.  Die  einen  wollten  das  Gelände  von  Züchner  aufleben  lassen  und  die  

https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt


Meierei  in  der  Stadt  behalten.  Die  Anderen  eine  Ansiedelung  der  Meierei  außerhalb  der  

Stadt.  

 

Heute  sind  wir  fast  alle  für  eine  Lösung  außerhalb  der  Stadt.  

Warum  der  Meinungswandel ? 

 

Der  Hauptgrund  ist  der  unterschätzte  LKW Verkehr.  Er belastet  die  unmittelbaren  Nach-

barn  über  alle  Maßen.  Auch  die  An-  und  Abfahrt  zu und  von  der  Meierei  bereitet  Ver-

kehrsprobleme.  Jeder  kennt  die  Situation  im  verkehrsberuhigten  Knotenbereich  Kuhberg -

Königstr . wenn  die  Milchlaster  dort  durchfahren.  Oft  scheinen  die  großen  LKW´s  sehr  be-

drohlich.  Auch  wenn  sich  die  Fahrer  Mühe  geben  vorsichtig  zu fahren.  

 

Auf  unseren  SPD Stadtrundgang  an  einem  Sonntag  fuhren  innerhalb  kürzester  Zeit  sie-

ben  Milchlaster  auf  das  Meiereigelände.  Bei  einer  von  uns  durchgeführten  Zählung  fuhren  

213  LKW in  der  Zeit  von  4.30  bis  22.00  Uhr  von  und  zu der  Meierei.  Ein  Drittel  der  Laster  

nahm  den  Weg  über  die  Innenstadt!  

 

Unsere  Zählung  hat  belegt,  es fahren  mehr  Milchlaster,  als  von  den  Betreibern  angege-

ben,  zur  Meierei.  Und  das  Gefahrenpotential  durch  die  Milchlaster  in  der  Innenstadt  darf  

nicht  verharmlost  werden.  

 

Zusätzlich  gibt  es weitere  zwei  Punkte,  welche  eine  kritische  Betrachtung  der  Meierei  zu-

lassen:  

 

Seit  Jahren  verkümmert  der  Efeu  an  den  Hallen.  Von  der  Meierei  nicht  gewollt,  wird  alles  

daran  gesetzt  ein  wachsen  des  Efeus  zu verhindern.  

 

Vom  Kreis  genehmig t  und  von  der  Stadt  ablehnt  ist  die  Grundwasserabnahme  durch  die  

Meierei.  Sie fördert  umsonst  so viel  Wasser  wie  ganz  Barmste dt  verbraucht.  

 

Mit  der  Meierei  müssen  wir  jetzt  leben,  aber  wir  erwarten:  

 

Von  der  Geschäftsführung  erwarten  wir,  dass  mit  der  Grundwasserentnahme  Schluss  ge-

macht  wird.  Mittelfristig  gefährdet  dies  die  Wasserversorgung  unserer  Stadt.  Selbstver-

ständl ich  mu ss das  Wasser  bezahlt  werden.  

 

Vor  den  Auffahrten  der  Meierei  könnte  Flüsterasphalt  eingesetzt  werden,  der  den  Lärm  

für  die  Anwohner  etwas  mindert.  

 

Es wäre  schön,  wenn  weniger  Milchlaster  durch  die  Stadt  fahren.  Etwas  mehr  reale  Be-

mühungen  der  Gesch äftsfü hrung  wären  wünschenswert!  

 

Fazit:  Genug  Gesprächsstoff  für  alle  betroffenen  Nachbarn,  Bürger,  Stadt,  Politik  und  

Meiereibetreibern.  Wir  fordern  alle  auf  für  eine  Verbesserung  zu sorgen!  

 
Keine  Kommentare  
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Unser  Kreistagskandidat  

Für  die  SPD Barmstedt  geht  Ole Korff  an  den  Start  

Die  Mitglieder  der  SPD Barmstedt  freuen  sich  über  ihren  Kreistags -Kandidaten  Ole Korff,  

den  sie einstimmig  gewählt  haben.  Korff  ist  30  Jahre  alt  und  kann  mit  einem  beeindru-

ckenden  politischen  Profil  aufwarten:  

https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt


Seit  zwölf  Jahren  gehört  der  Physiotherapeut  der  SPD an,  darüber  hinaus  ist  er  seit  Jah-

ren  im  Gemeinderat  und  auf  Kreiseben e poli tisch  aktiv.  In  den  vergangenen  Jahren  war  

Korff  für  den  Wahlkreis  Elmshorn  im  Kreistag  tätig.  Da der  zweifache  Familienvater  seit  

2011  in  Sparrieshoop  lebt,  kandidiert  er  nun  in  Barmstedt.  

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  09.03.2013,  00:22  Uhr  -  7452  Clicks  -  Nr.  180  

Fördern  statt  aussortieren  

Zur  Umfrage  des  Deutschen  Philologenverbandes  über  die  Akzeptanz  des  Sitzenbleibens  

erklärt  der  bildungspolitis che  Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

Die  Reaktionen  von  CDU und  FDP auf  die  heute  veröf-

fentlichte  Umfrage  im  Auftrag  eines  Lehrerverbandes  

sind  ein  schönes  Beispiel  dafür,  wie  man  Demokratie  

durch  Demoskopie  ersetzen  kann.  

Wer  in  einem  Schul system  aufgewachsen  ist,  dessen  

Grundprinzip  die  Herstellung  möglichst  homogener  

Lerngruppen  durch  Aussortieren  ist,  wird  die  Ver-

schwendung  von  Lebenszeit  durch  die  Wiederholung  

kompletter  Schuljahre  als  naturgesetzlich  akzeptie-

ren.  In  vielen  anderen  Lände rn  löst  es nur  verwun-

dertes  Kopfschütteln  aus,  wenn  in  Deutschland  Schü-

ler  wegen  punktueller  Schwächen  in  einzelnen  Fä-

chern  das  komplette  Schuljahr  wiederholen  müssen.  

Die  SPD und  die  rot -grün -blaue  Koalition  setzen  demgegenüber  auf  individuelle  Förd e-

rung,  die  dieser  Vergeudung  von  Lebenszeit  entgegenwirkt,  indem  Schwächen  zielgerich-

tet  behoben  werden.  Natürlich  wird  es auch  künftig  Fälle  geben,  wo  die  Schule,  die  Eltern  

und  die  Schülerin  oder  der  Schüler  selbst  zu dem  Ergebnis  kommen,  dass  eine  Klass en-

wied erholung  im  besten  Interesse  des  Jugendlichen  liegt,  zum  Beispiel,  wenn  durch  eine  

langanhaltende  Krankheit  ein  großer  Teil  des  Schuljahres  versäumt  wurde.  Das müssen  

aber  Ausnahmefälle  sein;  das  Sitzenbleiben  darf  nicht  wie  in  früheren  Jahrzehnten  stän-

dig  wie  ein  Damoklesschwert  über  den  Köpfen  der  Schüler  hängen.  

Wir  machen  Bildungspolitik  auf  der  Grundlage  eines  breiten  gesellschaftlichen  Dialogs,  

nicht  auf  der  Basis  von  Umfragen.  

Keine  Kommentare  
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SPD  Reinfeld  startet  mit  neuem  Programm  in  den  Kom-
munalwahlkampf  

Große  Geschlossenheit  zeichnete  die  Jahreshauptversammlung  der  Reinfelder  SPD aus.  

Die  Grundzü ge des  Programms  für  die  Kommunalwahl  wurden  ebenso  einstimmig  be-

schlossen  wie  die  Kandidatenliste.  

Die  Verbesserung  der  Aufenthaltsqualität  in  der  Innenstadt  wird  ein  Schwerpunkt  der  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/reinfeld


politischen  Arbeit  der  SPD-Fraktion  sein.  ĂDer Anfang  ist  mit  der  Seepro menade  und  dem  

unteren  Teil  der  Paul -von -Schoenaich -Str.  gemacht,  noch  in  diesem  Jahr  wird  der  Umbau  

des  oberen  Teils  folgenñ, sagte  der  Fraktionssprecher  Rolf -Jürgen  Hanf.  Wenn  dann  die  

Ansiedlung  eines  Lebensmittel -  und  eines  Drogeriemarktes  geling e,  wer de die  Innenstadt  

an  Attraktivität  gewinnen,  ist  sich  die  SPD sicher.  Weitere  Themenschwerpunkte  sind  die  

Verbes serung  der  Infrastruktur  (u.a.  Sportanlagen,  Nutzung  der  städtischen  Gebäude,  

Gewerbeentwicklung,  Verkehrsführung),  Angebote  für  Kinder  un d Juge ndliche,  

Schule/Bildung/Kultur  sowie  die  Weiterentwicklung  des  Klima -  und  Energiekonzepts.  

Am  kommenden  Samstag  (09.03.  2013)  sollen  bei  einer  Klausurtagung  Einzelheiten  be-

sprochen  werden.  

 

ĂBei den  Kandidaten  haben  wir  eine  gute  Mischung  aus  erfahre nen  un d Ăneuenñ Kräften  

gefunden,  die  sich  für  Reinfeld  engagieren  wollenñ, freut  sich  der  Vorsitzende  des  Orts-

vereins  Norbert  Hintze.  Mit  diesen  Kandidatinnen  und  Kandidaten  will  die  SPD am  26.  Mai  

zur  Kommunalwahl  antreten:  

 

Direktkandidaten  in  den  Wahlk reisen :  

 

-  Wahlkreis  I  Gerd  Herrmann,  Monika  Poppe  

-  Wahlkreis  II  Lasse  Karnatz,  Yvonne  Henseler  

-  Wahlkreis  III  Rolf - Jürgen  Hanf,  Benjamin  Freitag  

-  Wahlkreis  IV  Sigrid  Dassow,  Norbert  Hintze  

-  Wahlkreis  V Petra  Gehrke,  Heiko  Gerstmann  

 

Liste:  

1.  Rolf - Jürgen  Hanf  

2.  Gerd  Herrmann  

3.  Monika  Poppe  

4.  Lasse  Karnatz  

5.  Benjamin  Freitag  

6.  Sigrid  Dassow  

7.  Heiko  Gerstmann  

8.  Norbert  Hintze  

9.  Petra  Gehrke  

10.  Yvonne  Henseler  

 

11.  Heinz  Hartmann  

12.  Jochen  Gehrke  

13.  Rüdiger  Hildebrandt  

14.  Lutz  Schimmel  

15.  Har ald  Klückmann  

16.  Klaus  Mangold  

17.  Susanne  Nesbeda  
Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  09.03.2013,  16:58  Uhr  -  9783  Clicks  -  Nr.  182  

Auftaktveranstaltung  150  Jahre  SPD,  7.  Februar  2013,  
Kiel  

Kiel.  07.03.2013.  Die  SPD feiert  in  diesem  Jahr  das  150  jährige  Jubiläum.  Am  Donners-

tag,  den  7.  März  fand  im  Gewerkschaftshaus  des  Kieler  Legienhof  der  offizielle  Auftakt  

statt.   

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Nach  Reden  von  Ralf  Stegner  und  Sigmar  Gab-

riel,  die  beide  Meilen steine  sozialdemokratischer  

Errungenschaften  nannten  und  an  die  Partei  prä-

gende  Persönlichkeiten  erinnerten,  wurde  ein  

Kurzfilm  zum  Parteijubiläum  vorgestellt.  In  dem  

Film  äußern  sich  schleswig -holsteinische  Sozial-

demokratinnen  und  Sozialdemokraten  zum  150  

jährigen  Jubiläum  der  SPD, wie  z.B.  die  ehema-

lige  Ministerpräsidentin  Heide  Simonis,  Björn  

Engholm,  Ministerpräsident  a.D.,  der  ehemalige  

Sozialminister  Günter  Jansen  sowie  Tobias  von  

Pein über  ihre  persönlichen  Beweggründe,  der  

Partei  anzugehören.  Am  Vor abend  des  Weltfrauentages  diskutierten  auf  der  Veranstal-

tung  Serpil  Midyatli,  stellv.  Vorsitzende  der  SPD-Landtagsfraktion  und  Carolin  Ahrens  von  

der  Juso Hochschulgruppe  gemeinsam  mit  der  ehemaligen  Bundestagsabgeordneten  Cor-

nelie  Sonntag -Wolgast  üb er  Frauen  in  der  SPD. 

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  09.03.2013,  17:18  Uhr  -  9635  Clicks  -  Nr.  183  

Juso - Landeskonferenz, 2. März 2013, Bad Oldesloe  

Bad Oldesloe. 02.03. 2013.  In  ihren  Grußworten  lobte  Nina  

Scheer  die  Intensität  und  thematische  Vielfalt  des  Diskurses  

der  Juso-Landeskonferenz.  

In  Bezugnahme  auf  Positionierungen  zu Nachhaltiger  Entwick-

lung  plädierte  sie dafür,  auch  in  Einzelfragen  noch  stärker  die  

regionalwi rtscha ftlichen  und  dezentralen  Ansätze  zu verfolgen.  

Es gebe  zudem  ein  Bündel  an  Maßgaben  entlang  von  Steuer -  

und  Anreizsystemen,  wonach  sich  Gemeinwohlverträglichkeit  von  Wirtschaft  definieren  

und  einfordern  ließe.  Mit  Blick  auf  bestehende  Systeme  sei  etw a ein  Bekenntnis  zum  

nicht  funktionierenden  Emissionshandel  wünschenswert.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Barmstedt  -  veröffentlicht  am  10.03.2013,  15:33  Uhr  -  8826  Clicks  -  Nr.  184  

SPD  hat  Bürger meiste rkandidatin  nominiert  

Am  4.  März  hat  die  SPD in  einer  öffentli-

chen  Mitgliederversammlung  in  der  

Kommunalen  Halle  Heike  Döpke   in  einer  

geheimen  Wahl  einstimmig  zur  Bürger-

meisterkandidatin  nominiert.  Wir  haben  

nach  eingehender  Beratung  neben  den  

beid en  Lok almatadoren  eine  unabhän-

gige  Verwaltungskraft  gesucht.  Mit  Heike  

Döpke  (www.heike -doepke.de )  ist  es 

uns  gelungen,  den  Barmstedterinnen  

und  Barmstedtern  eine  sehr  gute  Wahl  

anzubieten.  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt
http://www.heike-doepke.de/


Heike  Döpke  stellte  sich wäh rend  der  öffentlichen  Versammlung  den  Fragen  der  Besucher  

und  Mitglieder.  Mit  ruhigen  und  sachlichen  Antworten  hat  Heike  Döpke  einen  überzeugen-

den  Eindruck  hinterlassen.   Sie wird  ihren  Lebensmittelpunkt  nach  Barmstedt  verlegen.  

Schon  beim  ersten  Besuch  un serer  Stadt  war  ihr  klar,  dass  Barmstedt  lebens -  und  lie-

benswert  ist.  

Wir  möchten  alle  auffordern  mit  Heike  Döpke  persönlich  in  Kontakt  zu treten.  Über  ihre  

Homepage  (www.heike -doepke.de )  oder  über  die  dort  angeg ebenen  Kontaktdaten.  Oder  

wenn  Sie sie  in  der  Stadt  sehen,  sprechen  Sie Heike  Döpke  an.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  11.03.2013,  08:58  Uhr  -  9396  Clicks  -  Nr.  185  

Afa  Mit gliederversammlung  

Mitglieder  der  SPD, Wählerinnen  und  Wähler  im  Kreis  Plön,  

am  20.  Februar  2013  fand  die  Mitgliederversammlung  der  AfA  auf  Kreis-

ebene  statt.  Auf  der  Mitgliederversammlung  wurden  der  Kreisvorstand  und  

die  Delegierten  zur  AfA-Landesko nferen z sowie  zum  Kreisparteitag  gewählt.  

Protokoll  der  Mitgliederversammlung  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  11.03.2013,  12:31  Uhr  -  9812  Clicks  -  Nr.  186  

Pressemitteilung:  Fukushima  ermahnt!  

Pressemitteilung  vom  11.03.2013.  Aus  Anlass  des  zweiten  Jahrestages  

des  Atomunfalls  von  Fukushima  erklärt  Dr.  Nina  Scheer,  Energi eexper tin  

und  SPD-Bundestagsdirektkandidatin  in  Lauenburg  ï Stormarn -Süd:                                                                                 

ĂIn Deutschland  gibt  es keine  Tsunami -Wellen  und  auch  die  Erdbebenri-

siken  von  Japan  sind  hier  nicht  geg eben.  Gefahren  gehen  aber  von  je-

dem  Atomkraftwerk  aus,  etwa  durch  terroristische  Anschläge.  Auch  

missbräuchliche  Atommüllverwendung  und  die  Tatsache,  dass  bis  heute  

die  Entsorgungsfrage  ungelöst  ist,  bergen  unüberschaubare  Risikenñ. 

Fukushima  bedeute  berei ts  heu te  nachgewiesene  Schilddrüsenzysten  und  ïknoten  bei  

über  35  %  der  in  der  Region  lebenden  Kinder.  Es werde  mit  Schilddrüsenkrebs  ab 

2014/2015  gerechnet,  Leukämie  etwas  später.  

ĂDer zweite  Jahrestag  des  Atomunfalls  von  Fukushima  sollte  uns  erneut  aufrü tteln.  Als 

Atomausstiegs -  und  Energiewende -Pionierland  trägt  Deutschland  hierbei  eine  große  Ver-

antwortung.ñ Die  Welt  schaue  auf  die  Energiewende  āMade in  Germanyô. ĂDer Ausbau  Er-

neuerbarer  Energien  auf  heute  über  25  %  Anteil  am  deutschen  Bruttostromverbrau ch be-

weist,  dass  eine  regenerative  Vollversorgung  keine  Utopie,  sondern  in  greifbarer  Nähe  

ist.ñ  

http://www.heike-doepke.de/
https://www.spd-net-sh.de/ploen
http://www.spd-net-sh.de/ploen/images/user_pages/AfA_Internetauftritt_Kreis_Pl_n-3.pdf
https://www.spd-net-sh.de/scheer


Zu  der  aktuell  viel  diskutierten  Finanzierbarkeit  der  Energiewende  erklärt  Scheer:  ĂDie 

wahren  Energiekosten  stehen  nicht  auf  der  Stromrechnung,  sondern  in  den Steu er -  und  

Abgabenbescheiden  unserer  Kinderñ. Steigende  Importenergiepreise  für  fossile  Energien  

und  durch  ihren  Verbrauch  verursachte  Umwelt -  und  Gesundheitsgefährdungen  seien  die  

wahren  Kostentreiber.  ĂAllein der  fortgesetzt  beschleunigte  Ausbau  Erneu erbare  Energien  

garantiert  auch  zukünftig  bezahlbare  Energieñ, so Scheer.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  11.03.2013,  13:19  Uhr  -  11862  Clicks  -  Nr.  187  

Fraktion  vor  Ort  -  Inte rnationalen  Frauentag,  8.  März  

2013,  Lübeck  

Lübeck.  08.03.2013.  Im  Rahmen  der  Zukunftsdialogreihe  "Fraktion  vor  Ort"  lud  MdB Gabi  

Hiller -Ohm  aus  Anlass  des  Internationalen  Frauentages  am  8.  März  2013  zur  Diskussion  

über  das  Thema  "Für  die  Gleichstell ung  an  Arbeitsplatz  und  Wickeltisch  -  Unsere  Strate-

gien  für  mehr  Familienzeit  und  gute  Arbeit"  nach  Lübeck  ein.  

Es wurde  u.a.  die  Frage  diskutiert,  welche  

Eintrittsvoraussetzungen  fehlen,  um  Gleich-

berechtigung  von  Frauen  und  Männern  auf  

dem  Arbeitsmarkt  zu scha ffen.  Nicht  ausrei-

chende  Kinderbetreuungsmöglichkeiten,  aber  

auch  Niedriglöhne  in  herkömmlich  von  

Frauen  geleisteten  Arbeitsfeldern,  wurden  

hierbei  als  wesentliche  Gründe  für  Ungleich-

heit  benannt.  MdB Elke  Ferner,  AsF-Bundes-

vorsitzende  und  stellvertr etende  Fraktions-

vorsitzende,  erläuterte,  wie  eben  diesen  

Missständen  mit  einem  Regierungswechsel  

auf  Bundesebene  begegnet  werden  kann.  Sie  

sprach  sich  entschieden  sowohl  gegen  die  

Ausweitung  des  Mini - Jobs als  auch  gegen  das  Betreuungsgeld  aus  und  benannte  eine  ge-

setzliche  Quote  für  Frauen  in  Führungspositionen  als  unausweichlich.  Im  Rahmen  der  Dis-

kussion  mit  den  Referenten  sprach  sich  Nina  Scheer  in  Bezugnahme  auf  die  Rolle  der  

IHKs,  auf  dem  Podium  vertreten  durch  Matthias  Schulz -Kleinfeld,  Hauptgeschäftsfü hrer  

I HK zu Lübeck,  dafür  aus,  das  Bündel  an  Maßnahmen  -  in  Form  von  Steuern,  Abgaben,  

aber  auch  mittels  Ordnungspolitik,  konsequenter  für  gemeinwohlorientierte  Lenkung  ein-

zusetzen.  Scheer:  "Als  Körperschaften  des  öffentlichen  Rechts  sollten  die  IHKs  geset zlich  

verpflichtet  werden,  ihre  Beitragsstrukturen  danach  auszurichten,  ob  Unternehmen  ge-

meinwohlorientiert  wirtschaften,  etwa  in  Form  der  Einrichtung  von  betriebseigenen  Kin-

dergärten  oder  familienfreundlichen  Arbeitszeiten".  

Bildunterschrift:  v.l.n.r.:  Heike  Wi lleke,  Uwe  Polkaehn,  Gabi  Hiller -Ohm,  Hans -Georg  Nel-

les,  Cornelia  Östreich,  Susanne  Knoll,  Elke  Ferner,  Nina  Scheer,  Ariane  Weigelt,  Matthias  

Schulz -Kleinfeldt  
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SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  11.03.2013,  15:14  Uhr  -  9589  Clicks  -  Nr.  188  

Raus  aus  der  Altschuldenfalle  

https://www.spd-net-sh.de/scheer
https://www.spd-net-sh.de/ploen


Raus aus  der  Altschuldenfalle  

Ein  Modell  für  einen  Altschuldenfonds  zur  Si-

cherung  der  finanziellen  Handlungsfähigkeit  

von  Ländern  und  Kommunen  

Altschuldenfond  
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SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  12.03.2013,  10:19  Uhr  -  8970  Clicks  -  Nr.  189  

Helga  Hohnheit  soll  Kreisp räside ntin  werden  

Helga  Hohnheit  soll  Kreispräsidentin  werden  Die  SPD strebt  an,  am  

26.  Mai  stärkste  Fraktion  im  Plöner  Kreistag  zu werden,  die  stärkste  

Fraktion  stellt  den  Kreispräsidenten  oder  die  Kreispräsidentin.  Die  Sozial-

demokraten  im  Kreis  Plön  hab en Helga Hohnheit  gebeten,  dieses  Amt  zu 

übernehmen  und  sie  waren  erfolgreich.  Helga  Hohnheit  wird  bei  entspre-

chendem  Wahlergebnis  für  das  Amt  kandidieren.  

Themen  wie  Umsetzung  der  Hartz  IV -Gesetzgebung,  Verhinderung  von  

Kinderarmut  auf  kommunaler  Ebene,  Einrich tung  eines  Pflegestützpunk-

tes,  die  Gründung  eines  Bündnisses  für  Familie,  der  Aufbau  eines  bedarfsgerechten  U3-

Betreuungsangebotes,  die  Umstrukturierung  des  Kreiskrankenhauses  wurden  durch  sie 

vorangebracht  und  begleitet.  Im  Job-Center  Kreis  Plön  und  im  Aufsichtsrat  des  KKH 

bringt  sie ihre  langjährigen  Erfahrungen  aus  dem  Sozial -  und  Jugendbereich  ein.  Jugend-

kreistag,  Partnerschaft  zu Estland,  Förderung  der  Mädchenarbeit,  Einrichtung  der  Schuld-

nerberatungsstelle,  Notruf  für  Frauen,  und  vieles  mehr  hat  sie in Gang  gebracht.  Helga  

Hohnheit  ist  eine  sehr  überzeugende  Repräsentantin  des  Kreises  Plön.  Sie geht  auf  die  

Menschen  zu und  setzt  sich  mit  großem  Engagement  für  ihre  Anliegen  ein.  Das Amt  ist  

bei  ihr  in  guten  Händen!  
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SPD Bad  Bramstedt  -  veröffentlicht  am  12.03.2013,  14:57  Uhr  -  8103  Clicks  -  Nr.  190  

SPD:  Trinkwasser  soll  in  städtischer  Hand  bleiben  

SPD  stellt  Antrag  zur  Stadtverordnetenversammlung  Bad  Bramstedt.   Die  Bad  

Bramstedter  SPD macht  beim  Thema  Trinkwasserversorgung  Nägel  mit  Köpfen  und  stellt  

zur  nächsten  Stadtverordnetenversammlung  am  18.3.2013  einen  Antrag,  dass  die  Trink-

wasserversorgung  in  städtischer  Hand  bleiben  soll  und  EU-Bestrebungen  zur  Ausschr ei-

bung  der  Konzession  und  damit  eventuellen  Privatisierung  entgegengewirkt  wird.  

Dieses  Thema  hatte  die  SPD in  den  letzten  Wochen  in  Bad  Bramstedt  angepackt  und  öf-

fentlich  gemacht.  

 

http://library.fes.de/pdf-files/dialog/09683.pdf
https://www.spd-net-sh.de/ploen
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


Doch  jetzt  ist  die  SPD erneut  aufmerksam  

geworden,  weil  die  Bad  Bramstedt er  Bun-

destagsabgeordneten  Dr.  Rolf  Koschorrek  

(CDU)  und  Dr.  Jürgen  Koppelin  (FDP)  vor  

wenigen  Tagen  am  28.2.2013  im  Bundestag   

einen  Antrag  der  Grünen  ĂKeine Privatisie-

rung  der  Wasservers orgung  durch  die  Hin-

tert¿rñ abgelehnt  haben.  

 

Einem  weiteren  Antrag  der  SPD-Bundestag-

fraktion  zu dem  Thema  droht  ein  ähnliches  

Schicksal  im  Bundestag.  

 

SPD-Pressesprecher  Jan-Uwe  Schadendorf:  ĂDie schwarz -gelben  Bundestagsabgeordne-

ten  handeln  nicht  im  Interesse  der  Bad  Bramstedter  Bürgerinnen  und  Bürger.  Wir  wollen  

sehen,  ob  ihre  örtlichen  Parteiorganisationen   in  der  Stadtverordnetenversammlung  ein  

klares  Bekenn tnis  abgeben,  die  Trinkwasserversorgung  in  der  Hand  der  Stadt  Bad  

Bramstedt  zu belassen  und  nicht  zum  Spekulationsobjekt  zu machen.ñ 

 

Der  Antrag  der  SPD im  Wortlaut:  

Für  den  Fall,  dass  der  Vorschlag  für  eine  Richtlinie  des  Europäischen  Parlaments  und  des  

Rates  über  die  Konzessionsvergabe  KOM(2011)  897  endg.;  Ratsdok.  18960/11   Rechts-

kraft  erlangt  und  die  Vergabe  von  Dienstleistungskonzessionen  (z.B.  Trinkwasser)  ausge-

schrieben  werden  muss,  wird  der  Bürgermeister  beauftragt,  rechtzeitig  Schritte  in  die  

Wege  zu leiten,  die  Trinkwasserversorgung  der  Bad  Bramstedter  Bevölkerung  wied er  in  

kommunales  Eigentum  zu bringen  und/oder  eine  Rechtsform  zu finden,  die  der  Aus-

schreibungspflicht  nicht  unterliegt.  

Es sind  zeitig  Gespräche  mit  dem  weiteren  Eigentümer  der  Stadt werke  zu führen,  um  

ggf.  die  Trinkwasserversorgung  aus  den  Stadtwerken  herauszulösen,  falls  das  zur  Errei-

chung  des  genannten  Zieles  erforderlich  ist.  

 

Die  Stadtverordnetenversammlung  fordert  die  Bundesregierung  auf,  dafür  Sorge  zu tra-

gen,  die  Entsche idungs freiheit  der  Kommunen  bei  der  Erfüllung  der  Daseinsvorsorge  

nicht  einschränken  zu lassen  und  eigenständig  über  die  Organisationsform  entscheiden  

zu können,  solange  der  Aufgabenbereich  nicht  grenzüberschreitende  Bedeutung  und  da-

mit  binnenmarktrelevant  werde n könnte.  

Die  Kommunen  müssen  selbst  entscheiden  können,  ob  sie  Aufgaben  beispielsweise  in  Ei-

genbetrieben,  kommunalen  Unternehmen  oder  in  Öffentlich -Privaten -Partnerschaften  

(ÖPP)  erbringen  lassen.  Die  Gewährleistung  des  Gemeinwohls  in  öffentlicher  Hand  ist  zu 

sichern.  Die  kommunale  Zusammenarbeit  z.B.  in  Form  von  Zweckverbänden  oder  Koope-

rationen  ist  als  Grundpfeiler  kommunalen  Handelns  zum  Wohle  der  Bürgerinnen  und  Bür-

ger  zu stärken.    

 

Gleichzeitig  macht  die  SPD darauf  aufmerksam,  dass  es ihr  gelun gen  ist,  das  Julius -Le-

ber -Forum  der  Friedrich -Ebert -Stiftung  (FES)  in  Hamburg  zu gewinnen,  in  Bad  Bramstedt  

den  Film  ĂWater Makes  Moneyñ aufzuführen,  der  das  Thema  Privatisierung  der  Trinkwas-

serversorgung  behandelt.  

 

Die  FES wird  den  Film  im  Schlosssaal  am  Mittw och,  den  27.3.2013  um  19  Uhr  zeigen.  

Anschließend  wird  es eine  Podiumsdiskussion  geben,  an  der  die  Regisseurin  des  Films  

Leslie  Franke  teilnehmen  wird.  Die  Veranstaltung  ist  öffentlich  und  kostenfrei.  

 

Anmeldungen  sind  erbeten  und  Interessenten  könne n  anm elden  sich   per  Telefon:  040  /  

32  58  74  0 |  Telefax:  040  /  32  58  74  30  |  oder  per  E-Mail:  hamburg@fes.de   bzw.  

http://www.julius - leber - forum.de  
Keine  Kommentare  
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Franz  Thönnes  -  veröffentlicht  am  13.03.2013,  09:29  Uhr  -  13135  Clicks  -  Nr.  191  

Besuch  bei  Bürgermeister  Hanno  Krause  

Aktuelle  Themen  von  Kaltenkirchen  im  Dia-

log  

ĂDie Zukunft  der  AKN (Altona -Kaltenkirchen -Neu-

münster  Eisenbahn)  bewegt  uns  sehrñ, so Bürger-

meister  Hanno  Krause  im  Gespräch  mit  dem  SPD-

Bundestagsabgeordneten  Franz  Thönnes  und  dem  

SPD-Kreistagskandidaten  Christopher  Schmidt,  

bei  ihrem  Treffen  mit  dem  Verwaltungschef  der  

Stad t  Kaltenkirchen.  

Angesichts  der  knappen  fina nziell en  Mittel  und  

der  beabsichtigen  Vorhaben  im  öffentlichen  Per-

sonennahverkehr  in  Schleswig -Holstein,  wie  der  S 4 von  Hamburg  nach  Bad  Oldesloe  o-

der  das  Kieler  Stadtbahnprojekt,  bat  der  Bürgermeister  die  beiden  SPD-Politiker  dabei  

nicht  die  Notwendigkei t  des  Projektes  S 21  von  Hamburg  nach  Kaltenkirchen  aus  dem  

Auge  zu verlieren.  Ein zweispuriger  Ausbau  und  die  Elektrifizierung  der  Strecke,  eine  bes-

sere  Fahrtzeitentaktung  sowie  eine  Ausweitung  der  Fahrtzeiten  bis  in  die  Nacht  sei  wich-

tig,  um  die  Attrakti vität  des  Wirtschaftsstandortes,  die  Qualität  für  die  Fahrgäste  und  

auch  die  Sicherheit  jugendlicher  Hamburg -Besucher  am  Wochenende  bei  der  Fahrt  zur  

und  von  der  Metropole  zu verbessern.  Thönnes  und  Schmidt  sicherten  zu,  sich  in  diesem  

Sinne  bei  der  SPD-Landtags fraktion  in  Kiel  einzusetzen.  

Auch  das  Zukunftsthema  ĂAusreichendes Krippenplatzangebotñ stand  auf  der  Tagesord-

nung  des  Meinungsaustausches.  Hanno  Krause  zeigte  sich  zuversichtlich,  dass  der  ge-

setzliche  Anspruch  eines  35%tigen  Angebotes  bis  zum  1.  August  2013  voll  erfüllt,  mit  al-

len  zur  Verfügung  stehenden  Kapazitäten  gar  eine  Quote  von  60%,  erreicht  werden  

könne.  Thönnes  erinnerte  daran,  dass  sich  der  Bund  auf  Druck  der  SPD-Bundestagsfrak-

tion  in  den  Jahren  2013  und  2014  mit  nun  insgesamt  580,5  Mio.  ú an  den  Investitions-

kosten  für  zusätzliche  30.000  Betreuungsplätze  und  aufwachsend  bis  2015  mit  insgesamt  

845  Mio.  ú bei  den  Betriebskosten  beteiligt.  ĂDie Förderung  des  Krippenplatzausbaus  ist  

eine  der  wichtigsten  Zukunftsinvestitionen  in  unserem  Land  un d ebenso  eine  Frage  der  

sozialen  Gerechtigkeit,  wenn  wir  die  Vereinbarkeit  von  Familie  und  Beruf  gewährleisten  

wollenñ, so der  SPD-Bundestagsabgeordnete.  Gemeinsam  waren  sich  die  Beteiligten  darin  

einig,  dass  die  2 Mrd.  ú für  das  von  der  Berliner  Regierung skoalition  beschlossene,  aber  

in  der  Kritik  stehende  Betreuungsgeld  besser  für  die  Bildung  und  Ausbildung  der  Kinder  

und  Fachkräfte  verwendet  werden  sollte.  Hanno  Krause:  ĂDer Besuch  der  Kinder  in  den  

Einrichtungen  ist  für  deren  Sozialverhalten  genauso  wic htig  wie  hochqualifiziertes  Perso-

nal  für  die  Betreuung.ñ So forderte  er  auch  gerade  für  den  Ber eich  der  Tagespflege  eine  

notwendige  Anschlussqualifizierung.  Auch  hinsichtlich  einer  besseren  Bezahlung  der  Er-

zieherinnen  und  Erzieher  sowie  der  Tagespflegekräf te  war  man  sich  einig.  

Vor  dem  Hintergrund  bestehender  gut  1.500  Sozialwohnungen  in  Kaltenkirchen  sei  nach  

Auffassung  des  Stadtoberhauptes  derzeit  ein  weiterer  sozialer  Wohnungsbau  vor  Ort  

nicht  notwendig.  Dennoch  sei  es wichtig  darauf  zu achten,  dass  beza hlbarer  Wohnraum  

gerade  für  junge  Menschen  und  ältere  Bürgerinnen  und  Bürger  vorhanden  sei.  Für  die  Äl-

teren  gelte  dabei  zunehmend  auch  die  Barrierefreiheit  als  Voraussetzung.  Dort  wo  man  

sich  daran  gemacht  habe,  die  Wohnsituation  wieder  Schritt  für  Schritt  zu verbessern,  wie  

beim  ĂGroÇen Karlñ, bedürfe  es jedoch  noch  weiterer  finanzieller  Hilfen,  wenn  es um  die  

Fassaden -  und  energetische  Sanierung  gehe.  SPD-MdB Thönnes  informierte  Krause  dar-

über,  dass  die  SPD-Bundestagfraktion  die  Städtebauförderung  und  das  Programm  ĂSozi-

ale  Stadtñ wieder  verlässlich  ausstatten  will.  ĂSozialer Zusammenhalt,  Integration,  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


demografischer  Wandel,  altersgerechter  Umbau,  Klimaschutz  sowie  CO2-Gebäudesanie-

rung  gehören  zusammenñ, so der  Bundespolitiker.  Die  beiden  Sozialdemokraten  sagten  

zu,  den  aktuellen  Kaltenkirchener  Bedar f auch  noch  einmal  unterstützend  im  Kieler  Woh-

nungsministerium  vorzutragen.  

Bildunterschrift  v.l.:  Franz  Thönnes,  Hanno  Krause  und  Christopher  Schmidt  
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ĂKeine Pinkelzone  im  Schwimmbadñ 

Martin  Habersaat  möchte  Fracking  ganz  ausschließen  

Der  Landtag  hat  sich  in  einer  Resolution  mit  den  

Stimm en aller  Fraktionen  gegen  Fracking  ausge-

sprochen.  Der  Umweltausschuss  des  Stormarner  

Kreistags  hat  ebenfalls  einstimmig  eine  entspre-

chende  Resolution  unterstützt,  der  Lauenburger  

Kreistag  eine  solche  bereit s beschlossen.  Trotzdem  

ist  bislang  nicht  auszusch ließen,  dass  eines  Tages  

in  den  Kreisen  Stormarn  und  Herzogtum  Lauenburg  

Chemikalien  in  

Grund  sind  die  Pläne  der  Bundesregierung,  Fra-

cking  nur  in  Wasserschutzgebieten  zu verbieten.  

Und  ein  Bergrecht,  das  der  Förderung  von  Rohstoffen  den  Vorrang  vor  anderen  Interes-

sen  einräumt.  

Martin  Habersaat,  Landtagsabgeordneter  für  Stormarn -Süd  und  Wentorf,  findet  den  Ent-

wurf  der  Bundesregierung  unzureichend,  weil  Fracking  nur  in  Wasserschutzgebieten  ver-

boten  werden  soll.  Er sagt:  ĂNiemand weiß,  was  mehrere  hundert  Mete r unter  der  Erde  

passiert,  wohin  die  Chemikalien  geschwemmt  werden.  Es macht  wenig  Sinn,  Fracking  im  

Wasserschutzgebiet  zu verbieten  und  nebenan  zu erlauben.  Es kommt  ja  auch  niemand  

auf  die  Idee,  eine  Pinkelzone  im  Schwimmbad  einzurichten.ñ Zudem  sage  das  Prädikat  

ĂWasserschutzgebietñ nur  etwas  darüber  aus,  wie  groß  die  Deckschicht  über  dem  Grund-

wasser  sei.  Wo sie  dick  genug  ist,  kann  Trinkwasser  auch  außerhalb  von  Wasserschutz-

gebieten  gefördert  werden.  

Noch  ist  Zeit.  Zwar  liegen  bereits  die  ersten  Anträge  auf  ĂGebietssicherungñ in  Schleswig -

Holstein  vor,  doch  dabei  geht  es zunächst  nur  darum,  nach  Rohstoffen  zu suchen.  Haber-

saat:  ĂMomentan werden  gewissermaßen  die  Claims  abgesteckt.  Ob,  wo  und  wie  geför-

dert  werden  darf,  entscheidet  sich  später.  Und  wenn  es nach  mir  geht,  lautet  schon  die  

Antwort  auf  das  āobó: nein.ñ Zwei  Wege  möchte  der  stellvertretende  Vorsitzende  der  SPD-

Landtagsfraktion  beschreiten,  um  das  sicherzustellen:  Erstens  müsse  es eine  Änderung  

des  Bergrechts  her,  zweitens  müsse  weiter  dafür  gew orben  werden,  die  Energiewende  

fortzusetzen.  ĂDer Weg  zu erneuerbaren  Energien  ist  beschritten.  Ich  hoffe,  Deutschland  

geht  diesen  Weg  weiter  und  kehrt  nicht  nach  den  ersten  Metern  um.ñ Eine  Änderung  des  

Bergrechts  würde  auch  den  Regionen  helfen,  in  denen  großflächig  gegen  den  Willen  der  

Menschen  dort  Quarzsand  gefördert  wird.  

Was  ist  Fracking?  

In  der  Regel  müssen  für  die  Gewinnung  von  Gas aus  unkonventionellen  Lagerstät ten  zu-

sätzliche  bessere  Wegsamkeiten  im  Gestein  der  Lagerstätte  geschaffen  werden,  um  ein  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Entwei chen  des  Gases  in  die  Gewinnungsbohrung  zu ermöglichen.  Hierbei  wird  das  soge-

nannte  Hydraulic  Fracturing,  kurz  ĂFrackingñ genannt,  eingesetzt,  bei  dem  unter  hohem  

Druck  mit  Chemikalien  versetztes  Wasser  in  das  Gestein  gepresst  wird.  Die  Frage,  welche  

Auswirkungen  sich  in  wel chem  Ausmaß  auf  die  Umwelt  und  die  Menschen  ergeben,  ist  

unter  vielerlei  Aspekten  bisher  nicht  beantwortet.  

Landtagsbeschluss  vom  28.11.2012:  http://www.landtag.ltsh.de/info-

thek/wahl18/drucks/0300/drucksache -18 -0386.pdf  

Bundesrat  zum  Thema  Fracking:  http://www.bundesrat.de/cln_340/nn_43984/Shared-

Docs/Downloads/DE/Plenarprotokolle/2013/Plenarprotokoll -906,templateId=raw ,pro-

perty=publicationFile.pdf/Plenarprotokoll -906.pdf  

Keine  Kommentare  
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"EU - Agrarpolitik  ï Rückschritt  gegenüber  vergangenen  
Reformen"  

SPD - Abgeordnete  gegen  schwaches  Verhandlungsmand at  zur  EU-

Agrarreform  

Eine  Mehrheit  im  Europäischen  Parlament  hat  sich  am  Mittwoch  dagegen  

ausgesprochen,  die  EU-Agrarpolitik  zukünftig  stärker  ökologisch  auszurich-

ten  und  damit  für  eine  bessere  gesamtgesellschaftliche  Legitimation  zu sor-

gen.  

Die  SPD-Europ aabgeordneten  hatten  mit  Änderungsanträgen  zur  Plenarab-

stimmung  versucht,  das  Schlimmste  zu verhindern,  sie erhielten  jedoch  nicht  genügend  

Unterstützung  vom  Plenum.  Daher  stimmte  die  SPD-Delegation  gegen  drei  der  vier  vor-

gelegten  Texte  zur  EU-Agrarreform.  

ĂVon Reform  kann  bei  diesem  Text,  der  nun  auf  dem  Tisch  liegt,  nicht  die  Rede sein.  Das  

Ergebnis  ist  ein  Beleg  für  eine  rückwärtsgewandte  Agrarpolitik,  die  im  21.  Jahrhundert  so 

nichts  mehr  zu suchen  hat!ñ, zeigte  sich  Ulrike  RODUST ,  agrarpolitische  Exper tin  der  

SPD-Europaabgeordneten  nach  der  Abstimmung  sichtlich  enttäuscht.  

Nicht  nur  die  von  der  EU-Kommission  vorgeschlagenen  Ökologisierungsauflagen  bei  den  

Direktzahlungen  für  Landwirte,  dem  Herzstück  der  EU-Agrarreform,  wurden  abge-

schwächt.  Die  Mehrheit  der  Europaabgeordneten  ist  auch  dafür,  neue  Instrumente  zur  

Einkommens stabilisierung  und  Versicherungssysteme  für  Landwirte  aus  der  zweiten  

Säule,  die  für  die  Förderung  des  ländlichen  Raumes  vorgesehen  ist,  zu finanzieren.  Das  

ginge  Ăkomplett in  die  falsc he Richtung.  Für  Entwicklungsmaßnahmen,  die  dem  ländli-

chen  Raum  zu gute  kommen  sollen,  bleibt  dann  am  Ende  weniger  Geld  ¿brigñ, erläuterte  

Ulrike  RODUST.  ĂDer Grundsatz  ï öffentliches  Geld  für  öffentliche  Güter  ï wird  mit  die-

ser  Reform  komplett  untergraben !ñ 

Dass  es bei  einem  Verstoß  gegen  Ökologisierungsauflagen  keine  Sanktionen  in  der  Basis-

prämie  geben  soll,  sondern  nur  bei  den  30  Prozent  der  Zahlungen,  die  für  die  Ökologisie-

rung  der  Landwirtschaft  vorgesehen  sind,  sieht  Ulrike  RODUST  sehr  kritisch:  Ă¥kologi-

sierungsauflagen  lediglich  auf  eine  freiwillige  Option  für  Landwirte  abzuschwächen,  reicht  

nicht  aus,  um  die  notwendige  gesellschaftliche  Legitimation  für  einen  der  größten  Ausga-

benblöcke  im  EU-Haushalt  zu schaffen.ñ 

http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/0300/drucksache-18-0386.pdf
http://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl18/drucks/0300/drucksache-18-0386.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_340/nn_43984/SharedDocs/Downloads/DE/Plenarprotokolle/2013/Plenarprotokoll-906,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Plenarprotokoll-906.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_340/nn_43984/SharedDocs/Downloads/DE/Plenarprotokolle/2013/Plenarprotokoll-906,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Plenarprotokoll-906.pdf
http://www.bundesrat.de/cln_340/nn_43984/SharedDocs/Downloads/DE/Plenarprotokolle/2013/Plenarprotokoll-906,templateId=raw,property=publicationFile.pdf/Plenarprotokoll-906.pdf
https://www.spd-net-sh.de/rodust


Ebenso  kritisiert  Ulrike  RODUST ,  dass Marktinterventionen  und  Exportsubventionen  

weiterhin  als  Instrument  der  EU-Agrarpolitik  erhalten  bleiben  sollen.  "Wir  Sozialdemokra-

ten  setzen  uns  schon  lange  dafür  ein,  die  wettbewerbsverzerrenden  Exportsubventionen  

komplett  abzuschaffen.  Das schädigt  ni cht  nur  Landwirte  in  weniger  entwickelten  Län-

dern,  sondern  hilft  auch  nicht  die  Wettbewerbsfähigkeit  unserer  eigenen  Landwirtschaft  

zu verbessern",  erklärte  die  Agrarexpertin  Ulrike  RODUST  weiter.  Zwar  wäre  der  Posten  

für  Exportsubventionen  im  zukünftigen  Haushalt  vorerst  auf  Null  gesetzt,  wohl  könnte  er  

aber  in  Krisenzeiten  bei  Bedarf  mit  Finanzmitteln  ausgestattet  werden.  Unter  Krise  könn-

ten  dann  allerdings  auch  fallende  Agrarpreise  angeführt  werden.  

Positiv  bewertet  Ulrike  RODUST  das  Abstimmungsergebnis  zur  Transparenz  der  Agrar-

zahlungen.  Nachdem  der  Agrarausschuss  den  Kommissionsvorstoß,  die  Namen  der  Zah-

lungsempfänger  wieder  offen  zu legen,  abgelehnt  hatte,  haben  die  Sozialdemokraten  die-

sen  Vorschlag  wieder  eingebracht  und  im  Plenum  die  notwendige  Zusti mmung  erhalten.  

Ulrike  RODUST :  ĂBei der  Vergabe  von  Steuergeldern  müssen  Transparenz -  und  Fair-

nessgrundsätze  gelten,  das  hat  auch  die  Mehrheit  des  Parlamentes  verstanden!ñ 

Hintergrund:  

Das Europäische  Parlament  arbeitet  seit  Beginn  dieser  Legislaturperiode  an  der  Reform  

der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  und  hat  erstmalig  das  volle  Mitspracherecht.  Im  Oktober  

2011  hat  der  EU Agrarkommissar  Dacian  Cioloĸ seine  aus  vier  Hauptverordnungen  beste-

henden  Legislativvorschläge  zur  Reform  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  vorgelegt,  damit  

ging  die  Arbeit  an  der  GAP Reform  in  die  entscheidende  Phase.  

Herzstück  der  Reform  ist  die  in  der  Öffentlichkeit  besonders  kon trovers  diskutierte  Ökolo-

gisierung  der  Direktzahlungen  (sogenanntes  Greening).  Neben  der  Direktzahlungsverord-

nung  gehören  zu dem  Vorschlag,  die  weniger  umstrittene  Verordnung  zur  ländlichen  Ent-

wicklung  und  die  stark  umkämpfte  einheitliche  Gemeinsame  Markto rganisat ion.  In  dieser  

werden  unter  anderem  die  Intervention  und  die  Exportsubventionen  sowie  die  Zucker -  

und  Milchmarktordnung  geregelt.  Hinzu  kommt  die  Horizontale  Verordnung  über  Finan-

zierung,  Management  und  Kontrolle  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik.  

Die  konservativ - liberale  Mehrheit  im  Agrarausschuss  hat  im  Januar  2013  dafür  gesorgt,  

dass  der  Reformvorschlag  des  Kommissars  vor  allem  im  Hinblick  auf  die  Ökologisierung  

der  Direktzahlungen  verwässert  wurde.  Ulrike  Rodust  stimmte  deshalb  bereits  im  Agrar-

aussch uss  gegen  drei  der  vier  Berichtsentwürfe.  Der  Agrarausschuss  gefährdet  mit  dem  

Abstimmungsergebnis  den  nötigen  Systemwandel  der  gemeinsamen  europäischen  Agrar-

politik  hin  zu einer  ökologischeren  Ausrichtung.  Wenn  die  gesamtgesellschaftliche  Akzep-

tanz  der  GAP verbessert  werden  soll,  dann  muss  sich  an  dieser  Politik  etwas  ändern.  Der  

Grundsatz  öffentliches  Geld  für  öffentliche  Güter  muss  berücksichtigt  werden.  Klima-

schutz  und  Erhalt  der  Biodiversität  dürfen  bei  der  Agrarreform  nicht  hinten  anstehen.  

Daher  habe n Ulrike  Rodust  und  die  Sozialdemokraten  für  das  Plenum  erneut  Änderungs-

anträge  gestellt,  die  das  Ergebnis  des  Agrarausschusses  wieder  auf  den  richtigen  Weg  

bringen  sollen.  

Änderungsanträge  von  Ulrike  Rodust  und  der  SPD:  Unter  Berücksichtigung  des  

Grundsat zes Ăºffentliches Geld  für  öffentliche  G¿terñ ist  eine  Bindung  von  30%  der  Di-

rektzahlungen  an  die  Einhaltung  ökologischer  Auflagen,  das  so genannte  Greening,  un-

abdingbar.  

Außerdem  fordern  die  Sozialdemokraten  statt  der  Anbaudiversifikation  eine  Fruchtfolge .  

Diese  ist  für  die  Bodenfruchtbarkeit  und  die  Pflanzengesundheit  sinnvoller.  

7%  ökologische  Vorrangfläche  ist  nach  Auffassung  der  SPD ein  vernünftiger  Vor-

schlag  der  Kommission.  Das Stufenmodell  des  Agrarausschusses,  (3%,  ab 2016  5%  und  



ab 2018  7%)  ist  zu wenig.  3%  gibt  es beispielsweise  dank  Hecken  und  Landschaftsele-

menten  bereits  heute  in  Deutschland.  

Die  Ökologisierung  muss  verpflichtend  für  Mitgliedsstaaten  und  Landwirte  sein  und  

darf  keine  freiwillige  Option  darstellen.  Zu  diesen  Punkten  hat  die  SPD erneut  Änderungs-

anträge  ins  Plenum  eingereicht.  

Die  Option  Direktzahlungen  wieder  vermehrt  an  Produkte  zu koppeln,  lehnt  die  SPD ab.  

Ein Ziel  der  letzten  Reform  war  es,  die  Zahlungen  zu  entkoppeln ,  um  den  Landwirte  

die  Möglichkeit  zu geben  ihre  Produktion  ve rstärkt  an  den  Bedürfnissen  des  Marktes  aus-

zurichten.  Die  SPD hat  Änderungsanträge  gestellt,  diese  gekoppelten  Zahlungen  zu lö-

schen.  

Die  2.  Säule,  die  die  Entwicklung  des  ländlichen  Raumes  unterstützt,  hat  für  die  So-

zialdemokraten  besondere  Priorität.  Die  Mittel  der  ländlichen  Entwicklung  dürfen  nicht  für  

die  Einkommensstabilisierung  von  Landwirten  verwendet  werden.  Die  SPD hat  sich  Ände-

rungsanträgen  angeschlossen,  die  die  Implementierung  eines  Risikomanagementinstru-

mentes  und  Einkommensstabilisierungsinstr umentes  in  der  2.  Säule  ablehnen.  

Exportsubventionen  lehnen  die  Sozialdemokraten  entschieden  ab.  Der  im  Ausschuss  

gefundene  Kompromiss,  die  Haushaltszeile  für  diese  Maßnahme  auf  Null  zu setzen  und  in  

Krisenzeiten  zu aktivieren,  ist  nicht  tragbar.  Zumal  es keine  genaue  Krisendefinition  gibt.  

Die  SPD fordert,  dass  dieses  veraltete  Instrument  endgültig  gestrichen  wird.  

Dass  der  Agrarausschuss  den  Transparenzvorschlag  der  Kommission  zur  erneuten  Veröf-

fentlichung  der  Zahlungsempfänger  gelöscht  hat,  ist  skandalös . Bei  der  Verteilung  

von  öffentlichen  Geldern  muss  transparent  sein,  wer  die   Empfänger  sind.  Die  sozialde-

mokratische  Fraktion  hat  einen  Änderungsantrag  eingebracht,  der  sich  für  die  erneute  

Veröffentlichung  der  Empfänger  von  Agrarzahlungen  einsetzt.  

Keine  Kommentare  
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SPD  und  Unternehmensverband:  Chancen  für  heimische  
Wirtschaft  bei  Fehmarnbeltque rung  

13.  3.  2013  

SPD  und  Unternehmensverband:  Chancen  für  heimische  Wirtschaft  bei  

Fehmarnbeltquerung  nutzen  

Dem  diesjährigen  Jahresgespräch  zwischen  dem  Unternehmensverband  Ostholstein -Plön  

und  Vertretern  der  SPD-Kreistagsfraktion  ging  ein  Besuch  bei  dem  mittelständischen  Un-

ternehmen  Merz  Dental  GmbH  in  Lütjenburg  voraus.  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Geschäftsführer  Friedhelm  Klingenburg  stellte  

den  Vertretern  der  SPD-Kreistagsfraktion  und  

des  UV das  Unternehmen  vor.  Über  120  Be-

schäftigte  haben  hier  einen  sicheren  Arbeits-

platz  und  in  der  strategischen  Ausrichtung  sol-

len  es auch  noch  mehr  werden.  Das Unterneh-

men,  das  seit  60  Jahren  in  Lütjenburg  ansäs-

sig  ist,  vertreibt  in  40  Ländern  seine  Produkte  

aus  der  Zahnmedizin  und  produziert  nicht  nur  

vor  Ort,  sondern  forscht,  entwickelt  und  bildet  

aus.  Fraktionsvo rsitzender  Lutz  Schlünsen  hob  

die  besondere  Bedeutung  des  Betriebes  für  die  

Region  hervor,  insbesondere  der  weitere  Aus-

bau  und  die  Weiterentwicklung  seien  für  Lütjenburg  sehr  positiv  und  schaffen  weitere  Ar-

beitsplätze.  Das gemeinsame  Bekenntnis  zur  Fehmarb eltregion  und  die  Möglichkeiten  der  

heimischen  Wirtschaft,  von  Aufträgen  zu partizipieren,  sind  für  alle  Beteiligten  von  großer  

Bedeutung.  

ĂIn Zusammenarbeit  mit  der  Wirtschaftsförderung  und  den  Aktivregionen  wird  in  dem  

Projekt  ĂbeltNETñ unter  der  Projekt führung  des  Unternehmensverbandes  eine  Datenbank  

und  eine  Vernetzung  der  Unternehmen  erarbeitet,  die  Interesse  an  Aufträgen  haben  und  

diese  ggf.  auch  in  Kooperationen  miteinander  anbietenñ, so der  Vorstandsvorsitzende  des  

Unternehmensverbandes  Ostholstein -Plön,  Werner  Süß.  Geschäftsführer  Eberhard  Rauch  

führt  weiter  aus,  dass  insbesondere  die  Nischen  und  Dienstleistungen  für  Unternehmen  

vor  Ort  während  der  Bauphase  von  2015 -2020  interessant  sein  können.  ĂDie Unterneh-

men  sollten  rechtzeitig  und  intensiv  über  deren  Chancen  und  Volumen  informiert  werden  

und  die  Politik  sollte  darauf  achten,  dass  auch  heimische  Firmen  berücksichtigt  werden,  

so Fraktionsvorsitzender  Lutz  Schlünsen.  ĂDa ist  noch  eine  Menge  Aufklärungsarbeit  zu 

leisten,  die  Zeit  die  lªuft.ñ 

"Unser  Vorstoß  in  der  kreisweiten  Überprüfung  der  Breitbandversorgung  wurde  positiv  

aufgenommenñ, freute  sich  Fraktionsvorsitzender  Lutz  Schlünsen.  Die  Qualität  und  Zu-

kunftsfähigkeit  der  Unternehmen  hängt  sehr  stark  von  der  guten  Nutzung  des  Internets  

ab.  Beide  Wirtschaftsvertreter  mahnten  an,  dass  auch  über  die  Kreisgrenzen  hinaus  nach  

der  Bedarfserhebung  zusammengearbeitet  werden  sollte.  Ein weiterer  Schwerpunkt  war  

der  Fachkräftemangel  und  die  Ausbildungsfähigkeit  von  Schülern.  Ă Die  Kreistagsabge-

ordnete  Heidru n Clausen   und  die  Lütjenburger  Kreistagskandidatin  Christel  Seick  unter-

stützen  die  Aktivitäten  der  Wirtschaft  und  ermuntern  die  Betriebe,  rechtzeitig  in  unter-

schiedlichen  Formen  mit  den  Schulen  zu kooperieren,  um  geeignete  Auszubildende  ein-

stellen  zu könn en.ñ 

Lutz  Schlünsen  und  Werner  Süß lobten  die  jährlichen  gemeinsam  durchgeführten  Gesprä-

che.  Die  Unternehmenslandschaft  im  Kreis  ist  auch  im  zunehmenden  Wettbewerb  sehr  

engagiert  und  über  Themen  wie  Zusammenarbeit  in  der  Kiel -Region  und  mit  der  Metro-

polreg ion  Hamburg  wurde  sich  ebenso  ausgetauscht  wie  über  die  Energiewende  und  die  

notwendige  Ertüchtigung  der  B 202.  Man  werde  auch  in  Zukunft  im  guten  Dialog  bleiben,  

darüber  war  man  sich  einig.  

Keine  Kommentare  
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Mehr  Natur  in  die  Stadt  und  in  alle  Gemeinden  

Am  2.  März  hatte  das  umWeltforum  der  schleswig -holsteinischen  SPD zu einem  Work-

shop  zum  Bündnis  óKommmunen für  biol ogische  Vielfaltô eingeladen.  25  Teilnehmer  

https://www.spd-net-sh.de/ufo


waren  der  Einladung  nach  Neumünster  gefolgt  und  konnten  von  Sandra  Redmann,  der  

umweltpolitische  Sprecherin  der  SPD-Landtagsfraktion  und  Stefan  Bolln,  dem  umweltpoli-

tischen  Sprecher  des  Landesvorstands  begrüßt  werden.  

Als Referenten  hatte  das  UFO --  Dr.  Christian  

Fischer,  Biologe  aus  Kiel,  zum  Thema  

"Schicksal  de Biodiversität  in  Schleswig -Hol-

stein  "  --  Eckart  Kuhlwein,  NaturFreunde,  

zum  Thema  "  kommunale  Biodiversitätsstra-

tegie  "  --  Michael  Packschies,  Eckernför de,  

zum  Thema  :  Eckernförde  ein  gutes  Beispiel  

für  Schleswig -Holstein  gewinnen  können.  

 

Christian  Fischer  wies  im  Eingangsreferat  auf  

die  dramatischen  Verluste  an  Biodiversität  in  

fast  allen  Ländern  der  Erde  hin.  Das betreffe  

sowohl  die  Arten,  als  auch  die  Genome  und  

die  Ökosysteme.  Die  Erhaltung  der  globalen  

Biodiversität  müsse  politisch  unbedingt  Vor-

rang  haben.  Fischer  beschrieb  die  Vielfalt  der  

Organismen.  So gebe  es von  den  *  Schwäm-

men  9.000  Arten  *  Rippenquallen  100  Arten  *  Quallen  9.000  Arten  *  Fadenw ürmer  

12.000  Arten  *  Mollusken  50.000  Arten  *  Gliederfüßler  1 Mio.  Arten  *  Libellen  68  Arten  

in  SH *  Wildbienen  250  Arten  in  SH Die  Amphibien  seien  zurzeit  am  meisten  gefährdet.  

Die  globale  "Massenaussterben"  schreite  1.000  bis  10.000mal  so schnell  fort  als im  na-

türlichen  Prozess  früherer  Jahrmillionen.  17.500  Arten  verschwänden  im  Jahr.  1,4  Mio.  

Arten  seien  zurzeit  bekannt,  fünf  bis  30  Mio.  Arten  sind  wahrscheinlich.  Das letzte  große  

Aussterben  habe  es vor  65  Mio.  Jahren  gegeben,  das  vorletzte  zum  Ende  des  Perm  vor  

250  Mio.  Jahren.  Für  eine  Erholung  der  Biodiversität  seien  fünf  (!)  Mio.  Jahre  erforderlich.  

Fischer  warnte  davor,  bei  uns  Pflanzen  aus  anderen  Weltregionen  anzupflanzen,  weil  sie  

auch  bei  gleichen  Arten  unterschiedliche  Genome  enthielten,  die  zu einer  Durchmischung  

bzw.  Verdrängung  heimischer  Arten  führen  würden.  In  der  Diskussion  ging  es vor  allem  

um  die  Frage,  ob  man  die  Natur  sich  selbst  überlassen,  oder  ob  mit  der  Schaffung  von  Bi-

otopen,  Ansiedlung  von  Arten,  eingegriffen  werden  sollte.  Bei  einheimischen  Baumschu-

len  könne  man  sicher  sein,  "hiesiges  Material"  zu erhalten.  Gibt  aber  keine  Kennzeich-

nungspflicht.  Landwirte  hielten  sich  nicht  unbedingt  an  die  Regeln.  Gegenbeispiel  für  Ge-

staltung:  Die  offene  Weidelandschaft  im  FFH-Gebiet  Höltigbaum  bei  Ahrensburg/Ham-

burg,  wo  die  Verbuschung  verhindert  wird.  Eckart  Kuhl wein  erläuterte  die  Entstehung  des  

Bündnisses  "Kommunen  für  Biodiversität"  und  brachte  praktische  Beispiele  aus  der  Arbeit  

in  den  Mitgliedskommunen  bzw.  den  Deklarationskommunen.  Er sch lug  einen  Musterbe-

schluss  für  die  Ratsversammlungen  vor.  Nähere  Informationen  unter  www.kommunen -

fuer -biologische -vielfalt.de  Michael  Packschies  erinnerte  zunächst  an  Defizite  bei  den  Vor-

schriften  für  die  Erschließung  von  Baugebieten  in  den  Kommunen:  Früher  habe  es zu-

nächst  Grünordnungspläne  und  Landschaftspläne  gegeben,  bevor  Bebauungspläne  er-

stellt  wurden.  Heute  laufe  es eher  umgekehrt:  Erst  die  Baugebiete  und  später  eine  Kom-

pensation.  Eckernförde  habe  schon  1984  ein  umweltschonendes  Vorgehen  bei  der  Ent-

wicklung  beschlossen.  Erster  Schritt  sei  eine  Kartierung  gewesen.  Dann  sei  ein  Achsen-

konzept  entwickelt  worden.  Im  dicht  bebauten  Norden  der  Stadt  sei  eine  weitere  Bebau-

ung  gestoppt  worden.  Vor  einem  F-Plan  sei  zu-nächst  ein  Landschaftsplan  erarbeitet  wor-

den.  Bei  der  Bebauung  sollte  "Landschaft  wiederhergestellt"  werden:  

*  Verdunstungsteiche  für  Regenwasser,  *  Aushub  durfte  zu kleinen  Hügeln  aufgetragen  

werden , *  Teiche  wurden  dort  ausgebaggert,  wo  sie früher  bestanden  hatten.  Durch  Ver-

sickerung  wurden  die  Kosten  für  die  Regenwasserkanalisation  gesenkt.  Unerwünschte  

"Einwanderer"  wurden  umgesiedelt.  Trittstein -Entfernungen  für  Arten  wurden  durchge-

führt,  "Tobefl ächen"  statt  geordneter  Spielplätze  für  Kinder  angelegt.  Hinzu  kamen  Grün-

dächer  für  Gewerbebetriebe,  die  Wiederherstellung  alter  Brunnen  und  die  Anlage  eines  

https://www.spd-net-sh.de/net/www.kommunen-fuer-biologische-vielfalt.de
https://www.spd-net-sh.de/net/www.kommunen-fuer-biologische-vielfalt.de


Heckenlabyrinths.  Zu  einem  Kunstprojekt  wurde  die  Begrünung  von  Wartehäuschen.  

Packschies  hielt  ein Plädoyer  für  eigenständigen  Umweltausschuss,  weil  Umweltthemen  in  

Bauaus -schuss  leicht  untergehen.  Sein  Rat:  Auch  Argumente  der  Gegner  reflektieren  und  

ggf.  Kompromisse  suchen.  In  der  Diskussion  ging  es um  verbesserte  Strukturen  der  Ent-

scheidungsfindung.  Beklagt  wurde,  dass  auch  SPD-Vertreter  sich  in  den  Kommunen  zu 

wenig  um  Natur  in  der  Stadt  kümmerten.  Naturschutz  sei  vor  allem  durch  die  Klima -  und  

Energiepolitik  als  Thema  verdrängt  worden.  Die  Versammlung  beschloss  eine  Initiative  

zum  Landesparteitag  zum  Beitritt  Bündnis  "Kommunen  für  biologische  Vielfalt" .  Das 

umWeltforum  wird  dazu  einen  Antrag  stellen.  Weiterhin  soll  eine  Initiative  zum  Lan-

desnaturschutzgesetz  über  die  Landtagsfraktion  angestoßen  werden,  um  Grünordnungs-

pläne  und  Landschaftspläne  als  Voraussetzung  für  F-Pläne  und  B-Pläne  zu verankern.  

Keine  Kommentare  
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Eckard  Reese  soll  Bürgerm eister  bleiben  

Schacht - Audorfer  SPD  setzt  sich  Schwerpunkte  für  die  nächste  Wahlperiode  

Auf  der  Jahreshauptversammlung  am  Frei-

tag,  dem  8.  März  2013,  traf  sich  die  

Schacht -Audorfer  SPD, um  ihre   Schwer-

punkte  für  die  nächste  Wahlperiode  zu set-

zen  und  die  Kandidatinnen  und  Kandidaten  

zur  Kommunalwahl  am  26.  Mai  2013  aufzu-

stellen.  Dabei  wurde  der  bisherige  Bürger-

meister  Eckard  Reese wieder  von  seiner  

Partei  als  Spitzenkandidat  aufgestellt.  ĂWir 

freuen  uns,  dass  wir  so einen  engagierten  

und  kompetenten  Bürgerme ister  haben.  

Deshalb  sind  wir  froh,  dass  er  sich  erneut  

zur  Verfügung  stelltñ, so die  Ortsvereinsvorsitzende  Sabrina  Jacob,  welche  auf  dem  zwei-

ten  Listenplatz  folgt.  ĂWir haben  ein  starkes  Team  von  aktiven  Frauen  und  Männern,  ge-

mischt  aus  jungen  und  aus  er fahrenen  Leutenñ. Darunter  seien  bisherige  Gemeindever-

treter,  aber  auch  sogenanntes  frisches  Blut.  

In  reger  Diskussion  wurde  auch  über  die  Grundzüge  des  Wahlprogramms  gesprochen.  

Seit  Mitte  August  2012  ist   daran  bereits  in  kleinen  Gruppen  gearbeitet  worde n.  Es  setzt  

sich  zusammen  aus  den  Schwerpunkten  Lebensqualität,  Chancen  nutzen  und  Mitwirkung  

von  Bürgerinnen  und  Bürgern.  Es soll   gemeinsam  mit  den  gewählten  Kandidatinnen  und  

Kandidaten  nun  noch  den  nötigen  Feinschliff  erhalten.  Das  Programm  beinhaltet  unter  

anderem  die  Stärkung  der  Infrastruktur  im  Dorf,  die  Weiterentwicklung  des  Geländes  am  

ĂAlten Sportplatzñ und  die  Zukunft  der  Schule  vor  Ort.  Ein großes  Augenmerk  wird  auch  

auf  die  Möglichkeiten  gelegt,  die  der  Tourismus  unserem  Ort  bietet.  So soll  nach   dem  

Wohnmobilstellplatz  die  touristische  Infrastruktur  am  Nord -Ostsee -Kanal  weiter  ausge-

baut  werden.  Schon  diesen  Platz  hatte  die  SPD gegen  großen  Widerstand  innerhalb  der  

anderen  Parteien  durchsetzen  müssen,  und  er  hat   sich  schnell  zu einem  Erfolgsm odell  

entwickelt.  Weitere  Themen  sind  die  Beteiligung  der  Seniorinnen  und  Senioren  sowie  der  

Jugendlichen  in  Schacht -Audorf  an  der  Dorfpolitik.  

Anhand  eines   PC-gestützten  Rechenschaftsberichts  erläuterte  Sabrina  Jacob  die  Aktivitä-

ten  des  letzten  Jahres,  und  Jens Thies  stellte  die  finanzielle  Lage  des  Ortsvereins  vor.  Die  

SPD sei  eine  Partei,  die  von  den  Mitgliedern  lebe  und  nicht  von  Spenden  einiger  weniger  

abhänge.  Auch  beschlossen  die  Ortsvereins -Mitglieder  eine  Satzungsänderung,  wonach  

https://www.spd-net-sh.de/rdeck/schacht-audorf


nun  auch  parteilo se Kandidatinnen  und  Kandidaten  für  die  Kommunalwahl  aufgestellt  

werden  können.  

Für  die  zehnjährige  Mitgliedschaft  wurden  Dorit  Sievers  und  Ingo  Awe  geehrt.  35jähriges  

Jubiläum  feierte  Hildegard  Möller  und  Marga  Martens  bekam  einen  Präsentkorb  für  40  

Jahre  in  der  SPD. 

In  der  Gemeindevertretung  hat  die  SPD derzeit  9 von  17  Sitzen.  21  Kandidatinnen  und  

Kandidaten  stehen  auf  der  neu  erstellten  Liste.  ĂMit 21  Bewerberinnen  und  Bewerbern  

sind  wir  sehr  gut  aufstellt,  auch  wenn  ich  mir  noch  mehr  Frauen  auf  der  Liste  gewünscht  

hªtteñ, resümierte  Sabrina  Jacob.  Da müsse  man  in  Zukunft  noch  intensiver  dran  arbei-

ten.  

Keine  Kommentare  
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Keine  Studiengebühren  

Zu  Pressezitaten,  wonach  Wissenschaftsministerin  

Wende  sich  unter  bestimmten  Bedingungen  theore-

tisch  Studiengebühren  vorstellen  könnte,  erklärt  

der  hochschulpolitische  Sprecher  der  SPD-Land-

tagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

Es kann  auf  einer  öffentlichen  Diskussionsveran-

staltung  nicht  verboten  sein,  theoretische  Gedan-

kenspiele  zu formulieren,  für  die  es im  tatsächli-

chen  politischen  Leben  keine  Grundlage  gibt.  

Es ist  der  SPD in  allen  Bundesländern,  in  denen  sie 

Regierungsverantwortung  getragen  hat  und  trägt,  zu verdanken,  dass  es keine  Studien-

gebühren  gab  bzw.  dass  Studiengebühren  wieder  abgeschafft  wurden.  Das gilt  auch  für  

die  schleswig -holsteinische  SPD, die  in  der  Großen  Koalition  zwischen  2005  und  2009  

trotz  des  erklärten  Willens  des  damaligen  Koalitionspartners  CDU Studiengebühren  ver-

hindert  hat.  

Die  Ablehnung  dieser  Gebühren  ist  mittlerweile  bundesweit  politisch  nahezu  unumstrit-

ten,  nachdem  sogar  die  CSU in  Bayern  die  Abschaffung  der  Studiengebühren  beschlossen  

hat.  

Für  uns  gilt  uneingeschränkt  das,  was  wir  im  Koalitionsvertrag  dazu  formuliert  haben.  

Keine  Kommentare  
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Öffentliche  Mitgliederversammlung  der  SPD  Tangstedt  

Am  27.  März  findet  ab  19:30  die  öffentliche  Mitgliederversammlung  der  SPD  

Tangstedt  in  der  Tangstedter  Mühle  statt,  während  der  u.  a.  das  Wahlprogramm  für  die  

Kommunalwahl  2013  vorgestellt  und  diskutiert  wird.  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


Nach  der  Vorstellung  des  Wahlprogramms  der  SPD  Tangstedt  zur  

Kommunalwahl  2013  im  Beisein  aller  Direktkandidaten  besteht  die  

Möglichkeit  zur  Diskussion.  Im  weiteren  Verlauf  des  Abends  wird  

das  Wahlprogramm  verabschiedet  werden.  Mitglieder  wie Interes-

sierte  finden  die  Mitgliederversammlung  im  Raum  Liliencron  der  

Tangstedter  Mühle,  Hauptstraße  96,  22889  Tangstedt.  Weitere  In-

formationen  unter  04109 -9499.  

Keine  Kommentare  
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Einwohnerversammlung  in  Langwedel  

Am  21.  Februar  fand  um  19:30  Uhr  die  erste  Einwohnerversammlung  der  Gemeindever-

tretung  im  diesem  Jahr  statt.  Allerdings  waren  weder  die  Tagesordnung  noch  die  dort  

vorgelegten  Pläne  dem  Gemeinderat  vorher  vor gelegt  worden.  In  Langwedel  sind  das  of-

fensichtlich  die  einsamen  Entschei dungen  eines  einzelnen  Herren.  

Der  wichtigste  Tagesordnungs-

punkt  war  die  frühzeitige  Betei-

ligung  der  Einwohner  am  Be-

bauungspla n 10,  der  das  Ge-

lände  neben  dem  Friedhof  be-

trifft.  Der  beauftragte  Planer  

stellte  zwei  Varianten  vor.  Er 

enthielt  acht  Grundstücke  zur  

Bebau ung  ähnlich  denen  vom  

Olendiekskamp,  über  deren  

zweite  Einmündung  die  Anbin-

dung  an  die  Nortorfer  Straße  

erfolgen  soll.  Die  jet zigen  Park-

plätze  am  Friedhof  würden  neu  

gestaltet  und  zur  Ohlendieksau  

hin  verlän gert.  Die  Versamm-

lung  sprach  sich  dafür  aus,  

auch  den  Weg  zwischen  der  

Nortorfer  Straße  und  dem  Baugebiet  mit  einzubeziehen  und  so für  die  Müll abfuhr  einen  

Rund kurs  zu erstellen.  Dafür  könnte  auf  einen  Wendehammer  verzichtet  werden.  

Zu  einem  größeren  Gesprächsbedarf  führte  der  Vorschlag,  zusätzlich  im  tie ferliegenden  

Gelände  zur  Ohlendieksau  hin  sechs  seniorengerechte  Wohneinheiten  mit  Flachdach  zu 

erstellen,  üb er  die  die  Bewohner  der  höher  gelegenen  Häu ser  hinweg  schauen  könnten.  

Ob so etwas  überhaupt  genehmigt  würde  war  fraglich,  da es die  Ausgleichsfläche  für  die  

neuen  Grundstücke  ist.  Es wurde  festgestellt,  dass  die  Wohnungen  selbst  zwar  senioren-

gerecht  ges taltet  werden  sollten,  die  Zu wegung  aber  allein  durch  den  Höhenunter schied  

eine  Barriere  darstellte.  

Wenn  auch  seniorengerechte  Woh nungen  in  Langwedel  dringend  benö tigt  würden,  wie  

die  Vertreter  von  SPD und  UWL hervorhoben,  war  dieses  Angebot  absolut  nicht  zielfüh-

rend,  da  seniorengerechte  Wohnungen  nur  im  Zusammenhang  mit  Versorgungs -  und  Be-

treuungsmöglichkeiten  (  z.B.  erweiterter  MarktTreff)  sinnvoll  realisiert  werden  können.  

Kein  Investor  ï gemeinnützig  oder  privat  ï sei  sonst  dafür  zu gewin nen.  

Der  Planer  plädierte  dafür  derartige  Einrichtungen  stärker  im  Ortskern  anzusiedeln.  

https://www.spd-langwedel.de/


Hier  ist  der  Bürgermeister  gefordert  eine  Bedarfserhebung  für  seni orengerechte  Wohnun-

gen  durchzufüh ren.  

Zum  Bebauungsplan  selbst  wurde  deutlich,  dass  der  Beda rf  an  den  vor gesehenen  acht  

Bauplätzen  gegeben  ist.  Eine  Reihe  Bauwilliger  waren  ver treten.  

Karte:  ©  OpenStreetMap -Mitwirkende  

Keine  Kommentare  
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Studieren  ohne  Wohnen  geht  nicht  

Zur  heutigen  Pressekonferenz  des  Studentenwerks  

zur  Erschließung  von  neuem  studentischem  Wohn-

raum  erklärt  der  hochschulp olitische  Sprecher  der  

SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

Schleswig -Holstein  hat  im  Bundesvergleich  ausge-

sprochen  wenig  öffentlichen  Wohnraum  für  Studie-

rende.  Wir  wollen  und  wir  brauchen  mehr  Studie-

rende,  und  deswegen  müssen  wir  nicht  nur  unsere  

Hochs chulen  aufbauen,  

sondern  auch  die  dafür  nötige  Infrastruktur  für  die  

allgemeinen  Lebensbereiche  schaffen.  

Trotz  aller  Anstrengungen,  neuen  studentischen  Wohnraum  in  öffentlicher  Trägerschaft  

zu schaffen,  muss  die  Hauptverantwortung  bei  privaten  Anbietern  liegen.  Wir  begrüßen  

es sehr,  dass  das  Modell  ĂWohnen für  Hilfeñ erfolgreich  angelaufen  ist.  Die  Grundregel  

Ăeine Stunde  Hilfe  im  Monat  pro  Quadratmeterñ gewährleiste t,  dass  es nicht  zu Beein-

trächtigungen  des  Studiums  kommt.  

Wir  würden  uns  freuen,  wenn  sich  mehr  Anbieter  und  Studierende,  auch  in  anderen  

Hochschulstädten  an  diesem  Programm  beteiligen  würden  und  danken  dem  Studenten-

werk  für  diese  kreative  Initiative.  

Keine  Kommentare  
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Kein  Zwang  zu  G9  

Zur  heutigen  Pressekonferenz  der  Volksinitiative  ĂG9 jetztñ erklärt  der  bildungspolitische  

Sprecher  der  SPD-Landtagsfraktion,  Martin  Habersaat:  

Die  Volksinit iative  ĂG9 jetztñ will  alle  Gymnasien  in  Schleswig -Holstein  zu einer  Rückkehr  

zum  Abitur  nach  neun  Jahren  verpflichten.  Das  wäre  das  Ende  der  Wahlfreiheit  für  alle  

Schülerinnen  und  Schüler.  

http://www.openstreetmap.org/copyright
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Die  Küstenkoalition  möchte  diese  Wahlmöglichkeit  erhalten,  

indem  an  Gymnasien  das  Abitur  nach  acht  und  an  der  Ge-

meinschaftsschule  nach  neun  Jahren  angeboten  wird.  

Bestehende  G9-Gymnasien  erhalten  Bestandsschutz.  Für  die-

sen  Grundsatz  votierte  auch  die  Bildungskonferenz,  ebenso  

äußerten  sich  die  die  gewählten  Landeseltern beiräte  für  Gym-

nasien  und  Gemeinschaftsschulen  und  die  Landesschülerver-

tretungen.  

Es ist  das  Recht  eines  Jeden,  eine  Volksinitiative  zu starten.  Wir  glauben  nicht,  dass  die  

zwangsweise  Rückkehr  aller  Gymnasien  zu G9 in  der  Bevölkerung  eine  Mehrheit  findet,  

und  sehen  der  Volksinitiative  gelassen  entgegen.  Eine  solche  zwangsweise  Rückkehr  

wäre  nicht  nur  in  Norddeutschland  einmalig  und  würde  Schleswig -Holstein  isolieren.  

Derweil  setzen  wir  unsere  Arbeit  fort  mit  dem  Ziel,  die  Empfehlungen  der  Bildungskonfe-

renz  umzusetzen,  die  weit  über  die  reine  G8/G9 -Diskussion  hinausgehen.  Wir  wollen  die  

Schulen  inhaltlich  besser  machen,  wir  wollen  Bildungsgerechtigkeit  und  wir  wollen  eine  

flächendeckende  Wahlmöglichkeit  mit  G8 an  Gymnasien  und  G9 an  Gemeinschaftsschu-

len  und  beruflichen  Schulen.  Und  wir  wollen  G8,  das  zugegebenermaßen  nicht  optimal  

gestartet  ist,  kontinuierlich  verbessern.  

Nachtrag:  

Bereits  am  ersten  Tag  scheint  die  Initiative  sich  für  ein  neues  Ziel  entschieden  haben.  

Nun  wird  gefordert,  jedes  Gymnasium  solle  sich  neu  entscheiden.  

Wir  haben  in  Schleswig -Holstein  99  Gymnasien  (84  G8,  11  G9,  4 GY).  Denen  gegenüber  

stehen  aktuell  137  Gemeinschaftsschulen,  von  denen  momentan  allerdings  erst  25  eine  

eigene  Oberstufe  haben.  Beide  Zahlen  werden  größer,  weil  aus  den  Regionalschulen  Ge-

meinschaftsschulen  werden  und  weil  wir  neue Oberstufen  einrichten.  Hinzu  kommen  die  

beruflichen  Gymnasien.  Durch  neue  Oberstufen  oder  Kooperationen  sollen  möglichst  alle  

GMS eine  eigene  oder  eine  Ăzugeordneteñ Oberstufe  erhalten.  Bis Klass e 10  -und  haupt-

sächlich  bei  jungen  SchülerInnen  ist  das  besonders  wichtig -  ist  die  Wahrscheinlichkeit  ei-

ner  GMS in  der  Nähe  auf  jeden  Fall  größer.  Wer  nun  Wahlfreiheit  zwischen  G8 und  G9 

ausschließlich  an  Gymnasien  fordert,  hat  aus  meiner  Sicht  vor  allem  Vorbehalte  gegen  

die  Gemeinschaftsschule  und  bringt  Unruhe  in  ein  sich  gerade  beruhigendes  System.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

AG60plus  -  Dithmarschen  -  veröffentlicht  am  15.03.2013,  14:19  Uhr  -  73 85  Clicks  -  Nr.  

202  

AG  60plus  besucht  das  Boyens - Druckzentrum  

Am  14.03.2013  besuchten  26  Mitglieder  der  AG 60  plus  aus  den  Ortsvereinen  Wöhrden.  

Lohe -Rickelshof,  Heide  und  Meldorf   die  Druckerei  der  Dithmarscher  Landeszeitung   in  

Weddingstedt.  Eckhard  Witt ke,   der  für  die  Druckerei -Führungen  verantwortlich  ist,  be-

grüßte  die  Mitglieder  der  AG 60plus.  

Zu  Beginn  zeigte  er  alte  Druckmaschinen  und  erklärte  deren  Funktion.  Interesse  fand  

auch  ein  großer  Schrank  mit  Lettern.  In  den  einzelnen  Schubladen  befinden  sich die  Let-

tern  für  verschiedene  Schriften.  Danach  wurden  die  riesigen  Zeitungs -Papierrollen  be-

staunt.  Auf  einer  Rolle  sind  mehr  als  20  km  Papier.  Das Gewicht  beträgt  1,6  Tonnen.   Die  

https://www.spd-net-sh.de/dith/ag60plus


Rollen  werden  beim  Druckvorgang,  wenn  sie verbraucht  sind,  automatisch  an  die  nächste  

Rolle  angeklebt.  Der  Druckvorgang  wird  so nicht  unterbrochen.  Das klappt  in  der  Regel  

auch  immer.  Falls  nicht  muss  das  Papier  erst  wieder  eingefädelt  werden.  

Früher,  vor  noch  gar  nicht  so langer  Zeit  mussten  Bilder,  die  in  der  Zeitung  erschein en  

sollten,  erst  gerastert  werden.  Die  Bilder  sahen  dann  sehr  blass  aus.  Es sah  aus,  als  wäre  

das  Bild  aus  Punkten  zusammengesetzt.  Heute  ist  es kein  Problem  jede  Seite  farbig  zu 

gestalten.   

Herr  Wittke  erklärte  die  Herstellung  von  Druckplatten  und  erläute rte,  wie  viele  solcher  

Druckplatten  für  den  Druck  einer  Ausgabe  der  Zeitung  benötigt  werden.  Bei  einer  Zeitung  

mit  32  Seiten  Umfang  werden  128  Platten  benötigt.    

Mit  dem  Aufzug  ging  es dann  in  den  ersten  Stock  der  mehrstöckigen  Druckerei.  Hier  war  

es,  dur ch den  Lärm  der  großen  Druckmaschinen,  sehr  laut.   Zur  Zeit  des  Besuches  wurde  

die  Ausgabe  einer  Werbezeitung  gedruckt.  Neben  der  Tageszeitung  werden  im  Verlag  

Boyens  noch  diverse  Werbezeitungen,  nicht  nur  für  Dithmarschen,  sondern  auch  für  Orte  

und  Kreise  in  Schleswig  -  Holstein  und  Mecklenburg -Vorpommern  gedruckt.  

Auf  die  Frage  was  bei  einem  Ausfall  der  Druckmaschinen  passiert,  gab  Herr  Wittke  die  

Antwort,  dass  dies  schon  einmal  vorgekommen  sei.  Der  Blitz  war  in  das  Gebäude  einge-

schlagen  und  hatte  die  Technik  lahmgelegt.  Die  Zeitung  wurde  dann  in  einem  anderen  

Druckhaus  gedruckt.  Das ist  natürlich  sehr  aufwendig  und  verzögert  auch  die  Ausliefe-

rung  der  Tageszeitung,  die  bei  vielen  schon  um  04:00  oder  O5:00  Uhr  im  Kasten  liegt.  

Die  Dithmarscher  Landeszeitung  hat  immer  noch  eine  eigene  Redaktion.  Die  Zeitung  wird  

in  dieser  Redaktion  jeden  Tag neu  gestaltet.  Sie  ist  immer  noch  völlig  eigenständig  und  

gehört  nicht  zu einem  großen  Zeitungsverlag.  

Zurück  im  Erdgeschoss  konnte  man  sehen,  wie  die  fertigen  Zeitungen  über  die  Förder-

bänder  liefen.  Hier  wurden  sie geschnitten,  Werbebeilagen  wurden  hinzugefügt.  Für  die  

Auslieferung  wurden  sie  zu Paketen  verschnürt.  

Zum  Schluss  trafen  sich  alle  im  Aufenthaltsraum.  Hier  erläuterte  Herr  Wittke  noch  einige  

Dinge  und  die  Teiln ehmer  der  AG 60plus  konnten  Fragen  stellen.  Margitta  und  Heike  

sprachen  Herrn  Wittke  den  Dank  für  die  Führung  aus.  Mit  einem  Stück  Kuchen  und  einer  

Tasse  Kaffee  im  Café  Waldhaus   in  den  Kreistannen  ging  ein  interessanter  Nachmittag  zu 

Ende.  

Kommentar  von  käte  vom  16.03.2013,  15:44  Uhr:  

RE:  AG  60plus  besucht  das  Boyens - Druckzentrum  

Hallo  Heike,  vielen  Dank  für  die  schnelle  Arbeit.  Der  Artikel  gefällt  mir  gut.  Danke  Käte  

SPD-Süderbrarup  -  veröffentlicht  am  15.03.2013,  18:21  Uhr  -  3969  Clicks  -  Nr.  203  

Jahreshauptversammlung  Ortsverein  Süderbrarup  

Der  Ortsverein  Süderbrarup  lädt  alle  Mitglieder  sowie  interessierte  Bürgerinnen  und  Bür-

ger  ein  zu einer  Vers ammlung  am  Montag,  den  18.  März  2013  um  19.30  Uhr,  in  das  Res-

taurant  Hamester  in  der  Bahnhofstraße  in  Süderbrarup  ein.  

Auf  der  Tagesordnung  stehen  die  Kommunalwahl,  die  Aufstellung  der  Direkt -  und  Listen-

kandidaten  und  das  Wahlprogramm.  Hierzu  sind  ganz  her zlich  Bürgerinnen  und  Bürger  

eingeladen,  die  sich  aktiv  bei  der  Aufstellung  der  Kandidatinnen  und  Kandidaten  als  auch  

ihre  Wünsche  für  das  Wahlprogramm  einbringen  können.  

Keine  Kommentare  

mailto:ktemplin@gmx.de
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KV  Intern  Kreis  Schleswig - Flensburg  erschienen  

Die  Kreisinformation  KV- Intern,  das  Info -Blatt  der  Kreistagsfraktion  und  des  Kreisvor-

standes  Schleswig -Flensburg,  ist  gerade  erschienen  und  wir  möchten  es auch  hier  vor-

stellen.   

Das Informationsblatt  erscheint  einmal  im  Quartal  und  berichtet  über  aktuelle  Themen  

aus  dem  Kreis  Schleswig -Flensburg  und  aktuelle  politische  Themen.   

KV Intern  März  2013  

Keine  Kommentare  
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Der  Osterhase  lädt  zur  großen  Ostereiersammelaktion  
für  Kinder  nach  Wiemerskamp  

Am  Ostersonntag,  31.  März  2013  hat  der  Osterhase  

für  die  Kinder  unserer  schönen  Gemeinde  Tangstedt  

eine  Vielzahl  von  Ostereiern  versteckt,  die  gefunden  

werden  wollen.  Die  Suchaktion  findet  zwischen  

10:00  und  12:00  Uhr  auf  dem  Spielplatz  Brookring  

im  Ortsteil  Wiemerskamp  statt.  

Wir  freuen  uns  auf  viele  lachende  Kinder  und  fröhli-

che  Eltern!  

Ihre  SPD  Tangstedt  

Keine  Kommenta re  
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Tangstedt  Transparent?  Unsere  Meinung  zum  ÖPNV  

Spätestens  seit  unserer  Bürgerversammlung  vom  27.0 2.2013  ist  uns  Tangstedter  Bür-

gern  die  Problematik  mit  dem  öffentlichen  Personennahverkehr  bekannt.  

Die  Einstellung  der  Buslinie  478  für  die  Ortsteile  östlich  der  B432  oder  auch  die  Fahr-

planänderungen  der  Buslinie  378  haben  berechtigt  zu großem  Unmut  in  der Bevölkerung  

geführt.  Viele  engagierte  Bürgerinnen  und  Bürger  haben  sich  Gedanken  gemacht!  

Sie sind  für  die  Erhaltung  unserer  Buslinien  eingetreten,  und  haben  dieses  auf  der  Ein-

wohnerversammlung  vorgetragen.  Diese  Vorträge  mit  anschließenden  Beschlüssen  durch  

https://www.spd-net-sh.de/sl
http://www.spd-net-sh.de/sl/images/user_pages/13-03-15-KV-Intern8.pdf
http://www.spd-net-sh.de/sl/images/user_pages/13-03-15-KV-Intern8.pdf
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt
https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


die  Einwohner  haben  dazu  geführt,  dass  sich  die  Gemeindevertretung  mit  dieser  Thema-

tik  beschäftigen  muss.  Dafür  möchten  wir  uns  bei  den  Bürgerinnen  

und  Bürgern  herzlich  bedanken.  

Es sind  bereits  viele  Vorschläge  •ü ber  eine  geänderte  Linienfüh-

rung  unt erbreitet  worden.  Es kann  aber  nicht  die  Aufgabe  von  Bür-

gerinnen  und  Bürgern  sein,  Fahrtrouten  zu erarbeiten.  Vielmehr  er-

warten  wir  von  der  Gemeindevertretung,  dass  eine  klare  Zielvor-

stellung  formuliert  wird,  die  durch  die  Verwaltung  umzusetzen  ist.  

Diese  Zielvorstellung  wird  von  einem  konkreten  Bedarf  abhängig  

sein.  Es wird  uns  als  Bürger  nur  gelingen,  eine  bürgergerechte  Bus-

linie  zu fordern,  wenn  wir  die  Gemeinde - , Kreis -  und  ggf.  Landespolitik  davon  •ü berzeu-

gen,  dass  wir  einen  tatsächlichen  Bedarf  haben.  

Dabei  kann  es unserer  Auffassung  nach  nicht  nur  darum  gehen,  zum  mangelhaften  Ange-

bot  der  Linie  478  vor  dem  Fahrplanwechsel  zurückzukehren.  Es ist  doch  kein  Wunder,  

dass  die  aktuellen  Fahrgastzahlen  und  Befragungen,  die  durch  die  Linienbetreiber  durch-

gefü hrt  wurden,  einen  geringen  Bedarf  zeigen,  wenn  das  Angebot  so unattraktiv  ist  und  

nicht  die  Bedürfnisse  aller  potentiellen  Nutzer  erfüllt.  Es muss  daher  das  Ziel  sein,  ein  An-

gebot  zu schaffen,  das  die  Anforderungen  von  Schülern,  Senioren,  Familien  und  Beru fs-

pendlern  gleichermaßen  berücksichtigt.  

Wir,  die  Direktkandidaten  der  SPD, sind  davon  •ü berzeugt,  dass  es einen  tats ächlichen  

Bedarf  gibt  und  werden  daher  eine  Bedarfsermittlung  durchf ühren  und  alle  Haushalte  im  

Wahlkreis  5 persönlich  befragen.  Diese  Befr agung  hat  das  Ziel,  die  Wünsche  der  Bürge-

rinnen  und  Bürger  •ü ber  die  Fahrzeiten  und  Fahrtziele  zu ermitteln.  

Erst  nach  dieser  Befragung  können  wir  mit  guten  und  unwiderlegbaren  Argumenten  für  

unsere  Bürgerinnen  und  Bürger  dafür  eintreten  und  eine  Buslinie  fordern,  die  sowohl  für  

Pendler,  Schüler,  Senioren  und  Familien  gleichermaßen  nutzbar  ist.  Im  Sinne  einer  zu-

kunftsorientierten  Gemeinde  wünschen  wir  allen  Bürgerinnen  und  Bürgern  ein  frohes  Os-

terfest.  

Ihre  SPD-Direktkandidaten  für  Rade,  Wiemerskamp,  Ehlers berg  und  Wulksfelde:  Ingrid  

Sichau  und  Norman  Hübener  sowie  Michael  Kanieß  unser  Direktkandidat  für  Wilstedt.  

Keine  Kommentare  
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80.  Jahrestag  des  Widerstands  gegen  das  Ermächti-
gungsgesetz  

Aus Anlass  des  150jährigen  Parteijubiläums  lädt  der  SPD-Kreisverband  zu einer  Reihe  

von  Veranstaltungen  ein.  Am  23.  März  1933  beschloss  der  deutsche  Reichstag  das  Er-

mächtigun gsgesetz,  das  den  Nationalsozialisten  den  Weg  in  die  Diktatur  ebnete.  

Einzig  die  SPD stimmte  im  Reichstag  gegen  dieses  Gesetz  Am  Ende  seiner  Rede sprach  

Otto  Wels  die  historischen  Worte:  ĂFreiheit und  Leben  kann  man  uns  nehmen,  die  Ehre  

nicht.ñ 

https://www.spd-rd-eck.de/


Aus diesem  Anlass  laden  wir  zu einer  Gedenkveranstaltung  ein,  in  deren  Rahmen  wir  an  

den  sozialdemokratischen  Widerstand  gegen  den  Nationalso-

zialismus  erinnern  möchten.  

am  Samstag,  dem  23.März  2013  um  10.00  Uhr  im  Mu-

seum  Eckernförde  

(Rathausmarkt  8,  24340  Eckernförd e).  

Wir  möchten  Sie hiermit  herzlich  einladen,  an  der  Veranstal-

tung  teilzunehmen  und  Sie gleichzeitig  bitten,  den  Termin  in  

Ihrer  Zeitung  bekannt  zu geben.  Das  Museum  Eckernförde  ist  

eines  der  wenigen  und  ersten  Museen  in  Schleswig -Holstein,  

in  dem  es eine  Dauerausstellung  zum  Nationalsozialismus  

und  der  Nachkriegszeit  gibt.  

Dr.  Beitz,  Museumsleiter,  wird  in  die  Ausstellung  einführen.  

Anschließend  wird  unser  Kreisvorsitzender  Sönke  Rix,  MdB 

und  Mitglied  im  NSU-Untersuchungsausschuss,  über  den  Nati-

onalsozial ismus  damals  und  heute  referieren.  

Im  Anschluss  (ca.  11  Uhr)  laden  wir  in  die  SPD Geschäftsstelle  (Ottestraße  5,  24340  

Eckernförde)  zu einem  kleinen  Umtrunk  bei  weiteren  Gesprächen  ein.  Wir  würden  uns  

freuen,  Sie bei  der  Veranstaltung  begrüßen  zu können!  

Keine  Kommentare  
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Wir  Sozialdemokraten  fordern  -  bezahlbaren  Wohnraum  
in  Barmstedt  schaffen!  

Schon  auf  dem  Neujahrsempfang  am  5.  Januar  haben  wir  als  SPD Barmstedt  gefordert,  

dass  günstiger  Wohnraum  in  Barmstedt  erhalten  bleibt  und  zukünftig  auch  neue  Woh-

nungen  gebaut  werden  müssen.  Das  Problem  der  drohenden  Wohnungsknappheit  betrifft  

eben  nicht  nur  das  bekannte  Hamburger  Umland,  sondern  zukünftig  auch  Barmstedt.  

Der  Verkauf  von  Wohnungen  einer  großen  Wohnungsbaugesellschaft  wird  die  Situation  

noch  erheblich  verschärfen  können.  Gerade  ältere  Bürgerinnen  und  Bürger,  sowie  Fami-

lien  mit  geringen  Einkommen  äußern  uns  ihre  Sorgen  über  Mietsteigerungen.  

Wir  freuen  uns  deshalb  sehr,  dass  Torsten  Albig  und  die  SPD  geführte  Koalition  

am  21.  Januar  in  Kiel  zusammen  mit  der  Wohnungswirtschaft,  sowie  Haus  &  

Grund  und  der  Mieterbund  eine  Offensive  für  bezahlbares  Wohnen  gestar tet  ha-

ben.  Die  Offensive  soll  allen  Bevölkerungsgruppen  bezahlbaren  Wohnraum  in  

angemessener  Qualität  erhalten.  

Leider  wird  das  Thema  in  Barmstedt  sehr  emotional  und  mit  vielen  Beschuldigungen  dis-

kutiert.  Mal  wieder  haben  wir  das  Gefühl,  dass  Bürgerinnen  und  Bürger  bewußt  emotio-

nalisiert  und  instrumentalisiert  wurden.  Wir  freuen  uns  deshalb,  dass  sich  die  Anwohner  

der  Norderstraße  kürzlich  Sprecher  Ăgewªhltñ haben,  welche  die  Diskussionsebene  ver-

sachlichen  werden.  

https://www.spd-net-sh.de/pi/barmstedt


Wir  als  SPD werden  unnötige  Diskussionen  au f dem  Rücken  der  Schwächsten  der  Gesell-

schaft  nicht  akzeptieren.  Das  Thema  ist  insbesondere  vor  dem  Hintergrund  steigender  

Mieten  zu wichtig  und  für  einige  Bürgerinnen  und  Bürger  unserer  Stadt  zu existentiell  als  

das  wir  eine  Politik  der  Beschuldigungen  oder  Schnellschüsse  zulassen  werden.  Also  wer-

den  auch  Investoren  nicht  Baupläne  geändert  bekommen,  wie  Sie es sich  gerade  wün-

schen,  aber  auch  Anwohner  nicht  ihre  eigene  Kirchturmpolitik  erfüllt  bekommen.    

Das formelle  Verfahren  bezüglich  der  in  Barmstedt  diskutierten  Wohnungenbaupläne  ei-

nes  Investors  hat  gerade  erst  begonnen.  Im  Zuge  der  weiteren  Diskussionen,  dass  in  der  

Stadt  der  Standort  Norderstraße,  aber  auch  weitere  Standorte  sehr  sorgfältig  geprüft  

werden.  Auch  muss  sichergestellt  sein,  dass  es am  Ende wirklich  bezahlbarer  Wohnraum  

für  Geringverdienerfamilien  oder  Bürgerinnen  und  Bürger  mit  geringer  Rente  entstanden  

ist.  Im  Zuge  des  gerade  erst  begonnen  formellen  Verfahrens  werden  wir  als  Sozialdemo-

kraten  genau  auf  die  noch  zu hörenden  Belange  der  Anwo hner,  Ämter  und  Vereine  ach-

ten.  

Wir  werden  uns  auf  unserem  jährlichen  Stadtrundgang  am  14.04.  auch  die  Norderstraße  

vor  Ort  ganz  genau  anschauen  und  laden  schon  heute  unsere  drei  Bürgermeisterkandida-

ten  und  die  Bürgerinnen  und  Bürger  ein,  mit  zu kommen.  Vorher  haben  interessierte  Zeit  

auf  der  Bauausschusssitzung  am  25.03.  die  weiteren  Diskussionen  zu verfolgen.  

Keine  Kommentare  
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Bestandsaufnahme  

Sehr  geehrte  Damen  und  Herren,  

Sozialpolitik  in  unserem  Kreis  Plön  ist  der  zentrale  Anker  sozialdemokratischer  Politik.  Wir  

möchten  eine  Bestandsaufnahme  machen  und  über  die  notwendige  Weiterentwicklung  

diskutieren,  denn  Frage n von  sozialer  Gerechtigkeit  haben  für  uns  eine  große  Bedeutung.  

Soziale  Sicherheit  gehört  zu den  zentralen  Menschenrechten.  

Ob Gesundheits -  und  Pflegepolitik,  Kinderbetreuung,  behindertengerechtes  Wohnen,  die  

Eingliederung  von  Mirgranten,  mit  der  Bestands aufnahme  durch  Landrätin  Frau  Ste-

phanie  Ladwig  wird  die  Arbeit  im  Kreis  Plön  dargestellt.  Danach  möchten  wir  mit  dem  

Propst  der  Propstei  Plön,  Herrn  Matthias  Petersen ,  und  dem  Pflegedienstleiter  

des  Alten -  und  Pflegeheims  am  Klostergarten,  Herrn  Aberrahim  Ouled - Attou  und  

weiteren  Gästen  die  Weiterentwicklung  des  ĂSozialen Kreises  Plºnñ diskutieren.  

Wir  würden  uns  sehr  freuen,  wenn  wir  Sie  

am  Mittwoch,  dem  27.  März  um  19.30  Uhr  

in  Preetz,  Saal  im  Alten -  und  Pflegeheim  am  Klostergarten  Preetz,  Klosterstr.  4 begrüßen  

dürfen.  

Mit  freundlichen  Grü ßen  

Helga  Hohnheit        Lutz  Schlünsen         Matthias  Naumann  

  SPD Kreistagsfraktion                          SPD-Ortsverein  Preetz  

Keine  Kommentare  
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Klinik  Preetz:  Garant  für  gute  medizinische  Versorgung  
und  sichere  Arbeitsplätze  

17.  3.  2013  

SPD  Kreistagsfraktion  und  Verdi:   

Klinik  Preetz:  Garant  für  gute  medizinische  

Versorgung  und  sichere  Arbeitsplätze!    

In  einem  Meinungsaustausch  zwischen  Vertretern  

der  SPD-Kreistagsfraktion  und  des  Ver.di -Bezirkes  

Kiel -Plön  und  Vertretern  des  Betriebsrates  der  Klinik  Preetz  lobten  alle  diese  Einrichtung  

nicht  nur  wegen  der  guten  betriebswirt schaftlichen  

Ergebnisse  der  letzten  Jahre,  sondern  insbesondere  auch  wegen  der  anerkannt  über-

durchschnittlich  guten  Arbeit  der  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeiter.  

Diese  Klinik  ist  eine  Erfolgsstoryñ, so der  SPD Fraktionsvorsitzende  Lutz  Schlünsen,  Ădenn 

in  einem  zähen  Wettbewerb  zeigt  diese  kommunale  Einrichtung,  dass  sie gut  bestehen  

kann.  Das verdanken  wir  in  erster  Linie  den  Mitarbeiterinnen  und  Mitarbeitern,  die  aufop-

ferungsvoll  und  mit  großer  Leistungsbereitschaft  sich  dem  Wohl  der  Patienten  widmenñ.   

ĂJeder  hat  es vielleicht  schon  selbst  oder  auch  bei  Angehörigen  erlebt,  wie  anspruchsvoll  

und  schwer  der  Beruf  der  Krankenschwester  oder  Pfleger  ist,  so dass  wir  dieses  Engage-

ment  nicht  hoch  genug  anerkennen  können.  Dies  gilt  natürlich  auch  für  die  Ärzte,  die 

durch  ihre  Fachlichkeit  erheblich  zum  guten  Ruf  unserer  Klinik  beitragenñ, ergänzt  die  

stellvertretende.  Fraktionsvorsitzende  Helga  Hohnheit.  Die  Umwandlung  der  Kreiseinrich-

tungen  in  eine  gemeinnützige  GmbH  war  somit  ein  richtiger  Erfolg  ebenso  wie  die  Ein-

richtung  des  Ärztehauses,  das  gut  ausgelastet  ist  und  so auch  der  Klinik  Patienten  zu-

führt.  Eine  Privatis ierung  der  Klinik  lehnen  Gewerkschaft  und  SPD-Kreistagsfraktion  strikt  

ab.  Ungerecht  empfinden  sie das  Finanzierungssystem,  nachdem  die  Bundesländer  unter-

schiedliche  Abrechnungssätze  erhalten.    

Beim  Thema  Rekommunalisierung  des  Abfallwirtschaftsbetriebes  des  Kreises  waren  sich  

SPD-Fraktion  und  Verdi -  Vertreterin  Susanne  Schöttke  einig,  dass  hier  der  richtige  Weg  

eingeschlagen  wurde.  Sie begrüßte  dabe i besonders,  die  Rückkehr  von  acht  Müllwerkern  

in  die  Kreisverwaltung  mit  entsprechendem  Entgelt.  Die  Kreistagsbeschlüsse  sind  in  die-

ser  Hinsicht  im  Kreis  Plön  sehr  vorbildlich.  Der  Kreis  hält  seine  Betriebe  in  kommunaler  

Hand  und  zeigt  sowohl  mit  konstant en  Müllgebühren  als  auch  Überschüssen  beim  Kran-

kenhaus,  dass  es sinnvoll  ist.  Frau  Schöttke  lobte  dabei  das  besondere  Engagement  der  

SPD-Kreistagsfraktion.  

 

SPD - Kreistagsfraktion:  Tariftreue  ist  selbstverständlich  

Die  SPD Kreistagsfraktion  unterstützt  die  Überlegungen  zur  Tariftreue.  Der  Mindestlohn  

ist  eine  zwingende  Voraussetzung  dafür,  dass  die  Menschen  ihre  Familien  mit  dem  Gehalt  

auch  ernähren  können.  Deshalb  ist  es entscheidend,  dass  die  öffentlichen  Hand  bei  Aus-

schreibungen  auch  auf  die  Einhaltung  dieser  Regelungen  drängt,  so der  SPD Fraktions-

vorsitzende  Lutz  Schlünsen  und  Susanne  Schöttke  übereinstimmend.  Dieses  stärkt  im  

Übrigen  auch  die  heimische  Wirtschaft.  Bei  den  Bauausschreibungen  in  der  Kreisverwal-

tung  wurde  auch  in  der  Vergangenheit  darauf  geachtet,  dass  es hier  zu  keinen  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


Verwerfungen  kommt.  Aus unserer  Sicht  sind  das  wichtige  Bestandteile  bei  bevorstehen-

den  Vorhaben  und  den  Ausschreibungen  bei  der  Fehmarn  Belt -Querung  und  bei  dem  

Neubau  der  Kreisfeuerwehrzentrale.  

Keine  Kommentare  
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Der  Landtag  tagt  vom  20.  -  22.  März  

 

Am  Freitag  kommt  der  Bundespräsident  

Zur  März -Sitzung  des  Schleswig -Holsteinischen  Landtags  

treffen  sich  die  Abgeordneten  vom  20.  -  22.  März  in  Kiel.  

Martin  Habersaat,  Landtagsabgeordneter  für  Stormarn -

Süd  und  stellvertretender  Vorsitzender  der  SPD-Land-

tagsfraktion,  informiert  über  die  Schwerpunkte  der  Ta-

gung.  

Der  Mittwoch  beginnt  mit  einer  aktuellen  Stunde  zu den  Tarifabschlüssen  im  öffentlichen  

Dienst,  es folgt  eine  Debatte  zum  Mitbestimmungsgesetz  und  zum  Mindestlohngesetz.  

Habersaat:  ĂMindestlohn und  Mitbestimmung  sind  zwei  arbeitspolitische  Schwerpunkte  

der  Küstenkoalit ion.ñ 

Donnerstag  beginnt  das  Plenum  mit  der  Frage  der  Gleichstellung  eingetragener  Lebens-

partnerschaften.  Habersaat:  ĂMit Ausnahme  der  CDU sind  sich  alle  Fraktionen  einig,  dass  

gleiche  Pflichten  für  Menschen,  die  füreinander  Verantwortung  übernehmen  wollen , auch  

mit  gleichen  Rechten  einhergehen  m¿ssen.ñ Es folgt  eine  Debatte  zum  Fracking,  das  von  

allen  Landtagsfraktionen  abgelehnt  wird.  

Der  einzige  Tagesordnungspunkt  am  Freitag  ist  eine  Ansprache  von  Bundespräsident  

Joachim  Gauck.  Habersaat:  ĂEs ist  schon  etwas  besonderes,  den  Bundespräsidenten  live  

erleben  zu d¿rfen.ñ Auf  seinem  Platz,  Habersaat  sitzt  in  der  ersten  Reihe  des  Landtags,  

wird  der  36jährige  Barsbüttler  etwa  einen  Meter  vom  Bundespräsidenten  entfernt  sitzen.  

Habersaat  selbst  wird  voraussichtlich  am  Mittwoch  und  am  Donnerstag  jeweils  nachmit-

tags  ans  Rednerpult  treten.  Zunächst  geht  es um  Schulen  und  ihr  Verhältnis  zu Politik  

und  Parteien,  dann  um  die  Zukunft  der  Lehramtsausbil dung  in  Schleswig -Holstein.  

Wer  die  Tagung  live  beobachten  möchte,  finde t  unter  www.ltsh.de  einen  Livestream.  Die  

Debattenbeiträge  der  Fraktionen  können  dort  unter  dem  Stichwort  ĂPresseticker" auch  

nachgelesen  werden.  Der  Landtag  tagt  in  der  Regel  von  10.00  bis  18.00  Uhr  unter  Ein-

schluss  einer  Mittagspause.  

Keine  Kommentare  
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Politik  in  der  Literatur  

Zweite  Deutschstunde  von  Martin  Habersaat  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat
http://www.ltsh.de/
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Im  letzten  Jahr  hatte  Martin  Habersaat  sich  

mit  einer  ĂDeutschstundeñ an  der  Aktion  ĂDer 

Kreis  Stormarn  liest  ein  Buchñ beteiligt.  Da-

mals  ging  es um  ĂIn Zeiten  des  abnehmenden  

Lichtsñ von  Eugen  Ruge.  

Habersaat,  Landtagsabgeordneter  für  St or-

marn -Süd  und  stellvertretender  Vorsitzender  

der  SPD-Landtagsfraktion,  machte  daraus  ei-

nen  vergnüglichen  und  nachdenklichen  Abend  

zum  Thema  ĂWende-Literaturñ, las  aus  ver-

schiedenen  Romanen  zum  Ende  der  DDR vor  

und  erzählte  Hintergründiges.  Im  Bürgerhaus  

Barsbüttel  fand  die  Reihe  nun  eine  Fortset-

zung.  

Mit  der  VHS-Barsbüttel  lud  Habersaat,  ehemals  Lehrer  für  Deutsch,  Geschichte  und  Poli-

tik,  nun  zu einem  Abend,  in  dem  es um  ĂPolitik in  der  Literaturñ ging.  Gespannt  wurde  

ein  weiter  Bogen.  Von  Felix  Keetenheuv e,  einem  SPD-Bundestagsabgeordneten,  der  in  

den  1950er -Jahren  die  Wiederbewaffnung  Deutschlands  nicht  verhindern  kann  und  

schließlich  in  den  Rhein  springt  (ĂDas Treibhausñ von  Wolfgang  Köppen)  über  Jochen  

Schimmangs  Lob  der  Bonner  Republik  aus  Sicht  eines  CDU-Mitarbeiters  (ĂDas Beste,  was  

wir  hattenñ) und  eine  Reportage  über  einen  Parteieintritt  (Nicol  Ljubic,  ĂGenosse Nach-

wuchsñ) bis  hin  zu Frank  Goosens  Coming -of -Age-Roman  ĂLiegen lernenñ, der  genau  in  

den  Regierungsjahren  Helmut  Kohls  spielt,  und  Tommy  Jauds  unterhaltsamer  Darstellung  

der  Finanzmarktkrise   (Ă¦bermannñ). 

Zwischendurch  wies  Habersaat  auf  literarische  Besonderheiten  hin,  erzählte  Anekdoten  

aus  dem  Landtag  oder  ordnete  das  Gelesene  historisch  ein.  Habersaat:  ĂIch freue  mich,  

mit  Menschen  über  Literatur  ins  Gespräch  zu kommen,  Bücher  sind  eine  der  schönsten  

Freizeitbeschäftigungen  überhaupt.  Wenn  es dann  nebenbei  auch  noch  um  Politik  und  

Gesellschaft  geht,  ist  das  für  alle  ein  gewonnener  Abend.ñ Diesen  Eindruck  teilten  die  Be-

sucherinnen  und  Besucher  der  Deutschstunde  im  Bürgerhaus,  die  es zudem  begrüßten,  

einen  Profi -Politiker  Ăeinmal andersñ zu erleben.  

I n erster  Linie  ist  Martin  Habersaat  natürlich  Landtagsabgeordneter  und  steht  für  Diskus-

sionen  und  Treffen  zu politischen  Themen  zur  Verfügung.  Er bietet  jedoch  auch  an,  mit  

einer  seiner  Deutschstunden  zu Lesekreisen,  Vereinsabenden  und  ähnlichen  Veranstal-

tungen  zu kommen.  Zur  Auswahl  stehen  ĂDie Wende  im  Romanñ und  ĂPolitik in  der  Lite-

raturñ. 

Kontakt  unter  www.martinhabersaat.de . 
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SPD - MdB  Thönnes  zum  Equal  Pay  Day  2013  

ĂGleicher Lohn  für  gl eiche  Arbeit  ist  eine  Frage  der  sozialen  Gerechtigkeit!ñ 

Der  jährlich  stattfindende  Equal  Pay Day  ist  diesmal  am  21.  März.  Er soll  auf  die  nach  wie  

vor  bestehende  Ungleichheit  beim  Entgelt  zwischen  Männern  und  Frauen  aufmerksam  

machen.  

http://www.martinhabersaat.de/
https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Dabei  markiert  sein  jährlich  wechselndes  Datum  den  Zeitraum,  

den  Frauen  über  den  Jahreswechsel  hinaus  arbeiten  müssten,  

um  auf  das  durchschnittliche  Vorjahrsgehalt  von  Männern  zu 

kommen.  

ĂDieses Datum  ist  ein  wichtiger  Tag für  Arbeitnehmerinnen  und  

Arbeitnehmer,  der  auf  offe nkundige  Missstände  aufmerksam  

macht.  Gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit  ist  eine  zentrale  Frage  

sozialer  Gerechtigkeit.  Das betrifft  den  Unterschied  zwischen  Ost  und  West,  Leiharbeitern  

und  Festangestellten  sowie  besonders  das  Verhältnis  von  weiblichen  und  männlichen  Be-

schäftigten.  Dies  gilt  auch  für  den  Kreis  Segeberg,  in  dem  51.600  Frauen  und  50.500  

Männer  berufstätig  sindñ, erklärt  SPD-Bundestagsabgeordneter  Franz  Thönnes.  

Frauen  verdienen  heute  in  Deutschland  immer  noch  durchschnittlich  22  Prozent  wenige r 

als  Männer.  Der  EU-Wert  liegt  stattdessen  nur  bei  16,2  Prozent  Unterschied.  Deutschland  

hat  im  Vergleich  zu seinen  Nachbarländern  somit  einiges  aufzuholen.  Besonders  auffällig  

ist  der  Unterschied  bei  weiblichen  Führungskräften.  Sie  verdienen  durchschnitt lich  30  

Prozent  weniger  als  ihre  männlichen  Kollegen.  Leider  verringert  sich  der  generelle  Ab-

stand  nur  sehr  langsam,  so ist  der  Unterschied  seit  2008  nur  um  ein  Prozent  gesunken.  

Die  Selbstverpflichtung  der  Unternehmen,  auf  die  Schwarz -Gelb  gesetzt  hat,  ist  offen-

kundig  gescheitert.  

Der  SPD-Politiker  dazu:  ĂDiese Ungerechtigkeit  zeigt  auch  den  Handlungsbedarf  für  einen  

gesetzlichen  Mindestlohn.  Dieser  käme  ganz  besonders  den  arbeitenden  Frauen  zu Gute.ñ 

Eine  nachhaltige  Lösung  für  die  immer  noch  bestehende  Ungleichheit  kann  nur  das  von  

der  SPD-Bundestagsfraktion  bereits  mehrfach  vorgeschlagene  Entgeltgleichheitsgesetz  

bringen.  Leider  wurde  dieses  Gesetz  gerade  erst  am  13.  März  diesen  Jahres  von  

CDU/CSU  und  FDP erneut  abgelehnt.  ĂGleichen Lohn  für  gleiche  Arbe it  gibt  es also  nur  

mit  einer  SPD-geführten  Bundesregierung,ñ so Thönnes.  
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Olof  Palme  Friede nspreis,  28.  Februar  2013,  Reinbek  

Reinbek.  28.02.2013.  In  diesem  Jahr  

besuchte  Nina  Scheer  erstmals  den  O-

lof  Palme  Friedenspreis  der  SPD Stor-

marn  und  der  Walter -Jacobsen -Gesell-

schaft,  der  am  28.02.  im  Reinbeker  

Rathaus  verliehen  wurde.  

Schon  in  der  Einla dung  wurde  durch  

ein  Zitat  aus  Willy  Brandts  Gedenk-

rede  zum  Tode  von  Olof  Palme  noch  

einmal  deutlich,  worum  es bei  diesem  

Preis  geht:  

ĂLass mich  dieses  Versprechen  geben:  Unter  uns  und  unter  deinen  jüngeren  Freunden  

gibt  es welche,  die  wissen,  dass  es nich t  genügt,  liebe  Erinnerungen  wachzuhalten,  son-

dern  dass  es darauf  ankommt,  die  Flamme  nicht  verlöschen  zu lassen.ñ 

https://www.spd-net-sh.de/scheer


Nina  Scheer  begrüßte,  dass  neben  der  Bürgerinitiative  ĂGlinde gegen  Rechtsñ auch  das  

Schülerprojekt  zur  Gewaltprävention  am  Gymnasium  Trittau , durch  den  mit  insgesamt  

1500  Euro  dotierten  Olof  Palme  Friedenspreis,  geehrt  wurde.  

Nina  Scheer  hierzu:  ĂDas ehrenamtliche  Engagement  ist  eine  der  wichtigsten  Säulen  für  

eine  gute  und  gerechte  Gesellschaft.  Der  Olof  Palme  Friedenspreis,  der  nunmehr  seit  26  

Jahren  verliehen  wird,  ist  eine  wertvolle  Anerkennung  für  ebendieses  Engagement.ñ 

Abgerundet  wurde  die  Preisverleihung,  auf  der  Sozialministerin  Kristin  Alheit  als  Gastred-

nerin  an  das  Wirken  und  das  Vermächtnis  Olof  Palmes  erinnerte,  durch  einen  geselli gen  

Empfang.  

Bildunterschrift:  v.l.n.r.  Kirstin  Alheit,  Martin  Habersaat,  Nina  Scheer,  Niels  Brock  
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Torsten  Albig  auf  dem  Jahresempfang  Schleswig - Flens-
burg  

Der  Einladung  zum  traditionellen  Jahres-

empfang  vom  Kreisverband  und  der  Kreis-

tagsfraktion  Schleswig -Flensburg  im  

Schleswiger  Volkskundemuseum  folgten  

viele  geladene  Gäste.  Als Hauptredner  

wurde  mit  Spannung  unser  Ministerpräsi-

dent  Torsten  Albig  unter  dem  Motto  ĂF¿r 

die  Menschen  die  hier  lebenñ erwartet.  

Ingo  Degner,  Vorsitzender  der   Kreistags-

fraktion,  eröffnete  den  Empfang  und  ging  

nach  der  Begrüßung  der  Gäste  kurz  auf  

aktuelle  kommunalpol itische  Themen  ein.  

Besonders  betonte  Degner  die  fehlenden  

finanziellen  Mittel  im  ländlichen  Raum  durch  das  Finanzausgleichsgesetz,  das  zugunsten  

der  Städte  und  in  Ballungszentren  ausgelegt  sei.  

Ministerpräsident  Torsten  Albig  betonte  in  seiner  Gastrede  wi e wichtig  es sei,  Politik  wie-

der  erlebbar  zu machen  und  dass  besonders  das  Interesse  bei  jungen  Menschen  in  den  

Schulen  geweckt  werden  müsste,  damit  nach  Wahlen  nicht  über  eine  geringe  Wahlbeteili-

gung  dieser  Zielgruppe  gejammert  würde.  Torsten  Albig  berich tete  über  den  herzlichen  

Empfang  bei  seinem  Besuch  in  Kopenhagen,  wo  die  Koalition  die  gute  Nachbarschaft  wie-

der  festigen  konnte.  Außerdem  betonte  Albig  die  wichtige  gleichberechtigte  Rolle  des  

SSW in  der  Koalition  und  im  Land.  ĂDer SSW ist  eine  schleswig -holsteinische  Partei  mit  

allen  Rechten  und  Pflichtenñ so Albig.  Die  klare  Haltung  zur  Minderheitenpolitik  der  Koali-

tion  finde  große  Beachtung  in  Europa.  Am  Beispiel  Bildung  betonte  Albig,  wie  wichtig  der  

Dialog  mit  Lehrern,  Eltern  und  Schülern  sei.  

Der  Kre isvorsitzende  Ralf  Wrobel  läutete  in  seinem  Schlusswort  den  Kommunalwahl-

kampf  ein.  ĂWir haben  bewusst  in  unserer  Einladung  zum  heutigen  Jahresempfang  ein  

Motiv  der  Schlei  bei  Haddeby  gewählt,  dem  ehemaligen  Hauptsitz  der  Wikinger.  Wir  

kämpfen  wie  die  Wikin ger  und  setzen  auf  Siegñ so Wrobel.  

https://www.spd-net-sh.de/sl


Als musikalische  Begleitung  zwischen  den  Grußworten,  beim  Buffet  und  bei  der  Unterhal-

tung  sorgte  das  Trio  ĂAlte Zaitenñ für  eine  angenehme  Stimmung.  
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Frauen  sind  mehr  wert  

ĂLohndiskriminierung von  Frauen  bleibt  ein  aktuelles  

Themañ, sagt  die  SPD-Landtagsabgeordnete  Beate  Rau-

dies  anlässlich  des  Equal  Pay Day,  des  Tages  der  Lohnge-

rechtigkeit,  der  diesmal  auf  den  21.  März  fällt.  

Weshalb  ist  das  so? ĂDieser Aktionstag  kennzeichnet  den  

Tag,  bis  zu dem  Frauen  nach  Ablauf  eines  Jahres  länger  

arbeiten  müssen,  um  den  durchschnittlichen  Lohn  von  

Männern  per  31.  Deze mber  des  vergangenen  Jahres  zu 

erreichenñ, berichtet  die  Politikerin.  Aktuell  verdienen  Frauen  in  Deutschland  immer  noch  

22  Prozent  weniger  als  ihre  männlichen  Kollegen.  Damit  ist  Deutschland  eines  der  

Schlusslichter  im  europäischen  Vergleich.  ĂUnd das,  obwohl  es die  Frauen  sind,  die  bei  

den  Bildungsabschlüssen  eindeutig  die  Nase  vorn  haben.  Das  ist  ein  Skandalñ, so Rau-

dies.  Ein Rechenexempel:  Geht  es in  diesem  Tempo  weiter,  wird  erst  in  100  Jahren  in  

diesem  Land  Lohngerechtigkeit  erreicht.  ĂDas ist  nicht  hinzunehmenñ, sagt  die  Elmshor-

ner  Landtagsabgeordnete.  Doch  damit  nicht  genug:  Es sind  hierzulande  immer  noch  

hauptsächlich  Frauen,  die  in  Mini -Jobs ohne  soziale  Absicherung  arbeiten  oder  mit  Nied-

riglöhnen  abgespeist  werden.  Wie  Erhebungen  von  Arbeitsforsch ungsinstituten  ergeben  

haben,  schützen  Berufserfahrung  und  Ausbildung  nicht  vor  geschlechterspezifischer  Dis-

kriminierung.  Und  das  nicht  nu r im  Niedriglohnsektor,  sondern  quer  durch  die  gesamte  

Einkommensskala.  

Beate  Raudies:  ĂDie Zeit  der  freiwilligen  Vere inbarungen  ist  vorbei.  Wir  brauchen  daher  

endlich  ein  Entgeltgleichheitgesetz,  das  für  Lohngerechtigkeit  sorgt.ñ 
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Die  SPD - Kreistagsfraktion  lehnt  auch  weiterhin  die  El-
ternbeteiligung  ab!  

Zur  Kreistagsdebatte  um  die  Schülerbeförderung  erklärte  der  Fraktionsvorsitzende  der  

SPD-Kreistagsfraktion  Rendsburg -Eckernför de,  Dr.  Kai  Dolgner:  

Wir  freuen  uns,  dass  es in  der  Kreistagsdebatte  am  18.  März  der  SPD-Fraktion  in  zähem  

Ringen  gelungen  ist,  dass  die  Kreistagsmehrheit  die  Elternvertreter  vor  einem  endgülti-

gen  Beschluss  wenigsten  anhört.  

Zudem  haben  wir  erreicht,  dass  die  in  Aussicht  gestellten  weiteren  Qualitätsverbesserun-

gen  bei  der  ...  

https://www.spd-net-sh.de/pi/raudies
https://www.spd-net-sh.de/rdeck/fraktion


Schülerbeförderung  nicht  mehr  mit  der  Zustimmung  der  Elternbeteiligung  in  einem  An-

trag  verknüpft  worden  sind,  so dass  wir  einem  reinen  Antrag  zu weiteren  Qualitätsver-

besserungen  auch  zustimmen  konnten.  

Wir  stehen  aber  auch  weiterhin  zur  Abschaffung  der  Elternbeteiligung  und  haben  dieses  

gestern  auch  beantragt,  was  CDU,  FDP und  Grüne  erwartungsgemäß  abgelehnt  haben.  

Das gehört  zur  Demokratie.  

Das  wird  uns  aber  nicht  davon  abhalten,  auch  weiterhin  für  eine  Mehrheit  zu  

kämpfen,  damit  die  Elternbeteiligung  wie  in  unseren  westlichen  Nachbarkreisen  

endlich  abgeschafft  wird.  

Keine  Kommentare  
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SPD - MdB  Thönnes:  Teilhabe  am  gesellschaftlichen  Leben  
ist  Menschenrecht!  

Polio  Landesverband  Schleswig - Holstein  tagte  in  Bad  

Bramstedt  

ĂF¿r Menschen  mit  Behinderungen  ist  die  Teilhabe  am  gesell-

schaftlichen  Leben  ein  Menschenrechtñ, so SPD-MdB Franz  

Thönnes  vor  den  Mitgliedern  des  Polio -Landesverbandes  

Schleswig -Holstein  e.V.  am  vergangenen  Wochenende  im  Kli-

nikum  Bad  Bramstedt.  

Der  Selbsthilfe -Verein  setzt  sich  für  die  Anliegen  der  an  Poliomyelitis  (Kinderlähmung)  Er-

krankten  ein  und  hat  landesweit  180  Mitglieder,  davon  85  in  der  Regionalgruppe  Lübeck -

Umland,  die  auch  die  Region  Segeberg  umfasst  und  ca.  15  in  Bad  Bramstedt.  Zwar  ist  

der  letzte  neue  Fall  in  Deutschland  Anfang  der  90er  Jahre  registriert  worden,  aber  vi ele  

Betroffene  leiden  an  dem  sogenannten  Post -Polio -Syndrom,  das  erst  durchschnittlich  35  

Jahre  später  auftritt.  

ĂEigentlich ist  deshalb  eher  von  einer  Menschen -  statt  von  einer  Kinderlähmung  zu spre-

chenñ, führte  Franz  Thönnes  aus.  Die  Betroffenen  gehören  zu den  insgesamt  10  Millionen  

Menschen  mit  Behinderungen  in  Deutschland,  von  denen  nur  ca.  5%  mit  einer  Behinde-

rung  geboren  wurden.  

In  seinem  Vortrag  verwies  Thönnes  darauf,  dass  zwar  schon  viel  passiert,  aber  der  Weg  

zu einer  inklusiven  Gesellschaft  noch  weit  ist.  ĂSeit 1998  hat  es einen  Paradigmenwechsel  

von  der  Fürsorge  hin  zu Teilhabe  gegeben.  Mit  dem  Sozialgesetzbuch  IX,  dem  Behinder-

tengleichstellungs -  sowie  dem  Antidiskriminierungsgesetz  und  der  UN-Behindertenrechts-

konvention  wurden  die  Rechte  der  Menschen  mit  Behind erungen  gestªrktñ, erläuterte  der  

SPD-Politiker  und  ergänzt  vor  den  60  Teilnehmern:  ĂDas ist  gesetzlich  gut  geregelt,  doch  

muss  es nun  auch  in  der  Realität  mit  Leben  erfüllt  werdenñ. 

So wurden  denn  auch  in  der  Diskussion  die  Alltagsprobleme  von  Menschen  mit  Behinde-

rungen  nochmals  deutlich  gemacht.  Da sind  die  verschiedenen  Träger  der  Sozialversiche-

rung  mit  unterschiedlichen  Leistungen  und  so manche  rechtliche  Auseinandersetzung  

hierüber.  Barrierefreiheit  in  den  Kommunen  oder  im  öffentlichen  Perso nennahverkehr  ist  

immer  noch  ein  offener  Punkt.  Und  ungeräumte  Bürgersteige  und  Wege  im  Winter  führen  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


dazu,  dass  Menschen  mit  Rollstuhl  oder  Gehilfen  geradezu  zu Hause  eingesperrt  sind.  

Auch  werde  barrierefreier  Wohnraum  immer  wichtiger.  

ĂWir dürfen  bei der  Verwirklichung  der  Rechte  von  Menschen  mit  Behinderungen  in  unse-

ren  Anstrengungen  nicht  nachlassen.  Dabei  entspricht  der  ständige  Dialog  mit  den  āEx-

pertenó in  eigener  Sache  voll  und  ganz  dem  Motto  der  Behindertenverbände  ï āNichts 

über  uns,  ohne  unsóñ, so der  SPD-Politiker.  

Bildunterschrift:  Franz  Thönnes  und  der  Vorsitzende  des  Polio  Landesverbandes  

Schleswig - Holstein,  Herr  Jens  Siewert  

Keine  Kommentare  
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Rede  StVV  Antrag  Trinkwasser  in  städtische  Hand  

Die  SPD Bad  Bramstedt  hat  am  18.3.2013  einen  Antrag  in  die  Stadtverordne-

tenversammlung  eingebracht,  die  Trinkwasserversorgung  ggf.  wieder  in  allein  

städtischen  Besitz  zu bringen,  falls  die  neuen  EU Richtlinien  dies  erfordern.  Hier  

der  Redetext  zu dem  Antrag:  

Sehr  geehrte  Frau  Bürgervorsteherin,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  

bevor  ich  zum  Inhalt  unseres  Antrages  übergehe,  möchte  ich  eine  Vorbemerkun g zu eini-

gen  öffentlichen  Äußerungen  der  letzten  Tage  machen.  

Heute  erhielt  ich  in  Voreinstimmung  auf  die  anstehende  Beratung  Kenntnis  von  einer  Mail  

in  der  die  Formulierung  auftauchte,  in  der  öffentlichen  Diskussion  sei  Ădie  Sachlichkeit  et-

was  in  den  Hint ergrund  getretenñ und  es sei  etwas  Ărichtig zu stellenñ und  es werde  so-

gar  Ăunzulªssig emotionalisiertñ. 

Wer  soll  damit  gemeint  sein?  

Von  der  SPD sind  keine  Worte  wie  ĂWasserl¿geñ, ĂPanikmacheñ oder  ĂL¿gengebªudeñ be-

nutzt  worden.  Die  SPD hat  die  Beratungss ituation  in  Brüssel  und  Berlin  dargestellt,  mehr  

nicht  und  sich  jeglicher  Beschimpfungen  enthalten.  Oder  wo  haben  Sie so etwas  ent-

deckt?  

Sehr  wohl  fragen  wir  uns  aber,  wie  CDU und  FDP am  28.2.  im  Bundestag  einen  Antrag  

der  Grünen  ablehnen  können,  der  sich  gegen  die  Privatisierung  von  Trinkwasserversor-

gung  richtete,,  dessen  Kern  1zu1  aus  einem  Beschluss  des  letzten  Parteitags  der  Bundes -

CDU abgeschrieben  wurde.   Wie  kann  denn  das  sein?  

Diese  Frage  müssen  sich  unsere  hiesigen  Abgeordneten  gefallen  lassen.  Wem  sonst  als  

dem  Wahlvolk  sind  sie  verantwortlich?  

Wie  glaubwürdig  ist  das,  was  da am  28.2.  abgelaufen  ist?  Wie  will  man  Vertrauen  in  der  

Bevölkerung  erwarten,  die  ständig  mit  wechselnden  Entscheidung  der  Regierung  leben  

muss?  

Das zu fragen,  dürfen  wir  uns  doch  wohl  erlauben.  

Und  wer  mir  diesen  Vorgang  in  Berlin  nicht  glauben  mag,  kann  sich  das  in  der  Mediathek  

der  ARD in  der  Sendung  Monitor  vom  letzten  Donnerstag  ansehen.  

Zum  Antrag  selbst  erreichte  uns  heute  die  Nachricht  aus  Brüssel  aus  dem  Büro  des  MdEP 

Böge,  dass  mit  einer  Neufassung  der  Richtlinie  nun  alle  Bedenken  geheilt  seien.  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


Die  Neufassung  liegt  mir  allerdings  nicht  vor  und  beschlossen  ist  unseres  Wissens  noch  

gar  nichts  Neues.  

Erst  am  12.3.  haben  die  sogenannten  Trilog -Gespräche  zur  Einigung  zwisch en Rat,  EU-

Kommissar  und  Parlament  erst  begonnen.  Die  Berichterstatterin  des  Parlaments  in  die-

sem  Trilog,  Heidi  Rühle  von  den  Grünen,  ist  sich  laut  Monitorsendung  alles  andere  als  si-

cher,  als  die  von  deutschen  kommunalen  Unternehmen  geforderten  Verbesserun gen  auch  

eingearbeitet  werden.  

Insofern  erstaunt  mich  der  Inhalt  der  heutigen  Mail  von  Herrn  Böge  schon  sehr.  Er ist  

dem  Trilog  offenbar  voraus.  

Bitte,  liebe  Kolleginnen  und  Kollegen,  lesen  Sie  unseren  Antrag  richtig.  Wir  beantragen  

für  den  Fall , dass  die  Konzession  doch  ausgeschrieben  werden  muss,  die  Rückholung  der  

Trinkwasserversorgung  in  allein  städtische  Hand.  Das ist  sozusagen  ein  Vorratsbeschluss  

und  vor  allem  eine  Bindung  der  städtischen  Vertreter  in  den  Gremien  der  Stadtwerke.  

Dieser  Wille  soll  mit  dem  Beschluss  eindeutig  bekundet  werden.  Nicht  mehr  und  nicht  

weniger.  

Wir  können  nicht  erkennen,  warum  man  dem  nicht  zustimmen  könnte,  wenn  man  sich  

nicht  andere  Optionen  offen  halten  will.  

Deshalb  stimmen  Sie  bitte  diesem  Antrag  zu,  damit  Bad  Bramstedts  Bevölkerung  weiß,  

dass  es Ihnen  damit  ernst  ist,  die  Trinkwasserversorgung  in  öffentlicher  Hand  zu behal-

ten.  

-----------------------------------------------  

Unter  einem  Trilog  versteht  man  ein  Dreiertreffen  zwischen  Vertretern  des  Rates,  des  Eu-

ropäischen  Parlaments  und  der  Europäischen  Kommission  mit  dem  Ziel  einen  Kompro-

miss  zu finden.  In  der  Regel  finden  die  Triloge,  als  informelle  Treffen,  im  Rahmen  des  or-

dentli chen  Gesetzgebungsverfahrens  (Mitentscheidungsverfahren)  statt,  um  bereits  in  ei-

nem  frühen  Stadium  eine  Einigung  zu erleichtern..  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  19.03.2 013,  16:33  Uhr  -  10202  Clicks  -  Nr.  

220 Scheer  mahnt  Vizekanzler  Philipp  Rösler  zu  mehr  Ver-
fas sungstreue  

Die  Begründung,  mit  der  Vizekanzler  Rösler  gestern  das  Nein  der  

Bundesregierung  gegenüber  einem  eigenen  NPD-Verbotsantrag  des  

Bundestages  erklärte,  wer tet  Nina  Scheer,  SPD-Bundestagsdirekt-

kandidatin  aus  Lauenburg/Stormarn -Süd  als  mangelnde  Verfas-

sungstreue:  

ĂVon einem  Vizekanzler  sollte  eine  Nation  erwarten  dürfen,  dass  

rechtsextreme  Gesinnung  nicht  bagatellisiert  wird.  Wäre  Rechtsext-

remismus  ï wie  von  Rösler  erklärt  -  eine  bloße  Dummheit,  gäbe  es 

nicht  die  in  Art.  21  Grundgesetz  verankerte  Feststellung,  dass  Par-

teien,  die  nach  ihren  Zielen  oder  nach  dem  Verhalten  ihrer  Anhänger  darauf  ausgehen,  

http://www.cep.eu/index.php?id=68&title=Ordentliches%20Gesetzgebungsverfahren
http://www.cep.eu/index.php?id=68&title=Ordentliches%20Gesetzgebungsverfahren
https://www.spd-net-sh.de/scheer


die  freiheitliche  demokratische  Grundordnung  zu beeinträchti genô verfassungswidrig  

sind.ñ. 

Wer  Rechtsextremismus  und  Menschenfeindlichkeit  bagatellisiert,  vermittele  den  Ein-

druck,  das  Wertegerüst  unserer  Verfassung  geringzuschätzen.  Die  Klassifizierung  von  

Rechtsextremismus  als  bloße  Dummheit  sei  ein  Freifahrtschei n für  verfassungsfeindliche  

Gesinnung.  

Zu  der  Frage  nach  einem  NPD-Verbotsantrag  erklärt  Scheer:  ĂDie Möglichkeit  eines  

scheiternden  Verbotsantrages  entbindet  nicht  von  der  Pflicht,  Maßnahmen  zum  Schutz  

der  Grundwerte  unserer  Verfassung  wahrzunehmen.ñ  

Kei ne  Kommentare  
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SPD  begrüßt  gymnasiale  Oberstufe  an  der  Auenland-
schule  

Das Stadtmagazin  fragte  kürzl ich  nach  der  künftigen  Schullandschaft  in  

Bad  Bramstedt.  Dazu  antworte  Birgit  Albrecht  in  der  vorgegebenen  

Kürze:  

Die  Bad  Bramstedter  SPD begrüßt  den  Antrag  der  Gemeinschaftsschule  

Auenland,  eine  gymnasiale  Oberstufe  einzurichten.  

Wir  werden  die  Schule  und  den  Schulverband  dabei  unterstützen,  den  

Antrag  zu realisieren.  

Nicht  alle  Kinder  erreichen  derzeit  den  für  sie  bestmöglichen  Schulabschluss  und  die  Abi-

turquote  eines  Schülerjahrgangs  ist  in  Schleswig -Holstein  noch  immer  unterdurchschnitt-

lich.  Daher  ist  es ein  guter  Weg,  mehr  Möglichkeiten  zu eröffnen.  

Durch  langjähriges  gemeinsames  Lernen  steigt  für  viele  Kinder  die  Chance  zu einer  opti-

malen  Weiterentwicklung.  Sie können  ihre  Potentiale  besser   entfalten  und  damit  eine  

gute  Grundlage  für  ihren  persönliche n und  beruflichen  Weg  zu legen.  

Eine  Kooperation  mit  dem  Gymnasium  können  wir  uns  sehr  gut  vorstellen.  Sie  sollte  in  

einer  Bildungslandschaft,  die  wir  anstreben,  stets  möglich  sein.  

Die  SPD hofft  sehr,  dass  die  anderen  Parteien  weiterhin  zum  Konzept  der  Gemeinschafts-

schule  mit  gymnasialer  Oberstufe  stehen.  

Ein Verweis  auf  weiterführende  Schulen  in  anderen  Orten  sowie  die  Berufsbildungszen-

tren  ist  als  Ergänzung  wichtig  und  richtig,  ersetzt  aber  nach  Meinung  der  SPD nicht  die  

Notwendigkeit  eines  breiten  Bildu ngsangebotes  vor  Ort.  

Dieses  wollen  wir  mit  G8 an  der  Jürgen -Fuhlendorf -Schule  und  G9 an  der  Auenlandschule  

schaffen.  

Ein breites  Schulangebot  ist  nicht  zuletzt  ein  wichtiger  Standortfaktor  für  unsere  Stadt.  

Keine  Kommentare  
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SPD  Kreistagsfraktion  besichtigt  neuen  Fähranleger  in  
Mönkeberg  

17.  3.  2013  

 

SPD  Kreistagsfraktion  besichtigt  neuen  

Fähranleger  in  Mönkeberg  

Kur z vor  der  Eröffnung  hat  die  SPD Kreis-

tagsfraktion  Plön  den  Mönkeberger  Fähranle-

ger  im  Rahmen  einer  Fraktionssitzung  vor  

Ort  besichtigt.  

Sehr  zufrieden  zeigt  sich  die  wirtschaftspoli-

tische  Sprecherin  der  SPD Kreistagsfraktion  

Maria -Busch  Laurinck  über  den  Bau:  "Wir  

haben  eine  einzigartige  auch  für  den  Tourismus  und  ÖPNV wichtige  Wasserstrasse,  die  

Kieler  Förde.  Die  Verbindungen  auf  dem  Wasser  müssen  attraktiv  sei,  der  Ausbau  des  

Fähranlegers  ist  gut  angelegtes  Geld  und  eine  wichtige  Investitionñ, so Fraktion svorsit-

zender  Lutz  Schlünsen.  Auf  die  Sozialdemokraten  im  Plöner  Kreistag  ist  Verlass,  sie  ha-

ben  das  Projekt  von  Anfang  an  kräftig  unterstützt,  so Mönkebergs  Bürgermeister  Jens 

Heintze.  Er verspricht  sich  durch  den  Bau  des  Anlegers  auch  eine  touristische  und  gastro-

nomische  Belebung  des  Strandes.  er  Kreis  finanzierte  175.000  ú des  etwa  1,  2 Mio.  teu-

ren  Anlegers.  

SPD  beschließt  Senkung  der  Elternbeiträge  

Zufrieden  zeigte  sich  auch  die  SPD-Fraktion  mit  dem  Ergebnis  der  Arbeitsgruppe  des  

Schulausschusses  unter  Leitung  der  Vorsitzenden  Ingrid  Rusch,  sie haben  die  Ausarbei-

tungen  für  die  Senkung  der  Elternbeiträge  für  die  Schülerbeförderung  vorbereitet.  "Unser  

Ziel,  die  völlige  Abschaffung  der  Gebühren,  ist  aufgrund  des  Konsolidierungspaktes  zur  

Zeit  rechtlich  nich t  mºglichñ, so Vorsitzender  Lutz  Schlünsen.  Dennoch  werden  die  Bei-

träge  für  die  Eltern  fast  halbiert,  so dass  wir  einen  großen  Schritt  gemacht  haben.  Für  

das  zweite  Kind  zahlen  die  Eltern  die  Hälfte  und  ab dem  3.  Kind  gibt  es keine  Elternbei-

träge.  Einen  Großteil  der  Eltern  werden  die  Entlastungen  spüren,  denn  auch  Geschwister-

ermäßigungen  und  Sozialstaffel  bleiben  erhalten.  Eine  Tarifzonenänderung  ist  momentan  

nicht  möglich,  hier  werden  in  den  neu  zu erstellenden  3.  Regionalen  Verkehrsplan  des  

Kreises  Plön  Diskussionsbeiträge  eingebracht.  Ein angedachtes  Pauschalsyst em  der  Kos-

ten  lehnen  wir  ab,  da viele  Eltern  dann  nicht  entlastet  worden  wären.  

Keine  Kommentare  
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Nina  Scheer  im  Vorwärts:  Wir  brauchen  den  System-
wechsel  

Aus dem  Vorwärts:  Nach  der  Reaktorkatastrophe  von  Fukushima  wurde  die  Ener-

giewende  eingeleitet.  Doch  bisher  tut  sich  viel  zu  wenig.  Nina  Scheer  sagt,  w as  

passieren  muss,  damit  die  Erneuerbaren  Energien  wirklich  Fahrt  aufnehmen.  

Vor  zwei  Jahren  passierte  Ăesñ: Nach  Tschernobyl  1986  kam  es in  Fukushima  zu einem  

weiteren  Super -GAU. Eine  Gefährdungslage  ist  allerdings  mit  jedem  Atomkraftwerk  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


gegeben:  allein  schon  für  den  Fall  eines  terroristischen  Anschlags,  ganz  abgesehen  von  

der  nach  wie  vor  ungelösten  Endlagerfrage  und der  hiermit  zusammenh ängenden  Ge-

fahr  einer  missbr äuchlichen  Verwendung  radioaktiver  Abf älle.  Die  meisten  Folgewirkun-

gen  von  Fukushima  ï Krebserkrankungen,  insbesondere  bei  Kindern  

ï stehen  noch  bevor!  

Hauptakte ure  der  Energiewende  

Die  zentralen  Eckpfeiler  der  Energieversorgung:  Eine  generationen-

verantwortliche  Energiegewinnung,  Versorgungssicherheit  und  Be-

zahlbarkeit  von  Energie,  können  vor  diesem  Hintergrund,  mit  Blick  

auf  die  fortschreitende  fossile  Ressourc enverknappung  sowie  klima-

schutzpolitisch  nur  durch  einen  fortgesetzt  beschleunigten  Umstieg  

auf  Erneuerbare  Energien  gewährleistet  werden.  Erneuerbare  Ener-

gien  sind  die einzigen  sowohl  ethisch  verantwortbaren  als  auch  lang-

fristig  gesicherten  Erzeugungskapa zitäten.  Der  schnellstmögliche  Umstieg  auf  Erneuer-

bare  Energien  ist  somit  insbesondere  sozialpolitisch  unausweichlich.  Und  dieser  findet  

bislang  vor  Ort,  unter  Einbeziehung  von  Bürgern,  Kommunen  und  Stadtwerken  statt  ï 

den  Hauptakteuren  der  Energiewende.  Die Energiewende  hat  damit  auch  eine  demokra-

tiestärkende  Dimension.  In  Deutschland  werden  heute  bereits  über  25  Prozent  des  

Stromverbrauchs  aus  Erneuerbaren  Energien  gewonnen  ï mehr  als  je  prognostiziert;  der  

Anteil  am  Gesamtenergiebedarf  liegt  bei  über  20 Prozent.  Das zur  Markteinführung  Er-

neuerbarer  Energien  geschaffene  Erneuerbare -Energien -Gesetz  (EEG)  bietet  die  für  diese  

Entwicklung  maßgeblichen  Anreize.  Sowohl  gesetzlich  festgesetzte  Vergütungssätze  als  

auch  die  vorrangige  Abnahmepflicht  für  regenera tiv  gewonnenen  Strom  schaffen  Investi-

tions -  und  Planungssicherheit.  Quotenmodelle  haben  sich  hingegen  nicht  bewährt.  

Fehlsteuerung  von  Schwarz - Gelb  

Erneuerbare -Energien -Technologien  werden  immer  billiger;  Wind  und  Sonne  sind  kosten-

los  verfügbar.  Dass  der  Strom  dennoch  teurer  wird,  ist  heute  zu einem  nicht  unerhebli-

chen  Anteil  auf  Fehlsteuerungen  der  schwarz -gelben  Bun desregierung  zurückzuführen.  

Befreiungen  von  der  heute  5,3  Cent  je  Kilowattstunde  Strom  betragenden  EEG-Umlage,  

die  sich  nicht  über  internationale  Wettbewerbsnachteile  energieintensiver  Unternehmen  

rechtfertigen  lassen,  gilt  es zurückzunehmen.  Die  EEG-Umla ge spiegelt  somit  auch  nur  

teilweise  die  Investitionen  in  die  Energiewende. Die  Strompreise  geben  zudem  keinen  

Aufschluss  über  die  mit  dem  Ausbau  Erneuerbarer  Energien  einhergehenden  volkswirt-

schaftlichen  Entlastungen.  Die  jährlichen  deutschlandweiten  Importkosten  für  Kohle,  Gas 

und  Öl liegen  derzeit  bei  80  Milliarden  Euro,  Tend enz  steigend.  Die  EEG-Umlage,  die  auch  

für  Investitionen  in  die  Entwicklung  von  Zukunftstechnologien  steht,  liegt  derzeit  bei  

jährlich  16  Milliarden  Euro,  wobei  allein  14,5  Milliarden  auf  Bestandsanlagen  aus  Zeiten  

wesentlich  höherer  Vergütungssätze  entfal len;  die  Vergütungssätze  sind  auf  20  Jahre  be-

grenzt.  Würden  Umweltschäden  und  die  für  Atomenergiegewinnung  sowie  Kohleverstro-

m ung  seit  1970  geleisteten  Subventionen  eingerechnet,  kostete  eine  Kilowattstunde  

Strom  zusätzliche  10,2  Cent  ï ohne  dass  hierdurch  Investitionen  in  Zukunftstechnologien  

geleistet  würden.  

Die  Verzögerung  wird  teuer  

Bei  der  Energiewende  geht  es um  einen  Systemwandel:  Fluktuierende  regenerative  Ener-

gien  werden  mit  Hilfe  von  Netzmanagement  und  Speichern  kontinuierlich  verfügbar.  Mit  

Hilf e von  Anreizstrukturen,  wie  etwa  einem  Netzmanagement -  oder  Speicherbonus,  kann  

Versorgungssicherheit  auf  Grundlage  Erneue rbarer  Energien  erreicht  werden.  Netzausbau  

und  Netzmanagement  müssen  sich  dabei  an  dem  Ausbau  Erneuerbarer  Energien  orientie-

ren  und  nicht  umgekehrt,  andernfalls  wird  die  Energiewende  gehemmt.  Unser  heuti-

ges  Energieversorgungssystem  basiert  noch  zu einem  gro ßen Teil  auf  Kohleverstromung,  

die  es allerdings  aus  Gründen  des  Klimaschutzes  und  der  Ressourcenverknappung  so 



schnell  wie  möglic h durch  regenerative  Energiegewinnung  zu ersetzen  gilt.  Ob zwischen-

zeitlich  weitere  Gaskraftwerke  benötigt  werden,  hängt  davon  ab,  mit  welchem  Nachdruck  

ein  auf  regenerative  Energiegewinnung  ausgerichtetes  Netzmanagement,  phasenverscho-

bene  Einspeisung  Erne uerbarer  Energien,  die  Nutzung  von  Netzkapazitätsreserven,  eine  

Reduktion  der  Höchstlast  durch  abschaltbare  Leistungen  in  energieintensiven  Unterneh-

men  und  die  Schaffung  von  Backup -Systemen  für  Reservekapazitäten  gelingen.  Es gilt  

hierfür  mit  den  Mechanism en des  EEGs Anreizsysteme  zu schaff en.  Nicht  die  Energie-

wende,  sondern  ihre  verzögerte  Umsetzung  wird  für  die  Menschen  unbezahlbar!  

Zum  Artikel  auf  www.vorwaerts.de  

Kommentar  von  B.Wolff  vom  21.03.2013,  14:01  Uhr:  

RE:  Nina  Scheer  im  Vorwärts:  Wir  brauchen  den  Systemwechsel  

Ich  meine,  daß  die  jetzige  Bundesregierung  Ihre  Energiwende  bewußt  hat  Eskalieren  las-

sen,  damit  das  Thema  dem  politischen  Gegner  keine  Stimmen  mehr  br ingt.  Zu  Ihren  

Ausführungen  möchte  ich  in  Bezug  zu den  Offshoreanlagen  Ergänzen:  Es ist  nicht  zwin-

gend  notwendig  dorthin  Kabel  zu legen,  wenn  man  das  Prinzip  der  Galwanisierung  Vorort  

anwendet  und  mittels  transportabler  Einschübe  je  nach  Bedarf  Stoffe  aus  dem  Meer  ge-

winnt,  die  insgesamt  gebraucht  werden.  Erste  Stoffe  sind  natürlich  Wasser -  und  Sauer-

stoff,  welche  dann  in  Gaskraftwerken  besonderer  Güte  (müssen  ca.  800  Grad  mehr  aus-

halten)  nur  in  Bezug  zu den  verwendeten  Materialien  und  Auswürfen  daraus  Aufgru nd  der  

höheren  Temperatur  verschmutzen.  Ist  der  Bedarf  oder  die  Kapazität  an  diesen  Stoffen  

gedeckt,  werden  andere  Bauteile  eingeschoben  um  z.B.  bestimmte  Metalle  aus  dem  Meer  

zu holen.  Der  Energieaufwand  ist  natürlich  deutlich  höher  als  beim  Wasser -  und  Sauer-

stoff,  liegt  aber  bei  vielen  noch  unter  dem,  was  die  langen  Leitungen  in  die  Umwelt  ver-

puffen  lassen.  Dieser  Wirkungsgrad  hat  erst  mit  solchen  Projekten  die  Möglichkeit  sich  zu 

verbessern.  Wichtig  ist,  daß  die  anderen  Stoffe  Verkaufbar  sind,  also  selbs t  bei  Strom-

überschuß  und  damit  bei  normalerweise  drohender  Abschaltung  der  Windanlagen  Geld  

einbringen.  
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MdB  Sönke  Rix:  SPD  -  konsequent  für  Freiheit  und  Demo-
kratie  

Der  Jahrestag  des  "Ermächtigungsgesetzes"  mahnt  alle  De-

mokratinnen  und  Demokraten  jedes  Jahr  aufs  Neue,  dass  wir  

nicht  nachlassen  dürfen  in  unserem  Engagement  für  Demo-

kratie  und  Freiheit.  Rechtsextremismus  und  rechte  Gewalt  

sind  in  Deutschland  keine  Randerscheinungen.  Rassistische,  

antisemitische  und  fremdenfeindliche  Einstellungen  sind  in  

allen  gesellschaftlichen  Gruppen  verankert  und  verletzen  die  

Grundwerte  einer  freien  und  solidarischen  Gesellschaft.  

Die Bekämpfung  des  Rechtsextremismus  in  all  seinen  Aus-

prägungen  -  Neonazismus,  Rassismus,  und  Antisemitismus  -  

geht  uns  alle  an.  Mit  der  Aufdeckung  der  NSU-Mordserie,  den  Wahlerfolgen  rechter  Par-

teien  und  den  Naziaufmärschen  und  -demonstrationen  zeigt  sich,  dass  ein  entschiedenes  

Handeln  gegen  Rechtsextremismus  von  allen  gesellschaftlichen  Gruppen  und  jedem  Ein-

zelnen  nötig  ist.  Wir  müssen  uns dauerhaft  mit  dem  Rechtsextremismus  und  der  Stär-

kung  der  demokratischen  Kultur  in  unserem  Land  auseinandersetzen.  

Wir  Sozialdemokraten  stehen  seit  150  Jahren  konsequent  für  Demokratie  und  Freiheit  -  

und  für  den  entschiedenen  Kampf  gegen  Rechts.  Der  Jahrestag  des  Ermächtigungsgeset-

zes und  die  mutige  Rede von  Otto  Wels  sind  für  mich  Anlass,  der  mutigen  und  entschlos-

senen  Sozialdemokraten,  Kommunisten  und  Gewerkschafter  zu gedenken,  die  ihre  

http://www.vorwaerts.de/93356
mailto:olafmcpool@aol.com
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Überzeugung  auch  im  Angesicht  von  Schlägertrupps  und  braunem  Mob  nicht  aufgaben  

und  dafür  zum  Teil  mit  ihrem  Leben  bezahlten.  Ihr  Vermächtnis  ist  unser  Auftrag.  

Dass  sich  im  Durchschnitt  immer  noch  zwei  rechtsextrem  motivierte  Gewalttaten  pro  Tag 

ereignen  und  dass  seit  der  Wiedervereinigung  nach  offiziellen  Angaben  mehr  als  60  Men-

schen  durch  rechtsextreme  Gewalttaten  zu Tode  gekommen  sind  -  zivilgesellschaftliche  

Opferberatungsstellen  spre chen  sogar  von  mehr  als  180  Todesopfern  rechter  Gewalt  -  ist  

ein  klares  Zeichen  dafür,  wie  nötig  Engagement  gegen  Rechts  auch  heute  ist.  Mit  der  ras-

sistischen  Mordserie  des  NSU erreichte  rechte  Gewalt  einen  neuen,  traurigen  Höhepunkt.  

Der  Kampf  gegen  Recht sextremismus,  Rassismus  und  Antisemitismus  ist  für  uns  eine  ge-

samtgesellschaftliche,  gesamtstaatliche  und  alle  Generationen  betreffende  Aufgabe.  Wir  

wollen  das  Engagement  für  Demokratie  und  Toleranz  kontinuierlich  unterstützen.  Dabei  

setzen  wir  bewusst  auf  die  Vielfalt  der  Aktivitäten  und  Initiativen  vor  Ort.  

Und  dazu  gehört  für  uns  auch  -  als  einer  von  vielen  Punkten  -  ein  Verbot  der  NPD. Der  

Bundesrat  hat  das  Verfahren  auf  den  Weg  gebracht.  Die  SPD begrüßt  diesen  längst  über-

fälligen  Schritt.  Wir  sind  der  Überzeugung:  Die  NPD gehört  nicht  in  unser  demokratisches  

Parteienspektrum.  Wir  haben  keinen  Zweifel,  dass  die  NPD eine  aggressiv -kämpferische  

Grundhaltung  gegenüber  unserer  demokratischen  Grundordnung  hat.  Wir  dürfen  nicht  

länger  zusehen,  wie  die  NPD das  System  lächerlich  und  verächtlich  macht,  wie  sie es 

ausnutzt  und  unterläuft,  wie  sie  es aushebeln  und  schließlich  abschaffen  will.  

Dass  die  Bundesregierung  sich  an  dem  Verbotsverfahren  nicht  beteiligt,  ist  ein  schlechtes  

Signal.  Im  Kampf  gegen  Rechtsextrem ismus  ist  ein  Schulterschluss  aller  Demokratinnen  

und  Demokraten  nötig.  Ein Verbotsverfahren,  das  von  allen  Verfassungsorganen  getra-

gen  wird,  wäre  der  richtige  Weg  gewesen.  Mit  ihrem  Nein  in  der  Bundesregierung  fällt  die  

FDP auch  ihren  Parteifreunden  in  den Ländern  in  den  Rücken,  die  in  Niedersachsen  und  

Bayern  als  Koalitionspartner  das  Verbotsverfahren  mit  auf  den  Weg  gebracht  haben.  Und  

wer  dann  noch  den  Rechtsextremisten  nur  Dummheit  unterstellt,  spielt  ihnen  genau  in  

die  Hände.  Herr  Rösler  hat  wirklich  nichts  verstanden.   Mit  einem  eigenen  Antrag  setzt  

sich  die  SPD nun  dafür  ein,  dass  wenigstens  der  Bundestag  sich  an  dem  Verbotsverfah-

ren  beteiligt.  

Keine  Kommentare  
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"Eine  rasche  Einigung,  die  nicht  wirklich  zufriedenstellt"  

EU- Landwirtschaftsminister  einigen  sich  über  Reform  der  Agrarpolitik  

Kurz  vor  Mitternacht  haben  sich  die  Agrarminister  der  EU-Mitglied staaten  

überraschend  schnell  auf  eine  gemeinsame  Position  zu der  Reform  der  Ge-

meinsamen  Agrarpolitik  (GAP)  geeinigt.  Nur  Slowenien  und  die  Slowakei  

stimmten  gegen  die  gefundenen  Kompromisse.  

Für  die  SPD-Europaabgeordnete  und  Agrarexpertin  Ulrike  RODUST  geh t  

das  Ergebnis  der  Verhandlungen  jedoch  nicht  weit  genug.  "Nach  der  Ab-

stimmung  im  Europäischen  Parlament  waren  die  Minister  unter  Zugzwang.  

Das Ergebnis  der  Verhandlung  löst  bei  mir  jedoch  keine  Begeisterung  aus",  so Ulrike  

RODUST  kritisch.  "Bei  dem  wichti gen  Ziel,  die  Direktzahlungen  für  die  Landwirte  an  Um-

weltanforderungen  zu knüpfen,  also  die  sogenannte  erste  Säule  ökologischer  auszurich-

ten,  wollen  die  Agrarminister  Umweltmaßnahmen,  die  bereits  für  die  zweite  Säule  existie-

ren,  als  Umweltauflage  anerkenne n.  Auch  soll  jeder  Mitgliedstaat  im  nationalen  

https://www.spd-net-sh.de/rodust


Alleingang  Umwelt -Zertifizierungen  vornehmen  können",  so Ulrike  RODUST .  "Wenn  je-

der  bei  den  Umweltanforderungen  an  die  Direktzahlungen  tun  und  lassen  kann  was  er  

möchte,  geht  der  Gedanke  einer  gemeinsamen  Agra rpolitik  aber  verloren."  

Positiv  bewertet  Ulrike  RODUST  hingegen  die  Einigung  der  Agrarminister,  dass  Land-

wirte  bei  Verstößen  gegen  die  Öko -Auflagen  nicht  nur  die  30  Prozent  Greening -Prämie  

verlieren,  sondern  auch  Abzüge  auf  ihre  Basiszahlungen  fürchten  mü ssen.  Allerdings  

seien  die  zu erwartenden  Sanktionen  zu gering.  "Die  vom  Rat  vorgeschlagenen  7,5  Pro-

zent  Abzüge  bei  den  Basiszahlungen  werden  wohl  kaum  einen  Anreiz  für  die  Landwirte  

darstellen,  doch  mehr  für  Umwelt  und  Klima  zu tun.  Immerhin  gehen  die  Min ister  aber  

mit  ihrem  Vorschlag  weiter  als  das  Parlament."  

Bei  den  ökologischen  Vorrangflächen  zeigte  sich  die  Sozialdemokratin  vorsichtig  optimis-

tisch.  "Die  Position  des  Rates,  dass  Landwirte  fünf  Prozent  ihrer  Flächen  als  ökologische  

Vorrangflächen  auswei sen  müssen,  liegt  zwar  immer  noch  hinter  den  von  Umweltwissen-

schaftlern  empfohlenen  Werten,  stellen  jedoch  eine  Verbesserung  gegenüber  der  Parla-

mentsposition  dar",  so Ulrike  RODUST .  Denn  die  Mehrheit  des  Parlaments  hatte  bei  der  

Abstimmung  in  der  vergangen en Woche  für  ein  Stufenmodell  gegen  die  Stimmen  der  

SPD-Europaabgeordneten  votiert,  das  bei  lediglich  drei  Prozent  beginnt.  

Nach  der  Einigung  zwischen  den  Mitgliedstaaten  beginnen  nun  die  Verhandlungen  zwi-

schen  Rat  und  Parlament.  Die  erste  Sitzung  findet  bereits  am  11.  April  statt.  Die  irische  

EU-Ratspräsidentschaft  hat  sich  das  ehrgeizige  Ziel  gesetzt,  sich  noch  während  ihrer  

Amtszeit,  also  noch  vor  der  Sommerpause,  mit  dem  Parlament  zu einigen.  

Keine  Kommentare  
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Zwei  SPD -Reichstagsabgeordnete  aus  der  Region  boten  
Hitler  mutig  die  Stirn  

Thönnes  erinnert:  Abstimmung  über  Hitlers  Ermächti-

gungsgesetz  vor  80  Jahren:  

Am  23.  März  2013  jährt  sich  zum  80.  Mal  die  Rede  des  damali-

gen  SPD-Fraktionsvorsitzenden  Otto  Wels  gegen  das  Ermächti-

gungsgesetz  der  Nationalsozialisten.  ĂDieses Gesetz  besiegelte  

das  vorläufige  Ende  des  Parlamentarismus  und  der  freiheitli-

chen  Demokratie  in Deutschland.  Zugleich  war  es Ausgangspunkt  der  12 - jährigen  Nazi -

Diktaturñ, erinnert  der  SPD-Bundestagsabgeordnete  Franz  Thönnes.  

Die  Abgeordneten  der  SPD stimmten  als  einzige  gegen  das  Gesetz.  Ihnen  war  bewusst,  

dass  sie damit  ihr  Leben  riskierten.  Etlic he  Fraktionsmitglieder  befanden  sich  bereits  in  

Haft  oder  auf  der  Flucht,  ebenso  sämtliche  Abgeordnete  der  KPD. Thönnes:  ĂDeshalb war  

ihr  āNeinó umso  mutiger.ñ 

Der  SPD-Fraktionsvorsitzende  Otto  Wels  fasste  die  Haltung  der  SPD in  den  Worten  ĂFrei-

heit  und  Leben  kann  man  uns  nehmen,  die  Ehre  nichtñ, zusammen.  In  der  Abstimmung  

votierten  dann  auch  die  beiden  SPD-Reichstagsabgeordneten  Louise  Schroeder  und  Louis  

Biester  aus  der  damals  zum  heutigen  Bundestagswahlkreis  ĂSegeberg ï Stormarn -Mitteñ 

gehörenden  Region  gegen  Hitlers  Absicht.  Beide  vertraten  den  damaligen  Wahlkreis  13  

Schleswig -Holstein.  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


Louise  Schröder,  die  1887  geborene  Versicherungsangestellte  und  Leit erin  des  Pflegeam-

tes  in  Altona,  das  damals  zu Schleswig -Holstein  gehörte,  wurde  bereits  1920  für  die  SPD 

in  den  Reichstag  gewählt.  Die  profilierte  Sozialpolitikerin  setzte  sich  insbesondere  für  ein  

Jugendwohlfahrtsgesetz,  die  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  sowie  die  Unterstützung  

von  Müttern  mit  unehelichen  Kindern  ein.  Ebenso  gründete  sie 1919  die  Arbe iterwohlfahrt  

Schleswig -Holstein,  deren  Vorsitzende  sie bis  1933  war.  Schmerzhaft  spürte  sie die  Fol-

gen  ihres  Widerstandes  gegen  die  Nationalsozialisten  durch  die  sofortige  Vertreibung  aus  

ihren  öffentlichen  Ämtern  und  Funktionen  in  der  Sozialfürsorge.  Ste llung  unter  Polizeiauf-

sicht  und  Arbeitslosigkeit  folgten.  Da der  von  ihr  als  Filialleiterin  betriebene  Brotladen  

boykottiert  wurde,  zog  sie schließlich  nach  Berlin.  Nach  dem  2.  Weltkrieg  war  sie  vom  8.  

Mai  1947  bis  Dezember  1948  amtierende  Berliner  Oberbür germeisterin.  Ebenso  gehörte  

sie dem  Deutschen  Bundestag  von  1949  bis  zu ihrem  Tod  1957  an.  Noch  heute  erinnert  

die  Benennung  von  Straßen  z.B.  in  den  Kommunen  Kaltenkirchen  und  Norderstedt  an  

Louise  Schröder.  

Der  zweite  SPD-Reichstagsabgeordnete  aus  der  Region,  der  mit  ĂNeinñ stimmte,  war  der  

1882  geborene  Lehrer  Louis  Biester  aus  Hoisbüttel,  dem  heutigen  Ammersbek,  wo  

auch  Franz  Thönnes  wohnt.  Biester  gehörte  dem  Stormarner  Kreistag  von  1920  bis  1933  

an.  In  dieser  Zeit  war  er  auch  Amtsvorsteher  des  Stormar ner  Amtsbezirks  Bergstedt  XIX  

mit  seinem  Heimatort.  In  den  Reichstag  wurde  er  erstmals  1924  gewählt  und  war  Mit-

glied  bis  1933.  Beim  Kapp -Putsch  1920  verteidigte  der  SPD-Politiker  mit  weiteren  1.500  

bewaffneten  Putsch -Gegnern  erfolgreich  die  damalige  Storma rner  Kreisverwaltung  in  

Wandsbek  gegen  die  Putschisten.  Biester  stand  damals  an  der  Spitze  des  Kreisausschus-

ses.  1920  gründete  er  auch  den  SPD-Kreisverband  Stormarn.  Am  27.  Juni  1933  wurde  er  

von  den  Nationalsozialisten  verhaftet  und  war  sechs  Monate  im  KZ Lichtenburg  in  Haft.  

Ihm  wurde  jegliche  politische  Tätigkeit  sowie  das  Wiederbetreten  des  Stormarner  Kreis-

gebiets  verboten.  Ebenso  wurde  er  aus  dem  Lehramt  in  Hamburg  entfernt.  Er zog  nach  

Niedersachsen  und  wurde  dort  von  der  britischen  Militärregierung  1946  als  Landrat  des  

Kreises  Osterholz  eingesetzt.  Biester  verstarb  1965  in  Hamburg.  

ĂEs erfüllt  mich  mit  Hochachtung  und  Stolz  so mutige  Vorgänger  aus  unserer  Region  in  

der  sozialdemokratischen  Ahnengalerie  als  Parlamentarier  zu haben.  Das ist  Verpflichtun g 

und  Auftrag  zugleich,  sich  auch  heute  engagiert  gegen  neue  rechtsextremistische  Aktivi-

täten  und  täglich  für  eine  lebendige  Demokratie  einzusetzen!ñ, so der  SPD-MdB Franz  

Thönnes  am  Rande  der  Erinnerungsveranstaltung  der  SPD-Bundestagsfraktion  in  Berlin.  

Bildquelle:  Wikipedia  
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Frauen,  holt  eure  roten  Taschen  aus  dem  Schrank  

Gehaltslücke  zwis chen  Männern  und  Frauen  schließen  ï SPD - Frauen  unterstüt-

zen  āEqual Pay  Dayô 

80  Tage  mussten  Frauen  in  Deutschland  über  das  Jahresende  hinaus  extra  arbeiten,  um  

so viel  zu verdienen,  wie  ihre  männlichen  Kollegen  allein  im  Vorjahr.  Der  "Equal  Pay Day"  

markiert  am  Donnerstag,  21.  März  diesen  Zeitraum  und  macht  auf  die  unverändert  dras-

tischen  Lohnunterschiede  zwischen  Männern  und  Frauen  aufmerksam.  

https://www.spd-net-sh.de/rodust
http://www.equalpayday.de/


Aktuell  beträgt  die  geschlechtsspezifische  Gehaltslücke  laut  Statisti-

schem  Bundesamt  22  Prozent.  Damit  gehört  Deutschland  europaweit  

zu den  Schlusslichtern.  Nur  in  Österreich,  der  Tschechischen  Republik  

und  Estland  ist  die  Lohnungerechtigkeit  nach  Angaben  der  EU-Kommis-

sion  noch  weiter  ausgeprägt.  

Ein  Skandal!  

Zum  Symbol  des  Protests  gegen  diese  Lohnungerechtigkeit  ist  das  Tragen  roter  Taschen  

am  Equal  Pay Day  geworden.  Die  roten  Taschen  stehen  für  rote  Zahlen  in  den  Geldbör-

sen  der  Frauen  und  dafür,  dass  Frauen  weniger  in  der  Tasche  haben  als  Männer.  Auch  die  

SPD-Frauen  im  Eur opäischen  Parlament  rufen  alle  Frauen  in  Deutschland  und  Europa  auf:  

ĂHolt am  21.  März  Eure  roten  Handtaschen  aus  dem  Schrank  und  kämpft  mit  uns  für  glei-

chen  Lohn  für  gleiche  Arbeit  am  gleichen  Ort  für  Männer  und  Frauen.ñ 

Frauen  haben  mehr  verdient!  SPD:  Für  Lohngerechtigkeit  und  gegen  überkom-

mene  Strukturen  

Um  endlich  den  Missstand  auszuräumen,  dass  Frauen  in  Deutschland  im  Schnitt  22  Pro-

zent  weniger  verdienen  als  Männer,  hilft  es,  der  Wurzel  dieser  Ungerechtigkeit  auf  den  

Grund  zu gehen.  Denn  es gibt  viel e Ursachen  für  die  Gehaltslücke,  deshalb  sind  auch  ver-

schiedene  Gegenmaßnahmen  nötig.  

Typische  Frauenberufe  sind  schlechter  bezahlt  

Immer  noch  konzentrieren  sich  Frauen  häufiger  auf  Berufe  und  Branchen  mit  niedrigem  

Verdienstniveau.  80  Prozent  der  Beschäft igten  etwa  in  Gesundheitsberufen  sind  Frauen.  

Die  Einkommen  von  Pflegekräften,  Krankenschwestern  oder  Arzthelferinnen  rangieren  im  

Vergleich  zu anderen  gleichwertigen  Ausbildungsberufen  am  unteren  Ende  der  Gehalts-

statistiken.  "Viel  Dienst  ï weniger  Verdienst"  lautet  deshalb  auch  das  Motto  des  Equal  

Pay Days  2013.  Ziel  des  diesjährigen  Themenschwerpunkts  ï die  Lohnsituation  in  Ge-

sundheitsberufen  ï ist  aber  nicht  nur  die  finanziell e,  sondern  auch  die  gesellschaftliche  

Aufwertung  von  Gesundheitsberufen.  

Daher  haben  sich  die  Sozial -  und  Beschäftigungsexperten  der  SPD-Europaabgeordneten  

etwa  von  der  Initiative  zur  frühen  Berufsorientierung  in  Rheinland -Pfalz  inspirieren  las-

sen.  Die  Akt ion  soll  Mädchen  für  die  mathematisch - technischen  Berufe  speziell  fördern  

und  ihr  Interesse  wecken,  und  wurde  vor  einem  Jahr  auch  im  europäischen  Programm  

"Jugend  in  Bewegung"  aufgenommen.  Die  SPD im  Europaparlament  wird  sich  auch  in  Zu-

kunft  dafür  einsetze n,  dass  europäische  Programme  von  guten  Beispielen  in  den  Regio-

nen  lernen  und  Mädchen  endlich  die  Förderung  erhalten,  die  sie  verdient  haben.  

Erwerbsunterbrechungen  und  Karriereknick  

Ein weiterer  Grund  für  die  Entgeltungleichheit  ist,  dass  Frauen  öfter  und  länger  familien-

bedingt  aus  dem  Erwerbsleben  aussteigen  als  Männer.  Einbußen  bei  der  Lohn - , Einkom-

mens -  und  Karriereentwicklung  bis  letztendlich  hin  zur  Rente  sind  die  Folgen.  Im  Laufe  

eines  typischen  weiblichen  Erwerbslebens  steigt  die  Lohnlücke  dann  zu einer  Rentenlücke  

von  rund  60  Prozent  an.  Deswegen  ist  Altersarmut  noch  immer  vor  allem  auch  Frauenar-

mut.  

Wir  brauchen  daher  nicht  nur  ein  neues  Rollenverständnis,  sondern  auch  ein  neues  Ver-

ständnis  der  Geschlechter  füreinander,  um  gleichberechtigte  Partner schaften  zu ermögli-

chen.  Mehr  Kitaplätze  statt  Betreuungsgeld,  mehr  Frauen  in  den  Chefetagen  statt  am  Wi-

ckeltisch  sind  wirksame  Mittel,  um  verkrustete  Strukturen  aufzubrechen  und  Eltern  über-

haupt  die  Möglichkeit  zu geben,  Job und  Familie  miteinander  zu ver binden  anstatt  sich  

nur  für  eine  Option  entscheiden  zu müssen.  

http://www.equalpayday.de/der-equal-pay-day/schwerpunktthemen/


Frauen  fehlen  in  Entscheidungsgremien  

Nicht  mal  ein  Viertel  der  Führungspositionen  in  deutschen  Privatunternehmen  sind  mit  

Frauen  besetzt.  Im  vergangenen  Jahr  waren  nur  vier  Prozent  der  Vorstän de in  den  Top-

200 -Unternehmen  weiblich.  Kaum  besser  verhält  es sich  in  Aufsichts -  und  Verwaltungsrä-

ten:  Dort  lag  der  Frauenanteil  2012  bei  12,9  Prozent.  

Mehr  weibliche  Führungskräfte  sind  aber  das  beste  Gegenmittel,  um  Sexismus  auch  im  

Arbeitsleben  die  Sti rn  zu bieten.  Die  frauenpolitischen  Expertinnen  in  der  SPD-Delegation  

setzen  sich  daher  seit  langem  für  eine  verbindliche  Geschlechterquote  in  Aufsichtsräten  

und  Vorständen  von  Unternehmen  ein,  um  die  gläserne  Decke  endlich  zu durchbrechen  

und  Gleichberech tigung  von  Männer  und  Frauen  im  Arbeitsleben  zu fördern.  Völlig  rück-

ständig  hingegen  ist  der  Versuch  der  schwarz -gelben  Koalition,  bereits  die  von  der  EU-

Kommission  weichgespülte  Frauenquote  durch  eine  Sperrminorität  im  Ministerrat  kom-

plett  verhindern  zu wollen.  Die  SPD-Frauen  im  Europäischen  Parlament  werden  sich  umso  

mehr  für  eine  verbindliche  Quote  einsetzen.  

Diskriminierung  und  Ungerechtigkeit  beenden  

All  diese  Gründe  können  aber  nur  einen  Teil  des  starken  Lohngefälles  erklären.  Bei  zwei  

Drittel  der  Einkommenslücke  besteht  schlicht  und  einfach  ein  Diskriminierungsverdacht.  

Denn  bereits  Berufsanfängerinnen  verdienen  deutlich  weniger  als  ihre  männlichen  Kolle-

gen.  So liegen  die  Gehälter  von  Frauen  mit  bis  zu drei  Jahren  Berufserfahrung  durch-

schnittlich  um  18,7  Prozent  unter  denen  der  männlichen  Kollegen.  Mit  den  Berufsjahren  

wächst  diese  Einkommenslücke  sogar  an.  Diskriminierung  und  Ungerechtigkeit  im  Ar-

beitsleben  betrif ft  die  Akademikerin  genauso  wie  die  Kassiererin  oder  Facharbeiterin.  Sie 

alle  haben  mehr  verdient.  

Daher  fordern  die  SPD-Europaabgeordneten  schon  seit  langem  āgleichen Lohn  für  gleiche  

Arbeit  am  gleichen  Ort  für  Männer  und  Frauen!ô 
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Politik  gehört  in  d ie  Schule  

Landtagsrede  vom  20.  März  2013  

Der  Legende  nach  retteten  heilige  Gänse  die  Stadt  

Rom  im  Jahre  387  v.  Chr.  vor  dem  Untergang,  weil  

sie  einen  Angriff  der  Gallier  bemerkten  und  die  Rö-

mer  mit  ihrem  Geschnatter  aufweckten.  Heute  dis-

kutieren  wir,  weil  die  Liberalen  einen  Angriff  der  So-

zialdemokratie  auf  die  parteipolitische  Neutralität  

von  Schulen  fürchten  und  Alarm  schlagen.  

Der  Vergleich  hinkt  natürlich.  Erstens  sind  wir  nicht  

in  Rom,  zweitens  unterstelle  ich  niemandem,  eine  

Gans  zu sein,  und  dritten s besteht  überhaupt  gar  

keine  Gefahr.  Was ist  passiert?  Drei  Sozialdemokraten  waren  zu Gast  in  einer  Schule,  um  

über  Europa  aus  der  Perspektive  dreier  unterschiedlicher  Parlamente  zu diskutieren.  Su-

per!  Schülerinnen  und  Schüler  entwickeln  Fragen  zu Europa  und  stellen  diese  nacheinan-

der  Vertretern  unte rschiedlicher  Parteien.  Auch  super.  Damit  kommt  die  Schule  einer  

http://www.lohnspiegel.de/main/zusatzinformationen/berufsanfaenger-innen
http://www.lohnspiegel.de/main/zusatzinformationen/akademiker-innen
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Vereinbarung  zwischen  der  Bundeskanzlerin  und  den  Regierungschefs  der  Länder  nach,  

die  ĂEuropañ für  Schülerinnen  und  Schüler  greifbarer  machen  wo llen.  Immer  noch  super.  

Aber  nein,  man  wittert  einen  Skandal  und  schlägt  Alarm.  Zunächst  per  Kleiner  Anfrage.  

Dann  über  eine  Befassung  des  wissenschaftlichen  Dienstes.  Und  nun  debattiert  sogar  das  

Plenum.  Man  glaubt  es kaum.  Was ist  denn  die  Forderung  der  Liberalen?  Parteipolitische  

Neutralität  von  Schule.  Selbstverständlich!  Nun  wollen  sie  aber,  ganz  liberal,  Veranstal-

tungen  mit  Vertretern  lediglich  einer  Partei  untersagen.  

Wohin  soll  das  führen?  Abgeordnete  werden  unter  Generalverdacht  gestellt  und  dürfen  

nicht  mehr  alleine  Einladungen  von  Schulen  annehmen.  Ein 4-Augen  Prinzip  wird  einge-

führt.  Aber,  Frau  Klahn,  dürfte  ich  Frau  Erdmann  mitnehmen  oder  müsste  es eine  Vertre-

terin  der  Opposition  sein?  Und  würden  Sie die  Piraten  gelten  lassen?  Oder  sollen  Politi ker  

nur  noch  mit  Schülerinnen  und  Schülern  in  Kontakt  treten  dürfen,  wenn  alle  im  Parla-

ment  vertretenen  Parteien  dabei  sind?  Das kann  doch  nicht  das  Ziel  sein!  

Niemand  hier  im  Saal  stellt  Agitation  und  Propaganda  in  den  Mittelpunkt  seiner  Besuche.  

Es sei  denn  für  die  Demokratie  und  für  politische  Beteiligung.  Als Abgeordnete  haben  wir,  

so sehe  ich  das,  geradezu  die  Aufgabe,  für  Demokratie  und  Parlamentarismus  zu werben.  

Und  jeder  Lehrer,  der  versucht,  Schülerinnen  und  Schüler  für  politische  Fragestellungen  

zu interessieren  und  mit  Politikern  in  regen  Austausch  zu bringen,  gehört  belobigt  und  

nicht  unter  Generalverdacht  gestellt.  Es darf  doch  nicht  sein,  dass  Sie  lieber  Lehrerinnen  

und  Lehrer  hätten,  die  sich  nicht  für  Politik  interessieren!  Es darf  auch  nich t  sein,  dass  

das  einzige  Mittel  der  Wahl,  wenn  es um  Politik  und  Schule  geht,  Podiumsdiskussionen  

sind,  bei  denen  vor  allem  die  Menschen  auf  dem  Podium  reden  und  der  Rest  des  Saals  

mehr  oder  weniger  darauf  hofft,  dass  die  Zeit  verstreicht.  

Die  geltenden  Bestimmungen  sind  gut.  Sie sagen:  Auftrag  von  Schule  ist  u.a.,  junge  

Menschen  zu politischem  und  sozialem  Handeln  zu befähigen.  Besuche  von  Politikern  sind  

möglich.  Sechs  Wochen  vor  einer  Wahl  gilt  für  die  Politik  im  Zusammenhang  mit  solchen  

Besuchen  Zurückh altung  gegenüber  der  Presse.  

Lassen  Sie  uns  in  die  Schulen  gehen  und  Diskussionen  anstoßen!  

Lassen  Sie  uns  das  selbstbewusst  tun  und  nicht  mit  dem  Gefühl,  Politik  sei  irgendwie  

schmuddelig.  

Und  überlassen  wir  es den  Lehrerinnen  und  Lehrern,  diese  Diskussio nen  einzuordnen  und  

parteipolitische  Neutralität  herzustellen.  

Ich  hoffe,  Sie  können  mir  da zustimmen.  Falls  nicht,  möchte  ich  Sie auf  eine  neue  Fährte  

setzen.  Auf  der  Webseite  der  Bundesregierung  heißt  es:  ĂDie Bundeskanzlerin  und  Mit-

glieder  der  Bundesreg ierung  werden  am  6.  Mai  Schulen  besuchen  und  dort  mit  den  Ju-

gendlichen  über  Europa  diskutieren.  Denn  an  diesem  Datum  findet  der  EU-Projekttag  

2013  statt.ñ Falls  Sie also  gesetzlichen  Änderungsbedarf  sehen,  freue  ich  mich  auf  Ihre  

Erklärungen  dazu  im  Bildun gsausschuss.  Dann  bitte  vor  dem  6.  Mai!  

Keine  Kommentare  
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Wir  arbeiten  daran  

https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat


Landtagsrede  zur  Mod ernisierung  der  Lehrer bildung  vom  21.  März  2013  

Über  die  künftige  Ausbildung  von  Lehrerinnen  und  

Lehrern  in  Schleswig -Holstein  haben  wir  in  den  

vergangenen  Monaten  verschiedentlich  gespro-

chen.  Am  9.  August  2012  gab  es einen  Antrag  vom  

CDU-Abgeordneten  Gün ther,  der  mit  ĂNeuordnung 

der  Lehramtsstudiengªngeñ überschrieben  war  und  

im  wesentlichen  die  Forderung  erhob,  an  der  Aus-

bildung  in  Flensburg  solle  sich  möglichst  nichts  än-

dern.  

Ergänzt  wurde  dies  am  12.  August  2012  durch  ei-

nen  FDP-Antrag  des  Kollegen  Vogt , der  für  eine  

Rückkehr  zum  Staatsexamen  warb.  Die  Regierung  und  die  sie  tragenden  Fraktionen  ga-

ben  damals  zu Protokoll,  man  befinde  sich  im  Dialog  mit  den  Hochschulen  und  arbeite  

gemeinsam  an  einer  Modernisierung  der  Lehrerbildung.  

Am  29.  November  2012  gab es einen  vom  FDP-Kollegen  Garg  unterschriebenen  Antrag,  

der  einen  Bericht  der  Landesregierung  zur  Lehrerausbildung  verlangte.  Am  gleichen  Tag 

legte  Kollege  Günther  nach  mit  dem  Antrag  ĂSchulartbezogene Lehrerausbildung  erhal-

tenñ. Die  Regierung  und  die  sie tragenden  Fraktionen  gaben  damals  zu Protokoll,  man  

befinde  sich  im  Dialog  mit  den  Hochschulen  und  arbeite  gemeinsam  an  einer  Modernisie-

rung  der  Lehrerbildung.  Herr  Günther  hat  Teile  meiner  damaligen  Rede  heute,  wie  ich  

finde  zu Recht,  zitiert.  Am  8.  Februar  2013  folgte  ein  Antrag  der  FDP, eine  Reform  der  

Lehrerausbildung  dürfe  keine  Studienplätze  in  Kiel  und  Flensburg  gefährden.  Wieder  legte  

die  CDU nach  und  erbat  einen  Bericht  zur  Zukunft  der  Lehrerausbildung.  Den  hat  die  Mi-

nisterin  nun  gegeben  und  wied er  wird  klar:  Wir  befinden  uns  im  Dialog  mit  den  Hoch-

schulen  und  arbeiten  gemeinsam  an  einer  Modernisierung  der  Lehrerbildung.  

Ich  hätte  heute  auch  gut  meine  Rede vom  13.  Dezember  wiederholen  können.  Wir  wollen  

einen  Stufenbezug  anstatt  eines  Schulartbezug es,  weil  es in  erster  Linie  um  die  Schüle-

rinnen  und  Schüler  gehen  muss.  Wir  wollen  mehr,  frühere  und  besser  integrierte  Praxi-

santeile.  Der  Umgang  mit  Heterogenität  und  andere  neue  Herausforderungen  an  den  

Lehrerberuf  sollen  sich  stärker  in  der  Ausbildung  abbilden.  Wir  haben  glücklicherweise  

eine  Ministerin,  die  vom  Fach ist  und  die  die  Diskussion  um  die  Lehrerbildung  in  Schles-

wig -Holstein  seit  Längerem  aus  unterschiedlichen  Positionen  begleitet;  der  Dialog  mit  den  

Hochschulen  verläuft  konstruktiv  und  die  Hochschulen  arbeiten  in  die  beschriebene  Rich-

tung  an  Konzepten  ï übrigens  nicht  wegen  irgendwelcher  ideologischer  Verklärungen,  

sondern  weil  sich  diese  Punkte  aus  der  Sache  heraus  begründen.  

Schleswig -Holstein  beschreitet  keine  einsamen  Sonderwege.  Im  Dezemb er  sprach  ich  

über  die  Empfehlungen  einer  Berliner  Expertenkommission  für  die  Zukunft  der  Lehreraus-

bildung,  Nordrhein -Westfalen  und  Niedersachsen  sind  ebenso  auf  dem  Weg  wie  andere,  

in  Hamburg  gibt  es seit  Jahren  keine  schulartbezogene  Lehrerausbildung  meh r.  Während  

nun  die  Gespräche  laufen  und  Konzepte  erarbeitet  werden,  fordern  Sie  nun  schon  eine  

auf  Euro  und  Cent  genaue  Darstellung  der  Folgen,  ebenso  eine  Darstellung  der  dadurch  

notwendigen  Änderungen  bei  Personal,  Infrastruktur  und  Studiengängen.  Forder n Sie  

nächstes  Mal  bei  dieser  Gelegenheit  von  der  Landesregierung  doch  gleich  auch  einen  Be-

weis  der  Riemannschen  Vermutung!  

Letztes  Mal  wurde  viel  über  meine  Aussage  gesprochen,  es gebe  keine  unterschiedlichen  

Sorten  Mensch  und  deshalb  müsse  es auch  keine  unterschiedlichen  Sorten  von  Lehrerin-

nen  und  Lehrern  geben.  Ich  will  das  präzisieren:  Natürlich  ist  jeder  Mensch  unterschied-

lich,  aber  jede  Einteilung  in  Schichten,  Kasten  oder  Klassen  hat  sich  im  Laufe  der  Ge-

schichte  als  falsch  erwiesen.  Wir  brauchen  Lehr erinnen  und  Lehrer,  die  jede  Schülerin  in  

ihrer  und  jeden  Schüler  in  seiner  Unterschiedlichkeit  wahrnehmen.  Wenn  Gymnasien  und  



Gemeinschaftsschulen  den  Weg  zum  Abitur  anbieten  und  jede  Schülerin  und  jeden  Schü-

ler  auf  dem  Weg  dorthin  bestmöglich  begleiten  sollen,  wenn  alle  Schulen  die  Schülerin-

nen  und  Schüler,  die  es nicht  bis  zum  Abitur  schaffen,  bestmöglich  in  ihrer  Entwicklung  

fördern  sollen,  dann  brauchen  wir  dafür  nicht  unterschiedliche  Sorten  von  Lehrerinnen  

und  Lehrern.  Wir  brauchen  solche,  die  sich  jungen  Menschen  in  ihrer  Unterschiedlichkeit  

zuwenden  und  sie  fördern  und  fordern.  Und  genau  solche  Lehrerinnen  und  Lehrer  wollen  

wir  in  Schleswig -Holstein  ausbilden.  
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MdB  Sönke  Rix:  EXIT  endlich  langfristig  sichern  

In  den  letzten  Tagen  hat  sich  die  finanzielle  Situation  um  die  

Aussteigerinitiative  EXIT  immer  mehr  zugespitzt  und  die  

Bundesregierung  ha t  getan,  was  sie in  solchen  Fällen  immer  

tut:  Sie hat  versucht,  das  Problem  auszusitzen.  Dank  der  

massiven  Proteste  aus  der  Zivilgesellschaft  hat  diese  Taktik  

diesmal  nicht  funktioniert  und  Ministerin  Schröder  wird  sich  

nach  einem  Beschluss  des  Koalitionsa usschusses  mit  EXIT  an  

einen  Tisch  setzen  müssen.  

Der  Internationale  Tag  gegen  Rassismus  gilt  auch  für  die,  die  

sich  von  der  Szene  lossagen  wollen  und  wie  im  Falle  von  

EXIT  schon  mehrhundertfach  losgesagt  haben.  Insofern  kann  ich  nur  hoffen,  dass  sich  

Mini sterin  Schröder  der  Bedeutung  dieses  Tages  bewusst  ist.  

Die  Kosten -Nutzen -Bilanz  von  EXIT  ist  wegweisend.  Otto  Schily  veranschlagte  2001  die  

Kosten  je  Aussteiger  auf  100.000  Mark.  Exit  hat  seit  seiner  Gründung  rund  zwei  Millionen  

Euro  ausgegeben.  Das staat liche  Angebot  hätte  für  den  gleichen  Erfolg  22  Millionen  Euro  

ausgeben  müssen.  Und  das  zivilgesellschaftliche  Exit -Angebot  hat  einen  weiteren  Vorteil:  

Wer  zu Exit  geht,  gibt  wirklich  auf.  Wer  über  den  Verfassungsschutz  des  Bundes  oder  der  

Länder  aussteigen  will,  gilt  in  der  rechten  Szene  als  Verräter.  

Die  Finanzierung  des  Kampfes  gegen  den  Rassismus,  Rechtsextremismus  und  Fremden-

feindlichkeit  spielt  in  der  Zivilgesellschaft  eine  wichtige  Rolle.  

Mit  den  Programmen,  den  Ausführungsbestimmungen  und  der  Extremi smusklausel  des  

zuständigen  Ministeriums  hat  sich  über  die  Jahre  die  Frustration  auf  Seiten  derer,  die  Tag 

für  Tag  für  eine  Stärkung  unserer  Demokratie  und  Freiheit  "auf  die  Straße"  gehen,  immer  

mehr  verstärkt.  

Keine  Kommentare  
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Galgenfrist  für  den  Müll  

Die  Tage  sind  gezählt  bis  der  Müll  in  der  Gemeinde  verschwindet.  

https://www.spd-net-sh.de/rix
https://www.spd-langwedel.de/


Bisher  noch  unter  Schnee  versteckt  hoffen  wir,  dass  bis zum  Dorfputz  am  13.  April  der  

Frühling  doch  noch  in  Schleswig -Holstein  eintrifft.  

Zusammen  mit  dem  Sammeln  des  Mülls  in  der  

Gemeinde  soll  auch  das  Museum  für  die  neue  

Saison  herausgeputzt  werden.  

Wer  mitmachen  möchte  trifft  sich  in  Langwedel  

um  9:30  Uhr am  Denkmal,  oder  in  Blocksdorf  

am  Feuerwehrgerätehaus.  

Im  Anschluss  gibt  es für  alle  Helferinnen  und  

Helfer  einen  Imbiss  im  Sportheim.  

Keine  Kommentare  
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Tolle  Beteiligung  beim  Equal  Pay  Day  2013  

SPD - MdB  Thönnes  am  Brandenburger  Tor  

mit  dabei!  

ĂDas war  am  Donnerstag  eine  tolle  Beteiligung  

bei  der  Kundgebung  zum  Equal  Pay Day  in  Ber-

linñ, so SPD-MdB Franz  Thönnes,  der  andere  Ter-

mine  für  seine  Teilnahme  am  Brandenburger  Tor  

hinten  anstellte.  Gemeinsam  machten  Frauen  und  

Männer  auf  die  nach  wie  vor  bestehende  Un-

gleichheit  beim  Entgelt  zwischen  den  Geschlech-

tern  aufmerksam.  

Dabei  markiert  sein  jährlich  wechselndes  Dat um  den  Zeitraum,  den  Frauen  über  den  Jah-

reswechsel  hinaus  arbeiten  müssten,  um  auf  das  durchschnittliche  Vorjahrsgehalt  von  

Männern  zu kommen.  ĂGleicher Lohn  für  gleiche  Arbeit  ist  eine  zentrale  Frage  sozialer  

Gerechtigkeit.  Das  betrifft  den  Unterschied  zw ischen  Ost  und  West,  Leiharbeitern  und  

Festangestellten  sowie  besonders  das  Verhältnis  von  weiblichen  und  männlichen  Beschäf-

tigten.  Dies  gilt  auch  für  die  Kreise  Stormarn  und  Segeberg,  in  denen  ca.  45.200  Frauen  

und  49.600  Männer  bzw.  51.600  Frauen  und  50. 500  Männer  berufstätig  sindñ, erklärt  

Franz  Thönnes.  

Frauen  verdienen  heute  in  Deutschland  immer  noch  durchschnittlich  22  Prozent  weniger  

als  Männer.  Der  EU-Wert  liegt  stattdessen  nur  bei  16,2  Prozent  Unterschied.  Die  Bundes-

republik  hat  im  Vergleich  zu seinen  Nachbarländern  somit  einiges  aufzuholen.  Besonders  

auffällig  ist  der  Unterschied  bei  weiblichen  Führungskräften.  Sie  verdienen  durchschnitt-

lich  30  Prozent  weniger  als  ihre  männlichen  Kollegen.  Leider  verringert  sich  der  generelle  

Abstand  nur  sehr  langs am,  so ist  der  Unterschied  seit  2008  nur  um  ein  Prozent  gesun-

ken.  Die  Selbstverpflichtung  der  Unternehmen,  auf  die  Schwarz -Gelb  gesetzt  hat,  ist  of-

fenkundig  gescheitert.  

Der  SPD-Politiker  dazu:  ĂDiese Ungerechtigkeit  zeigt  auch  den  Handlungsbedarf  für  eine n 

gesetzlichen  Mindestlohn.  Er käme  ganz  besonders  den  arbeitenden  Frauen  zu Gute.ñ 

Eine  nachhaltige  Lösung  für  die  immer  noch  bestehende  Ungleichheit  kann  nur  das  von  

der  SPD-Bundestagsfraktion  bereits  mehrfach  vorgeschlagene  Entgeltgleichheitsgesetz  

https://www.spd-net-sh.de/thoennes


brin gen.  Leider  wurde  dieses  gerade  erst  am  13.  März  von  CDU/CSU  und  FDP erneut  ab-

gelehnt.  ĂGleichen Lohn  für  gleiche  Arbeit  gibt  es also  nur  mit  einer  SPD-geführten  Bun-

desregierung,ñ so Thönnes.  

Keine  Kommentare  
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Polizeistation  Tangstedt  muss  bestehen  bleiben  

Die  SPD  Tangstedt  fordert  von  den  Verantwortlichen,  sich  

frühzeitig  für  den  Erhalt  der  Polizeistati on  Tangstedt  einzuset-

zen.  

Einem  großen  Artikel  des  Hamburger  Abendblattes  vom  21.  

März  2013  konnten  die  Bürger  der  Gemeinde  Tangstedt  ent-

nehmen,  dass  auch  innerhalb  der  Polizeidirektion  Segeberg  

Planungen  laufen,  kleinere  Polizeidienststellen  zu schließen.  

Danach  seien  nach  Worten  des  stellvertretenden  Leiters  der  

Polizeidirektion  Bad  Segeberg,  Dirk  Petersen,  "in  der  langfris-

tigen  Planung  [...]  die  kleinen  Dienststellen  nicht  zukunftsfä-

hig".  Laut  dem  Bericht  ist  es das  Ziel,  Betriebskosten  einzu-

sparen  und  den Personalengpass  zu kompensieren.  Weiter  sprechen  Regeln  zur  Eigensi-

cherung  gegen  alleinfahrende  Polizeibeamte.  (HA  21.03.2013,  Regionalausgabe  Nor-

derstedt,  S.  1)  

Schaut  man  einige  Jahre  zurück,  so sprach  der  Landesrechnungshof  im  Jahre  2005  be-

reits  Empf ehlungen  aus,  kleinere  Polizeistationen/ -posten  zu schließen.  In  der  "Strategie  

2012  und  der  Zukunft  von  Polizeidienststellen  im  ländlichen  Raum"  hieß  es 2009  aber  

noch,  dass  die  untere  Personalgrenze  für  Polizeistationen  bei  3 Beamten  läge.  Die  Polizei-

sta tion  Tangstedt  verfügt  über  drei  Beamte,  die  in  der  Tangstedter  Bevölkerung  bekannt  

und  geachtet  sind.  

Der  Ortsvereinsvorsitzende  der  SPD  Tangstedt ,  Holger  Criwitz  (52),  sagte  gestern  

Abend  am  Rande  der  Mitgliederversammlung  der  Gemeindefeuerwehr  Tangstedt :"  Der  

Wegfall  der  Polizeistation  Tangstedt  wäre  für  die  Gemeinde  Tangstedt  und  deren  Bewoh-

ner  ein  herber  Rückschlag,  der  abgewendet  werden  muss.  Tangstedt  ist  groß  genug,  um  

den  Bedarf  einer  Polizeistation  nachzuweisen.  Zudem  würde  ein  Wegfall  bedeuten,  dass 

Fahrzeuge  aus  Henstedt -Ulzburg  die  Gemeinde  Tangstedt  immer  mitversorgen  müssten.  

Bereits  jetzt  ist  die  benachbarte  Polizeistation  Itzstedt  nachts  nicht  besetzt."  

Johannes  Kahlke  (42),  Direktkandidat  der  SPD  Tangstedt ,  in  dessen  Wahlbezirk  die  Po-

lizeis tation  liegt,  besuchte  am  heutigen  Freitag  kurzfristig  die  Polizeistation  und  sprach  

mit  dem  Stationsleiter  Volker  Schmidt.  Hierbei  zeigte  sich  u.  a.,  dass  das  Gebäude,  wel-

ches  der  landeseigenen  Gebäudemanagement  Schleswig -Holstein  AöR (GMSH)  gehört,  

aufgr und  des  Alters  hohe  Unterhaltungskosten  verursacht.  Johannes  Kahlke  sagte  nach  

seinem  Besuch:  "Unsere  Gemeindevertretung  muss  frühzeitig  auf  die  Entwicklung  reagie-

ren.  Ich  schlage  daher  vor,  der  Polizeidirektion  Bad  Segeberg  das  Angebot  zu machen,  

dass  die  Polizeistation  zur  Reduktion  der  Unterhaltskosten  in  das  Rathaus  umzieht.  Spä-

ter  könnte  sie  sogar  in  den  Komplex  mit  Bürgerhaus  und  Mehrzweckshalle  einziehen.  So 

können  wir  Tangstedter  die  Polizeistation  Tangstedt  erhalten."  

Quellen:  http://www.landtag.lt sh.de/infothek/wahl16/drucks/2400/drucksache -16 -

2452.pdf,  Abruf  22.03.2013  

https://www.spd-net-sh.de/stormarn/tangstedt


http://www.landesrechnungshof -sh.de/file/bm2006_tz18.pdf,  Abruf  22.03.2013  
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Was  war  los  auf  der  Sitzung  des  Schul - , Sport - , Kultur -  
und  Sozialausschusses?  

Am  12.  März  trafen  sich  die  Mitglieder  des  

Ausschusses  um  19.00  Uhr  im  Sportheim  

Langwedel.  Für  die  SPD nahmen  Ernst -Al-

bert  Neumann,  Ralf  Spi lker  und  Jens Loewer  

teil.  

Es ging  insbesondere  um  die  Beratungen  

über  Verträge  zwischen  der  Kinder -  und  Ju-

gendarbeit  Langwedel  e.V.  und  der  Ge-

meinde  Langwedel  sowie  die  Anpassung  des  

bestehenden  Vertrages  zur  U3-Betreuung.  

Der  Ausschuss  empfiehlt  dem  Geme inderat,  

die  Finanzierung  für  den  Verein  "Kinder -  und  

Jugendarbeit  Langwedel  e.V."  sicherzustellen.  Wann  die  nächste  Gemeinderatssitzung  

stattfindet,  ist  noch  nicht  bekannt.  Schade,  dass  es keine  Terminübersicht  des  Gemein-

derates  für  das  gesamte  Jahr  gibt.  

Keine  Kommentare  
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SPD:  Wir  bleiben  dran!  Thema  Trinkwasser  ist  nicht  vom  
Tisch  

Bad  Bramstedt.  Die  Bad  Bramstedter  SPD will  am  Thema  Trinkwasserversor-

gung  für  Bad  Bramstedt  am  Ball  bleiben.  Pressesprecher  Jan-Uwe  Schaden-

dorf  ĂWir konnten  zwar  gestern  Abend  in  der  Stadtverordnetenversammlung  

keine  Mehrheit  für  unseren  Antrag  gegen  eine  Privatisierung  der  Trinkwasser-

versorgung  finden,  sind  aber  sicher,  dass  uns  das  im  nächsten  Anlauf  gelin-

gen  wird.  Denn  das  Thema  ist  alles  andere  als  vom  Tisch.ñ 

Der  Antrag  der  SPD zielt  auf  Bestrebungen  der  Europäischen  Kommission  ab,  Dienstleis-

tungskonzessionen,  zu den  auch die  Trinkwasserversorgung  gehört,  künftig  europaweit  

auszuschreiben.  Das könnte  dazu  führen,  dass  Bad  Bramstedt  seine  Trinkwasserversor-

gung   im  Jahr  2017  ausschreiben  muss  und  dabei  an  private  Investoren  verlieren  könnte.  

Im  Ergebnis  befürchtet  die  SPD Preiserhöhungen  und/oder  Qualitätsverschlechterungen  

oder  auch  Entlassungen.  

Zwar  habe  die  EU-Kommission  nach  europaweiten  Protesten  Ende  Februar  eine  Nachbes-

serung  ihres  ersten  Vorschlages  versprochen,  doch  abschließend  beraten  und  beschlos-

sen  sei  aber  noch gar  nichts,  auch  wenn  CDU und  FDP diesen  Eindruck  erwecken  wolle.  

https://www.spd-langwedel.de/
https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


Vor  diesem  Hintergrund  wollte  die  SPD erreichen,  dass  die  Bad  Bramstedter  Stadtverord-

neten  einen  Vorratsbeschluss  fassen,  dass  die  Wasserversorgung  in  Bad  Bramstedt  bei  

Bedarf  so organisi ert  werden  soll,  dass  sie nicht  ausgeschrieben  werden  muss  und  auf  je-

den  Fall  in  Händen  der  Stadt  bleibt..  

Mit  diesem  Antrag  scheiterte  die  SPD insbesondere  an  CDU und  FDP in  der  Stadtverord-

netenversammlung,  die  meinten,  ihre  Leute  in  Brüssel  würden  es sch on  richten.  

SPD-Stadtverordneter  Arnold  Helmcke:  ĂMit diesem  Beschluss  hätten  alle  Stadtverordne-

ten  die  Möglichkeit  gehabt,  Ruhe  in  die  Diskussion  vor  Ort  zu bringen  und  unseren  Bürge-

rinnen  und   Bürgern  ein  eindeutiges  Signal  gegen  einen  Verkauf  zu geben.  Schlimmsten-

falls  würde  sich  der  Beschluss  zu unserem  Antrag  im  Nachhinein  als  überflüssig  erweisen,  

wenn  die  EU doch  Regelungen  trifft,  die  Bad  Bramstedt  verschonen.  Nun  bleibt  der  Beige-

schmack,  dass  CDU und  FDP in  Bad  Bramstedt,  sich  doch  eine  Privatisier ung  der  Trink-

wasserversorgung  vorstellen  kºnnen.ñ 

Schadendorf  weist  darauf  hin,  dass  gerade  erst  die  Verhandlungen  in  Brüssel  im  soge-

nannten  Trilog  zwischen  Europarat,  EU-Kommission  und  Europäischen  Parlament  begon-

nen  hätten.  Was dabei  herauskomme  sei  noch  nicht  abzusehen.  Jedenfalls  habe  sich  die  

Berichterstatterin  des  EU-Parlaments,  Heidi  Rühle  von  den  Grünen,  kürzlich  in  der  ARD 

sehr  zurückhaltend  geäußert,  was  ihre  Erwartungen  an  echte  Zugeständnisse  des  zustän-

digen  EU-Kommissars  betreffe.  

Die  Bad  Brams tedter  SPD wird  dieses  Thema  daher  weiterhin  mit  hoher  Wachsamkeit  

verfolgen,  auch  über  den  Wahltermin  am  26.  Mai  hinaus.  

Schadendorf:  ĂCDU und  FDP in  Bad  Bramstedt  wollen  es sich  leicht  machen  und  unsere  

Aktivitäten  als  Wahlkampfgeplänkel  abtun.  Das ist  grundverkehrt.  Wir  haben  es uns  nicht  

ausgesucht,  dass  das  Thema  gerade  aktuell  wird,  wenn  zufällig  in  Schleswig -Holstein  

Kommunalwahlen  anstehen.  So einfach  sollte  man  es sich  mit  diesem  für  alle  Bürgerin-

nen  und  Bürger  hoch  sensiblen  Thema  nicht  machen.ñ 

Keine  Kommentare  
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SPD  verabschiedet  Kommunalwahlprogamm  Schwer-
punkte:  Kinder,  Bildung,  Stadtentwic klu ng  

Bad  Bramstedt.  Auf  einer  gut  besuchten  Mitgliederversammlung  diskutierten  

und  verabschiedeten  die  Bad  Bramstedter  Sozialdemokraten  in  der  vergange-

nen  Woche  ihr  Wahlprogramm  für  die  Jahre  2013  ï 2018.  

Ortsvereinsvorsitzender  Klaus -Dieter  Hinck:  ĂDer Ausbau  der  Kinderbetreu-

ung  und  die  Weiterentwicklung  der  Bildungslandschaft  sind  zwei  große  Schwerpunkte,  die  

uns  die  kommen  Jahre  sehr  beschäftigen  und  finanziell  stark  beanspruchen  werden.  Aber  

wir  als  Sozialdemokraten  sehen  darin  einen  großen  Schwerpunkt  unserer  politischen  Tä-

tigkeit.ñ 

Bei  der  Kinderbetreuung  will  die  SPD den  Rechtsanspruch  auf  Kinderkrippenplätze   voll-

ständig  erfüllt  wissen,  ob  mit  der  bevorzugten  Lösung  Krippenplätze  oder  mit  Tagesmüt-

tern.  Bei  der  Entwicklung  der  Bildungslandschaft  sieht  die  SPD als  besonderes  Ziel  die  

Einrichtung  einer  gymnasialen  Oberstufe  an  der  Gemeinschaftsschule  Auenland.  Frakti-

onssprecher  Bodo  Clausen:  ĂBad Bramstedter  Eltern  sollen  hier  in  Bad  Bramstedt  die  

https://www.spd-segeberg.de/bad-bramstedt


Wahl  haben,  ob  sie ihr  Kind  auf  einen  schulischen  Weg  schi cken,  der  mit  G8 oder  G9  

zum  Abitur  führen  kann.  Das  werden  wir  unterstützen  und  voranbringen.ñ 

Aber  auch  außerhalb  der  Schulen  würde  die  SPD gern  mehr  Angebote  für  die  nicht  orga-

nisierte  Freizeitgestaltung  der  Jugendlichen  sehen.  Hinck:  ĂWir vernehmen  im mer  wieder,  

dass  der  Ort  wenig  für  Kinder  und  Jugendliche  in  der  lockeren  Freizeitgestaltung  zu bie-

ten  hat,  keine  Treffpunkte.  Wir  hoffen,  dass  der  Jugendbeirat  und  das  Jugendzentrum  

dazu  Ideen  aufgreifen  und  weiterentwickeln  können.  Wir  werden  das  nach  Kräften  unter-

st¿tzen.ñ 

Im  Bereich  des  Sports  hat  die  SPD den  Umbau  des  Grandplatzes  auf  dem  Schäferberg  zu 

einem  Kunstrasenplatz  in  ihr  Programm  aufgenommen  und  bleibt  damit  bei  ihren  bisheri-

gen  Aussagen  zu diesem  Thema,  das  die  Rasensportler  bewegt.  

Die  Inn enstadtgestaltung  und  ïentwicklung  steht  auch  künftig  ganz  weit  oben  auf  der  

Liste  der  SPD. Hinck:  ĂBad Bramstedt  hat  eine  Kultur  sehr  langer  Entscheidungsgänge.  

Zwar  wussten  wir  seit  Jahren,  dass  die  Umgehungsstraße  kommt,  aber  keine  Pläne  wa-

ren  fertig.   Jetzt  wird  es aber  höchste  Zeit,  die  Innenstadt  ï und  damit  meinen  wir  nicht  

nur  den  Bleeck  ï zu einem  Ort  zu gestalten,  an  dem  man  sich  gern  aufhält  und  an  dem  

mal  so etwas  wie  Bummel -  und  Verweilatmosphäre  aufkommt.  Das vermissen  die  Bad  

Bramstedter  Bürg erinnen  und  Bürger  sehr.  Politik  und  Geschäftswelt  sollten  das  liefern  

kºnnen.ñ 

Zur  Stadtentwicklung  gehört  für  die  Sozialdemokraten  aber  auch  der  Ausbau  des  Gewer-

begebiets  am  Lohstücker  Weg.  Fraktionssprecher  Bodo  Clausen:  ĂIch kann  gern  wieder-

holen,  dass  wir  als  SPD schon  in  den  1980er  Jahren  entsprechende  Planungen  gefordert  

haben  und  deshalb  froh  sind,  dass  sie endlich  erfolgen.  Bad  Bramstedt  hat  im  Vergleich  

zu anderen  Orten  entlang  der  A7 nur  sehr  geringe  Gewerbesteuereinnahmen.  Das ist  

Geld,  das  uns  überall  fehlt.  Von  dieser  schiefen  Ebene  für  unsere  Finanzen  müssen  wir  

runter  und  für  mehr  Gewerbe  und  damit  Gewerbesteuer  sorgen.ñ 

Die  Finanzen  sind  denn  auch  die  große  Sorge  für  die  kommenden  Jahre.  Der  stellvertre-

tende  Fraktionssprecher  Jan-Uwe  Schaden dorf:  ĂWir sehen  z.  B.  noch  Potential  in  stadtei-

genen  Grundstücken.  Zum  einen  müssen  wir  die  Nutzungen  optimieren  und  ein  aktives  

Gebäudemanagement  betreiben.  Zum  anderen  müssen  wir  sehen,  wo  wir  Grundstücke  

haben,  die  man  planerisch  entwickeln  und  zu Geld  machen  kann.  Das hat  nichts  mit  āTa-

felsilber  verkaufenó zu tun,  sondern  Silber  wird  es erst  durch  aktive  Planungen  für  diese  

Grundstücke.  Ein erstes  Grundstück  haben  wir  in  Arbeit  und  das  macht  Hoffnung.  Nur  mit  

solchen  Einnahmen  werden  wir  die  Maßnahmen  für  Kinder,  Bildung  und  Innenstadt  finan-

zieren  können,  ohne  ständig  an  die  Grenzen  unserer  Leistungsfähigkeit  zu stoÇen.ñ 

Das verabschiedete  Wahlprogramm  wird  jetzt  von  einer  Redaktionsgruppe  noch  textlich  

verfeinert  werden  und  wird  nach  Ostern  für  alle  Bürger  zur  Verfügung  stehen.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

Nina  Scheer,  MdB -  veröffentlicht  am  24.03.2013,  10:35  Uhr  -  10322  Clicks  -  Nr.  237  

Nina  Scheer  zur  stellv.  Vorsitzenden  des  Forums  DL  21  
gewählt,  2 3.03.2013,  Mainz  

Mainz.  23.03.2013.  Heute  wurde  Nina  Scheer  im  Rahmen  der  Frühjahrstagung  des  Fo-

rums  DL 21  in  Mainz  mit  92  %  zur  stellvertretenden  Vorsitzenden  gewählt.  

https://www.spd-net-sh.de/scheer


In  ihrer  Vorstellung  gegenüber  den  mehr  als  100  TeilnehmerInnen  ging  sie  auf  die  heute  

ihrer  Ansicht  nach  zu sehr  auf  die  Kostenfrage  konzentrierte  Debatte  um  das  Gelingen  

der  Energiewende  ein.  Sie betonte,  dass  bereits  aus  

Gründen  der  fossilen  Ressourcenverknappung  die  

Energiewende  beschleunigt  zu vollziehen  sei:  "Set-

zen  die  Verknappungsef fekte  spürbar  ein,  wird  

Energie  unbezahlbar  und  verunmöglicht  den  Zugang  

zu Energie  für  immer  mehr  Menschen  -  die  Energie-

wende  ist  somit  auch  aus  dieser  Perspektive  ein  so-

zialdemokratisch  motivierter  Anspruch",  so Nina  

Scheer.  In  Bezugnahme  auf  die  Grundwe rte  der  So-

zialdemokratie,  für  die  sie sich  für  und  mit  der  DL 

21  einsetzen  wolle,  nahm  Scheer  u.a.  Bezug  auf  

den  Freiheitsbegriff.  Hierbei  setze  sie sich  kritisch  

mit  dem  jüngst  auf  Initiative  der  FDP-Bundestagsfraktion  erklärten  Nein  zu einem  bun-

destagsei genen  NPD-Verbotsantrag  auseinander:  "Möglicherweise  liegt  der  eigentliche  

Hintergrund  für  das  Nein  in  einer  Neudefinition  des  Freiheitsbegriffs  der  Liberalen.  Das  ist  

nicht  mit  unserem  Verständis  von  demokratiegetreuer  Freiheit  vereinbar  und  offenbart  in  

beschä mender  Weise  die  Identitätsnöte  der  FDP".  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD Kreis  Plön  -  veröffentlicht  am  24.03.2013,  15:16  Uhr  -  9191  Clicks  -  Nr.  238  

Mittwoch,  dem  27.  März  um  19.30  Uhr  Sozialer  Kr eis  

Liebe  Genossinnen  und  Genossen,  

Sozialpolitik  in  unserem  Kreis  Plön  ist  der  zentrale  Anker  sozialdemokratischer  Politik.  Wir  

möchten  eine  Bestandsaufnahme  machen  und  über  die  notwendige  Weiterentwicklung  

diskutieren,  denn  Fragen  von  sozialer  Gerechtigk eit  haben  für  uns  eine  große  Bedeutung.  

Soziale  Sicherheit  gehört  zu den  zentralen  Menschenrechten.  

Ob Gesundheits -  und  Pflegepolitik,  Kinderbetreuung,  behindertengerechtes  Wohnen,  die  

Eingliederung  von  Migranten,  mit  der  Bestandsaufnahme  durch  Landrätin  Frau  Stepha-

nie  Ladwig  wird  die  Arbeit  im  Kreis  Plön  dargestellt.  Danach  möchten  wir  mit  dem  

Propst  der  Propstei  Plön,  Herrn  Matthias  Petersen ,  und  dem  Pflegedienstleiter  

des  Alten -  und  Pflegeheims  am  Klostergarten,  Herrn  Aberrahim  Ouled - Attou  und  

weiteren  Gästen  die  Weiterentwicklung  des  ĂSozialen Kreises  Plºnñ diskutieren.  

Wir  würden  uns  sehr  freuen,  wenn  wir  Dich  

am  Mittwoch,  dem  27.  März  um  19.30  Uhr  

in  Preetz,  Saal  im  Alten -  und  Pflegeheim  am  Klostergarten  Preetz,  Klosterstr.  4 begrüßen  

dürfen.  

Mit  herzl ichen  Grüßen  

Helga  Hohnheit   Lutz  Schlünsen  Matthias  Naumann  

  SPD Kreistagsfraktion  SPD-Ortsverein  Preetz  

Keine  Kommentare  

https://www.spd-net-sh.de/ploen


SPD-Kaköhl  -  veröffentlicht  am  24.03.2013,  15:33  Uhr  -  6010  Clicks -  Nr.  239  

SPD - Kandidaten  in  Blekendorf  

Die  Mitglieder  des  SPD-Ortsvereins  Kaköhl  haben  ihre  Kandidaten  

für  die  Kommunalwahl  am  26.  Mai  gewählt.  

Es sind  auf  den  den  ersten  fünf  Listenplätzen  bewährte  Gemeinde-

vertreter,  es folgen  zwei  weitere  Kandidaten,  die  sich  bereits  als  

bürgerliche  Ausschussmitglieder  bewährt  haben:  Matthias  Ehmke,  

Sechendorf;  Holger  Schöning,  Kaköhl;  Brigitte  Bauer,  Futterkamp;  

Gerd  Thiessen,  Blekendorf;  Erhard  Lühr,  Futterkamp;  Ulrich  Bioly,  

Futterkamp  und  Detlef  Rix,  Nessendorf.  

Mit  diesen  Personen  wurden  eine  engagierte  Bürgerin  und  enga-

gierte  Bürger  unserer  Gemeinde  nominiert,  die  mit  nötigem  Sach -  

und  gesundem  Menschenverstand  Entscheidungen  für  unsere  Ge-

meinde  treffen  können  und  wollen.  Dabei  stellt  sich  mit  Matthias  Ehmke  (sie he Foto)  ein  

junger  Kommunalpolitiker  mit  Kreistags -  und  Gemeindevertretungserfahrung  als  Bürger-

meisterkandidat  zur  Wahl.  

Auf  den  weiteren  Listenplätzen  folgen  Ilka  Koht,  Eckhard  Mannsfeld,  Uwe  Dornbusch,  

Dirk  Rödmann,  Melanie  Ehmke  und  Elfriede  Bendfeldt.  

Keine  Kommentare  

 

 

 

SPD-Langwedel  -  veröffentlicht  am  24.03.2013,  17:23  Uhr  -  7536  Clicks  -  Nr.  240  

Marie,  9  Jahre,  findet  die  Vorschläge  der  SPD  pfiffig  

Die  Großen  reden  immer  vom  Strom  

sparen.  Damit  es der  Umwelt  noch  gut  

geht,  auch  wenn  Marie  groß  ist...  

...hat  die  SPD Langwedel  gute  Vor-

schläge  zum  Thema  Umwelt  und  Ener-

giesparen  ï zum  Beispiel  LED-Be-

leuchtung  für  die  Lampen  im  Ort.  

Mit  einer  besonderen  Aktion  machte  

die  SPD Langwedel  am  Rande  des 

Frühjahresfestes  auf  Gut  Manhagen  

auf  ihre  Themen  aufmerksam.  

 

 
Keine  Kommentare  

 

 

 

Martin  Habersaat,  MdL -  veröffentlicht  am  24.03.2013,  17:30  Uhr  -  8664  Clicks  -  Nr.  241  

SPD  Schleswig -Holstein  schreibt  Willi  Piecyk  Preis  aus  

https://www.spd-net-sh.de/ploen/kakoehl
https://www.spd-langwedel.de/
https://spd-net-sh.de/stormarn/habersaat



